Editorial 


Mit dem vorliegenden Heft der Prokla möchten wir eine Diskussion aufnehmen, die in der poli- 
tischen Wissenschaft seit einiger Zeit als ‚‚Korporativismus-corporatism‘‘-Diskussion geführt 
wird. Dabei wird auf Phänomene einer Neustrukturierung der Herrschaftsorganisation in Län- 
dern des entwickelten Kapitalismus verwiesen, die sich als eine verstärkte Kooperation zwischen 
Staatsapparaten und den Verbänden der Lohnarbeit und des Kapitals beschreiben lassen. Ob 
diese Phänomene ‚neu‘ sind, kann angesichts der lang anhaltenden Diskussion in der Bundesre- 
publik um die Formierte Gesellschaft, die Konzertierte Aktion und — im Rahmen der Gewerk- 
schaftsdiskussion — um die Analyse kooperativer Formen der Gewerkschaftspolitik (und ange- 
sichts der organisationssoziologischen Debatten in der Weimarer Republik — Michels, Götz 
Briefs etc.) bezweifelt werden. Allerdings ist es auch nicht damit getan, diese politikwissen- 
schaftliche Debatte mit diesem Hinweis abzutun: Sicherlich wird dieses Thema nicht zufällig in 
der Bundesrepublik nach 1973/74 angesichts des Scheiterns eines entwickelten Staatsinterven- 
tionismus diskutiert, das neue „Rezepte“ der Wirtschaftspolitik auf den Plan ruft, die — wie am 
Beispiel der Strukturpolitik-Diskussion deutlich — eine stärkere Einbindung der gesellschaftli- 
chen Kräfte in die Politik des Krisenmanagements erfordern (vgl. dazu die Beiträge von Hübner/ 
Moraal und von Salvati/Brosio, wobei deren Beitrag einen Überblick über die Zusammenhänge 
von wirtschaftlicher Entwicklung und gesellschaftlicher Neustrukturierung in Westeuropa gibt; 
die beiden Autoren besitzen dabei einen anderen theoretischen Zugang zur Analyse, als dies an- 
sonsten im Spektrum der Prokla der Fall ist. Wir meinen aber, daß diese Untersuchung aufgrund 
ihrer Verbindung von strategischem Überblick und differenzierter Analyse im Rahmen der Kor- 
porativismus-Diskussion einen großen Stellenwert haben kann und zugleich auf die Notwendig-" 
keit einer theoretischen Antwort der marxistischen Linken verweist). Die gesellschaftlichen ' 
Konsequenzen aus der Krise wurden offensichtlich in anderen Ländern — in denen schon in den 
60er Jahren die Wirtschaft stagniert, wie in Großbritannien — wesentlich früher gefordert und 
diskutiert (vgl. den Beitrag von Kastendiek), wobei — dies ist noch einschränkend zu vermerken 
— in den hier abgedruckten Beiträgen die wichtige italienische Korporativismus-DisKussion nicht 
berücksichtigt werden konnte. In der Bundesrepublik vollzog sich die Einbindung der Gewerk- 
schaften bisher weniger offen als in anderen Ländern (die Konzertierte Atkion war schließlich 
ein sehr lockeres „‚Bündnis“), nicht zuletzt aufgrund der informellen Möglichkeiten der Beein- 
flussung der gewerkschaftlichen Politik (SPD-Bindung, vgl. dazu Zeuner in Prokla 26) und auf- 
grund der fortschreitenden Einengung durch Rechtssetzung (vgl. dazu den exemplarischen Bei- 
trag von Blanke zum Mitbestimmungsurteil). Daß aber die repressive Einengung gewerkschaftli- 
chen Spielraums auch aktuell „zur Wahl‘ steht, zeigen nicht nur Hübner/Moraal, sondern auch 
der Beitrag von Zeuner/Funke, der als Kurzanalyse zu den möglichen gesellschaftlichen Konse- 
quenzen einer Strauß-Regierung zusammen mit dem Diskussionsbeitrag von Lohmann zum „sO- 
zialistischen Wahldilemma‘“ aus aktuellen Gründen an den Anfang dieses Heftes gestellt wurde. 

Außerhalb des Schwerpunkts veröffentlichen wir ein Referat von G. Armanski, das sei- 
nen Stellenwert auch aus der wiederaufgelebten Debatte um die Abrüstung in der Bundesrepu- 
blik bezieht. Zum Abschluß dokumentieren wir eine Kontroverse zwischen Peter von Oertzen 
und der Prokla-Redaktion, die anläßlich unserer Resolution zur Auseinandersetzung zwischen 
Oertzen und Abendroth zur Bahro-Solidarität geführt wurde. 


Im Heft 39 der Prokla werden mit dem Schwerpunkt „Ökologie, Technologie und Weltmarkt“ | 
Beiträge veröffentlicht, die die Ökologie- und Technologiefrage unter Weltmarkt/Unterent- 
wicklungsaspekten diskutieren. Autoren: H. Glaser, L. Hieber, W. Schoeller, R. Schwers u.a. 


Rudi Dutschke 


war einer aus der Generation der 60er Jahre, in tragischer Weise ihre Entwicklung symbolisie- 
rend. Viele von uns haben eine ähnliche Politisierung durchgemacht, ähnliche Erfahrungen ge- 
sammelt und vergleichbare politische Schlußfolgerungen gezogen. Die politische Arbeit begann 
in der Regel in kleinen isolierten Gruppen mit emanzipativem Anspruch, für die die ‚„subversive 
Aktion‘ als Beispiel stehen mag, ebenso wie der SDS vor 1967. Daraus entstand nicht zuletzt 
dank seiner Initiative eine breite studentische Massenbewegung, die weit über sich hinaus wirk- 
te. Die das ejgene Lcben tiefgreifend verändernden Ideen und Aktionen der außerparlaınentari- 
schen Bewegung erfuhren einen Rückschlag durch die brutale, offene Reaktion staatlicher Ge- 
walt und die subtilen Maßnahmen der politischen Repression einerseits, sowie durch den Zer- 
fall der einheitlichen Massenbewegung der späten 60er Jahre in sektiererische Gruppen ande- 
rerseits, Im organisierten Zusammenhang wurde dann der allerdings nur defensive Kampf gegen 
die immer mehr das politische Leben einschnürende Repression aufgenommen. Die Frage nach 
dem Charakter desreal existierenden Sozialismus sowie nach dem eigenen Sozialismus-Verständ- 
nis, von Rudi Dutschke aufgrund seiner Herkunft aus der DDR schon immer gestellt, wurde für 
die gesamte Linke mehr und mehr zentral. Schließlich die neuen Hoffnungen, die in die neue 
und in der Geschichte der Bundesrepublik einzigartige, wenn auch nicht problemlose Bewegung 
der „Grünen‘‘ gesetzt werden. Empörung über und Protest gegen das Attentat auf Rudi Dutsch- 
ke am 11. April 1968 waren nicht nur der Solidarität mit dem Opfer und der Wut über die 
Schreibtischtäter in den Redaktionen vor allem des Springer-Konzerns geschuldet. Jeder wußte, 
mit den Schüssen war die ganze Bewegung gemeint. Rudi Dutschke, der sich nie dahin gedrängt 
hatte, stand nun für die ganze linke Bewegung. Und die Trauer über den Tod unseres Genossen 
Rudi Dutschke am 24. 12. 79 galt ihm und unsere Anteilnahme seiner Familie, aber sie drückte 
auch die Erkenntnis über einen so tragisch notwendig werdenden Selbstreflexionsprozeß der 
Linken aus. Die politische Arbeit von Rudi Dutschke ist ebenso strittig gewesen wie seine theo- 
retischen Ansätze. Aber er hat mit beidem die Entwicklung der westdeutschen Linken beein- 
flußt wie kaum jemand sonst. So war er eine historische Persönlichkeit. 


Rudi Dutschke, der als freier Schriftsteller lebte, hat bei seinem plötzlichen Tod seine Familie 
in gänzlich ungesicherter Lage hinterlassen. 

Seine Frau ist mit einer wissenschaftlichen Forschungsarbeit beschäftigt und wird für längere 
Zeit wegen ihrer Kinder (12 und 10 und ein zu erwartendes drittes Kind) nicht zu einer Berufs- 
tätigkeit in der Lage sein. 

Ein erster Aufruf zu Spenden für die Familie Dutschke in Verbindung mit der Todesanzeige 
und der Beerdigung hat ein erfreuliches Echo gefunden. (Wir werden in Kürze diese Zahlen 
veröffentlichen.) Aber die eingegangene Summe ist weder für den Unterhalt der Familie in den 
nächsten Jahren noch für die Sicherung der Ausbildung der Kinder ausreichend. 

Wir bitten deshalb sowohl um weitere Spenden — aber vor allem auch um feste monatliche 
Zahlungszusagen über einen längeren Zeitraum durch Dauerauftrag von DM 10,— aufwärts. 
Möglichst in Höhe von DM 50,— und mehr. 

Wir werden nach einiger Zeit über die finanzielle Situation von Rudis Familie den Spendern 
einen Bericht geben. 

Wir erbitten diese Spenden auf das Konto der Evangelischen Studentengemeinde, Geschäfts- 
stelle Berlin, Carmerstr. 11, 1000 Berlin 12 — diese Spenden sind steuerabzugsfähig. 

® Berliner Bank AG, Berlin, Sonderkonto Rudi Dutschke, Kto.Nr. 11020 50 402 
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Ökonomie und „Psychologie“ in der Wahlkampfstrategie der CDU/CSU 


1. Vorbemerkung 


Eine wesentliche These dieses Beitrags ist, daß zwischen dem ökonomisch-politi- 
schen Programm Strauß und dem regierenden Sozialliberalismus entscheidende pro- 
grammatische Unterschiede bestehen, deren Umsetzung in die Praxis nicht nur für 
die westdeutsche Linke, sondern für die Lebenslage der Bevölkerung in der BRD 
und für die Entwicklungsmöglichkeiten der BRD-Gesellschaft von zentraler Bedeu- 
tung sind. In der linken Diskussion wird eine solche These fast immer mit dem Ver- 
dacht belegt, hier solle, wieder einmal, für eine SPD-Wahl als einzig rationale Alter- 
native, natürlich, wie seit eh und je, als „‚Kleineres Übel‘ und mit knirschenden Zäh- 
nen, geworben werden. Es hat sich in dieser Diskussion überhaupt eine fatale Situa- 
tion ergeben, die den Versuch objektiver Analyse der „Gefahr Strauß‘ außerordent- 
lich erschwert: Wer sich schon für eine grün-bunte Alternative links von der SPD 
entschieden hat, meint sich genötigt, die Unterschiede zwischen Strauß und Schmidt 
herunterzuspielen —z.B. Jochen Steffen und Willi Hoss in ‚‚konkret“ 1/80 —, wer 
umgekehrt an diesen Unterschieden festhält, gerät in den oben genannten Verdacht. 
Diese Situation hat reale Ursachen im Mechanismus der 5 %-Klausel, den Karl-Ernst 
Lohmann in seinem Beitrag in diesem Heft analysiert. Gleichwohl scheint bei vielen 
Beteiligten in der linken Diskussion dieser Mechanismus eher als Reflex früherer Er- 
fahrungen als in seiner tatsächlichen Wirkung wahrgenommen zu werden. Demge- 
genüber ist hier in Anlehnung an Lohmanns Argumentation festzuhalten, daß dieser 
Mechanismus unter den 1980 in der BRD gegebenen Bedingungen auch in völlig 
neuer Richtung wirken Könnte. Nicht auszuschließen wäre im Sommer 1980 eine 
wahlarithmetische Konstellation, bei der es darauf ankäme, statt SPD die Grünen zu 
wählen, damit diese Partei über 5 % käme und die ihr möglicherweise ohnehin zu- 
kommenden 3.5 % der Stimmen nicht ‚verschenkt‘ wären. 

Wie auch immer dies sich bis zum Sommer 1980 — nach den Landtagswahlen 
in Baden-Württemberg und NRW wird die Frage des Wahlverhaltens von Linken bei 
der Bundestagswahl erneut zu diskutieren sein — entwickeln mag — es geht uns 
darum, auf das hohe Risiko einer Strauß-Kanzlerschaft aufmerksam zu machen 
und Argumente für eine Diskussion beizusteuern, die sich nicht auf die Wahlalterna- 
tiven fixiert, sondern gerade in der Zeit vor dem Wahltag auf Bedingungen der Ab- 
wehr des Strauß-Programms aufmerksam macht. Wir meinen zwar, daß es für die 
Wahldiskussion der sozialistischen Linken absolut vorrangiges Kriterium sein muß, 
eine Strauß-Kanzlerschaft zu verhindern, wir meinen aber, daß es noch mehr darauf 


ankommt, wie die Durchsetzung der Straußschen Politik von der Linken und von 
den Gewerkschaften vor der Wahl bekämpft — oder im Falle eines Wahlsieges — 
konterkariert werden kann. Die Bekämpfung der ökonomisch-politischen Zielsetzung 
der von Strauß repräsentierten BRD-Rechten wird in ihren Erfolgschancen wesent- 
lich davon abhängen, inwieweit der Wahlkampf einer Mobilisierung all derer dient. 
die von der Strauß-Politik in ihren Lebensinteressen bedroht sind. 

Wir werden daher das Programm, für das Strauß objektiv steht, nicht mit dem 
Anspruch auf Vollständigkeit behandeln, sondern zunächst (Teil 2.) die für die so- 
ziale Lage der von Lohn oder staatlichen Sozialausgaben A bhängigen zentralen poli- 
tischen Absichten darstellen — ohne deren Realisierungschancen und -zeiträume 
hier kalkulieren zu wollen. Wie Strauß schon 1974 in Sonthofen richtig erkannte, 
müßte eine Offenlegung der beabsichtigten Folgen einer CDU/CSU-Regierungspoli- 
tik für breite Wählerschichten abschreckend wirken. Durchsetzbar ist diese Politik 
also nur, wenn die materiellen Interessen der Wähler im Wahlkampf durch eine „Psy- 
chologie‘“ von rechts verdeckt werden. An welche realen Erfahrungen eine solche 
Strategie der klassenspaltenden inneren psychologischen Kriegsführung ansetzen 
könnte, versuchen wir in Teil 3. zu formulieren. 


2. Das ökonomische Programm der CDU/CSU unter dem Kandidaten Strauß 
2.1. „Sanierung von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat“ 


Der Kern der Straußschen Programmatik, ihr klassenspezifischer Gehalt, liegt in ei- 
ner grundlegenden Neubestimmung der Rolle des Staates in bezug auf den ökono- 
‚mischen Prozeß. Diese Neubestimmung wird, da sie die Lebenslage der großen Mehr- 
heit der Bevölkerung verschlechtert, nur gegen erheblichen Widerstand ins Werk zu 
setzen sein. Sie erfordert daher eine besondere, bisher noch funktionierende Mecha- 
nismen liberaler Demokratie faktisch außer Kraft setzende Strategie der Durchset- 
zung. 

Sucht man nach konkreten Aussagen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, so 
wird man bei Strauß selbst jedenfalls seit seiner Bestellung zum Kanzlerkandidaten 
wenig finden. Das ist kein Zufall, sondern entspricht exakt dem in der Sonthofener 
Rede vom November 1974 skizzierten strategischen Plan: Strauß kritisiert hier 
Unionspolitiker, die sich auf konkrete Alternativprogramme zur Bundesregierung 
einlassen. Bei solchen konkreten Aussagen käme die Union leicht in die Lage, „als 
Reaktionäre, als Arbeitnehmerfeinde, als Unternehmerinteressenvertreter“ zu gelten. 
„Aus diesem Grunde können wir unsere Warnungen und unser Nein nur pauschal aussprechen, 
denn die Krise muß so groß werden, daß das, was wir für die Sanierung notwendig halten, dann 


auf einem psychologisch besseren Boden beginnen kann als noch heute.‘ (Sonthofener Rede, S. 
999) 


Worin besteht nun die „Sanierung von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat“, deren 
Einzelheiten, ja sogar deren „Grundsätze“ (S. 998) vor den Betroffenen verborgen 
werden müssen? 


Die klarsten Formulierungen finden sich bei Kurt Biedenkopf, der sich in den 
letzten Jahren zum wichtigsten wirtschaftspolitischen Sprecher der Union im Bun- 
destag und zum Vertrauensmann des Wirtschaftsrats der CDU entwickelt hat und 
einer der wichtigsten Förderer der Strauß-Kandidatur war. Biedenkopf hat in meh- 
reren Reden, am markantesten in der Haushaltsdebatte des Bundestags am 14. 9.79, 
eine geschlossene, krass monetaristische wirtschaftspolitische Doktrin der Union zu 
entwickeln versucht. 

Kern seines Arguments ist die Forderung, der Staat solle aufhören, seine Poli- 
tik an einer bestimmten, als Minimalvoraussetzung zur Regelung gesellschaftlicher 
Konflikte angesehenen Wachstumsrate zu orientieren. Wachstum könne „nicht das 
Ziel, sondern das Ergebnis staatlichen Handelns‘ (Bundestag, 8. 2. 79, 10657) sein. 
Er kritisiert die Bundesregierung: 

„Wenn die Regierung der Meinung ist, sie brauche 4 bis 5 % Wachstum, um das Land regierbar 
zu halten und die Verteilungskonflikte zu lösen, die Bürger durch freiwillige Leistung aber nur 


2 % Wachstum zu erzeugen bereit sind, so fühlt sich die Regierung gerechtfertigt, diese 2% auf 
4 % zu subventionieren.‘‘ (Bundestag, 14. 9. 79, 13528 f.) 


Diese Subventionierung eines Wachstumsziels sei nur mit wachsender Staatsverschul- 
dung möglich, die notwendig schon im Laufe der 80er Jahre in die Krise führen 
müsse: Der Staat werde entweder handlungsunfähig, weil die Neuverschuldung be- 
reits von den wachsenden Zinsen der Alt-Schuld aufgezehrt werde, oder er müsse 
zur Rückzahlung seiner Schulden erhebliche Steuererhöhungen vornehmen, oder er 
müsse eine sehr viel höhere Inflationsrate anstreben, um sich auf diese Weise zu ent- 
schulden. 

„Das ist der entscheidende Unterschied. Ich kann mich auf den Standpunkt stellen: Datum für 
das Regieren in einer freien Gesellschaft ist das, was die Bürger freiwillig produzieren. Dann muß 
die Regierung damit zurechtkommen. Wenn sie unter diesen Bedingungen nicht regieren kann, 
dann muß sie abtreten. Die andere Alternative ist zu sagen: Ich brauche soundsoviel dafür, um 
die Probleme zu lösen, und wenn die Bürger das nicht freiwillig produzieren, muß ich eben nach- 
helfen — selbst unter der Gefahr, daß später die Bürger diese Nachhilfe mit Zins und Zinseszins 
bezahlen müssen.‘ (Bundestag, 14. 9. 79, 13531) 


Nach Biedenkopf soll die Regierung also aufhören, durch Konjunkturbelebende 
oder strukturpolitische Ausgaben mit dem Ziel der Wiedererreichung der Vollbe- 
schäftigung in den ökonomischen Prozeß einzugreifen. Dieser ökonomische Prozeß 
— der von Biedenkopf im Rahmen seiner monetaristisch inspirierten politischen 
Theorie durchaus folgerichtig mit ‚dem Bürger““ gleichgesetzt wird (1) — ist wieder 
seinem „marktwirtschaftlichen‘‘ Selbstlauf zu überlassen, der Staat hat seinen Anteil 
am Sozialprodukt erheblich zu reduzieren, sich nicht mehr für in den Lebensinteres- 
sen der Bürger begründete Ziele verantwortlich zu fühlen, sondern zu garantieren, 
daß 
— die Kapitalakkumulation ungehemmt verlaufen kann und 
— das Gemeinwesen auch bei Wegfall von sozialen Ausgleichs- und Entschädigungs- 
mechanismen ‚‚regierbar‘“ bleibt — was ohne Verschärfung der Repression nicht 
denkbar ist. 
Wenn ‚die Bürger“ nicht genügend produzieren ‚wollen‘, um Arbeitslosigkeit 
zu vermeiden, dann müssen „die Bürger‘ eben selber die Folgen tragen. 


Ein gewitzter Kopf im Wirtschaftsteil der Süddeutschen Zeitung vom 18. 9. 79 

hatBiedenkopf nach seiner Haushaltsrede als Begründer einer neuen wirtschaftstheo- 
retischen Schule gefeiert und ihm aufgrund seiner Prognose krisenhafter Folgen der 
staatlichen Verschuldungspolitik ein Denken in marxistischen Krisenkategorien 
unterstellt. Biedenkopf wird dies mit Fug und Recht von sich weisen können: In 
seinem Weltbild entstehen Krisen nicht aus dem Akkumulationsprozeß des Kapitals, 
sondern gerade dadurch, daß der Staat sich in diesen Prozeß einmischt, statt ihm 
freien Lauf zu lassen: 
„Die ständige Entwöhnung von eigener Verantwortung, die abnehmende Bereitschaft zur Selb- 
ständigkeit auch im wirtschaftlichen Bereich, die Zunahme von staatlicher Betreuung, Regle- 
mentierung, Bevormundung und vieles andere mehr‘‘ — hierin hat nach Biedenkopf „der heute 
allgemein beklagte wirtschaftliche und gesellschaftliche Stillstand ... seinen Nährboden“ (Bie- 
denkopf 1979, 8. 15). 


Aus Biedenkopfs Grundsätzen folgt als konkretes Programm zunächst ein drasti- 
scher Abbau der staatlichen Sozialleistungen. Biedenkopf gehört zu den eifrigsten 
Verfechtern der These von den „Grenzen des Sozialstaats‘‘. Auch wenn einigen sei- 
ner Thesen zuweilen aus der Richtung der Sozialausschüsse widersprochen wird, ist 
die grundlegende Richtung und auch das Ausmaß der sozialen Demontage in CSU 
und CDU mehrheitlich unbestritten. So wird z. B. im CDU-Wirtschaftsprogramm 
vom Juni 1979, das nicht von Biedenkopf, sondern u. a. von dem nicht so eindeutig 
dem Unternehmerflügel zuzurechnenden CDU-Generalsekretär Geißler entworfen 
wude, eine Reduktion der Staatsquote von derzeit 48 auf 40 % am Sozialprodukt 
gefordert. Hier ist nicht wichtig, wie diese Ziffern berechnet wurden, sondern das 
Ausmaß: Die öffentlichen Ausgaben sollen um ein Sechstel gekürzt werden. 

Die Reduzierung der staatlichen Funktionen soll nicht etwa alle betroffenen 
Gruppen gleichmäßig treffen, vielmehr werden im CDU-Wirtschaftsprogramm 
Steuerentlastungen für mittlere und hohe Einkommen sowie staatliche Subventio- 
nen für mittlere und kleinere Unternehmen gefordert. Im Bundestag setzte sich der 
Wirtschaftssprecher Pieroth z. B. für den Wegfall der „doppelten Vermögenssteuer 
bei Kapitalgesellschaften‘“ (Bundestag, 8. 2. 79, 10716) ein. 

Auf welche Weise die CDU/CSU im einzelnen mit sozialen Problemen fertig- 
zuwerden gedenkt, macht Biedenkopf in seinem ‚„Arbeitsmarktprogramm“ von 
1979 klar. Er analysiert getrennt die — noch geringe, aber künftig steigende — Ar- 
beitslosigkeit qualifizierter Arbeitskräfte, die Arbeitslosigkeit Un- und Angelernter 
und die besonderer ‚„Problemgruppen“. Die Arbeitslosigkeit Qualifizierter führt er 
auf Absatzprobleme westlicher Industriegüter zurück, die für die Abnehmer in west- 
lichen und OPEC-Ländern nicht preiswert, bekannt und attraktiv genug seien (S. 8). 
Um sie preiswert zu machen, müßten die Kosten gesenkt werden. Die für die Unter- 
nehmer wichtigsten Kosten seien die Arbeitskosten, folglich seien „eine Kurskorrek- 
tur in der Tarifpolitik, eine stärkere Differenzierung der Tarifvereinbarungen, eine 
Erhöhung der Transparenz von Tarifverhandlungen und verstärkte Rationalisierungs- 
maßnahmen (Biedenkopf 1979, S. 9) erforderlich. Der zweitwichtigste Kostenbereich 
sei der „Sozialbereich“. „Eine Dämpfung der Sozialkosten ist möglich durch die 
Herstellung der unbedingten Transparenz des Sozialbereichs, die Weckung des Inter- 


esses des einzelnen an kostengünstigen Leistungen im Sozialbereich, die Stärkung 

der individuellen Vorsorge und Förderung von Selbstbeteiligungsformen sowie die 

äußerste Zurückhaltung bei der Schaffung neuer Soziallasten“ (S. 9). 

Der dritte Kostensenkungsbereich ist „der Bereich der Kosten des Staates“ (S. 
9). Die „Steuer- und Abgabenlast“ soll gesenkt werden, Privatisierung staatlicher 
wirtschaftlicher Tätigkeit (2) und „restriktive Personalpolitik im staatlichen Bereich‘ 
sind anzustreben. Nicht in Frage kommen dagegen Maßnahmen, die, nach Bieden- 
Kopf „paradoxerweise‘‘, heute zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vorgeschlagen 
werden wie z. B. Vorverlegung der flexiblen Altersgrenze oder Babyjahr mit Erzie- 
hungsgeld, denn solche Maßnahmen würden ja Kosten verursachen (S. 9). 

Dieses Maßnahmenbündel, das, wie Biedenkopf sieht, „eine teilweise Abkehr 
von der bisherigen Politik“ (S. 9) erfordert, dient ausschließlich der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, denn Kostensenkung führt zu Preissenkung, Preissenkung zu 
besserem Absatz der „westlichen“ Industrieprodukte. Allerdings reicht das noch 
nicht aus, denn die westlichen Waren sollen nicht nur billiger, sondern auch ‚‚be- 
kannter‘ und „attraktiver“ werden. Dazu muß der Staat Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Werbung und zur Förderung des Exports ergreifen und vor allem durch 
Subventionen Unternehmensneugründungen und Innovationen in Unternemen för- 
dern (S. 10). Soweit Biedenkopf zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von Qualifi- 
zierten. 

Bei den Un- und Angelernten soll die Arbeitslosigkeit durch folgende Maßnah- 
men gemindert werden: 

— Ein Teil der Unqualifizierten soll qualifiziert werden. Aber nur ein Teil, denn: „Hier sind ... 
rein leistungsmäßig Grenzen vorhanden“ (S. 11). 

— .Da es für die Unqualifizierten zu wenig Arbeitgeber gebe, müsse gezielt darauf hingewirkt 
werden, daß mehr Menschen motiviert werden, Arbeitgeber zu werden. Dazu müßten „die 
bekannten Beschäftigungsbarrieren in zahlreichen, das Arbeitsleben regelnden Gesetzen ... 
beseitigt oder sinnvoll abgeändert werden“ (S. 12). Noch offen bleibt, was alles „Beschäfti- 
gungsbarrieren‘ sind: Jugendarbeitsschutz, Kündigungsschutz etc.? 

— Als wichtiger Arbeitsplatz für Un- und Angelernte komme der private Haushalt (!) in Frage. 
Dazu müsse die Diskriminierung des Haushalts als Arbeitsplatz aufhören und außerdem seien 
„die sozialen Lasten der Beschäftigung von Arbeitnehmern in Privathaushalten angemessen 
zu verteilen“ (S. 12). 

— Schließlich sei der Lohnanspruch der Unqualifizierten zu hoch. Zwar lägen 22 % der Arbeit- 
nehmerhaushalte bekanntlich ‚in unmittelbarer Nähe der Sozialhilfeschwelle‘‘, so daß ihr 
Einkommen nicht vermindert werden könne. Aber dieses Einkommen müsse ja nicht voll 
vom Arbeitgeber bezahlt werden, vielmehr könne der Staat, ähnlich wie beim Wohngeld, 


einspringen und die Differenz zwischen dem vom Arbeitgeber zu zahlenden Hungerlohn 
und dem Existenzminimum ausgleichen. 


Zur Begründung für diesen letzten Vorschlag liefert Biedenkopf eine sehr unge- 
schminkte Darstellung des menschenfeindlichen Charakters der von ihm favorisier- 
ten Marktwirtschaft und damit seines eigenen Programms: 


„Wie die Arbeitslosigkeit gerade der an- und ungeleinten Arbeitskräfte zeigt, ist der Markt im- 
mer weniger bereit, Löhne zu zahlen, die zwar unter sozialen, nicht aber unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten gerechtfertigt sind. Sollte sich diese Tendenz verstärken, muß eine grundsätzli- 
che politische Entscheidung darüber herbeigeführt werden, ob Arbeitseinkommen gerade in den 
Bereichen niedriger Produktivität künftig nicht wenigstens zu einem Teil von ihrer sozialen 


Funktion entlastet und stärker nach wirtschaftlichen Maßstäben bemessen werden sollten.“ 
(S.12) 


Biedenkopf erkennt, wie vor ihm schon Marx und die Arbeiterbewegung, daß das 
Kapital die von ihm gekaufte Arbeitskraft Keineswegs von selbst zu ihren Reproduk- 
tionskosten, also zu ihrem Wert, bezahlt. Die Arbeiterbewegung zog daraus die Kon- 
sequenz, den Preis der Ware Arbeitskraft kollektiv zu regulieren, um die Kapitalisten 
zu zwingen, die Arbeitskraft, wie andere Waren auch, wenigstens zu ihrem Wert zu 
erwerben. Biedenkopf dagegen findet dieses Verfahren nicht mehr ‚„‚marktwirtschaft- 
lich‘‘ genug. Zur Marktwirtschaft gehört für ihn, daß dem Kapital, das sich nur noch 
verwerten kann, wenn es die Ware Arbeitskraft unter Wert einkauft, dies auch vom 
Staat ermöglicht werten muß — indem der Staat einerseits die Arbeiter zwingt, ihre 
Arbeitskraft zu einem nicht existenzsichernden Lohn zu verkaufen — was nur bei 
Ausschaltung der Arbeiterbewegung zu realisieren wäre — und andererseits durch 
„soziale‘‘ Zuschußzahlungen das Verhungern dieser Arbeiter abwendet. 

Zusammengefaßt: Biedenkopfs Programm zeigt gerade am Beispiel desjenigen 
gesellschaftlichen Problems, das die Widersprüchlichkeit kapitalistischer Ökonomie 
für die Betroffenen am deutlichsten erfahrbar macht und üblicherweise auch die 
Apologeten der ‚Marktwirtschaft‘ in Legitimationsschwierigkeiten bringt, am Bei- 
spiel der Massenarbeitslosigkeit also, mit welcher Brutalität die Theorie vom Abbau 
des Interventions- und Sozialstaats und von der Selbstreinigungskraft des „Marktes“ 
auf Kosten der in der BRD-Gesellschaft von Lohn oder Sozialleistungen Abhängigen 
in die Tat umgesetzt werden soll: Unter dem Vorwand, die Arbeitslosigkeit bekämp- 
fen zu wollen, präsentiert Biedenkopf ein Maßnahmenbündel, das in Wirklichkeit 
die Arbeitslosigkeit durch gezielte staatliche Maßnahmen drastisch erhöhen würde. 

Biedenkopfs Programm zeigt weiterhin, daß es keineswegs um einen Rückzug 
auf alt- und neoliberale Positionen geht, bei denen der Staat entweder überhaupt 
auf Funktionen der Garantie des freien Warentausches beschränkt werden sollte 
oder ihm eine aktive Roile bei der Herstellung freier Konkurrenz zugedacht wurde. 
Vielmehr bleiben Anti-Monopolprogramme vollständig außerhalb des Gesichtskrei- 
ses der CDU-Wirtschaftspolitiker. Es geht ihnen vielmehr um Sicherung der Verwer- 
tungsbedingungen des westdeutschen Kapitals, so wie es sich vorfindet. Wo diese 
Verwertungsbedingungen eine gegen die materielle Existenz der Menschen gerichte- 
te staatliche Politik erfordern, ist die Prioritätenentscheidung gegen die nicht mehr 
verwertbaren Menschen und zugunsten des sich selbst verwertenden Werts klar ge- 
fallt worden. 


2.2. Die Differenz zur SPD und die Behandlung der Gewerkschaften 


Es sollte klar geworden sein, daß das Biedenkopf-Konzept ein anderes ist als das der 
regierenden Sozialliberalen. Die SPD verfolgt eine Politik der Sicherung des sozialen 
Friedens, also die Behinderung des Klassenkampfs durch Integration und partielle 
materielle Entschädigung der Lohnabhängigen sowie durch Kooperation mit ihren 
Interessenorganisationen. Die CDU/CSU ist zu alledem nicht willens, kaum in der 


Lage, vor allem hat sie es nicht nötig. Sie wird von aktiven Gewerkschaftern kaum 
gewählt, und sie setzt auf eine Politik, die Kooperation mit den Gewerkschaften 
überflüssig macht, weil ihr Staat durch seine Wirtschafts- und Sozialpolitik die DGB- 
Gewerkschaften automatisch zu schwächen und als Widerstandspotential außer Ge- 
fecht zu setzen in der Lage sein soll. Eine staatliche Politik, die eine erhöhte Arbeits- 
losenquote bewußt in Kauf nimmt und durch soziale Demontage die Abschreckungs- 
wirkung der schon jetzt auf Arbeitsplatzverlust gesetzten Strafen drastisch verstärkt, 
könnte, dies scheint das Kalkül zu sein, wirkungsvoll genug sein, bei den Arbeitneh- 
mern gewerkschaftliche Solidarität zum Fremdwort werden zu lassen. 

Als Sekundärdrohung wird von CSU und CDU mit der Gewerkschaftsspaltung 
operiert — ein Projekt, dessen Realisierung, wie in der CSU-Landesleitung ausgerech- 
net wurde, kaum tragbare Kosten verursachen würde, dessen Vorgaukelung aber mit 
wenig Kosten schon einige Wirkung im DGB gezeigt hat (3). Nur als ultima ratio 
wird mit einer weiteren gesetzlichen Disziplinierung der Gewerkschaften, etwa durch 
ein ihre Forderungen an das „‚Gemeinwohl“ bindendes oder ihre internen Struktu- 
ren unter dem Vorwand der „Transparenz“ oder gar der „Demokratisierung“ regle- 
mentierendes Verbändegesetz erwogen. Stoiber z. B. schätzt die durch eine Diskus- 
sion darüber entfachte politische Unruhe höher ein als den dadurch gewonnenen 
Nutzeffekt (Rohmaterialien, S. 1017). 

Insgesamt ergibt sich zur Gewerkschaftsprogrammatik der CSU/CDU: Die Or- 
ganisation der Lohnabhängigen wird als Hauptwiderstandspotential betrachtet. Sie 
soll von innen aufgerollt werden, zunächst durch eine staatliche Politik, die die 
Konkurrenz zwischen den einzelnen Lohnabhängigen derart verstärkt, daß Solidari- 
tät unmöglich wird. Dann durch politische Gruppenkonkurrenz innerhalb der Füh- 
rungsgruppen. Und erst wenn alles nichts hilft, durch offene staatlich-gesetzliche 
Repression. 

Das Biedenkopf-Programm einer brutalen Klassenpolitik im Interesse des Ka- 
pitals ist die auf die BRD zugeschnittene Version monetaristischer Politik, wie sie in 
Großbritannien bereits seit dem Konservativen Wahlsieg vom Mai 1979 bereits reali- 
siert wird. 

Ein kurzer Blick auf den „neuen Anfang“ der Thatcher-Regierung kann ver- 
deutlichen, daß Biedenkopfs Konzepte keineswegs reaktionäre Utopien sind, son- 
dern in einem Land mit einer weitaus kämpferischeren Arbeiterklasse zielbewußt 
verwirklicht werden: 

— In seinem ersten Budget verkündet der neue Schatzkanzler Sir Geoffrey Howe am 14. 6. 79 

eine Senkung des Spitzensatzes der Einkommenssteuer von 83 auf 60 Prozent (und des Min- 
deststeuersatzes von 33 auf 30 %). Davon profitieren vor allem die Bezieher von steuerpflichti- 
gen Einkommen über 25 000 Pfund im Jahr. Zugleich wurde der die unteren Einkommens- 
schichten am meisten belastende Umsatzsteuersatz von 8 auf 15 % erhöht -- was bis Jahresende 
1979 zu Preissteigerungen um 17 % geführt hat. Zugleich wurde angekündigt, die Staatsausgaben 
vor allem im Bereich der Arbeitsbeschaffungsprogramme und der Subventionierung struktur- 
schwacher Betriebe erheblich einzuschränken und Teile von Staatsbetrieben zu reprivatisieren. 
Insbesondere der Öl-MultiBP, bisherzu 51 % in Staatshand, soll eine Privatmehrheit erhalten. Im 
öffentlichen Dienst sollen 150 000 Planstellen gestrichen und so eine Milliarde Pfund eingespart 


werden. Mit Ausnahme des Verteidigungsetats wurden alle Einzelhaushalte der Ministerien ge- 
kürzt. Diese Maßnahme und die Politik des knappen Geldes werden nach Ankündigung des Ka- 


binettsmitglieds John Biffen zu einer drastischen Zunahme der Arbeitslosigkeit führen (It. „Ta- 
gesspiegel‘‘ und „Frankfurter Rundschau‘ vom 15. 6. 1979). 
— Im. Juli verkündet Industrieminister Sir Keith Joseph eine Umstrukturierung der regionalen 
Wirtschaftsförderung. Die jährliche Förderungssumme soll in 3 Jahren auf ein Drittel redu- 
ziert werden. Während heute Gebiete, in denen 40 % der Bevölkerung leben, gefördert werden, 
wird dieser Anteil auf 25 % sinken. Die Regierung macht deutlich, daß sie der Strukturkrise in 
der Motorrad-, Stahl- und Schiffbauindustrie ihren Lauf lassen will. Die Regierung animiert den 
staatlichen Stahlkonzern zur Schließung von zwei Werken mit 12 000 Arbeitsplätzen (It. „Ta- 
gesspiegel“ vom 22.7. 79 und „Frankfurter Rundschau‘ vom 1. 8. 79). 
— Im Juli werden Pläne zur rechtlichen Disziplinierung der Gewerkschaften bekannt: Ein- 
schränkung der Rechte von Streikposten, Erschwerung von closed shops, staatliche Gelder 
für die Durchführung von Briefabstimmungen vor Streiks. Diese Pläne sollen allerdings erst mit 
den Gewerkschaften diskutiert werden, betont die Regierung. Klar ist, daß es keine Rückkehr 
zu einem umfassenden Gewerkschaftsdisziplinierungsgesetz nach dem Muster des Industrial Re- 
lations Act der letzten konservativen Regierung Heath geben soll. Jenes Gesetz hatte den ge- 
schlossenen Widerstand der Gewerkschaften hervorgebracht und letztlich die Regierung ge- 
stürzt. Die Thatcher-Regierung vertraut, wie Biedenkopf und Stoiber, auf die gewerkschafts- 
schwächende Gewalt der von ihr gesetzten ökonomischen Fakten. 


Bisher wurde das wirtschafts- und sozialpolitische Konzept einer möglichen Strauß- 
Regierung im wesentlichen anhand von Aussagen Biedenkopfs beschrieben und an- 
hand der Thatcher-Politik illustriert. Bevor auf die zentrale Frage der Durchsetzungs- 
strategie dieses Konzepts eingegangen wird, müssen noch zwei in der aktuellen lin- 
ken Diskussion mehr oder weniger intensiv diskutierte Fragen behandelt werden: 

1. Ist die radikal-brutale Klassenpolitik Biedenkopfs wirklich repräsentativ für die 
CDU/CSU, in der esja auch einen Arbeitnehmerflügel gibt? 

2. Macht die sozialliberale Regierung nicht seit 1974, wenn auch ideologisch anders 
verbrämt, faktisch dieselbe Politik, so daß die materiellen Unterschiede sich auf 
ein irrelevantes Minimum reduzieren? 

Zu 1: Die Mehrheitsgruppe der Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen Ar- 

beitnehmerschaft ist mit der Strauß-Nominierung endgültig zu einer Randgruppe ge- 

worden, die nicht einmal mehr als „soziales Feigenblatt‘“ benötigt wird. Die CDA 
haben sich nach der Nominierung von Strauß selbst als Verlierer betrachtet. Sie ha- 
ben im September 1979 auf ihrer 18. Bundestagung in Krefeld eine Reihe von sozial- 
politischen Forderungen an den Kanzlerkandidaten formuliert (Herabsetzung der 
flexiblen Altersgrenze, Erweiterung von Mitbestimmungsrechten der Betriebsräte, 
mehr Erziehungsgeld), die, wie oben gezeigt, von Biedenkopf als kostenerhöhend 
und damit schädlich zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit angesehen werden, Forde- 
rungen, von denen bekannt war, daß der Kanzlerkandidat von ihnen nichts hält. Die 

CDA haben Strauß zu ihrer Tagung eingeladen, aber der entschuldigte sich brieflich 

mit Wahlkampfverpflichtungen in Nordrhein-Westfalen. Sie haben nach dieser Ohr- 

feige dem Kanzlerkandidaten Strauß ihre Loyalität im Wahlkampf erklärt. Es gab 
noch keine Phase der CDU/CSU-Geschichte, in der den Sozialausschüssen ihre Be- 
deutungslosigkeit derart demonstrativ bescheinigt wurde wie im Herbst 1979. Wa- 
rum sie im Wahlkampf 1980 weniger denn je gebraucht werden, soll in Teil 3. ge- 
zeigt werden. 

Zu 2.: Zweifellos hat sich auch die Politik der SPD/FDP-Regierung spätestens 
seit 1974 in Richtung auf Monetarismus und Restriktion staatlicher Sozialausgaben 
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bewegt. Sie hat spätestens 1974 angesichts der Alternative, die Arbeitslosigkeit 
durch Inkaufnahme höherer Inflation zu bekämpfen oder eine „Stabilitätspolitik“ 
unter Inkaufnahme weiter bestehender hoher Arbeitslosigkeit zu verfolgen, für die 
zweite Möglichkeit optiert, wobei hier unerörtert bleiben kann, in welchem Umfan- 
ge diese Option durch ökonomische Bedingungen, genauer durch das Versagen des 
Keynesianismus angesichts von gleichzeitiger Rezession und Inflation, geprägt 
war (4). Richtig ist auch, daß die Kleinarbeitung der Krisenfolgen durch Separie- 
rung und Atomisierung der Betroffenen, individuell und gruppenmäßig, keine kon- 
servative Erfindung, sondern objektive Leitlinie der SPD- (und, ohnehin, FDP-JRe- 
gierungspolitik ist (vgl. Zeuner, 1976, S. 3 ff.). 

Gleichwohl gibtes wichtige Unterschiede zwischen dem Biedenkopf-Programm 
der direkten Einbeziehung des Staates in den Klassenkampf auf Seiten des Kapitals 
und dem von der SPD verfolgten Programm sozialer Befriedung durch Interessenaus- 
gleich und Kooperation mit den Gewerkschaften. 

Zunächst auf derideologisch-programmatischen Ebene (die, sofern sie massen- 
wirksam wird, gerade im Wahlkampf 1980 von zentraler Bedeutung sein wird, vgl. 
Teil 3.): In der Regierung betreibt die SPD eine tendentiell monetaristische Politik, 
wenn auch vielfach gebrochen durch Rücksichten auf Gewerkschaften und eigene 
Parteibasis. Indessen widerspricht diese Politik bei der SPD immer noch dem eige- 
nen Anspruch, während bei der CDU/CSU beides zusammenfällt. Eine Ideologie, 
die den Menschen auf seine Funktion als atomisierten Teil eines Profitsystems redu- 
ziert und sein Versagen in dieser Funktion mit dem Entzug der Existenzberechtigung 
zu ahnden geneigt ist, kann auch mit den kümmerlichen Resten einer noch so herun- 
tergekommenen sozialdemokratischen Tradition nicht mehr vereinbart werden. Wil- 
ly Brandt traf genau diese Traditionsreste, alser unter viel Beifall in der Eröffnungs- 
rede des Berliner Parteitages vom Dezember 1979 Strauß als Verkörperung des Ge- 
genbildes einer „solidarischen Gesellschaft‘‘ charakterisierte. 

Dem entspricht auf der materiell-programmatischen Ebene, daß die SPD sich 
aufgrund ihrer Wähler- und z. T. auch noch Mitgliederstruktur eine offen arbeiter- 
feindliche Politik & la Thatcher und Biedenkopf und einen Abbau der sozial- und ge- 
sellschaftspolitisch relevanten Staatsauf- und -ausgaben keineswegs in gleicher Weise 
leisten kann wie eine regierende CDU/CSU. Aufgrund ihrer vielfältigen Bindungen 
an die Gewerkschaftsbewegung kann die SPD gegenüber den Gewerkschaften immer 
nur ein Konzept der einbindenden, auf Dämpfung klassenkämpferischer Ansätze be- 
dachten, aber auch begrenzte Einwirkungschancen einräumenden Kooperation ver- 
folgen, niemals aber das Biedenkopf- und Thatcher-Konzept der Konfrontation ver- 
folgen. 

Für das Widerstandspotential der Gewerkschaften im Falle eines Wahlsieges 
von Strauß wird viel darauf ankommen, daß dieses Potential im Wahljahr 1980 be- 
wußt entwickelt wird. Das aber geht nicht unter Absehung von den materiellen In- 
teressen der Arbeiterklasse, von denen in der Anti-Strauß-Argumentation der Ge- 
werkschaften und erst recht der SPD bislang kaum die Rede war. SPD und Gewerk- 
schaften haben Strauß und den Seinen bislang im wesentlichen vorgeworfen, er wol- 
le eine „Konfrontation um jeden Preis“, sei innen- und außenpolitisch ein Sicher- 
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heitsrisiko, eine Gefahr für die Demokratie und die Entspannung, ein übler Ge- 
schichtsfälscher mit seiner Gleichsetzung von Sozialismus und Nationalsozialismus, 
ein unberechenbarer Mensch etc. So richtig das alles ist, so wenig ist damit der ma- 
terielle Kem seiner Politik, die gegen die Existenz der von Lohn oder Sozialleistun- 
gen Abhängigen gerichtete monetaristische Reduktion der Staatstätigkeit getroffen. 
Aufgabe der Gewerkschaften wäre es, diese arbeitnehmer- und menschenfeindlichen 
Konzepte, die bei Biedenkopf besser als bei Strauß nachzulesen sind, in den Mittel- 
punkt des Wahlkampfes zu stellen und diesen Konzepten gerade im Wahlkampf eine 
eigene aktive Interessenpolitik entgegenzusetzen. Unterlassen sie das, dann folgen 
sie unbewußt bereits der Sonthofen-Strategie, deren einer Kernpunkt darin besteht, 
- daß diese Konzepte im Wahlkampf eben gerade nicht deutlich werden dürfen. 


3. Die Durchsetzung mittels ‚„Psychologie“: F.J. Strauß* 


Strauß‘ einzige Chance ist, den Klassencharakter seiner Politik zu verschleiern, in- 
dem er die Arbeiterklasse und das potentielle Bündnis der anderen von seiner Politik 
materiell bedrohten Schichten spaltet, ideologische Scheindifferenzen aufbaut, Kon- 
frontationen um klassenunspezifische Themen sucht, letztlich: Konkurrenz des auf 
seine Brieftasche reduzierten Individuums gegen das andere Individuum zur Leitli- 
nie des politischen, hier zunächst: Wahl-, Verhaltens zu machen. Eben dies ist der 
zweite Kernpunkt der Sonthofen-Strategie, der von Strauß unter den Oberbegriff 

„psychologische Faktoren‘ gefaßt wird: „Ich sagte dann, die psychologischen Fak- 

toren sind mit das Entscheidende, und hier müssen wir einfach davon ausgehen, daß 

ohne eine Rückkehr der CDU/CSU eine Änderung der psychologischen Lage nicht 
erfolgen kann“ (Sonthofener Rede, S. 999). Für die spätere Analyse ist wichtig, daß 

Strauß eine wirkliche Änderung der „psychologischen Lage‘ erst nach seiner Rück- 

kehr an die Regierungsmacht erwartet. Vorher, im Wahlkampf, muß sich die „psy- 

chologische Lage‘ aber auch schon ändern: Hin zu Irrationalität und Panik, denn: 
was „die Wahlergebnisse von morgen aus(macht)“ ist „die Emotionalisierung der 

Bevölkerung, und zwar die Furcht, die Angst und das düstere Zukunftsbild sowohl 

innenpolitischer wie außenpolitischer Art‘ (Sonthofener Rede, S. 944). Da zu er- 

warten ist, daß in diesem Jahr fast die Hälfte der Wähler einem gegen ihre materiel- 
len Interessen gerichteten Konzept Strauß ihre Stimme geben werden, ist genauer 
zu untersuchen, woran Strauß mit seiner psychologischen Strategie anknüpfen könn- 
te. 

Das Konzept Strauß wäre vermutlich weniger brisant, wenn in diesem nicht 
psychologische Strategieelemente miteinander kombiniert würden: 

1. Eine Aufnahme und Thematisierung zentraler privater, betrieblicher und gesell- 
schaftlicher Verunsicherungen im Alltag der Menschen — insbesondere der von 
der CSU speziell angesprochenen „Revitalisierung der Werte‘ sowie der Bürokra- 
tisierungsangst und deren (begrenzie) Wendung gegen den Staat. 


5 Dieser Abschnitt stützt sich in Teilen auf Funke 1979 
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2. Die Beschwörung einer positiven Identifikation, die an eigene vermeintliche Stär- 
ke anzuknüpfen versucht: an die Aufbauleistung der Nachkriegsleistungsgesell- 
schaft BRD. 

3. Eine Demonstration der Stärke, der Durchsetzungskraft um jeden Preis in der 
Person Strauß. Gerade die Brutalität des ‚‚Siegs des Stärkeren‘“ — Ausdruck und 
Moral kapitalistischer Konkurrenzgesellschaft — scheint als autoritäre Identitäts- 
folie von Bedeutung. 

4. Die Anknüpfung an traditionell antidemokratische, obrigkeitsstaatliche und ver- 
kappt faschistische Werte, insbesondere Feindbilder, im deutschen Bürger- und 
Kleinbürgertum. 


3.1. Verunsicherung als Anknüpfungspunkt — „Die Zerstörung der Familie wird 
das Ergebnis sein, wenn nicht 1980 in Bonn der Wechsel eintritt“ (Stoiber) 


Gemeinsam ist den Umfragen der letzten Zeit ein Anwachsen gesellschaftlicher Un- 
sicherheit, so etwa, wenn 1977 lediglich noch 38 % mit ‚ja‘ auf die Frage antwor- 
teten: „Glauben Sie an den Fortschritt — glauben Sie, daß die Menschheit einer bes- 
seren Zukunft entgegengeht?“ Die Feststellung: „‚Bei den Problemen, die wir heute 
haben, brauchen wir in der Politik einen starken Mann, der die Macht hat und den 
inneren Frieden sichert“ — bejahten 45 % der befragten Arbeitslosen und 39 % der 
befragten Beschäftigten. (Wacker 1979, S. 105 ff.) 

Bezieht man ein, daß mindestens 30 % aller Erwerbstätigen in den letzten 5 
Jahren die Erfahrung der Arbeitslosigkeit gemacht haben und in einem weit höhe- 
ren Prozentsatz sich durch die technisch-ökonomische Entwicklung bedroht sehen, 
so beweist auch dies das Ausmaß gesellschaftlicher Unsicherheit. Von mindestens 
dem gleichen Gewicht ist die sich verbreitende Erfahrung von Bedeutungslosigkeit, 
Ohnmacht, Abhängigkeit und Perspektivelosigkeit im alltäglichen Arbeits- und Le- 
benszusammenhang. Die Erfahrung des Verlusts interessanter und qualifizierter Ar- 
beit in den letzen 10 - 15 Jahren und die Drohung weiterer Arbeitsplatzunsicher- 
heit und Dequalifizierung durch die Rationalisierung verstärkt solch Ohnmachts- 
und Inkompetenzerfahrungen und hat zu einschneidenden Identitätskrisen, zum 
Verlust des Selbstwertgefühls, zur Erfahrung der Desintegration beigetragen. Persön- 
liche und zugleich soziale Identität und Perspektive können durch solche Erfahrun- 
gen zentral bedroht werden. 

Gerade Erfahrungen mit der Technologie und der betrieblichen Rationalisie- 
rung werden als „naturnotwendige Objektivität‘‘ eher hilflos erfahren und hinge- 
nommen; ihre Undurchschaubarkeit macht die Betreffenden stumm, das „Geschäft 
mit der Angst“ herscht in den betrieblichen Strategien vor. Es zeigen sich Tenden- 
zen resignativen Sich-Abfindens: „Man frißt den Ärger in sich rein‘‘; psychosomati- 
sche Beschwerden treten verstärkt als Folge dieses Prozesses auf. Diesen Erfahrun- 
gen Korrespondieren sehr ähnliche Ohnmachtserfahrungen gegenüber der „Gesell- 
schaft‘, z. B. der Sozialbürokratie. 

Diese Verunsicherungen werden in einer Gesellschaft, die wesentlich gesell- 
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schaftlich produzierte Probleme privat anlastet, zu alerert als familiale/private Ver- 
unsicherung erfahren. 


Die CSU-Ideologie knüpft nun genau an diese Verunsicherung an, um — in Ablen- 
kung von einer gesellschaftlichen Ursachenbestimmung und -behebung — das Wunsch- 
bild von Sicherheit und Ruhe im privaten Raum der Familie gegenüberzustellen. Die 
Klage über den Verlust der heilen Familie wird aggressiv gegen die vermeintlichen 
Zerstörer der Familie, die gegenwärtige Regierungspolitik gerichtet, um demgegen- 
über die alte Zeit vor 1969 als die Phase von Sicherheit zu beschwören. 

Die sozial-liberale Koalition — so Stoiber — müsse sich daraufhin befragen las- 
sen, wie es zu einer „Werteverschiebung‘“ gekommen sei und die Werte „Ordnung, 
Fleiß, Tüchtigkeit, Anstand ...‘“ Keinen so hohen Wert mehr hätten (Stoiber in der 
Report-Sendung vom 13.11. 1979). Die „in Bonn bewußt betriebene Anti-Familien- 
politik stößt an die Grenzen unserer Verfassung‘“ (Stoiber, „Bayernkurier“ — im 
folgenden: BK — ‚6. 10.1979, S. 3). Und während die Biedenkopf‘sche Strategie 
der Massenarbeitslosigkeit zur Zerstörung der familialen Existenz beitragen wird, 
behauptet Stoiber: „Die Zerstörung der Familie wird das Ergebnis sein, wenn nicht 
1980 in Bonn der Wechsel eintritt‘ (ebenda). 

Weniger Geburten, weniger Eheschließungen, kein Schutz ungeborenen Le- 
bens aus fehlendem Wertebewußtsein; generelle Unsicherheit der Familie ... diese 
Assoziationskette zentraler Probleme wird der sozial-liberalen Regierung angelastet; 
die Liberalisierung habe zu einer Freizügigkeit ohne Verantwortung geführt, ja Le- 
ben gefährdet, wie unwidersprochen auf einem Zukunftsforum der CSU ausgeführt 
wurde: „Die Liberalisierung der Abtreibungsparagraphen im Strafrecht (habe) die 
Zahl der jugendlichen Selbstmörder nach oben getrieben“ (nach FR, 19. 11. 1979) 
oder, wie zur gleichen Zeit die Kirchen ausführen: die Liberalisierung vernichte 
Menschenleben, wie der „Massenmord“ an ungeborenem Leben zeige — diese Libe- 
ralisierung habe nun aber die Familienpolitik (Ehescheidungsgesetz, Abtreibungs- 
gesetz ...) zu verantworten und damit ebenso auch, daß weniger Kinder gezeugt wer- 
den und nun diese Bevölkerungsentwicklung verantwortlich sei für die Gefährdung 
der Sicherheit auch der Alten: nämlich ihrer Rentensicherheit. Denn wie jeder wisse, 
sichern Kinder Renten ... 

Hier wird nichtnur das scheinlogische Argument der Rentensicherung verwen- 
det, sondern es werden zugleich Ängste der Älteren vor Isolation, gesellschaftlicher 
Abschottung, wie vor allem Abwehr vor Verhaltensänderungen der jüngeren Genera- 
tion, vor Liberalisierung und „Freizügigkeit“, vor „Verwilderung der Sitten‘ in ei- 
nem mehrdeutigen Gemisch miteinander verwoben. 


3.2. Aufteilung der BRD-Geschichte in Aufbau und Zerstörung, Größe und Ohn- 
macht 


Von der Rechten wird die Zeit des CDU-Staates als eine Zeit der Leistungen und 
der Größe beschworen, die gegenwärtige Erfahrungen von Ohnmacht und Versagun- 
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gen vergessen lasse, wenn man zu dieser Zeit „zurückkehrt“. Während die Ohn- 
machtserfahrungen der „utopisch-visionären Phase‘ Brandts und der „labilen‘ Pha- 
se Schmidts zugeordnet werden, werden die Erfahrungen von Leistungen und Größe 
der „Aufbauphase‘“ bis 1969 zugerechnet. Die Welt wird aufgeteilt in Größe und 
Ohnmacht, in Aufbau und Zerstörung, in Realismus und Utopie, in zuvor und jetzt. 
Die Vergangenheit des mächtigen Wiederaufbaus wird gegen die Gegenwart der Ver- 
sagungen ausgespielt (BK, 6. 10. 1979, S. 25). 

Die Überhöhung jener Phase geht soweit, daß selbst damalige Erfahrungen der 
Ohnmacht, der Opfer, des Leistungszwanges zu Tugenden verklärt werden, mit de- 
nen es sich zu identifizieren gelte — Material für die heutige Beschwörung des glei- 
chen: der Anpassung, der Unterordnung, der Nichtabweichung, der Einhaltung der 
Pflichten — also den Werten, mit denen, und so schließt sich dann der Kreis, die Re- 
form des Schweißes und der Tränen, die ungehinderte Leistungsgesellschaft und die 
Ausgrenzung der Nichtleistungsfähigen durchgesetzt werden soll — eine Gesellschaft 
Atornisierter. 

An Strauß’ Parteitagsrede vom Oktober 1979 wird sichtbar, wie zentral an die 
Nachkriegsphase angeknüpft wird. Gegen „pseudo-theologische Utopien“ (Strauß) 
wird der Fleiß, die Anstrengung, die individuelle Leistungsfähigkeit des Einzelnen, 
„personale Verantwortung‘ gesetzt: „Was durch Fleiß und durch Solidarität aus 
dem größten Trümmerhaufen der Geschichte mit einer dynamischen modernen Wirt- 
schaftspolitik aufgebaut wurde ...‘‘ (BK, 6. 10. 1979, S. 28). „Die größte Schlacht 
um die Freiheit für Europa ...““ (ebenda, S. 29). Man zähle im folgenden Satz die 
Verwendung der Superlative — Sprachsymbole der Allmacht: 

„Für uns war sie (die Marktwirtschaft) die große wirtschaftspolitische Konzeption, mit der 
durch fleißige Bürger nach dem größten Krieg aller Zeiten das riesigste Ruinenfeld der Weltge- 


schichte in 10 Jahren zur stärksten Wirtschaftsmacht Europas, zur bestausgebauten Sozialorga- 
nisation und zweitstärksten Welthandelsmacht geworden ist.‘ (ebenda) 


Diese in der BRD-Geschichte tradierte Leistungsorientierung dürfte sich besonders 
bei jenen Schichten bemerkbar machen, die ohnehin die Sicherung ihrer Lebenslage 
nicht in erster Linie durch die Interessenwahrnehmung der Gewerkschaften und 
auch nicht durch sozialstaatliche Politik realisiert sehen, sondern sich weit mehr.mit 
den Leistungspostulaten dieser Gesellschaft identifizieren und — das gilt neben den 
ohnehin das Kernpotential der Rechten bildenden Selbständigen und traditionellen 
Mittelständler auch etwa für Teile der Angestellten und Beamten — sich durch so- 
zialstaatliche Umverteilungsmaßnahmen um die Früchte ihrer vermeintlichen beson- 
deren Anstrengungen betrogen sehen. 

Der Verherrlichung ökonomischer Stärke entspricht eine Form der „Verarbei- 
tung“ der deutschen Geschichte, bei der gerade der wirtschaftliche Erfolg dazu be- 
rechtigt und dazu verhilft, nur noch Fakten gelten zu lassen, und in der „Phantasien 
und Utopien, aber auch Schuldgefühle keinen Platz mehr haben sollen“, wie Marga- 
rete Mitscherlich die Gefahren erklärt, die sich mit dieser ökonomischen Identifika- 
tion und Verdrängung der historischen Realität verbinden können (Mitscherlich 
1979,58. 212). 
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„statt einer politischen und geistigen Durcharbeitung der Vergangenheit und dem Suchen nach 
neuen Ideen, Idealen, Konzepten für die lebendige Struktur der BRD vollzog sich die explosive 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft.‘ (ebenda, $. 211) 


3.3. Tradierte Feindbilder 


Unter Absehung vom politischen Inhalt gilt Strauß als vor allem politisch durchset- 
zungsfähig. Er selbst appelliert an die Chance, von ihm Stärke zu leihen, die die 
eigenen Erfahrungen von Kleinheit und Versagen überkompensieren. Ihm gegenüber 
erschienen seine Konkurrenten als jeweils schwach, besiegt. „Kann er noch etwas 
anderes als den Willen zur Macht, der seine eigene gewaltige Triebfeder darstellt, als 
Prinzip sozialer Beziehungen zwischen Gruppen, Völkern und Ideologien wahrneh- 
men oder gar fördern?‘ (Richter 1979, S. 72) 

Nach Richter ist es nicht die Ohnmacht selbst und sie allein, die viele Strauß 
zutreibt, vielmehr eignet sich Strauß als Projektionsfigur, „die allenthalben aufge- 
stauten Minderwertigkeitsgefühle und Ressentiments kurieren zu können verheißt“ 
(ebenda). Man vertraut sich demjenigen an, der law und order und damit die eigene 
Unterdrückung und Anpassung vertritt, weil er — Strauß — selbst Grandiosität und 
Omnipotenz spiegelt. 

Strauß’ psychologische Strategie wäre nicht möglich ohne ein Anknüpfen an 
tradierte antidemokratische, im Faschismus kulminierende Werte im deutschen Bür- 
gertum. Obwohl diese Werte in ihrem positiven Gehalt weitgehend aller kollektiven 
Dimensionen entkleidet sind — von Deutschtum und Volk, Blut und Rasse ist bei der 
CSU kaum oder gar nicht die Rede — Kommt auch der individualistische neue Rechts- 
radikalismus (vgl. Hinkelammert 1976, S. 11) nicht ohne kollektive Feindbilder aus. 
Ohnmachtsgefühle und Angst sind politisch nur ummünzbar, wenn sie sich auf eine 
bestimmte Bedrohung zuspitzen lassen, und diese Bedrohung muß von bestimmten, 
genau identifizierbaren gesellschaftlichen Mächten oder Gruppen ausgehen. 

Es gilt, die Ursachen für gesellschaftliche Mißstände nicht in gesellschaftlichen 
Strukturen und Prozessen zu suchen, sondern Schuldige zu finden, gegen die sich 
kollektive Aggressionen richten lassen. Der Mechanismus unterschiedet sich nicht 
vom NS- oder dem Neofaschismus, zu dem die Parallelen und fließenden Übergänge 
häufig dokumentiert worden sind (z. B. bei Bamberg, 1978; Schäfer 1979). 

Die konkreten Inhalte der Feindbilder sind partiell verschieden: Anders als für 
die NSDAP fällt nicht das gesamte parlamentarisch-demokratische System in die 
Feindbild-Kategorie, natürlich auch nicht mehr das Weltjudentum, vielmehr hat der 
„Weltkommunismus“ allein die zentrale Rolle in der Feindkonstruktion übernom- 
men. Dieser freilich ist allgegenwärtig, droht ständig von innen und von außen, fin- 
det seine Helfershelfer nicht nur bei allen Sozialisten und Linksliberalen, sondern 
auch bei der SPD/FDP-K.oalition, letztlich bei allen, die traditionelle Werte in Frage 
stellen (vgl. Kaestner 1979, S. 50 ff.). Wer sich außerhalb der vernünftigen Ordnung 
stellt, wer seiner Funktion als Staatsbürger und Eigentumswahrer nicht nachkom- 
men will, steht gegen die lebensermöglichende Institution und für das Chaos. Es ist 
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staatliche Pflicht, ihn auszuschalten (vgl. Hinkelammert 1976, S. 15 ff.). Als „Feind 
dieses Staates‘ wird er „unerbittlich bekämpft“ (vgl. Kaestner 1979,S. 36) oder gar 
zum Untermenschen erklärt, wie die Besetzer des Bamberger Landratsamtes von 
1969. Sie waren für Strauß „Tiere, auf die die Anwendung der für Menschen ge- 
machten Gesetze nicht möglich ist‘ ( „Spiegel“ v. 28. 7. 69). Die Beispiele für aggres- 
sive, Vernichtung des politisch Abweichenden androhende Feindbildkonstruktionen 
ließen sich noch beliebig ausdehnen, etwa wenn der „Sumpf des Terrorismus ausge- 
trocknet“ werden soll, der SPD-Führung das Streben nach „‚Endlösung“ unterstellt 
wird oder machthungrige Funktionäre gewaltsam den „Gewerkschaftsstaat‘“ herbei- 
führen wollen. 

Eıst diese Technik der Ummünzung diffuser Angst und Ohnmacht in Bedro- 
hung, die von konkreten Feindgruppen ausgeht, erlaubt die systematische Ablenkung 
vom klassenpolitischen Gehalt des sozialen und ökonomischen Programms. Die wirk- 
lich Betroffenen sollen entsprechend diesen konstruierten Feindlinien gespalten 
werden, sollen glauben, daß die Arbeitslosen faul sind, die Ausländer nach Hause ge- 
schickt werden müssen, die Familien wegen der Unmoral der Bonner Regierung nicht 
mehr funktionieren, die Wirtschaftskrise von machthungrigen Gewerkschaftsfunktio- 
nären (und geldgierigen Ölscheichs) angezettelt wurde und alle Linken im Auftrage 
bösartiger Drahtzieher, die meist in Moskau sitzen, die Köpfe der Bürger infizieren. 


4.  Schlußfolgerungen 


Wir haben in Teil 2. versucht, das geplante sozial- und wirtschaftspolitische Programm 
einer Strauß-Regierung zu skizzieren, und in Teil 3. die psychologische Strategie der 
Durchsetzung dieses Programms zu beschreiben, die im wesentlichen darin besteht, 
dieses Programm nicht zum Gegenstand des Wahlkampfes zu machen, sondern an 
bestimmte, die Klasseninteressen verdeckende, aber in den Köpfen der Wähler real 
vorhandene psychische Dispositionen für autoritäre politische Lösungen anzuknüp- 
fen. Nach Strauß’ eigener Einschätzung muß diese psychologische Strategie nach 
einem Wahlsieg erheblich verschärft werden. Er glaubt, „daß ohne eine Rückkehr 
der CDU/CSU eine Änderung der psychologischen Lage nicht erfolgen kann.“ (Sont- 
hofener Rede, S. 999, Hervorh. Verf.) Die wirkliche psychologische Umpolung wird 
also erst nach der Regierungsübernahme möglich sein — sie wird drastisch genug sein 
müssen, um dem dann zu realisierenden Programm monetaristischer Klassenpolitik 
eine legitimatorische Massenbasis gegen die Interessen der nunmehr materiell betrof- 
fenen Massen zu verschäffen. Es kann sich nach dem Wahlsieg nur um eine psycho- 
logische Absicherung der Repression gegen den Widerstand dieser Massen handeln, 
also um eine Verschärfung und Realisierung all jener Parolen, die den ‚Feinden der 
Ordnung“ unerbittlichen Kampf androhen. 

Das ökonomische Programm, soll es voll durchgesetzt werden, ist nur um den 
Preis einer Faschisierung des repressiven Staatshandelns und des politischen Mei- 
nungsklimas zu realisieren. 

Wenn diese Analyse zutrifft, ergeben sich Konsequenzen auf zwei Ebenen: 
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l. Das ökonomisch-soziale Programm als klassenpolitischer Kern der CDU/CSU 
muß in den Mittelpunkt der Auseinandersetzungen gestellt werden — und zwar von 
allen, denen die Lebenslage der von Lohn oder Sozialleistungen Abhängigen nicht 
gleichgültig ist. Dieses Programm bedeutet eine materielle Existenzbedrohung für 
die Mehrheit der Bevölkerung. Es gilt, der von Strauß versuchten Konfrontation 
anhand von klassenspaltenden Feindbildern die Konfrontation anhand der realen 
Klasseninteressen gegenüberzustellen. An diesem Postulat gemessen, sind die bisheri- 
gen Äußerungen der Gewerkschaften zu Strauß noch zum Teil unzureichend, soweit 
nämlich der klassenpolitische Kernpunkt noch ausgespart wird. Von acht linken Ge- 
werkschaftern in einer Umfrage der „Blätter für deutsche und internationale Politik“ 
(Heft 10/1979) stellte z. B. nur der Vorsitzende der IG Druck und Papier, Leonhard 
Mahlein, Biedenkopfs Programm des Sozialstaatsabbaus und der „Preisgabe einer be- 
schäftigungsofientierten Wachstumspolitik“ (S. 1190) in den Mittelpunkt. Nichts 
von dem, was die anderen Gewerkschafter zu Strauß thematisierten — weder die Be- 
drohung der Einheitsgewerkschaft, die Bedrohung des Friedens in Europa durch 
eine besonders aggressive, militaristische Variante des deutschen Imperialismus, noch 
erst recht die Affinitäten zu faschistischen Regimes bis zu persönlichen Charakter- 
eigenschaften — soll hier in seiner Bedeutung relativiert werden. Aber eine gewerk- 
schaftliche Argumentation, die den zentralen und für die Gewerkschaftsmitglieder 
zugleich am deutlichsten erfahrbaren ökonomischen Teil des Gesamtprogramms 
ausspart, läßt sich möglicherweise aus Angst, dann auch die Wirtschaftspolitik der 
SPD nicht schonen zu können, schon auf die von Strauß selbst angestrebte Linie 
einer die Klasseninteressen verschleiernden psychologischen Konfrontation ein (vgl. 
allerdings Äußerungen von IG Metallern wie dem ehemaligen Chefredakteur der 
METALL, Jakob Moneta, in „Kritik“ Nr. 22, Berlin 1979 u.a.). Letztlich ist die 
rechtzeitige Aufklärung über die klassenpolitische Programmatik der CDU/CSU un- 
ter Strauß eine Existenzfrage für die westdeutsche Arbeiterbewegung — gerade auch 
für den Fall eines Strauß-Wahlsieges. Denn was von diesem Programm realisiert wer- 
den kann, wird, wie in England, von der Stärke des Widerstands der Arbeiter und ih- 
rer Gewerkschaften abhängen. 

Eine solche praktische Perspektive ist erst recht vorher wichtig, um vor dem 
Wahltag Alternativen jenseits der autoritären personellen Polarisierung Strauß/ 
Schmidt zu entwickeln und kann — entwickelt — auch zur Verhinderung einer auto- 
ritären Sogwirkung beitragen. 

Denn nehmen wir die Abhängigkeitserfahrungen weiter Teile der Bevölkerung 
ernst, an die Strauß anzuknüpfen versucht, so muß es uns darum gehen, nicht der 
Rechten die Kritik an den Abhängigkeit produzierenden Verhältnissen zu überlas- 
sen. Dann nämlich würde das Vakuum an konkreten, die Lebensperspektive positiv 
verändernden Alternativen noch vergrößert. Dies schließt eine Gewerkschaftspolitik 
aus, die dem (autoritären) Druck von rechts nachgibt; eine lammfromme, aus Wahl- 
kKampfrücksichten verhaltene Tarifpolitik etwa — die aus der Sicht der Mitglieder als 
Niederlage interpretiert würde — wäre etwa gleichbedeutend mit einem Auftrieb 
von Strauß — gerade auch unter den eher passiven Teilen der abhängig Beschäftigten. 

Ebenfalls ist eine gewerkschaftliche'Betriebspolitik unzureichend, der es nicht 


gelingt, die durch die Rationalisierungsprozesse gemachten Erfahrungen der Dequa- 
lifizierung, des Lohnverlustes und der Arbeitsplatzunsicherheit aufzugreifen und in 
eine betriebsbezogene Kontrollperspektive der Rationalisierungsprozesse und insbe- 
sondere von deren Folgen umzusetzen. 

Denn, so zentral es ist, über die Strauß‘sche Demagogie der Wiederherstellung 
der „Vollbeschäftigung durch billige Atomenergie“ und den ‚„wissenschaftlichen“ 
Plan Biedenkopf‘scher Massenarbeitslosigkeit aufzuklären, so bleibt eine solche Auf- 
klärung unzureichend, wenn nicht gleichzeitig eine reale und von Wahlkampfrück- 
sichten freie, autonome Strategie zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung und 
zur Bekämpfung der gegen die Beschäftigten gerichteten Rationalisierung greifbar 
ist. 

Umso problematischer muß eine Anpassungspolitik nach rechts wirken, wie 
sie sich sowohl auf dem SPD-Parteitag — allerdings gegen den erheblichen Wider- 
stand ernstzunehmender SPD-Linker — wie auch in Teilen der Gewerkschaftsorgani- 
sation (z. B. im Jugendbereich) zeigt. Schließlich ist es ein zentrales Ziel der Rech- 
ten — dies ist auch eine wichtige Funktion der von der CSU heraufbeschworenen 
Diskussion um den Einfluß von Kommunisten in der Gewerkschaft — , die Gewerk- 
schaften bis zur Selbstaufgabe auf die marktwirtschaftlichen Ordnungskriterien zu 
verpflichten und Ausgrenzung sowie Bekämpfung ihrer „systemverändernden“ Tei- 
le zu betreiben. 

2. Wir versuchten, deutlich zu machen, daß das Projekt Strauß in seiner psy- 
chologischen Dimension an tatsächlich in der Gesellschaft weit verbreitete Verunsi- 
cherungen anzuknüpfen versucht. Es spricht erfahrene Alltagsängste an und versucht 
aus ihnen faschistoide Feindbilder zu konstruieren. Strauß hat dabei den Vorteil, 
einer SPD/FDP-Regierungspolitik konfrontiert zu sein, die das ideologisch-psycho- 
logische Vakuum, in dem er sich entfalten möchte, großenteils selbst geschaffen hat: 
im ökonomischen Bereich durch den Einstieg in den Monetarismus, demgegenüber 
CDU/CSU-Leute wie Strauß oder Biedenkopf nur als konsequentere Verlängerer er- 
scheinen; insgesamt durch ängstlich-bürokratische Halb- und Scheinreformen, utopie- 
losen Pragmatismus, die Festlegung auf die lebensbedrohende A tomtechnologie und ' 
den immensen Ausbau des staatlichen Repressionspotentials, das so gut wie aus- 
schließlich gegen links angewendet wurde. 

Auf ihrem Berliner Parteitag hat die SPD sich mit großer Mehrheit entschie- 
den, die Auseinandersetzung mit Strauß auf der Ebene eines autoritäre Dispositio- 
nen noch bestärkenden Personenduells Schmidt/Strauß zu führen und die beschrie- 
bene Politik unter ausdrücklicher Mißachtung der sich in der Alternativbewegung 
formierenden Opposition, verstärkt fortzuführen. Es wird also von der SPD-Spitze 
keinerlei Eingehen auf die gesellschaftlichen Ursachen und Veränderungsmöglich- 
keiten jener psychischen Dispositionen zu erwarten sein, die einen Strauß-Wahlsieg 
erst denkbar machen (eine Minderheit ernstzunehmender SPD-Linker wie auch in- 
nerhalb der Gewerkschaften etwa die Initiativen gegen Strauß ausgenommen). Eine 
breite Bewegung gegen den Rechtsradikalismus von Biedenkopf und Strauß dagegen 
hätte gerade die Ursachen von Verunsicherung und Ohnmacht ernstzunehmen, 
hätte die Defizite von Halbreformen — z. B. Gesamtschule, Mitbestimmung — genau 
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zu analysieren, ohne die damit angestrebten emanzipativen Ziele aufzugeben, hätte 
Handlungsalternativen zur Ohnmacht für die Opfer der Gesellschaft weiterzuent- 
wickeln und so der Bürokratiekritik des Kapitals eine damit nicht mehr zu verwech- 
selnde Kritik der Betroffenen entgegenzusetzen. 


Anmerkungen 


1 In der neueren rechten politischen Ideologie wird der Bürger in der Tat unter Absehung 
von allen auf das (semeinwesen bezogenen politischen Bürger- und Freiheitsrechten auf 
ein geldmaximierendes Individuum reduziert, vgl. Franz J. Hinkelammert: Die Radikali- 
sierung der Christdemokraten. Vom parlamentarischen Konservatismus zum Rechtsradi- 
kalismus, Berlin 1976, S. 11 und den für Prokla 39 vorgesehenen Beitrag von C. Neusüß. 

2 Vgl. dazu das umfassende „Entstaatlichungsprogramm‘““ der niedersächsischen CDU-Re- 
gierung, nach dem zur Privatisierung in Frage kommen: „Theater, Sportstadien, Schwimm- 
bäder, Verkehrseinrichtungen, kommunale Wohnraumvermittlungsstellen, Stadthallen, 
Schlachthöfe, Museen, Müllabfuhr, Instandhaltung des Straßennetzes und der Kanalisa- 
tion, Krankentransport und amtliche Materialprüfung. Es sei auch ‚durchaus nicht zwin- 
gend‘, daß Bahn und Post als Staatsunternehmen betrieben werden ...‘“ (Frankfurter 
Rundschau, 26. 10. 79). Dies alles, da „der Staat den Freiraum der Bürger eingeengt“ 
(CDU-Programm, zit. nach FR) habe. Für das „Beschäftigungsproblem“ ist an folgendes 
gedacht: ‚Den betroffenen Arbeitnehmern sind nach Möglichkeit andere Arbeitsplätze 
im öffentlichen Dienst zu sichern.‘ Wenn dazu keine Möglichkeit bestehe, sei es zumut- 
bar, daß die betroffenen Arbeitnehmer ‚in den Dienst des privaten Trägers zu angemesse- 
nen Bedingungen übernommen‘ werden. Der Umformulierungsvorschlag, die Bedingun- 
gen sollten nur da als ‚angemessen‘ verstanden werden, wenn sie ‚in etwa vergleichbar‘ 
seien, wurde verworfen.‘ (FR, 26. 10. 79) 

3 Vgl. die CSU-Rohmaterialien in: Blätter für dt. u. internat. Pol. 8/1979, S. 1014. Zur 
Wirkung vgl. die Suspendierung der ‚‚ran‘‘-Redaktion auf Betreiben des CDU-DGB-Vor- 
standsmitglieds Maria Weber im Dezember 1979, bei der ein Glaubwürdigkeitsverlust des 
DGB bei Jugendlichen zugunsten einer Konfliktminderung mit der CDU, wenn auch mit 
Strauß ablehnenden CDU-Kreisen, in Kauf genommen wurde. 

4 Der Sache nach unterschiedliche Positionen zum Ausmaß des wirtschaftspolitischen 
Handlungsspielraums der SPD/FDP-Regierung 1973/74 finden sich bei Altvater/Hoffmann/ 
Semmler: Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise, Berlin 1979, S. 324 ff. einerseits 
und bei Karl-Ernst Lohmann: „Bankrott des Reformismus? in Argument-Sonderband 36, 
1980. Altvater u.a. betonen die objektive Sackgasse, in die der globalsteuernde Keynesia- 
nismus 1973 ff. in der BRD geraten war. Lohmann hebt die politisch denkbare Alterna- 
tive einer konsequenten Vollbeschäftigungspolitik 1974 hervor, räumt aber ein, daß dies 
wahrscheinlich zu „exorbitanten Inflationsraten‘‘ geführt hätte. Gemeinsam ist beiden 
Einschätzungen, daß die SPD/FDP-Regierung, wenn sie ernsthaft die Arbeitslosigkeit ab 
1974 hätte bekämpfen wollen, systemsprengende ökonömische und politische Folgen 
hätte in Kauf nehmen müssen. Und wie hätte sie denn dazu wohl kommen sollen? 
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Karl-Ernst Lohmann 
Strauß, die Grünen und das sozialistische Wahldilemma* 


Seit dem Programmttreffen der Alternativen, Bunten und Grünen in Offenbach am 
3./4. 11.1979 scheint es so gut wie sicher, daß dieseGruppierung zu den Bundestags- 
Wahlen 1980 kandidieren wird. Damit steht die sozialistische Linke, soweit sie nicht 
parteipolitisch organisiert ist, vor der Frage, ob sie — um eine Kanzlerschaft Strauß’ 
zu verhindern — noch einmal der SPD/FDP-Koalition oder — um der ökologisch- 
radikaldemokratischen Bewegung zu parlamentarischer Repräsentanz zu verhelfen — 
den Grünen ihre Unterstützung bzw. ihre Stimmen geben soll. Die Wahldiskussion, 
„die wie ein Gespenst im Schrank alle vier Jahre in den linken Diskussionsblättern 
zu rumoren beginnt“ (Altvater 1979, S. 5), steht damit erstmals in einer gänzlich 
anderen politischen Konstellation: offensichtlich hängt von der Entscheidung des 
linken Wählerpotentials diesmal erheblich mehr ab als früher. 

Darüberhinaus ist es — ebenfalls anders als früher — besonders wichtig, daß die 
Wahldiskussion generell unter dem Aspekt geführt wird, wie die parteipolitisch 
nicht festgelegte Linke sich bei den anstehenden Wahlen einheitlich verhalten kann 
und soll. Denn eine in ihrem Wahlverhalten gespaltene Linke könnte — paradoxer- 
weise wegen ihres gemeinsamen Grundkonsenses, daß eine Kanzlerschaft Strauß’ 
auf jeden Fall verhindert werden müsse — eben diese Kanzlerschaft ermöglichen: 
wählt die eine Hälfte der Linken grün, die andere sozialliberal, so könnte der Effekt 
darin bestehen, daß sowohl verhindert wird, daß die Grünen die 5-Prozenthürde 
schaffen, als auch (und zwar deswegen!), daß die SPD/FDP-Koalition eine parla- 
mentarische Mehrheit gegenüber CDU/CSU erhält. 


1. Was bedeutet die Kanzlerkandidatur Strauß‘? Kritik der „Stoppt Strauß“- 
Bewegung 


Die Kanzlerkandidatur Strauß scheint auf viele Linke wie ein rotes Tuch zu wirken. 
Gremliza „kann es keinem verübeln, der (.... ) sich jetzt irgendwo jenseits der Gren- 
zen nach einem zweiten Wohnsitz umsieht‘“ (1979, S. 7). Das Titelbild der Juli- 
Nummer von „konkret“ zeigt das Gesicht von Strauß farbig und in Nahaufnahme; 
Titel: „DER FÜHRER“, Untertitel: „Strauß — Carstens — Albrecht: Eine Junta für 
Bonn?“ Und in einem geradezu dramatischen Aufruf „An unsere Leser“ hat die Re- 
daktion der „Blätter für deutsche und internationale Politik‘ dazu aufgerufen, 


® Für Kritik an dem ursprünglichen Manuskript habe ich den Genossen des AWA zu dan- 
ken, die das Papier auf einem Plenum diskutierten. 
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„eine breite demokratische Bewegung, ein Bündnis aller besonnenen Kräfte zu 
schaffen, um einen neuen Rechtsruck in der Bundesrepublik zu verhindern und 
Strauß zu stoppen.‘ (1979, S.910) Kurz: es scheint bei manchem Linken angesichts 
Strauß’ Panik auszubrechen. 

Die inzwischen zustande gekommene ‚Stoppt Strauß“-Bewegung, deren un- 
mittelbares Ziel, Strauß zu stoppen, von jedem Linken unterstützt wird, ist leider 
aufgrund dreier Charakteristika nicht in der Lage, eine einheitliche linke Strategie 
gegen die Offensive der Rechten zu formulieren: 1. die „Stoppt Strauß‘‘-Bewegung 
ist ein reines Negativbündnis; 2. wenn überhaupt, erklärt sie die Kanzlerkandidatur 
von Strauß ökcnomistisch; 3. sie personalisiert die Rechtsentwicklung innerhalb der 
CDU/CSU auf die Person von Strauß. 

Ad 1). Aufgrund ihres Adressatenkreises — linke Sozialdemokraten, Kommu- 
nisten, linke Gewerkschafter — ist es nicht erstaunlich, daß die Initiatoren der 
„Stoppt Strauß“-Bewegung kein positives Bündniskonzept formulieren, sondern 
ein reines Negativ-Bündnis; so schreibt Bredthauer, die „Stoppt Strauß‘‘“-Bewegung 
„kommt aber mit Sicherheit nur zustande, wenn die unterschiedlichen Richtungen 
des demokratischen Spektrums erstens die Aktivitäten auf ihren je spezifischen Ge- 
bieten vervielfältigen, dabei aber zweitens in dieser kritischen Situation Trennendes 
zurückstellen.und nicht die Profilierung der Unterschiede zum ‚Nachbarn‘ über die 
gemeinsame Betroffenheit und die gemeinsame Bewältigung einer Herausforderung 
stellen, die Herausforderung durch das Programm Strauß, das auf diesen Unterschied 
ohnehin keine Rücksicht nimmt.“ (1979, S. 920) 

Die notwendige politische Diskussion über Ursache und Bedeutung der Strauß- 
Kandidatur und die möglichen Formen seiner Bekämpfung (soll man Grüne, SPD 
oder FDP wählen? Sollte die DKP nicht ganz auf eine Kandidatur verzichten? usw.) 
wird so von vornherein ausgeblendet oder wenigstens verkürzt, um die dann not- 
wendig werdende Diskussion über die politischen Ziele der Bündnispartner zu ver- 
hindern (übrigens ein Spezifikum dieser Art von Bündnispolitik, vgl. dazu AWA, 
1979, Editorial). 

In der gegenwärtigen Situation Kommt aber keine auch nur einigermaßen ver- 
antwortungsvoll geführte Diskussion darüber, wie sich die Linke bei den Wahlen 
1980 verhalten soll, darum herum, über die Alternative zu sprechen: ob man Strauß 
effektiver durch Unterstützung der Grünen oder der Sozialliberalen bekämpft. Wird 
diese Diskussion verhindert, so wird auch die Chance der notwendigen (s.o.) Verein- 
heitlichung der Wahlentscheidung der Linken vertan. 

Ad 2). Soweit überhaupt die Rechtsentwicklung von CDU und CSU, die ihren 
Ausdruck in der Kanzlerkandidatur von Strauß fand, erklärt wird, geschieht dies 
nach dem unseligen ökonomistischen Muster: Strauß als Produkt der ökonomischen 
Krise bzw. als Präventivmittel gegen etwaige Krisenfolgen. So z.B. Kühnl: „Die 
Herrschenden wollen die Situation schon jetzt präventiv in den Griff bekommen, 
eine Situation, die vielleicht, wenn die Krise länger dauert und die Unzufriedenheit 
und die Suche nach Alternativen in der Bevölkerung sich zu regen beginnen, den Wi- 
derstand gegen diesen Abbau von Leistungen und Lebenschancen entfacht.‘‘ (1979, 
S. 25) „Die Rechtskräfte müssen vielmehr selber offensiv eine Alternative anbieten, 
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die angeblichen Lösungen. Diese lauten (...): Die parlamentarische Demokratie mit 
all ihren Rechten für einzelne und Interessengruppen ist zu schwach, um mit den 
großen Problemen der modernen Industriegesellschaft (...) fertig zu werden. Was wir 
brauchen, ist ein handlungsfähiger und effektiver Staat, ein Staat, der wirklich stark 
und Kompetent genug ist, um durchgreifen zu können.“ (Ebd., S. 27) 

Nun ist aber nicht recht zu sehen, worin für „die Herrschenden‘“ das Risiko 
einer Fortsetzung der sozialliberalen Regierungskoalition liegen soll. Denn daß die 
Schmidt-Lambsdorffsche Wirtschafts- und sonstige Politik von den ökonomisch 
Mächtigen nicht gerade mit Widerwillen betrachtet wird, dürfte wohl niemand ernst- 
haft bestreiten. 

Die Tabuisierung der wirklichen Ursachen der Rechtsentwicklung der CDU/ 
CSU und der Kanzlerkandidatur Strauß? hat allerdings in einem Bündnis, an dem ja 
nicht zuletzt die linken Sozialdemokraten teilnehmen sollen, eine zwingende Funk- 
tion: letztere werden nämlich im Wahljahr 1980 nolens volens die Politik Helmut 
Schmidts und seiner Regierung unterstützen. Vieles spricht nun aber dafür, daß die 
Rechtsentwicklung der Unionsparteien — weit entfernt davon, Produkt der ökono- 
mischen Krise zu sein — gerade auf diese Politik Schmidts und der sozialliberalen 
Koalition zurückzuführen ist (1) — eine Politik, die in immer mehr Politikbereichen 
nach traditionell konservativem Muster verfährt. Für einen Kernbereich soziallibera- 
ler Politik, die Wirtschaftspolitik, ist das offensichtlich (vgl. Lohmann 1979), und es 
genügen Stichwörter wie Berufsverbote, Reformstop und innere Sicherheit, um die 
Affinität sozialliberaler zu traditionell Konservativer Politik zu demonstrieren. Die 
vom Kohl-Geißler-Flügel der Union hiergegen verfolgte Strategie eines „Quasi-Sozial- 
liberalismus“ („Neue soziale Frage“, vgl. Lohmann, 1977), die politisch darauf ab- 
zielte, die FDP aus dem Regierungsbündnis herauszubrechen, hatte erkennbar kei- 
nen Erfolg. Viel plausibler ist hingegen Strauß‘ Strategie des verstärkten Rechtskur- 
ses: wie anders sollte die Union zu einer erkennbaren und wirklichen Alternative 
des sozialliberalen Blocks werden? Der Rechtskurs der Union ist daher ursächlich 
auf die konservative Politik des Sozialliberalismus in den letzten sechs, sieben Jah- 
ren zurückzuführen. Wer also Strauß stoppen will, indem er die sozialliberale K.oali- 
tion stärkt (vgl. z. B. Strässer 1979), will eine Wirkung bekämpfen, indem er ihre 
Ursache stärkt! 

Ad 3). Kurzfiistig, d.h. bezogen auf die Wahl 1980, mag dieses Kalkül aufge- 
hen: wahrscheinlich Könnte Strauß dadurch gestoppt werden, daß die Linke massiv 
die sozialliberale Koalition unterstützt. Aber was geschähe dann? Nehmen wir ein- 
mal an, die Linke würde sich auf eine pro-sozialliberale ‚‚Stoppt Strauß“-Bewegung 
einigen und dieser wäre Erfolg beschieden; wir können uann weiter annehmen, daß 
die Grünen nicht ins Parlament kämen, daß jedoch die SPD/FDP eine Mehrheit er- 
hielte. Was dann? Zunächst wäre dann trivialerweise eine Kanzlerschaft Strauß‘ ver- 
hindert. Und exakt soweit denken die pro-sozialliberalen Strauß-Stopper, weil sie 
das Problem radikal personalisieren. Die Kanzlerkandidatur Strauß‘ bedeutet jedoch 
etwas ganz anderes als lediglich einen Meilenstein in der politischen Karriere von 
FJS: die mit ihr verbundene offenkundige Rechtsdrift der Union bedeutet die fak- 
tische Änderung der westdeutschen Parteienlandschaft ohne Änderung der Partei- 
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organisationen! Bis zur Wahl 1980 ist diese zunächst festgeschrieben. Im Fall einer 
Wahlniederlage der Union würde sich aber sofort der Widerstand in der CDU gegen 
den autoritär-konservativen Kurs der CSU mit seinem Exponenten Strauß regen; 
und umgekehrt wäre Strauß‘ Karriere als Kanzlerkandidat zuende, nicht aber seine 
politische Position und sein Programm, das er weiterhin in und mit der CSU durch- 
zusetzen versuchen würde. Mit großer Wahrscheinlichkeit käme es zur Spaltung der 
Union: 1984 träten dann eine bundesweite CSU, die das gesamte rechte bis rechts- 
radikale Wählerpotential ausschöpft, und eine liberai-Konservative CDU, die sich mit 
Aussicht auf Erfolg um die Wähler der „‚Mitte‘‘ bemüht, gegen die sozialliberale Koa- 
lition an. 

Diese Entwicklungsperspektive muß jede linke Anti-Strauß-Bewegung vor 
Augen haben. Vor ihrem Hintergrund stellt sich die Frage, ob wir die Grünen oder 
die Sozialliberalen 1980 unterstützen sollen, neu. 


2. Die Linken und die Grünen 


Die Frage, was es bedeutet, wenn die Grünen a) eine neue Partei bilden und b) wo- 
“möglich durch die Unterstützung der Linken zu einer Parlamentspartei werden, hat 
für die parteipolitisch nicht organisierten Sozialisten nicht zuletzt aus Gründen ihrer 
eigenen Geschichte einen hohen Stellenwert. Denn das Schicksal der sozialen und 
politischen Bewegungen gerade auch der westdeutschen Linken zeigt, von welcher 
Bedeutung das politische System, also bei uns: die parlamentarische Demokratie, 
für solche Bewegungen ist. 

Von ihr wurde das Schicksal sowohl der Studentenbewegung als auch der neo- 
nazistischen NPD, also der beiden wichtigsten westdeutschen Protestbewegungen 
der 60er Jahre, sehr stark bestimmt. Nicht zufällig erlebten beide Bewegungen ihren 
Aufschwung während der Großen Koalition — in einer Situation also, in der offen- 
sichtlich und auch formal die relevanten politischen Fronten nicht mehr im Parla- 
ment bzw. zwischen den Parlamentsparteien verliefen (denn die damals noch kon- 
servative FDP-Opposition Konnte man vergessen), sondern zwischen diesen auf der 
einen und den nicht parlamentarisch vertretenen Gruppen auf der anderen Seite (2). 
Der NPD gelanges damals, sich zum politischen Ausdruck und Artikulator der durch 
die Krise 1966/67 bedrohten alten Mittelschichten zu machen (vgl. dazu Kühnl u.a. 
1969): 1969 blieb sie mit 4.8 vH der Stimmen nur knapp unter der 5-Prozent-Hürde 
(was übrigens weitgehend den Anti-NPD-Aktivitäten der Linken zu verdanken war). 
Als im selben Jahr mit der Etablierung der SPD/FDP-K.oalition die relevante politi- 
sche Front wieder innerhalb des Parlaments verlief, verkam die NPD zur Bedeutungs- 
losigkeit: ihr Wählerpotential wurde von der CDU/CSU-Opposition absorbiert. 

Die gleiche Bedeutung hatte die 1969er Wahl für die APO, die allerdings schon 
1968 (Anti-Springer-Kampagne und Notstandsgesetze) entscheidende Niederlagen 
hatte hinnehmen müssen. Seit 1969 zerfiel die APO: ein Teil ihrer aktiven Träger 
ging in die SPD bzw. FDP, der Rest gründete neue Parteien (K-Gruppen), ging in die 
DKP/SEW oder betrieb „Basisarbeit‘‘ (SB). Im Rückblick ist das Ausmaß erstaun- 
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lich, in welchem das Schicksal der APO — die sich ja nicht zuletzt durch ihre Parla- 
mentarismuskritik definierte — durch das politische System der BRD bestimmt wur- 
de. Es ist aber nicht nur ein „zeitgenössisches Lehrstück“, welches wir der Zerfalls- 
phase der APO verdanken, sondern auch eine theoretisch erklärbare Erfahrung: „Daß 
man Parteien nicht einfach aus dem Boden stampfen kann.“ (Fichter/Lönnendon- 
ker, 1979, S. 112). Und es leuchtet ein, daß gerade die sozialistische Linke dem 
Versuch, den Grünen Parteiform zu geben, mit großer Skepsis gegenübersteht. Die 
Fragen lauten: reichen soziale Basis und Wählerpotential der Grünen für eine Partei- 
gründung aus? Ist ihre politische Programmatik ausgereift? Welche Konsequenz hat 
der Aufbau einer Parteiorganisation? 

Eine repräsentative empirische Untersuchung der sozialen Basis und des Wäh- 
lerpotentials der Grünen existiert derzeit nicht (Murphy u.a. 1979, S. 148). Gleich- 
wohl scheinen folgende Vermutungen gerechtfertigt: die Grünen rekrutieren ihre 
aktiven Mitglieder vorwiegend aus den Mittelschichten; in ihnen sind Personen mit 
den Merkmalen „hoher formaler Bildungsgrad‘, z. B. Studenten, und ‚jugendlich“ 
besonders stark vertreten. Dies gilt auch für ihre Wähler (vgl. Jüttner/Wettig 1979 
und Lange 1979). Zusammenfassend heißtesz.B. über die Grüne Liste Umweltschutz 
Niedersachsen: „Nicht die Gruppen der geringer Ausgebildeten und der Älteren, die 
in Umfragen über die Komplexität des politischen Systems in der Regel den größten 
Unmut haben, sondern gerade die Jüngeren und die Gruppe mit den längsten schuli- 
schen Ausbildungsgängen haben überproportional GLU gewählt.‘ (Jüttner/Wettig 
1979, S. 30) Eine Repräsentativumfrage an der Technischen Universität Braun- 
schweig ergab sogar, daß „bei einer Wahlbeteiligung von 94 % der Studenten 43.3 % 
der GLU, 41.7 % der SPD, 7.1 % der CDU und 6.3 % der FDP ihre Stimme gegeben 
haben.‘ (Ebd., S. 30) Ähnliches ergaben die Hamburger Wahlergebnisse (jedenfalls 
für das Merkmal „Alter“, vgl. Lange 1979, S. 13, Tab. 11) und die Westberliner 
Wahlen zum Abgeordnetenhaus bzw. zu den Bezirksverordnetenversammlungen, bei 
denen die Alternative Liste (AL) für Demokratie und Umweltschutz kandidierte 
und überraschend gut abschnitt (vgl. Murphy u.a. 1979, S. 151). Politisch stellen die 
Grünen bzw. die Grünen-Wähler vornehmlich eine Konkurrenz zu SPD und FDP dar 
(Murphy u.a. 1979,S. 148), obwohl in Hamburg und Niedersachsen (3) alle drei Par- 
lamentsparteien gleichermaßen Wähler an die Grünen verloren (vgl. Lange 1979, S. 
14, Murphy u.a. 1979, S. 145), während in Westberlin vor allem SPD und CDU 
(Murphy u.a. 1979, S. 144) Stimmen an die AL verloren. 

ObwoHl das Programm, unter dem die Grünen zum Bundestagswahlkampf an- 
treten, noch nicht feststeht, lassen sich doch einige Aussagen über die programmati- 
schen Grundlagen der grünen Listen machen. Zweierlei fällt auf: erstens tauchen in 
sämtlichen geschriebenen Programmen der Grünen die beiden Programmpunkte 
Umweltschutz und Radikaldemokratie auf; zweitens sind diese beiden Punkte regel- 
mäßig nicht die einzigen der geschriebenen Programme (vgl. z. B. AL 1978). 

Was ihre geschriebenen Programme angeht, sind die Grünen also eindeutig 
keine Ein- oder Zwei-Punkt-Bewegungen. Doch sind diese „geschriebenen Program- 
me“ nicht unbedingt ausschlaggebend für die Beurteilung politischer Bewegungen (4). 
Analytisch muß man die geschriebenen von den objektiven Programmen einer poli- 
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tischen Bewegung oder Partei unterscheiden (vgl. Scheffler 1979, S. 138). Wollte 
man etwa die sozialliberale Programmatik der SPD untersuchen, so ginge man völlig 
fehl, wenn man hierzu ihre geschriebenen Programme, z. B. das Godesberger Pro- 
gramm oder den Orientierungsrahmen ‘85 heranzöge (vgl. Lohmann 1979). Denn 
mit dem objektiven Programm einer politischen Partei oder Bewegung suchen wir 
deren wirkliche, handlungsleitende Programmatik, vor deren Hintergrund alle einzel- 
nen Politikakte einen erkennbaren Sinn machen. 

Meine Behauptung ist, daß die Grünen hinsichtlich ihrer objektiven Program- 
matik Zwei-Punkt-Bewegungen sind. Und zwar wird ihre gesamte Politik strukturiert 
durch die beiden erwähnten Programmpunkte Umweltschutz und Radikaldemokra- 
tie. Tatsächlich sind mit der Zerstörung der Natur und der fortwährenden Einschrän- 
kung bürgerlich-politischer Freiheiten ja auch die beiden gesamtgesellschaftlichen 
Probleme bezeichnet, an denen sich die ökologisch-radikaldemokratische Bewegung 
herausgebildet hat. Zu sagen: diese Bewegung sei eine Zwei-Punkt-Be wegung, heißt 
also nicht: die Grünen würden nur zu diesen beiden Themenkomplexen etwas sagen. 
Vielmehr heißtes: diese beiden Programmpunkte sind a) die alles übrige dominieren- 
den und strukturierenden Punkte, weil in ihnen Lösungsvorschläge für die die grüne 
Bewegung konstituierenden Probleme formuliert sind; und b) bilden diese beiden 
Punkte die politische Identität der grünen Bewegung. So mag es beispielsweise offen 
sein, ob sich die Grünen zu „rechten“ oder zu „linken Grünen‘ entwickeln (obwohl 
der radikaldemokratische Programmpunkt sie zu „linken Grünen“ geradezu prädesti- 
niert). Abersie ändern damit nicht notwendig die politische Identität der Bewegung; 
demgegenüber würde es eine substantielle Änderung der grünen Bewegung bedeuten, 
wenn diese aufhörte, z. B. die ökologische Problematik zu ihrem Hauptanliegen zu 
machen. 

Die Unterscheidung zwischen geschriebenem und objektivem Programm ist 
wichtig für die Frage der Parteiförmigkeit der Grünen und damit für die ihres Ver- 
hältnisses zum politischen System der BRD (d.h. ihrer Adäquanz oder Nichtadä- 
quanz bezüglich ihrer politischen Form). Ob die Grünen eine Partei werden sollen 
oder nicht, wird derzeit nämlich in einem sehr verkürzten theoretischen Rahmen 
diskutiert — einem Rahmen, der bezeichnenderweise durch einen der beiden grü- 
nen Hauptprogrammpunkte (Radikaldemokratie) strukturiert wird: „Partei“ wird 
mit „Parteiorganisation‘ oder „Parteiapparat‘‘ gleichgesetzt, und die Problematik 
einer grünen Parteigründung wird ausschließlich hinsichtlich ihrer Implikationen 
z. B. für die basisdemokratische Struktur, die interne Willensbildung etc. der Grü- 
nen diskutiert. Diesen Diskussionen ist hier nichts hinzuzufügen (vgl. z. B. Jungk 
1978, Mayer-Tasch 1978, Murphy u.a. 1979, S. 164 ff., wo auch die Konsequen- 
zen für die interne Struktur der Grünen diskutiert werden, die sich aus der Parla- 
mentsarbeit einer grünen Partei ergäben). Die Etablierung eines Parteiapparats mit 
einer wirklich demokratischen Struktur, in der die faktischen Entscheidungspro- 
zesse nicht von oben nach unten verliefen, wäre nicht weniger als ein historisches 
N.ovum. \ : 

So wichtig die Diskussion um den Aufbau einer Parteiorganisation ist, so we- 
nig erschöpft sich die Problematik der Parteiförmigkeit der Grünen in der Organi- 
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sationsproblematik. In kapitalistischen Gesellschaften mit parlamentarisch-demo- 
kratischen politischen Systemen wird die politische Herrschaft der. ökonomisch 
herrschenden Klasse (der Bourgeoisie) nicht direkt und nicht allein durch diese 
Klasse ausgeübt. Schon aus rein quantitativen Gründen ist die Bourgeoisie auf das 
Zustandekommen von Bündnissen mit subalternen Klassen und Schichten angewie- 
sen — mit Klassen und Schichten (5) also, die der (ökonomischen) Herrschaft der 
Bourgeoisie selbst unterworfen sind. Politische Parteien im Sinne von Parteiappara- 
ten repräsentieren solche Bündnisse (vgl. Jäger 1979a, S. 550; insofern sind Parteien 
die politische Form, in der eine nicht primär auf direkter Gewaltausübung beruhen- 
de Herrschaft einer Minderheit, der Bourgeoisie, über die Mehrheit realisiert wird 
(natürlich nur solange, wie nicht politische Parteien existieren, die den Bruch mit 
der Bourgeoisie wollen, d.h. die ein Klassen- oder Schichtenbündnis gegen die Bour- 
geoisie formen). „Auf den ersten Blick ist diese Übereinstimmung der Ausgebeute- 
ten mit den Ausbeutern erstaunlich. Jedoch, die Klassen werden nun mal nicht auf- 
grund wissenschaftlicher Analyse parteipolitisch aktiv und ebensowenig infolge ih- 
rer normalen Lebensumstände in Fabrik und Dorf, sondern aufgrund von Urteilen, 
mit denen ihr Alltagsbewußtsein die ‚großen Probleme‘ reflektiert, die aus dem Fluß 
der Geschichte bruchstückhaft für sie ‚auftauchen‘. Probleme wie nationale Einheit 
und Sezession, der kirchliche oder weltliche Charakter der Schulerziehung, die Ver- 
allgemeinerung des Wahlrechts, die Auflösung von Kolonien, Sprachenstreit (und 
vielleicht Umweltschutz).“ (Jäger 1979 b, S. 630) 

Die Frage, ob die Grünen sich zur Partei konstituieren, zerfällt also in folgen- 
den Fragenkomplex: a) gibt es ein soziales Potential, das sich über die Probleme 
„Umweltschutz“ und „demokratische Rechte‘ aktiviert? b) Vermögen die Grünen 
dieses Potential zu einem dauerhaften Bündnis zusammenzufassen und es auf der 
politischen Ebene zu repräsentieren? c) Wird dieses Bündnis, falls es zustande- 
kommt, mit der Bourgeoisie paktieren (also integriert werden) oder nicht? 

Über Frage c) ließe sich beim gegenwärtigen Stand der Entwicklung nur spe- 
kulieren. Frage a) kann positiv beantwortet werden: die Bürgerinitiativ-Bewegung 
beweist, daß es ein relevantes Potential gibt (das klassenmäßig eher amorph bis dif- 
fus ist), welches über Fragen des Umweltschutzes und der demokratischen Rechte 
aktiv wird. Die entscheidende Frage ist offenbar Frage b). Man kann sie m. E. nicht 
beantworten, ohne sich mit dem konkreten politischen System der BRD auseinan- 
derzusetzen. D. h. für in Entstehung begriffene Parteien: mit der 5-Prozentklausel. 
Würden die Grünen 1980 an ihr scheitem, könnte der Entmutigungseffekt so groß 
sein, daß es zu einer grünen Baal (notabene einer, die mehr ist als eine grüne Sekte) 
gar nicht käme. 


3, Grüne und 5-Prozentklausel 
Die Frage, die hier diskutiert werden soll, lautet: ist die empirische Tatsache, daß 


die Grünen die einzige außerparlamentarische Gruppierung sind, die in der Lage 
ist, bei Parlamentswahlen die 5-Prozenthürde zu überwinden, Zufall oder nicht? 
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Um diese Frage zu beantworten, muß allgemein erklärt werden, wie der 5-Prozent- 
klausel-Mechanismus funktioniert. Ich vertrete folgende Thesen: 

1. Der 5-Prozentklausel-Mechanismus ist eine politische Form, die auf eine andere 
politische Form zugeschnitten ist, nämlich auf die Form „politische Partei“, und 
von der daher primär Parteien betroffen werden. 

2. Parteien sind Gebilde mit globalen (d.h. alle politischen Probleme umfassenden) 
objektiven Programmatiken. 

Falls diese Thesen richtig sind, folgt sofort die Antwort auf die oben gestellte 
Frage: der entscheidende Vorteil der Grünen in bezug auf die 5-Prozentklausel be- 
steht in ihrer nicht-glob.len (sondern lediglich zwei-Punkt-)Programmatik, wobei 
hier immer vom objektiven Programm die Rede ist. Weil die Grünen in diesem Sinn 
keine politische Partei sind (gleichgültig, ob sie einen Parteiapparat aufbauen oder 
nicht), werden sie in weit geringerem Ausmaß von.dem 5-Prozentklausel-Mechanis- 
mus betroffen. 

Zunächst: was muß eine Theorie der 5-Prozentklausel erklären? Der Effekt 
der 5-Prozentklausel besteht offenbar darin, daß kleine, parlamentarisch nicht ver- 
tretene Parteien nicht ihr gesamtes Wählerpotential ausschöpfen können, weil ein 
Teil dieses Potentials seine Stimmen anderen, nämlich Parlamentsparteien gibt. Die- 
sen Effekt muß eine Theorie der 5-Prozentklausel erklären, und das heißt, sie muß 
die Frage beantworten, was im Kopf des potentiellen Wählers einer nicht-parlamen- 
tarischen Partei vor sich geht, so daß er diese Partei nicht wählt, obwohl er mit ih- 
rem politischen Programm übereinstimmt, 

Stellvertretend für alle kleinen Parteien diskutiere ich das Problem am Beispiel 
der DKP. Stellen wir uns probeweise auf den Standpunkt eines DKP-Sympathisan- 
ten, der die DKP nicht wählt. Nach Voraussetzung hält unser Nichtwähler die DKP- 
Politik für besser als die Politik aller anderen Parteien. Bei der Wahl steht er aber vor 
einem Dilemma: er will seine Stimme nicht „verschenken“ (in diesem wahlarithme- 
tisch-taktischen Sinn „politisiert‘‘ die 5-Prozentklausel die Wählerentscheidung), 
aber er will noch mehr: er will durch eine Stimmabgabe für die DKP nicht im End- 
effekt der CDU/CSU nützen. M. a. W.: er muß entscheiden, an welcher „Front“ er 
kämpfen will: an der Front „DKP oder SPD“ oder an der Front „SPD oder CDU“. 
Die Entscheidung ist schwierig, denn der typische DKP-Sympathisant hat eine ge- 
naue Rangfolge in seiner politischen Einschätzung: die DKP ist für ihn besser als die 
SPD, die SPD besser als die CDU. Wählt er nun die DKP, so stärkt er die DKP zwar 
an der Front „DKP/SPD“, aber zugleich stärkter die CDU an der Front ‚„SPD/CDU“. 

Das ist der Kern des Problems: die Wähler einer kleinen Partei müssen sich für 
eine bestimmte „Front“ entscheiden. Ins Dilemma geraten sie immer dann, wenn 
sie eine Rangfolge wie unser DKP-Sympathisant haben: 1. DKP, 2. SPD, 3. CDU. 
Haben sie diese Rangfolge nicht, sondern z. B. folgende Einschätzung: „Die DKP ist 
akzeptabel, alle anderen Parteien nicht‘, dann befinden sie sich auch nicht mehr in 
dem Dilemma. Daher lautet die strategische Fragestellung aller Parteien und Grup- 
pen, die die 5-Prozenthürde überspringen wollen: Wie können wir Teile der Bevölke- 
rung davon überzeugen, daß die „Front“ zwischen den im Parlament vertretenen 
Parteien nicht so wichtig ist wie die „Front“ zwischen uns und sämtlichen anderen 
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Parteien? Oder anders: wie können wir bei unseren potentiellen Wählern die fatale 
„Rangfolge“ aufbrechen, die sie in das oben beschriebene Dilemma bringt? 

Wie weit dies gelingt, hängt eng zusammen mit der Form „politische Partei‘. 
Wie oben ausgeführt, sind Parteien die politische Form von Bündnissen zwischen 
Klassen und/oder Schichten auf politischer Ebene; diese Bündnisse werden struktu- 
riert durch ihre objektive Programmatik (es ist damit natürlich noch nicht gesagt, 
auf welche Weise diese Programmatik zustandekommt) (6). Die Tatsache, daß das 
Parlament der politische Ort ist, in dem — und sei es auch nur formal — politische 
Entscheidungen gefällt und öffentlich diskutiert werden, hat zur Folge, daß die 
Parteien umfassende, globale Programme (7) haben und haben müssen. Dies einfach 
deshalb, weil sie sich in sämtlichen parlamentarischen Entscheidungen verhalten 
müssen. Die Globalität der objektiven Programmatiken hat nun wichtige Folgen: je- 
der einzelne Programmpunkt wird inhaltlich nicht isoliert ausgefüllt, sondern in Re- 
lation zur Gesamtprogrammatik. Andernfalls wäre die Programmatik eine bloße Ad- 
dition von Programmpunkten, deren gegenseitige Kompatibilität nicht gewährleistet 
wäre. 

Nehmen wir als Beispiel den Umweltschutz, speziell die KKW-Frage. Betrach- 
tet man den Punkt isoliert, so gibt es keinen Grund, weshalb die SPD nicht eine de- 
finitive Anti-KKW-Politik machen könnte. Das Problem besteht nun in der Globali- 
tät des Programms der SPD: die SPD ist gezwungen die KKW-Programmatik mit ih- 
ren anderen Programmpunkten in Übereinstimmung zu bringen, z. B. mit ihrer Koh- 
le- und sonstigen Energiepolitik, mit ihrer sozialliberalen Integrationsprogrammatik 
(sie will Profite und Arbeitsplätze der KKW-Industrie sichern) usw, Deshalb kann 
die SPD keine rücksichtslose Anti-KKW-Politik betreiben. — Das Gleiche gilt für die 
DKP mit ihrer „realsozialistischen“ Programmatik: weil es in den sozialistischen 
Ländern KKWs gibt und die DKP Kritik an diesen Ländern nicht akzeptiert, kann 
sie kein bedingungsloses Nein zum Bau von KKWs proklamieren. 

Natürlich ist (wie die Beispiele zeigen) das bestimmte Konsistentmachen einer 
Programmatik etwas ‚Inhaltliches‘, ja sogar der Kern des „‚Inhaltlichen‘“. Was je- 
doch hinsichtlich der 5-Prozentklausel-Problematik interessiert, ist nicht das „Inhalt- 
liche“ am Konsistentmachen, also nicht die Frage, wie eine bestimmte Konsistenz 
aussieht, sondern lediglich die Tatsache, daß etwas konsistent gemacht wird. Denn 
wenn ein Programm erst mal konsistent gemacht worden ist, dann ist es mit allen 
anderen, ebenfalls konsistenten Parteiprogrammatiken vergleichbar: dann ist die 
Grundlage dafür gegeben, eine Rangfolge 1. DKP, 2. SPD, 3. CDU zu bilden. Sobald 
aber eine kleine Partei von ihren potentiellen Wählern in diese Rangfolge gebracht 
worden ist, befinden sie sich in dem oben skizzierten Dilemma. 

Und hier liegt der entscheidende Vorteil von Ein- oder Zwei-Punkt-Bewegun- 
gen bzw. ‚„Wahlparteien‘“ wie den Grünen. Ihr Nicht-Parteisein besteht darin, daß sie 
kein globales Programm haben, sondern sich (wohlgemerkt: objektiv!) auf die bei- 
den Punkte Umweltschutz und Radikaldemokratie beschränken. Weil die Grünen 
nicht gezwungen sind, die Leistung des Konsistent-Machens einer globalen Program- 
matik zu erbringen, sind sie „unvergleichlich“: es kommt nicht zu der Rangfolge 
1. Grüne, 2. SPD, 3. CDU. Sondern es kommt zur Polarisierung: hier die Grünen, 
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dort (im Parlament) die Nicht-Grünen (8). Der potentielle Wähler der Grünen befin- 
det sich damit außerhalb des Dilemmas, dessen Herstellung den Kern des 5-Prozent- 
klausel-Mechanismus‘ bildet. 

Man kann sich das so vorstellen: Es gibt für alle Organisationen, die die politi- 
sche Form „Partei“ annehmen (gleichgültig, ob sie im Parlament vertreten sind oder 
nicht), ein Formular, auf dem für alle politischen Probleme eine Sparte vorgesehen 
ist. Die verschiedenen Parteien füllen diese Sparten mit ihrer jeweiligen Programma- 
tik aus. Was nun die Grünen tun, ist, das Formular selbst für irrelevant zu erklären 
(im Unterschied zur DKP, die das vorgegebene Formular „nur“ anders ausfüllt). Die 
Grünen tun dies nicht bewußt, aber faktisch dadurch, daß sie sich gar nicht auf alle 
Probleme einlassen. Sie drucken sozusagen ihr eigenes Formular, auf dem nur Spar- 
te für ein, zwei Problerne stehen (Umweltschutz, Demokratische Rechte). Diese we- 
nigen Sparten bzw. ihre unterschiedliche Ausfüllung werden nun zum relevanten 
Unterschied erklärt, und im Licht der neuen Formulare erscheinen die Unterschiede 
zwischen den parlamentarischen Parteien als ganz irrelevant. 

Es geht hier um das Verhältnis von politischen Formen zu politischen Inhal- 
ten, Die Behauptung ist: die politische Form „S-Prozentklausel‘‘ (deren Inhalt die 
Verhinderung von nicht eindeutigen Parlamentsmehrheiten ist) wirkt deshalb so ef- 
fektiv, weil sie auf eine andere politische Form „Partei in einem parlamentarischen 
System“ zugeschnitten ist. Sie wirkt nicht, weil bestimmte Parteien eine bestimmte 
inhaltliche Programmatik haben (diese bestimmt „nur“ das Wählerpotential); sie 
wirkt also auf die DKP nicht, weil diese eine „realsozialistische‘‘ Programmatik hat, 
sondern weil sie überhaupt ein globales Programm hat. 

Man kann das auch als Widerspruch der Parteiform formulieren: für die DK.P 
kommt es sowohl darauf an, möglichst viele Wähler dazu zu bewegen, in der Rang- 
folge die DKP an die 1. Stelle zu setzen (d.h. die Zahl der potentiellen Wähler zu 
maximieren), und zugleich kommt es darauf an, zu verhindern, daß die Rangfolge 
überhaupt zustande kommt! An diesem Widerspruch scheitert die DKP, selbst wenn 
es ihr gelingt, die Zahl ihrer potentiellen Wähler auf über 5 % zu erhöhen (9). 

Zu sagen: das Entscheidende an der 5-Prozentklausel sei der Formaspekt, 
heißt nicht, zu behaupten: es komme nicht auf das Inhaltliche an. Erstens haben 
kleine Parteien keine „Definitionsmacht“ darüber, was ein politisch relevantes 
„Ein-Punkt-Problem“ ist. Das Beispiel des KBW, der ausgerechnet in der Berliner 
Abgeordnetenhaus-Wahl das Problem Zimbabwe „auf die Tagesordnung setzte“, 
zeigt das in komischer, aber deutlicher Weise. Man Kann nicht ein x-beliebiges Pro- 
blem zum allein-relevanten erklären und erwarten, damit könne man die 5-Prozent- 
hürde überwinden. Das Problem muß massenhaft relevant sein. Das Umweltproblem 
ist massenhaft relevant (10). 

Zweitens ist der strategische Vorteil der Grünen in bezug auf die 5-Prozent- 
klausel ein „transitorischer Vorteil‘: dieselbe Eigenschaft, „Wahlpartei‘‘ mit einem 
speziellen, nicht-globalen Programm zu sein, wird zum Hindernis, sobald die Grünen 
tatsächlich im Parlament sitzen: dann müssen sie sich zusätzlich in dem politischen 
Ort „Parlament“ verhalten. Sie müssen über alle Fragen, die parlamentarisch. verhan- 
delt werden, via Abstimmungsverhalten mit entscheiden. Sie müssen sich also ein 
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globales Programm erarbeiten, und das heißt: sie müssen zu einer Partei werden. 

Wie gelangt das, was hier theoretisch über die Wirkungsweise des 5-Prozent- 
klausel-Mechanismus (globale Programmatik von Parteien) gesagt wurde, ins Bewußt- 
sein. des normalen Bürgers? Um das zu klären, beginnen wir mit einem „hegemonie- 
theoretischen‘ Einwand: wenn einer unter der Hegemonie der Grünen steht und 
deshalb die Umweltschutzproblematik für das Wichtigste dieser Erde hält — könnte 
er dann (und 'deswegen) nicht ebenfalls zur Bildung einer Rangfolge kommen? 
Könnte er nicht Grüne, SPD und CDU anhand ihrer Umweltschutzprogrammatik 
miteinander vergleichen und zu dem Ergebnis kommen: „Die Grünen sind zwar am 
besten, aber immerhin macht die SPD eine weniger schlechte Umweltpolitik als die 
CDU. Also wähle ich, um nicht im Effekt die CDU-Umweltschutzpolitik zu stärken, 
lieber das kleinere Übel SPD‘ Das ist zwar theoretisch denkbar, aber praktisch so 
gut wie ausgeschlossen. Wieso? Weil es bei dem Grünen-Sympathisanten einen fun- 
damentalen Irrtum über CDU und SPD voraussetzt, den Irrtum nämlich, CDU und 
SPD seien (keine Parteien, sondern) Organisationen mit Ein-Punkt-Programmen. 
Dieser Irrtum wird nun durch das Alltagswissen verhindert: jeder weiß, daß CDU 
und SPD auch noch auf ganz anderen politischen Gebieten Entscheidungen fällen. 
Wie bewirkt dieses Alltagswissen die Verhinderung der Bildung einer Rangfolge? 
Das Alltagswissen befähigt den normalen Bürger, sich seinen individuellen Reim auf 
die schlechte Umweltschutzpolitik von CDU und SPD zu machen, also eine rudimen- 
täre Erklärung dieser Politik herzustellen. Ein linker Grüner z. B. so: „Die CDU ist 
eine Partei der Unternehmer, die SPD eine degenerierte sozialistische Partei, deshalb 
machen CDU und SPD eine so miserable Umweltschutzpolitik.“ Ein ökologistischer 
Grüner z. B. so: „Die CDU ist eine Partei der christlichen Hausfrauen, die SPD eine 
Partei der Gewerkschaften (die ja auch für KKWs sind), deshalb machen CDU und 
SPD eine so miserable Umweltschutzpolitik.“ 

Man sieht, es kommt bei diesen Politikerklärungen des Alltagsbewußtseins 
nicht darauf an, ob sie richtig oder falsch sind. Das viel wichtigere ist: sie reflektieren 
je auf ihre Weise die Tatsache, daß die Umweltschutzprogrammatik nicht der einzi- 
ge Programmpunkt (und auch: nicht der hauptsächliche) der CDU- bzw. der SPD- 
Programmatik ist. Dieses Wissen setzen sie um in eine Politik-Erklärung, indem sie 
irgendwelche, ihnen plausibel erscheinende, verschiedene Programmpunkte in einen 
Zusammenhang miteinander bringen. Der Alltagsverstand macht auf seine Weise 
ebenfalls die einzelnen Programmpunkte konsistent. Er rekonstruiert also — ob rich- 
tig oder falsch, ist gleichgültig — die innere Logik, die Konsistenz der globalen Pro- 
grammatiken. Dies kann er aber nur ( oder vielmehr: dies Verfahren ist realitätsge- 
recht), weil irgendeine Logik, irgendeine Konsistenz in diesen Partei-Programmati- 
ken tatsächlich existiert. 

Dagegen existiert eine Konsistenz (genauer: ein Konsistenz-Problem) bei Ein- 
oder Zwei-Punkt-Bewegungen wie den Grünen gar nicht: zwei Punkte können sich 
ja nur schwer widersprechen. Daher ist der Alltagsverstand, wenn er sich die grüne 
Programmatik erklären will, auf den Begriff des Willens angewiesen: „Die Grünen 
machen ihre Umweltschutzpolitik, weil sie das eben wollen und für das wichtigste 
halten.“ Die obigen Erklärungen der CDU- bzw. SPD-Politik durch den Alltagsver- 
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stand bringen nun mittels dieser Erklärungen die Parlamentsparteien auf einen ge- 
meinsamen Nenner in bezug auf ihren politischen Willen: das Gemeinsame (der ge- 
meinsame Gegensatz zu den Grünen) von SPD und CDU in bezug auf das Umwelt- 
problem ist, daß sie wegen ihrer Abhängigkeit (der CDU seis von den Unternehmern, 
seis von den christlichen Hausfrauen, der SPD seis von der rechten SPD-Führung 
oder der revisionistischen Ideologie oder den Gewerkschaften) eigentlich gar nicht 
in der Lage sind, eine vernünftige Umweltschutzpolitik zu wollen; einzelne „umwelt- 
freundliche‘ Politikakte dieser Parteien werden als Konzessionen an die Grünen 
wahrgenommen, die verhindern sollen, daß die Grünen zu viele Stimmen kriegen. Es 
ist also dieser Gegensatz im politischen Willen, der den Unterschied zwischen Grünen 
und allen Parlamentsparteien ausmacht und verhindert, daß der Grünen-Sympathi- 
sant die Rangfolge bildet. 

Dies ist aber nichts anderes als die konkrete Art und Weise, in der sich der 
Sachverhalt, daß Parteien Gebilde mit konsistenten globalen Programmatiken sind, 
im Alltagsbewußtsein abbildet. Dabei ist wesentlich, daß der Realitäts- bzw. Wahr- 
heitsgehalt dieser Abbildung sehr hoch ist: SPD und CDU müßten ihre Politik und 
ihre Programmatik wirklich wesentlichändern (damit aber auch ihre Bündniskonzep- 
tion), wenn sie dem Umweltkomplex dieselbe Rolle beimessen würden wie die Grü- 
nen. 

(Zum Vergleich: der DKP-Sympathisant. Auch er hat Politikerklärungen & la 
Alltagsverstand z. B. für die SPD-Politik. Selbst wenn er sowohl die CDU- als auch 
die SPD-Politik als „Politik im Interesse der Unternehmer“ einschätzt, konstituiert 
dies noch nicht die Gleichsetzung dieser Parteien. Er weiß nämlich zusätzlich, daß 
die SPD nicht nur „Partei des Kapitals‘ ist, sondern gewissermaßen „eigentlich“ 
eine Arbeiterpartei ist. Die SPD könnte daher prinzipiell das Gleiche, nämlich den 
Sozialismus, wollen wie die DKP — wenn nur das innerparteiliche Kräfteverhältnis 
oder die Ideologie oder sonstwas anders wäre. Dies konstituiert im Urteil des DKP- 
Sympathisanten den relevanten politischen Unterschied zwischen SPD und CDU: 
die Rangfolge ist da.) 

Die Form der Nicht-Partei erklärt auch die Unterschiedlichkeit der möglichen 
grünen Aktiven. In der grünen Bewegung können sowohl Ökologisten als auch Mao- 
isten (11) als auch Spontis als auch Konservative als auch ... mitarbeiten. Warum? 
Weil die Leistung des Konsistent-Machens nur ein anderer Ausdruck für die Bestim- 
mung des Bündnisses darstellt. Um noch mal das Bild des Formulars zu gebrauchen: 
Die Parteien-Formulare haben Tabellenform: in der Kopfzeile sind die Probleme 
aufgeführt, in der Vorspalte verschiedene Bündniskonzepte. Jede Partei füllt nur 
eine Zeile aus, nämlich die ihres Bündnisses. Die grünen Formulare führen dagegen 
nicht nur weniger Probleme auf, sondern es fehlt eine Bündniskonzeption: an dem 
Problem „Demokratie und Umweltschutz“ bildet sich eventuell ein Bündnis heraus — 
und dann wird auch das Konsistent-Machen kein Problem (12). Der ökologistische 
Grüne wird hoffen, daß die Grünen nicht rot werden, der linke Grüne davon träu- 
men, die Grünen zur KP zu machen — das ist in der Form „Wahlpartei“, „‚Einpunkt- 
Bewegung‘ usw. kein die Mitarbeit ausschließendes Problem. Man sieht: die Tatsa- 
che der Nicht-Parteiform der Grünen ist dem Umwelt- und Demokratieproblem 
ebenso angemessen wie den bestehenden politischen Formen. 
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4.  Schlußfolgerungen 


1. Aus dem Vorstehenden sollte klar geworden sein, daß ich es für die beste Lö- 
sung hielte, wenn die parteipolitisch nichtorganisierte Linke einheitlich die Grünen 
unterstützen und wählen würde. Die Grünen haben, weil problemorientiert, eine 
wirkliche Massenbasis, und ihre programmatischen Defizite (Zwei-Punkt-Program- 
matik) sind ihrem eigenen Entwicklungsstand ebenso angemessen wie dem politi- 
schen System der BRD (5-Prozentklausel). Innerhalb der Grünen sind alle nicht- 
sektiererischen Kräfte zu unterstützen, die ein möglichst umfassendes Bündnis an- 
streben (beispielhaft: Bahro 1979). Die Linke kann und muß zugleich von den Grü- 
nen.verbindliche Aussagen darüber verlangen, wie sie sich im Fall einer erfolgreichen 
Wahl im Parlament verhalten, also vor allem darüber, wie sie sich zur sozialliberalen 
Koalition stellen, um einen Kanzler Strauß zu verhindern. 

2. In der Linken muß die Wahldiskussion intensiviert werden. Dabei sollte vor 
allem untersucht werden: 
— die Entwicklung der CDU/CSU in den letzten 10 Jahren (13), 
— die Kanzlerkandidatur von Strauß als Reaktion auf die sozialliberale Regierungs- 

politik und 
— das Programm und die zu erwartende Politik von Strauß, und zwar möglichst 
nicht in dämonisierender Weise (14). 

Dabei darf die Linke den Widerspruch, in dem sie steht und immer stehen wird, 
nicht verdrängen: die sozialistische Linke in der BRD stärken, heißt: die bürgerliche 
„Linke“ (den Sozialliberalismus) in ihrem Verhältnis zum Konservativismus schwä- 
chen. 


Anmerkungen 


1 Diese These müßte natürlich im einzelnen näher begründet werden. Es sprechen nicht nur 
empirische Argumente für sie, sondern auch ein methodisches: „Eine nicht-ökonomi- 
stische Politiktheorie konzipieren bedeutet: Politik und Ökonomie müssen zunächst als 
je autonome Größen theoretisiert und aufeinander bezogen werden. (...) Die Analyse 
politischer Prozesse hat diese daher zunächst aus anderen politischen Prozessen zu ent- 
wickeln und erst dann — zur Erklärung ihrer spezifischen historischen Durchsetzungs- 
chancen — auch auf die zu einem bestimmten Zeitpunkt gegebenen ökonomischen Po- 
tentialität zu beziehen.“ (Scheffler 1979, S.. 137) 

2 Für die Relevanz dieses Tatbestandes vgl. Abschnitt 3 über die 5-Prozentklausel. 

3 Die Tatsache, daß die FDP in Niedersachsen und in Hamburg an der 5-Prozenthürde 
scheiterte, geht nicht auf die grünen Stinfmengewinne zurück. Vgl. Jüttner/Wettig 1979; 
S.27,8. 34 und Lange 1979, 8. 14. 

4 Auf einer am 23. 11. 1979 von der AL veranstalteten Podiumsdiskussion zum Thema 
„Für und Wider einer alternativen Kandidatur gegen Schmidt und Strauß“, an der P. Kel- 
ly (Die Grünen), D. Clausen (SB), C. Semler (KPD), G. Schröder (Jusos), W. F. Haug 
(Das Argument) und R. Dutschke teilnahmen, wurde u.a. kritisiert, daß die SPD ihre 
eigenen Parteitagsbeschlüsse (also Teile ihres geschriebenen Programms) nicht in prakti- 
sche Politik umsetze. Diesen Vorwurf nannte Schröder „politisch naiv‘ und fragte zu- 
rück: „Seit wann ändert man die Gesellschaft durch Parteitagsbeschlüsse?‘““ 
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Es handelt sich hier um ein bislang nicht gelöstes Problem einer marxistischen nicht- 
ökonomistischen Politik- bzw. Parteientheorie. Wenn die Auffassung der traditionellen 
marxistischen Theorie: Parteien seien Repräsentanten von Klassen, nicht haltbar ist, dann 
erhebt sich die Frage, in wieweit überhaupt der Klassenbegriff für politische Analysen 
tragfähig ist. Während Jäger (1979a, $. 55) Parteien (im weiteren Sinn, also nicht Par- 
teiapparate) als Klassenbündnisse faßt, gibt Scheffler (1979, S. 138 ff) diesen Begriff auf. 
Ohne diesen Streit entscheiden zu wollen, sollte folgendes klar sein. Die Aussage „Politi- 
sche Parteien repräsentieren Klassenbündnisse‘“ Kann nicht unmittelbar als eine empiri- 
sche Aussage interpretiert werden. Empirisch nämlich organisieren sich die Individuen ein 
und derselben Klasse in durchaus verschiedenen Parteien: z.B. katholische Arbeiter nach 
wie vor in der CDU, gewerkschaftlich organisierte Arbeiter in der SPD. Zur weitgehenden 
Angleichung der Mitglieder- und Wählerstruktur von CDU und SPD vgl. Gluchowski/Veen 
1979 und Feist u.a. 1977. 

Bei der DKP liegt der Fall insofern komplizierter, als diese Partei einerseits sich als „‚Par- 
tei der Arbeiterklasse‘ (also gerade keines Klassenbündnisses) versteht, andererseits 
durchaus eine Bündniskonzeption hat, nämlich die des „antimonopolistischen Blocks‘“ 
aus Arbeiterklasse und Mittelschichten. Der Widerspruch löst sich in bekannter Manier 
auf in die Konzeption eines antimonopolistischen Bündnisses „unter Führung der Arbei- 
terklasse‘“, politisch also: der DKP (vgl. Scheffler 1979, S. 133). Die Programmatik der 
DKP entspricht genau diesem Bündniskonzept: ihr objektives Programm ist antikapita- 
listisch bzw. antimonopolistisch und „prorealsozialistisch‘“; letzteres deshalb, weil in den 
Staaten des realen Sozialismus das obige Bündnis (wenn auch mittels politischem Zwang) 
realisiert ist. Nun kommt zwar hierzulande das antimonopolistische Bündnis nicht zu- 
stande (was politisch heißt: das Wählerporential der DKP ist denkbar gering); aber das er- 
staunliche Faktum, daß die DKP aufgrund dieser Tatsache ihre Programmatik nicht än- 
dert, ist nicht (oder wenigstens nicht nur) einflußtheoretisch durch ihre Abhängigkeit 
von der DDR zu erklären, sondern auch damit, daß.die Mehrheit der DKP-Mitglieder dies 
nicht will, sondern die Verhältnisse in den realsozialistischen Ländern für gut und exstre- 
benswert hält. Allerdings wird jene Minderheit in der DKP, die den pro-realsozialistischen 
Charakter der DKP-Programmatik kritisiert, durch den Parteiapparat an einer politischen 
Auseinandersetzung gehindert. 

Außerdem sind die Programme von Parteien, auch wenn sie sehr partikulare Interessen 
vertreten, stets universal, was ihre Form betrifft. Das führt gerade in bezug auf die Grü- 
nen zu z.T. grotesken Argumentationen: ihre Gegner bestreiten den Grünen nämlich ge- 
rade wegen des universalen Charakters der Umwelt-Problematik die Legitimation zur 
Parteigründung. So etwa von Geldern (CDU): „Eigene Parteien für den Umweltschutz, 
grüne Parteien, bergen dagegen die Gefahr in sich, sich in die Sackgasse des Minderheits- 
interesses zu verrennen, sich aufzuspalten, zu radikalisieren, zu übertreiben, statt in uner- 
müdlicher politischer Alltagsarbeit dem ganz allgemeinen unteilbaren Interesse an der Er- 
haltung unserer Umwelt für uns und die nach uns Kommenden zu dienen.‘ (1978, S. 147) 
Ähnlich Verheugen (FDP), 1978, S. 157 und 159. 

Diese Polarisierung reproduziert sich z. T. in Polemiken gegen die Grünen seitens Vertre- 
teın der Parlamentsparteien: von Geldern etwa spricht geradezu von den „Parlamentspar- 
teien (!), denen die Gesamtlösung unserer politischen Probleme obliegt‘ (1978, 8.142). — 
in der oben erwähnten Podiumsdiskussion (vgl. Anm. 4) verlief gerade in diesem Punkt 
der Unterschied zwischen den Grünen (auch soweit sie links standen) und den nicht-grü- 
nen Linken: für erstere war der Unterschied zwischen Schmidt und Strauß marginal, für 
letztere zentral. 

Dieser Widerspruch bewirkt, daß der 5-Prozentklausel-Mechanismus bis in die von ihm 
betroffene Partei hinein wirkt: gemeint sind die bekannten Fälle von DKP-Mitgliedern, 
die ihre eigene Partei nicht wählen! Sie tun dies natürlich nicht, weil sie die inhaltliche 
Programmatik der DKP ablehnen (dann wären sie nicht in ihr organisiert), sondern weil 
sie als relevante Front die zwischen Sozialliberalismus und Konservativismus akzeptieren. 
Die DKP weitßs das und muß daher in mühseliger Arbeit ihre eigenen Mitglieder und Sym- 
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pathisanten von der Richtigkeit, die DKP zu wählen, überzeugen. Sie tut dies mit einem 
ebenso typischen wie absurden Argument: ‚„‚Wodie DKP stark ist, ist auch die SPD stark.‘ 
Selbst wo die Statistik dafür spricht, heißt das ja nicht, daß die SPD dort deshalb stark 
ist, weil die DKP die 5-Prozenthürde übersprungen hat. Die Absurdität des Arguments 
springt sofort ins Auge, wenn man es auf seine logische Struktur reduziert: ‚„‚Unterstützt 
die SPD dadurch, daß ihr die SPD nicht unterstützt!“ In bezug auf die 5-Prozentklausel 
ist die Struktur folgende: „Kämpft an der Front DKP/SPD, weil die Front SPD/CDU un- 
geheuer wichtig ist!“ Man kann aber nicht den Kern des 5-Prozentklausel-Mechanismus 
gegen die 5-Prozentklausel ausnutzen. 

Man kann sich fragen, welche Eigenschaften allgemein ein „erfoigreiches‘‘ Problem haben 
muß — „erfolgreich“ in dem Sinn, daß an ihm sich bildende Embryo-Parteien zu wirkli- 
chen Parteien sich entwickeln. Solche Probleme müssen 1. im privaten Bereich erfahrbar 
sein, gleichzeitig aber 2. öffentliche und 3. permanente Probleme sein, deren Lösung 
durch die bestehendeu Parteien 4. eine effektive Änderung von deren objektiver Pro- 
grammatik und daher auch der ihnen zugrunde liegenden Bündnisse erzwingt. 

Wegen der Mitarbeit der KPD in der AL sind viele nichtorganisierte Linke aus diesem 
Bündnis wieder ausgestiegen. Das erklärt z. T. folgendes Phänomen, welches meinen Über- 
legungen auf den ersten Blick widerspricht: ‚‚West-Berliner Meinungsumfragen aus den 
letzten Wochen vor der Wahl sagten für die AL etwa 6 bis 7 Prozent der Wählerstimmen 
voraus. Das daher für die AL enttäuschende Wahlergebnis von nur 3.7 Prozent der abge- 
gebenen Stimmen beweist, daß offenbar ein großer Anteil der potentiellen AL-Wähler 
am Wahltag die sozialliberalen Parteien (und hier insbesondere die FDP) unterstützten, 
um eine CDU-Regierung in Berlin zu verhindern.“ (Murphy u.a. 1979, S. 145) In diesem 
Fall war also auch die AL von dem 5-Prozentklausel-Mechanismus betroffen, da sie ihr 
Wählerpotential nur zwischen 53 und 62 Prozent ausschöpfen konnte. Tatsächlich gilt 
das hier Gesagte nur für die überzeugten Anhänger der objektiven Programmatik einer 
kleinen Partei (und für echte Protestwähler). Die sozialistische Linke ist in bezug auf die 
Grünen aber nur sehr bedingt dazu zu rechnen. 

Den umgekehrten Weg gingen — und das erklärt ihr Scheitern — die linken Partei(neu)- 
gründer Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre: sie verfaßten zunächst Programme, d.h. 
sie konzipierten Bündnisse — und erwarteten dann, daß sich die Bündnispartner schon 
einfinden würden. 

So ihre organisatorische Entwicklung von einer Honoratioren- zu einer Mitgliederpartei, 
die Veränderung ihrer Wähler- und Mitgliederstruktur (vgl. Anm. 5) und natürlich ihre 
Flügelkämpfe. 

Entgegen den apokalyptischen Ausmalungen der ‚‚Stoppt Strauß“-Bewegung ist dies 
nämlich durchaus nicht klar. Stellen z. B. die CSU-Angriffe auf die Einheitsgewerkschaft 
einen echten Programmpunkt der CSU dar oder haben sie nur die Funktion, „die Füh- 
rungen der Industriegewerkschaften und des DGB einzuschüchtern‘‘ (Abendroth 1979, 
S. 13)? Immerhin sollte zu denken geben, daß das von der Industrie getragene Institut 
der Deutschen Wirtschaft diesbezügliche Pläne ablehnt. Eine dort gefertigte Studie 
kommt zu dem Schluß: „Eine Zersplitterung der Gewerkschaftsbewegung in mehrere 
konkurrierende Organisationen kann für niemanden von Nutzen sein. Die Vorteile, die 
die Einheitsgewerkschaft nicht nur für die Arbeitnehmer, sondern für die Gesellschaft 
insgesamt gebracht hat, können und dürfen nicht übersehen werden.“ (‚„‚Konkurrenzge- 
werkschaft ist keine Lösung“, FAZ 4.9.1979) 

Auch die Funktion solcher Kampagnen wie „Sozialisten = Nationalsozialisten‘“ ist 
mir unklar. In einem FAZ-Artikel betont ein konservativer Kommentator zunächst die 
sachliche Richtigkeit dieser Gleichsetzung, um dann aber „den Politiker Stoiber‘‘ mit 
folgender erstaunlicher (‚‚populistischer‘‘) Kritik zu bedenken: „Vor allem aber hat 
Stoiber eines vergessen: hervorragende Verhaltensnorm unserer Zeit ist, daß dem klei- 
nen Mann sein Arrangement mit dem NS-Staat, gar sein partielles Mitwirken, das von der 
sozialistischen Komponente in der NSDAP möglich gemacht wurde, nicht nachgerechnet 
werden darf. Die Bourgeoisie aber, die sich innerlich dem NS-Staat wahrscheinlich eher 


37 


weniger geöffnet hat als die Arbeiterschaft (vielleicht aus ‚reaktionären‘ Gründen), ist 
heute gefahrlos als Helfertruppe des NS-Regimes darzustellen. So ist es nun einmal in 
einer Welt, die sich umso eher als ‚tabufrei‘ bezeichnen kann, als die Tabuzonen klar 
abgegrenzt und mit harten gesellschaftlichen Sanktionen gesichert sind. Der Politiker 
Stoiber hätte das wissen müssen.“ (Fromme 1979) 


Literatur 


Abendroth, Wolfgang 1979: Was tun gegen Strauß? Ein Gespräch mit Wolfgang Abendroth. 
Sonderdruck Die Neue, Berlin West 

AL = Alternative Liste für Demokratie und. Umweltschutz 1978: Programm zu den Wahlen im 
März 1979, Berlin West 

Altvater, Elmar 1979: Die Wahlfrage nach der Kandidatur des Wunschgegners, in: kritik 22, 7. 
Jg.,S.4-17 

An unsere Leser (Redaktion „Blätter‘‘) 1979, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 
24. Jg., S. 909 - 910 

AWA 1979 = Arbeitskreis Westeuropäische Arbeiterbewegung (Hısg.) Eurokommunismus und 
marxistische Theorie der Politik, Argument-Sonderband AS 44, Berlin West 

Bahro, Rudolf 1979: Den Gesamtkurs ändern ... , in: Die Grünen, 10. 11. 1979 

Bredthauer, Karl D. 1979: Was die Nominierung von F. J. Strauß zum Kanzlerkandidaten be- 
deutet, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 24. Jg., S. 911 - 921 

Brun, Rudolf (Hrsg.) 1978: Der grüne Protest. Herausforderung durch die Umweltparteien, 
Frankfurt/Main. 

Feist, Ursula, Manfred Güllner und Klaus Liepelt 1977: Strukturelle Angleichung und ideologi- 
sche Polarisierung. Die Mitgliedschaft von SPD und CDU/CSU zwischen den sechziger und 
siebziger Jahren, in: Politische Vierteljahresschrift, 18. Jg., S. 257 - 278 

Fichter, Tilman, und Siegward Lönnendonker 1979: Von der „Neuen Linken“ zur Krise des 
Linksradikalismus, in: Die Linke im Rechtsstaat, Band 2: Bedingungen sozialistischer Poli- 
tik 1965 bis heute, Berlin West, S. 100 - 132 

Fromme, Friedrich Karl: Ein Stoiber, Staub aufwirbelnd, in: FAZ 18. 10.1979 

Geldern, Wolfgang von 1978: CDU und Umweltparteien, in: Brun 1978, S. 141 - 149 

Gluchowski, Peter, und Hans-Joachim Veen 1979: Nivellierungstendenzen in den Wähler- und 
Mitgliederschaften von CDU/CSU und SPD 1959 bis 1979, in: Zeitschrift für Parlamentsfra- 
gen, 10. Jg., S. 312 - 331 

Gremliza, Hermann 1979: Gestatten: Schmidt, Linksaußen, in: konkret, Heft 8.8. 7 

Jäger, Michael 1979a: Von der Staatsableitung zur Theorie der Parteien — ein Terrainwechsel 
im Geiste Antonio Gramscis, in: AWA 1979, S.45 - 64 

ders. 1979b: Rezension von Joachim Raschke (Hrsg.}: Die politischen Parteien in Westeuropa 
(Reinbek 1978), in: Das Argument 116, 21. Jg., S. 628 - 630 

Jüttner, Wolfgang, und Klaus Wettig 1979: Die niedersächsische Landtagswahl am 4. Juni 1978: 
Wem schadeten die „Grünen“, wem die Nichtwähler?, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 
10. Jg., S. 17 - 34 

Jungk, Robert 1978: Wie könnte eine „alternative Partei‘‘ aussehen?, in: Brun 1978, S. 74 - 78 


38 


Kühn], Reinhard 1979: Kapital-Strategien zur Herrschaftssicherung, in: Zeitschrift für Sozialisti- 
sche Politik und Wirtschaft (spw), 2. Jg., Heft 4, S. 20 - 30 

Kühnl, Reinhard, Rainer Rilling und Christine Sager 1969: Die NPD. Struktur, Ideologie und . 
Funktion einer neofaschistischen Partei, Frankfurt/M. 

Lange, Rolf 1979: Die Wahl zur Hamburger Bürgerschaft am 4. Juni 1978. Ende des Drei-Par- 
tejen-Systems in Sicht?, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 10. Jg.,S.5 -17 

Lohmann, Karl-Eınst 1979: Bankrott des Reformismus? Die sozialliberale Wirtschaftspolitik 
seit 1973, in: Werner Goldschmidt (Hrsg.): Stamokap-Theorie. Probleme und Diskussion, 
Argument-Sonderband AS 36, Berlin West 

ders. 1977: Rezension von Geißler, Heiner: Die Neue Soziale Frage (Freiburg-Basel 1976), in: 
Das Argument 102, 19. Jg., S. 303 - 304 

Mayer-Tasch, Peter C. 1978: Von der Bürgerinitiativbewegung zuı Grünen Partei — Perspektiven 
und Probleme, in: Brun 1978, S.47-58 

Murphy, Detlef, Frauke Rubart, Ferdinand Müller und Joachim Raschke 1979: Protest. Grüne, 
Bunte und Steuerrebellen, Reinbek 

Scheffler, Thomas 1979: „‚Bürgerliche‘‘ Revolution und marxistische Revolutionstheorie, in: 
AWA 1979,58. 122-144 

Strässer, Christoph 1979: Noch einmal das „kleinere Übel‘ unterstützen?! in: kritik 22, 7. Jg., 
S. 27-36 

Verheugen, Günter: Die Freien Demokraten und die Grünen, in: Brun 1978, S. 150 - 160 


Marlene Neske/ 
Günter v. Juterzenka 


ZWISCHENLÖSUNG: ARBEITSKOLLEKTIVE 
INFORMATIONSDIENST — Selbsthilfeinitiativen und Jugendarbeitslosigkeit -“ 
GESUNDHEITSWESEN j 


Schwerpunktihema: 
MEDIZIN UND DRITTE WELT 
— Am Beispiel Kapverden — 


Zeie haangen: Christoph wi 


n Vorwait: Robind ‚Bath... 3 


Re Wollen Sie mehr wissen über die Informationsdienste und Arbeitsmateria- 
Bien aus den Arbeitsfeldern Schule, Sozialarbeit und Gesundheitswesen? 


Haben Sie Interesse an aktuellen Themen: Ökologie, Marxismusdiskus- 
, jsion, Arbeitskämpfe? 


| Dann fordern Sie unseren Verlagskatalog an und lassen Sie sich auch Pro- 
ae unserer Monatszeitungen "links" und “express” zuschicken. 


= ‚Ve 9 2000 GmbH, Postfach 591, ‚605 Offenbach 4 - 


Kurt Hübner / Dick Moraal 

Zwischen Verbändegesetz und „Konzentrierter Aktion“ 
Korporativistische Restrukturierungsversuche des Verhältnisses von Staat-Kapital- 
Gewerkschaften in der Bundesrepublik (1) 


1. Einleitung 


Durch die jüngsten Angriffe der CSU im Zuge der Kanzlerkandidatur von F. J. Strauß 
gegenüber dem DGB rückte die Frage nach Stellung, Funktion und Ausgestaltung 
der Gewerkschaften innerhalb des politischen Systems der BRD in den Mittelpunkt 
der politischen Auseinandersetzungen. Mit der in den sogenannten „Stoiber-Papie- 
ren‘ zum Ausdruck kommenden Infragestellung der Einheitsgewerkschaft wurde 
offensichtlich, welchem politischen Druck die Gewerkschaften ausgesetzt sind (2). 
Daß diese politische Offensive des konservativen Blocks nicht lediglich ein wahltak- 
tisches Manöver darstellt, sondern im Zusammenhang mit dem besonderen Charak- 
ter der ökonomischen Krise der siebziger Jahre zu interpretieren ist, soll in einem 
ersten Schritt der Analyse zu zeigen versucht werden. Inwieweit sich innerhalb des 
parteipolitischen Spektrums die Einflußnahmestrategien gegenüber den Gewerk- 
schaften unterscheiden, ist Kern der dann folgenden Ausführungen. Im Mittelpunkt 
stehen dabei die Verbändegesetzinitiativen von CDU und FDP und die daran ent- 
wickelte Kritik der Sozialdemokratie, sowie die Konstruktion einer speziellen sozial- 
demokratischen Politikvariante gegenüber den Gewerkschaften. Diskutiert werden 
dabei primär die globalen Beziehungen/Einstellungen zwischen Gewerkschaften und 
den jeweiligen Parteien/Blöcken. Die Darstellung der sozialdemokratischen Position 
zur Verbändegesetzgebung erfolgt nicht durch die Analyse offizieller sozialdemo- 
kratischer Stellungnahmen, sondern stützt sich vorrangig auf die von F. W. Scharpf 
entwickelte Kritikposition. Dies scheint uns nicht nur wegen dessen „Vordenker- 
stellung‘ für sozialdemokratische Politikkonzeptionen — man denke an die mit dem 
gegenwärtigen Minister für Forschung und Technologie entwickelte „aktive Struk- 
turpolitik“‘ — und dem den Ausführungen zugrundeliegenden praxisrelevanten For- 
schungsansatz des „Policy Science‘ vertretbar, sondern vor allem aufgrund der 
strukturell mit den Positionen von SPD (und Gewerkschaften) weitgehend identi- 
schen, aber präziser gefaßten und von taktischen Überlegungen weitgehend freien 
Kritikposition Scharpfs auch fruchtbarer. 

Auch wenn CDU und FDP ihre Initiativen hinsichtlich eines Verbändegesetzes 
gegenwärtig vordergründig nicht weiter verfolgen, hat doch gerade die CSU-Offensi- 
ve nicht zuletzt für die Gewerkschaften auf die aktuelle Relevanz dieser Strategie 
verwiesen. Die Labilität der Stellung der Gewerkschaften im bundesdeutschen Poli- 
tiksystem und die Offenheit dieser Stellung für die verschiedensten Politikstrategien 
gegenüber den Gewerkschaften wurde auch durch die „Enquete-Kommission Verfas- 
sungsreform des Deutschen Bundestages‘ gewahrt, die im Zusammenhang mit der 
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verfassungspolitischen Behandlung von Verbänden (sprich: vor allem den Gewerk- 
schaften) eine besondere Untersuchung zu verschiedenen Modellen der Verbände- 
gesetzgebung empfahl (vgl. „Zur Sache‘‘ 1976; 33). Die Aktualität dieser Auseinan- 
dersetzungen dürfte dementsprechend in der nächsten Zukunft noch zunehmen. 


2. Der gesellschaftliche Charakter der ökonomischen Krise 


Daß die ökonomische Krise der siebziger Jahre nicht lediglich als ein quantitatives 
Ungleichgewicht ökonomischer Aggregate verstanden werden darf, sondern auch als 
Phase der gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktionsbedingungen und da- 
mit der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse interpretiert werden muß, ist der Hin- 
tergrund der jüngsten „Gewerkschaftsdebatte‘‘. In ihrer ökonomischen Funktion als 
„Gesundungs- bzw. Bereinigungsprozeß‘ führt sie zur Entwertung und Vernichtung 
von Kapital in all seinen Formen von produktivem, Waren- und Geldkapital; diese 
Prozesse gehen einhermit Restrukturierungen innerhalb der Sektoren und Branchen, 
zwischen Branchen, der technologischen Strukturen des Produktionsprozesses, der 
Organisation der Arbeit usw. Die Kehrseite dieser Entwertungs-, Vernichtungs- und 
Umstrukturierungsprozesse ist der damit einhergehende massive Beschäftigungsab- 
bau und ein Wandel in der Zusammensetzung des gesellschaftlichen Gesamtarbeiters 
via Marginalisierungs- und Spaltungstendenzen. Der Krise der kapitalistischen Öko- 
nomie kann sich auch der bürgerliche Staat nicht entziehen. In seiner Form als Steu- 
erstaat gerät er infolge der sich „‚öffnenden Schere‘ zwischen Funktionszuwachs — 
als Ausdruck wachsender Vergesellschaftungsdefizite des Kapitals — und der fiskali- 
schen Ressourcenverknappung unter den verstärkten Druck einer Wirtschaftspolitik 
restriktiven Grundtenors (vgl. Grauhan/Hickel 1978). Da mit der beschleunigten 
Durchsetzung der kapitalistischen Krise so die Voraussetzungen für ein globales key- 
nesianisches „debt management‘ tendenziell schwinden, kann sich auch die Dok- 
trin des Keynesianismus der Krise nicht entziehen. Die im Paradigmen wechsel (3) — 
„vom Keynesianismus zum Monetarismus‘ — zum Ausdruck kommende Krise der 
staatlichen Wirtschaftspolitik deutet zweifach auf eine Gefährdung der Systemlegi- 
timation. Indem die staatliche Wirtschaftspolitik nicht mehr länger eine prosperie- 
rende Kapitalakkumulation „gewährleisten‘ kann, wird einmal der gesellschaftliche 
Basiskonsens in der Bundesrepublik — die relativ breite materielle Kompromißzone 
zwischen Lohnarbeit und Kapital — tendenziell in Frage gestellt mit der Folge einer 
Erosion der Integrationskraft der bürgerlichen Gesellschaft. 

Mit der Auflösung des wirtschaftspolitischen Kompromisses zwischen den 
Klassen, wie er durch den Keynesianismusund dessen Postulat der Vollbeschäftigung 
vorgegeben war, wird zum zweiten.die durch die unmittelbare wirtschaftspolitische 
Praxis gegebene legitimatorische Kraft eingeschränkt, da der Übergang zum Moneta- 
rismus und dessen Betonung der Geldpolitik es ausschließt, gleichzeitig zugunsten 
von Kapital und Arbeit zu intervenieren und so die staatliche Wirtschaftspolitik sich 
wesentlich auf die Garantie der Rahmenbedingungen des Selbstlaufes kapitalistischer 
Krisenlösung beschränkt (Altvater et al. 1979; 324 ff.). Der Charakter der kapitali- 


42 


stischen Krise besteht nicht.nur darin, die „objektiven“ Voraussetzungen für die In- 
tensivierung der Klassenauseinandersetzungen hervorzubringen, sondern enthält 
auch die Momente der Überwindung der krisenhaften Verwertungsbedingungen und 
der damit einhergehenden „Hegemoniekrise“ der herrschenden Klassen. In ihrer 
Wirkung gegen die Arbeiterklasse — Arbeitslosigkeit, Spaltungen, Dequalifikationen 
u. a.m.— führt die Krise zu einer Schwächung und Defensivhaltung der organisierten 
Arbeiterbewegung, die seitens der herrschenden Klassen festzuschreiben versucht 
werden. Entsprechend wird die ‚„naturwüchsige“ Disziplinierungsfunktion der Krise 
von einer verstärkten Klassenoffensive des Kapitals und des bürgerlichen Staates be- 
gleitet, die darauf abzielt, das gesellschaftliche Kräfteverhältnis zwischen den Klas- 
sen neu zu ordnen und zugunsten des Kapitals zu verewigen. Stoßen die gewerk- 
schaftlichen Kampfstrategien in der Krise immer auf Offensiven des Kapitals und 
seiner politischen Repräsentanten, so hat sich infolge des nicht nur zyklischen, son- 
dern strukturellen und überzyklischen Charakters der Krise (4) auch eine Verände- 
rung der Konstellationen der politischen Auseinandersetzung entwickelt. 

Die Ausrichtung der Restrukturierungsmaßnahmen von Kapital und staatli- 
cher Wirtschaftspolitik zielt unter den Bedingungen des entwickelten Weltmarktes 
auf eine Erhöhung der Mehrwertrate durch eine entsprechende Lohnpolitik, eine 
massive Erhöhung der Arbeitsproduktivität durch Rationalisierungsinvestitionen, 
Intensivierung der Arbeit, technologische Innovationen, Umstrukturierung der Bran- 
chen, Ökonomisierung des fixen Kapitals und schließlich auf eine flexible Anpas- 
sung an die Dynamik der internationalen Arbeitsteilung (vgl. Hirsch 1979). Die die- 
sen Funktionen entsprechenden Politikstrategien machen das gewerkschaftliche 
Verhalten zum neuralgischen Punkt jeder Politikimplementierung. Ohne deren pazi- 
fizierende Funktionen und Bereitschaft zum „solidarischen Mittragen‘“ der Restruk- 
turierungsmaßnahmen scheint die Bewältigung und Verarbeitung der Krise ohne po- 
litische Folgewirkungen nicht denkbar. 

Gerade in einer Situation, in der mit einer Ablösung der. keynesianischen 
„Vollbeschäftigungspolitik“ und deren Ersetzung durch eine Politik der Austerität 
der „keynesianische Kompromiß‘ zwischen Gewerkschaften und staatlicher Wirt- 
schaftspolitik aufgekündigt wird, erfordert die Verpflichtung der Gewerkschaften 
auf die Imperative der Kapitalverwertung verstärkte Anstrengungen der politischen 
Einbindung. Beispielhaft an der Diskussion um ein Verbändegesetz entwickelt sol- 
len hier zwei staatliche Politikstrategien gegenüber den Gewerkschaften unterschie- 
den werden: eine autoritär staatskorporatistische Einbindungsvariante mittels eines 
Verbändegesetzes sowie eine (sozialdemokratisch) gesellschaftlich-korporatistische 
Variante. 


3.  Paradigmata staatlicher Politikstrategien gegenüber den Gewerkschaften 
Die Integration der organisierten Arbeiterbewegung in die bürgerliche Gesellschaft 


ist weder ein neues Phänomen eines wie immer gearteten „Modell Deutschlands“, 
noch darf sie von vornherein als bloße Funktion der Systemstabilisierung mißver- 
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standen und abgehandelt werden. Vielmehr ist die Integration der Gewerkschaften 
in daskapitalistische System aufgrund des ambivalenten Charakters von (politischen, 
sozialen, ökonomischen, gesellschaftlichen) Reformen (Blanke 1978; 284 ff.) un- 
trennbar mit dem historischen Prozeß der Stärkung der Arbeiterbewegung und de- 
ren erfolgreicher Kämpfe verbunden. So wie die Erfolge dieser „Politik innerhalb 
des Systems‘‘ (5) als Basis für den Reformismus der Klasse und deren Organisatio- 
nen dienen (Schmiederer 1979; 12), so wird allerdings andererseits der damit ein- 
hergehende Integrationsbestand gerade in einer Phase der Krise, in der die materiel- 
le Basis der Integration gefährdet erscheint, für verstärkte Einbindungs- und Inkor- 
porierungsstrategien seitens des. bürgerlichen Staates zu nutzen versucht. Dieses 
scheinbare Paradoxon, von Gramsci als „passive Revolution‘ bezeichnet, löst sich 
dahingehend auf, daß mit der Integration der Gewerkschaften zunehmend auch ko- 
operative Strukturen aufgebaut werden, die den Entwicklungsverlauf der Ökono- 
mie verändern und, so die Prämisse, es langfristig verhindern, daß die Klasseninter- 
essen des Kapitals dominieren. Die Aufkündigung der kooperativen Strukturen 
durch die organisierte Arbeiterbewegung würde also dazu führen, daß sie sich der 
einmal erkämpften Positionen begibt und im Verlauf der kommenden sozialen Aus- 
einandersetzungen mehr verliert, als sie bei Aufrechterhaltung der kooperativen Hal- 
tung gewinnen Könnte. Diese Angst — die ihre materiale Fundierung in den materiel- 
len Erfolgen der kooperativen Politik hat — wird zum zentralen Moment des Massen- 
bewußtseins und der gewerkschaftlichen Bereitschaft zur Konsolidierung des Mo- 
deils eines gesellschaftlichen Korporatismus, an das staatliche Einbindungsstrategien 
anknüpfen können. 

Verstärkter staatlicher Druck auf die Gewerkschaften wiederum wird gerade 
in einer Situation der ökonomischen Krise, in der sich die Reproduktion des Kapi- 
tals nicht mehr länger mit der Reproduktion der Lohnarbeit als identisch erweist 
(wie noch in der Phase prosperierender Kapitalakkumulation), unabdingbar, da in 
ihr die Möglichkeit begründet liegt, daß der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital 
als offener Konflikt erscheint. Das System der industriellen Beziehungen, d.h. die 
ökonomischen, sozialen und politischen Beziehungen zwischen Lohnarbeit, Kapital 
und Staat, kommt in Bewegung. Die Sicherung des gefährdet erscheinenden „sozia- 
len Friedens‘ ist nicht nur eine Angelegenheit der Auseinandersetzungen zwischen 
Gewerkschaften und bürgerlichem Staat und den dort angelegten Konsens- und 
Kompromißstrukturen, sondern umfaßt die Gesamtheit aller gesellschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen Gewerkschaften, Kapitalverbänden und Staat: Gesellschaftliche 
Stabilität ist das Resultat des Aufeinanderwirkens ökonomischer, politischer, sozia- 
ler, rechtlicher (und ideologischer) Strukturen (6). Entsprechend vielfältig sind auch 
die Elemente staatlicher Einbindungsstrategien. Für die reformistische Integration 
der Gewerkschaften ist die Erfahrung konstitutiv, daß sich die kooperative Kompro- 
mißfindung zwischen den sozialen Interessen für die Arbeiterklasse als gewinnbrin- 
gend erweist; entsprechend versuchen die damit einhergehenden staatlichen Einbin- 
dungsstrategien an diesen Erfahrungen anzuknüpfen und mit dem Verweis auf die in 
der Kompromißfindung zwischen Lohnarbeit und Kapital eingeschlossene Verant- 
wortung der Gewerkschaften für das „Allgemeinwohl‘ Politiken durchzusetzen, die 
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durch Verbesserungen der Reproduktionsbedingungen des Kapitals auch die Repro- 
duktion der Lohnarbeit begünstigen und so die materiellen Grundlagen für neue 
Kompromißzonen schaffen sollen. Die autoritären Einbindungsstrategien wollen die 
gewerkschaftliche Bereitschaft zur Unterordnung ihrer Politik unter die Logik der 
Kapitalakkumulation gerade in der Krise weder den autonomen Auseinandersetzun- 
gen zwischen Lohnarbeit und Kapital noch konsensualen Reformprojekten überlas- 
sen, vielmehr soll gemäß dieser Perspektive die „gesellschaftliche Synthesis‘ vorran- 
gig staatlich erzeugt werden. 

Der (bürgerliche) Staat als zentraler Handlungsträger innerhalb des Systems 
der geselischaftlichen Bez’=hungen ist Gegenstand einer politologischen Diskussion 
um den (Neo-)Korporatismus, die in den siebziger Jahren ihren Anfang nahm und 
sich sehr schnell thematisch diversifizierte. Die Verbindung großer „sozio-ökonomi- 
scher“ Gruppen — gemeint sind damit Gewerkschaften und Kapitalorganisationen — 
zum Staat hin und die Installation von Interaktions- und Entscheidungsstrukturen 
zwischen den beteiligten „Akteuren“ steht im Vordergrund der Analysen. Als kon- 
stitutiv für den Korporatismus derartiger Strukturen wird dabei betrachtet, daß die 
Gewerkschaften als staatliche Agenturen der Mobilisierung und sozialen Kontrolle 
funktionieren (Panitch 1977; 66). Der Staat als entscheidender Mitbeieiligter bzw. 
Organisator korporatistischer Interaktionsstrukturen findet sich in den verschieden- 
sten Beiträgen zu dieser Diskussion (vgl. Schmitter 1977; 7 ff.), mit der Folge, daß 
die klassenkooperativen Beziehungen zwischen den Organisationen von Lohnarbeit 
und Kapital zugunsten der Hervorhebung des staatlichen Beitrags zur Installation 
dieser Strukturen aus der Analyse herausfallen. Die in den meisten neueren Ansät- 
zen zur Korporatismusforschung zu beobachtende Staatsfixierung soll in dem die- 
sen Ausführungen zugrundeliegenden theoretischen Korporatismusverständnis 
durch die Frage nach spezifischen Strukturen, die kooperative oder gar klassenhar- 
monische Beziehungen zwischen den Organisationen von Lohnarbeit und Kapital 
induzieren oder gewährleisten können, vermieden werden. Diese spezifischen Struk- 
turen können nämlich „autonom“ zwischen Lohnarbeit und Kapital entstehen, sie 
können aber auch durch staatliche Politik erzwungen, ermöglicht, erleichtert, ge- 
fördert und induziert werden (Kastendiek 1979; 8). Die Analyse staatlicher Einbin- 
dungsstrategien gegenüber den Gewerkschaften muß sich gerade zur. Vermeidung 
des (mißverständlichen) Eindrucks, daß die gesamtgesellschaftliche Reproduktion 
nur noch vermittels staatlicher Intervention in das Klassenverhältnis gelingt, eines 
derartig ausgewiesenen Untersuchungshintergrundes vergewissern. Ohne darauf an 
dieser Stelle näher eingehen zu können, soll versucht werden, zwei innerhalb der 
Korporatismus-Diskussion zentrale Kategorien für unsere Überlegungen fruchtbar 
zu machen. 

Schmitter — einer der „Väter“ der Korporatismus-Diskussion — unterscheidet 
in der historischen Entwicklung ‚„des‘‘ Korporatismus, der für ihn eine Gesellschaft 
als Ganzheit determinierendes spezifisches System der Interessenvermittlung in Kon- 
trast zu Pluralismus, Syndikalismus und Monismus darstellt, zwei Subtypen, näm- 
lich einmal einen mehr liberalen, den gesellschaftlichen Korporatismus, und zum 
zweiten einen eher autoritären Typus, den Staatskorporatismus (Schmitter 1974; 
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103 ff.). Aus statischer Perspektive weisen beide Subtypen strukturelle Ähnlichkei- 
ten auf, aber einmal in Gang gesetzt, „‚enthüllen sie sich jedoch als Produkte sehr ver- 
schiedener Macht- und Einflußbeziehungen und als Lieferanten sehr verschiedener 
politischer Lösungen“ (Schmitter 1979; 97). Entsprechend dieser Charakterisierung 
lokalisiert Schmitter beide Subtypen in zwei extremen politischen Systemen: Gesell- 
schaftlicher Korporatismus wird dem „post-liberalen, entwickelten, organisierten 
demokratischen Wohlfahrtsstaat“ zugeordnet, der staatliche Korporatismus als Pen- 
dant zu einem ‚‚anti-liberalen, verspätet kapitalistischen, autoritären, neo-merkanti- 
listischen Staat‘ (Schmitter 1974; 105) interpretiert. 

Vergegenwärtigt man sich unsere Charakteristik eines Systems Korporativer 
Strukturen als eine spezifische kKlassenharmonische Konstruktion von Staat und Ge- 
sellschaft, dann erscheint es sinnvoll, in allen Dimensionen gesellschaftlicher Bezie- 
hungen nach korporativen Strukturen zu suchen. Gilt weiter, daß derartige korpora- 
tive Strukturen durch staatliche Handlungen erzeugt/verstärkt werden können, 
kann man analog der Schmitterschen Unterscheidung von gesellschaftlichem und 
staatlichem Korporatismuszwei Formen der Verstärkung/Herstellung unterscheiden. 
Die Strategie des gesellschaftlichen Korporatismus bemüht sich bei der Verstärkung/ 
Etablierung klassenharmonischer/kooperativer Strukturen um eine freiwillige Ein- 
bindung der Gewerkschaften (,Sozialpartnerschaftliches‘“ bzw. „reformistisches Mo- 
dell‘) und stützt sich dabei auf die besonderen Beziehungen zwischen Sozialdemo- 
kratie und Gewerkschaften, während der staatliche Korporatismus dieses Ziel durch 
repressiven Ausschluß der Forderungen der organisierten Arbeiterbewegung aus der 
staatlichen Politikfindung und vermittels rechtlich-institutioneller Verpflichtungs- 
maßnahmen durchsetzen will. 

Die starre und mechanische Zuweisung der Subtypen des Korporatismus bei 
Schmitter wird also zugunsten eines Flußmodells korporativer Strukturen aufgelöst. 
Beide Formen der Verstärkung/Etablierung korporativer Strukturen erfüllen be- 
stimmte funktionale Bezüge und können durchaus nebeneinander innerhalb ein und 
derselben Gesellschaft bestehen. Gezeigt werden muß, unter welchen gesellschaftli- 
chen Bedingungen eine der Formen eventuell dominiert und welche Konkrete Aus- 
gestaltung sie annehmen kann. 

In der BRD markiert die Einrichtung der Konzertierten Aktion in der Ein- 
kommenspolitik den Übergang von einer Strategie des tendenziell staatlichen Kor- 
poratismus gegenüber den Gewerkschaften zu einer Strategie des tendenziell gesell- 
schaftlichen Korporatismus. Die spezifische Erscheinung des Tripartismus (,‚triange- 
lismo‘‘) von Staat, Kapitalverbänden und Gewerkschaften ist der Kern des sozialde- 
mokratischen Modells des gesellschaftlichen Korporatismus. Die Einbindung der or- 
ganisierten Arbeiterbewegung erfolgte nach der Ablösung der Großen Koalition 
durch die SPD/FDP-Koalition einerseits über materielle Konzessionen an Teile der 
Arbeiterklasse (vor allem: Facharbeiter) und der ‚neuen Mittelklassen‘ (Ausweitung 
des öffentlichen Dienstes, Beförderungsschub) und einer wirtschaftspolitischen Fa- 
vorisierung der kapitalintensiven, exportorientierten Wachstumsindustrien (Hirsch 
1978; 34 ff.) und andererseits über die im Austausch für lohnpolitische Zurückhal- 
tung versprochene Verwirklichung der alten gewerkschaftlichen Forderung nach 
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Untemehmensmitbestimmung. Mit Beginn der Krise 1973/74 wurden die ökonomi- 
schen Voraussetzungen des sozjaldemokratischen Einbindungsmodells — Vollbe- 
schäftigung, hohe Wachstumsraten des Sozialprodukts, hohe Steuereinnahmen — 
hinfällig. Die inflationsverstärkenden Wirkungen einer Politik der expansiven Staats- 
verschuldung und der Ausweitung der Geldmenge beeinträchtigten vor dem Hinter- 
grund der krisenhaften Entwicklung des internationalen Währungssystems die Welt- 
marktposition des deutschen Exportkapitals. Mit dem Übergang zu einer Politik der 
Austerität konnte der bis dahin praktizierte Typus von Einbindung nicht mehr kon- 
fliktlos aufrechterhalten werden, da sich die dafür erforderlichen materiellen „Ge- 
genleistungen“ als mit den Erfordernissen der Kapitalakkumulation nicht mehr ver- 
einbar erwiesen. Unter A..frechterhaltung der Form des gesellschaftlichen Korpora- 
tismus verschoben sich die strukturellen Schwergewichte zwischen den Einbindungs- 
faktoren ‚Konsens‘ und „Zwang“: der staatlich abgesicherte Rückzug auf die Lo- 
gik der kapitalistischen Ökonomie — indiziert durch den Paradigmenwechsel — funk- 
tionalisierte die Krise und ihre Wirkungen als politisches Disziplinierungsmittel ge- 
genüber der Arbeiterklasse und ihren Organisationen. Der systematische Klassenbias 
jeder korporativen Struktur machte sich bemerkbar: die Politik der Konzessionen 
und Zugeständnisse als Mitteln der Einbindung der Gewerkschaften wird zugunsten 
einer Politik des rohen Kapitalinteresses storniert. 

Die fragile Verteilungsbalance zwischen freiwilliger und repressiver Aufrecht- 
erhaltung der Konsensualstrukturen auf der Basis einer krisenhaften kapitalistischen 
Ökonomie macht diese Strategie verletzbar. Unter den Bedingungen der Krise, wenn 
die Voraussetzungen gewerkschaftlicher Kooperation entfallen, erscheint diese Orga- 
nisierung des gesellschaftlichen Konsenses gefährdet. Hier will denn auch die kon- 
servativ-autoritäre Strategie den gesellschaftlichen Zusammenhang durch eine recht- 
lich-zwangsweise Einbindung der Gewerkschaften herstellen. Mittels einer zugespitz- 
ten Verrechtlichung der sozialen Beziehungen soll die Fragilität der gesellschaftlich- 
korporativen Strukturen aufgehoben und der ‚soziale Friede‘ zwischen den Klassen 
und deren Organisationen staatlich-autoritär, von oben, hergestellt werden. 


4. Die Verbändegesetzgebungsinitiativen von CDU und FDP 


Die politischen Bemühungen um die Transformation der Gewerkschaften von den 
Interessenorganisationen der Lohnabhängigen zu staatlichen Agenturen der sozialen 
Kontrolle mit der Folge einer Beschränkung des gesellschaftlichen Konfliktpotentials 
ist ohne staatlichen Einfluß auf die internen Organisationsstrukturen nicht denkbar. 
Dementsprechend versuchen Teile der FDP und CDU unter dem euphemistischen 
Schlagwort der Stärkung der innerverbandlichen Demokratie mittels eines sogenann- 
ten „Verbändegesetzes‘‘ die Binnenstrukturen und das Außenverhältnis der Gewerk- 
schaften zu formieren und diese zu zuverlässigen und berechenbaren Partnern des 
Staates zu machen. In Tradition der konservativen Gewerkschaftstheorien von Goetz 
Briefs (Briefs 1966) wird dabei von einem Störpotential der Gewerkschaften und 
der damit einhergehenden Systembedrohung ausgegangen, die es erforderlich ma- 
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chen, die Gewerkschaften verstärkt in die öffentliche Ordnung miteinzubeziehen: 
Gewerkschaften vertreten „, .... nicht nur die Interessen ihrer Mitglieder, sie erfüllen 
auch eine öffentliche Aufgabe ... Damit Unternehmen wie Verbände mit ihren eige- 
nen auch zugleich öffentliche Ziele verwirklichen, müssen sie sich jedoch im Rah- 
men einer Ordnung bewegen, welche die jeweiligen eigenen Ziele den allgemeinen 
unterordnet‘ (Biedenkopf 1976). Sieht das Briefs‘sche Modell des „organisierten 
Kapitalismus‘ eine verbindliche Formulierung von Gemeinwohlnormen durch den 
Staat vor, so soll die Gemeinwohlorientierung der Gewerkschaften in den Verbände- 
gesetzinitiativen durch die „Sozialpflichtigkeit der Verbände‘ gesetzlich festgelegt 
werden (vgl. die „Mannheimer Erklärung‘ der CDU, in: Alemann/Heinze 1979; 231). 

Grundsätzlich gehen die Befürworter des Verbändegesetzes (sprich: Geweik- 
schaftsgesetzes) davon aus, auch wenn dies nicht immer offen ausgesprochen wird, 
daß die Gewerkschaften sich dann kooperativ gegenüber den Anforderungen der 
staatlichen Wirtschaftspolitik verhalten, wenn erstens ihre innere Geschlossenheit 
gemindert, die Rechte der Basis gestärkt, zweitens die dezentrale Willensbildung er- 
weitert und drittens die gewerkschaftliche Konkurrenz intensiviert wird. Denn je ge- 
ringer die Schlagkraft der Gewerkschaften, so die Überlegungen, desto größer ihre 
Kooperationsbereitschaft (vgl. Streeck 1979a). 

Die Stärkung der innerverbandlichen Demokratie — „eine der wirksamsten 
Formen der Einbindung des Verbandes in das Allgemeinwohl‘ (Biedenkopf 1976; 
224) — zielt auf eine Minimierung des Dispositionsspielraumes der Gewerkschafts- 
führungen und steht damit in Krassem Gegensatz zu der sozialdemokratischen Stra- 
tegie der Flexibilisierung des Verhandlungsspielraums des Apparats. Die mit der 
Binnendemokratisierung einhergehende Verstärkung innergewerkschaftlicher Kon- 
flikte scheint dabei dann in Kauf genommen zu werden, wenn die parteipolitische 
Neutralisierung der Gewerkschaften (d.h. die engen Verbindungen zwischen SPD 
und Gewerkschaften) auf diesem Weg durchgesetzt werden kann. Daß mit einer 
Verstärkung der Mitwirkungsrechte der Mitgliederbasis sich die Wahrscheinlichkeit 
von innerorganisatorischen Konflikten und einer Radikalisierung gewerkschaftli- 
cher Politik erhöht, ist der unausweichliche Preis dieser Strategie. Allerdings ma- 
chen sich die Befürworter des Verbändegesetzes noch nicht zu Vertretern einer 
basisdemokratischen Politik; vielmehr soll über eine Polarisierung der politischen 
Auseinandersetzungen in den Gewerkschaften deren Paralysierung erzielt werden. 
Dieser artistisch anmutende politische Drahtseilakt bedarf wegen der Fragwürdig- 
keit der sich einstellenden Resultate der repressiven Instrumente zur Disziplinierung 
der Mitgliedschaft (von Unvereinbarkeitsbeschlüssen bis zu Wahlordnungen) und der 
Öffnung der Gewerkschaften für rechtliche Zugriffe unter dem Signum der Gemein- 
wohlsicherung. Die etwas absurd anmutende Prämisse einer gleichsam auf den Kopf 
gestellten Michel-These: die Gefahr sozialer Konflikte geht von der Gewerkschafts- 
führung aus, die deshalb durch verstärkte Rechte der Basis geschwächt werden muß, 
zielt in ihrer realistischen Quintessenz direkt auf die Verringerung der Schlagkraft 
und die parteipolitische Neutralisierung der Gewerkschaften. Explizit Kommt dies 
im Entwurf der FDP zum Ausdruck (vgl. Dokumentation in Alemann/Heinze 1979; 
223), wenn die gerichtliche Einklagbarkeit der parteipolitischen Neutralität ($ 23.2) 
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gefordert wird. Die rechtliche Fixierung von Organisationsrechten und -pflichten — 
so sieht der FDP-Entwurfeine eindeutige Festlegung des Verbandszweckes vor ($ 6,2) 
(7) — bedeutet für die Gewerkschaften ‚,... nichts anderes als eine tiefgreifende Ein- 
schränkung ihres traditionellen und lange erkämpften Aktionsradius‘ (Alemann 
1979; 131). ; 

In der Entpolitisierung der Gewerkschaften und deren Beschränkung auf die 
ökonomische Interessenvertretung treffen sich die Intentionen der FDP- und CDU- 
Entwürfe (8). Gerade in der Sphäre der Ökonomie aber dominiert mit dem Wieder- 
erstarken der Neoklassik in Gestalt des Monetarismus die Logik der privaten Kapi- 
talakkumulation auch in der staatlichen Wirtschaftspolitik, deren Sachzwängen sich 
die gewerkschaftlichen Forderungen unterzuordnen haben. Die im Verbändegesetz 
angelegte Gleichstellung von Kapitalorganisationen und Gewerkschaften — unter 
Abstraktion aller strukturellen Unterschiede — soll die auf die Gewerkschaften zie- 
lende Anwendung der konkurrenzwirtschaftlichen Mechanik ermöglichen, wie sie 
der Sachverständigenrat fordert, wenn er bei Verstößen gegen die gleichgewichtige 
Verantwortung von Gewerkschaften und Kapitalorganisationen für das Gemeinwohl 
von den Gewerkschaften verlangt, die Sachzwänge der Ökonomie anzuerkennen bzw. 
bei Verstößen die „Haftungsfolgen‘“ Inflation und Arbeitslosigkeit zu übernehmen 
(vgl. Hickel 1978). 

In der Verbindung von rechtlich oktroyierten Veränderungen der Organisa- 
tionsstrukturen und der verbindlichen Festlegung des Außenverhaltens der Gewerk- 
schaften rundet sich das Bild einer angestrebten Verstaatlichung der Gewerkschaf- 
ten. Die Einbindung der Gewerkschaften in die staatlichen Entscheidungs- und Im- 
plementierungsstrukturen, bei der sie die Form von Instrumentvariablen der staatli- 
chen Politik annehmen sollen, wird durch eine staatliche Fixierung des gewerk- 
schaftlichen Außenverhaltens angestrebt. Dabei werden im wesentlichen zwei Va- 
rianten diskutiert: innerhalb der CDU wurde vorgeschlagen, die Sozialpflichtigkeit 
der Interessenverbände durch eine Grundgesetzänderung festzuschreiben bzw. die 
Sozialpflichtigkeit mit dem Artikel 14 des GG zu verknüpfen (vgl. Pressemitteilung 
der CDU-Grundsatzkomimission Schleswig-Holstein vom Oktober 1975, in: Ale- 
mann/Heinze 1979; 230); die FDP demgegenüber will eine Generalklausel des Zivil- 
rechts für die Gemeinwohlorientierung nutzbar machen (,,Treu und Glauben“, „Ver- 
kehrssitten‘%. Unabhängig von diesen graduellen Unterschieden gilt es festzuhalten, 
daß alle Varianten auf die Sanktionierbarkeit gewerkschaftlichen Verhaltens durch 
das Medium Recht abzielen: Gerade in der Kiise, in der die Interessen der Lohnab- 
hängigen und des Kapitals manifest auseinanderklaffen, kann gewerkschaftliches 
„Gemeinwohlverhalten‘“ so unter Strafandrohung durch den Staat erzwungen wer- 
den. 

Um die verfassungsrechtliche Legitimation braucht diese Strategie nicht zu 
bangen: in seinem Konzept zur Absicherung der „Wirtschaftsmacht von Großunter- 
nehmen“ sah Benda, heute höchster Verfassungsrichter der Bundesrepublik, bereits 
1966 die Pflicht der Verfassung zur Errichtung eines dichten Netzes von Staatskon- 
trollen über das gewerkschaftliche Handeln vor (Benda 1966; 245 ff.). Dabei sei die 
Einschränkung der gewerkschaftlichen Rechte so langfristig zu planen und gesetz- 
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lich zu verankern, daß die Politik der Gewerkschaften jeder wirtschaftspolitischen 
Situation angemessen sei (ders.; 246). Dieser konservative Topos der Vorwegnahme 
des Ausnahmezustandes (inzwischen auch von der Sozialdemokratie adaptiert) cha- 
rakterisiert die Auseinandersetzungen um die Gewerkschaften: diese sollen nicht 
nur ihre Politik den Erfordernissen der Kapitalverwertung anpassen, sondern sie 
auch gegenüber ihren Mitgliedern vermitteln und so dazu beitragen, den brüchigen 
Basiskonsens neu zu befestigen. Die aktive Beteiligung der Gewerkschaften an den 
Konsequenzen staatlicher Wirtschaftspolitik unter den Bedingungen eines dominan- 
ten Kapitalinteresses ist das Ziel dieser Politikstrategien gegenüber den Gewerkschaf- 
ten. Deshalb reicht es auch nicht aus, die Verbändegesetzgebungsinitiative als Va- 
rianten einer „neo-pluralistischen‘ Politikstrategie zu charakterisieren (so Teubner 
- 1979; 8), da so der umfassende Charakter dieser Konzeption verkannt wird: die Lö- 
sungsformel heißt nicht nur „Diversifikation der Repräsentation‘ (ebd.), d.h. Inten- 
sivierung der gewerkschaftlichen Konkurrenz und Pluralismus innerhalb der Gewerk- 
schaften (übrigens die zwei zentralen Elemente in den „Stoiber-Papieren‘‘), sondern 
umfassende Disziplinierung. Die Befürworter der Verbändegesetzgebung wollen 
nicht nur den Handlungsspielraum der Gewerkschaften einengen, sondern zielen — 
wie gezeigt — auch auf einen Funktionszuwachs der Gewerkschaften ab: als gemein- 
wohlorientierter Verband sollen sie ihre Mitglieder über die Unangemessenheit ihrer 
Forderungen aufklären. Dies mit der Konsequenz, daß „, ... viele Konflikte, die bis- 
lang zwischen Kapital und Arbeit ausgetragen wurden, in die Gewerkschaften selbst 
verlagert (werden)‘“ (Biedenkopf 1976; 225). Die Entlastungsfunktion derartig 
strukturierter Gewerkschaften für die Legitimation staatlicher Politik scheint evi- 
dent, werden doch die politischen Auseinandersetzungen aus der gesellschaftlichen 
Sphäre herausgenommen und in die Gewerkschaften hineinverlagert und dort klein- 
gearbeitet. In diesem offensiven, wenn auch nach rückwärts gewandtem Projekt der 
Klassenoffensive wird die Bewältigung gegenwärtiger und zukünftiger gesellschaftli- 
cher und sozialer Konflikte erst auf dem Hintergrund einer politisch-neutralisierten 
Gewerkschaftsbewegung als denkbar erachtet. Nicht unähnlich dem Erhardschen 
Modell der Formierten Gesellschaft, das in seinem Bild von Gesellschaft als „‚Ge- 
samtbetrieb‘ und den Gewerkschaften als „Teilbetriebe‘‘ die „gesamtbetriebsgefähr- 
denden“ Störungsprozesse des „Teilbetriebs‘ durch ‚„Gesetzgebungsakte‘“ gegen die 
Organisationen der Arbeiterklasse verhindern wollte, und im Extremfall die Einset- 
zung eines „Unternehmers für den Gesamtbetrieb‘“ vorsah (Voegelin 1965; 767), 
soll auch in den Verbändegesetzgebungsinitiativen die Disziplinierung rechtsförmig- 
autoritär erfolgen. Gemessen wird die rechtliche Zulässigkeit gewerkschaftlichen 
Handelns an deren Verantwortung für die „gesamtwirtschaftliche Entwicklung“, die 
dann als gefährdet gilt, wenn die Gewerkschaften lediglich die Interessen ihrer Mit- 
glieder ohne Berücksichtigung der „Gesamtbelange“ verfolgen. Die geforderte „um- 
fassende Verrechtlichung der verbandsinternen Beziehungen“ (Nicklisch 1976; 
459 ff.) bewegt sich in der Tradition des staatlichen Korporatismus der Phase des 
„CDU-Staates“, in deren Verlauf wesentliche Elemente der Verrechtlichung des 
Klassenkonfliktes eingeführt wurden. Insbesondere das vom Bundesarbeitsgericht 
1955 als allgemeingültige Norm für die Legalität von Arbeitskämpfen übernommene 
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Prinzip der Sozialadäquanz, das die Gewerkschaften auf das „ultima ratio“-Krite- 
tium verpflichtete (d.h. alle „friedlichen‘‘ Verhandlungswege müssen ausgeschöpft 
sein, bevor die Waffe des Streiks ergriffen werden kann) setzte den rechtspolitischen 
Rahmen für die gewerkschaftliche Praxis (vgl. Höß 1974; 57). Auf der betrieblichen 
Ebene wurde die Verrechtlichung der Klassenbeziehungen durch das Betriebsverfas- 
sungsgesetz ergänzt, durch das der Betriebsrat gesetzlich auf eine wirtschaftsfriedli- 
che Funktion verpflichtet wurde: die Interessen der Belegschaft sind durch vertrau- 
ensvolle Zusammenarbeit mit den Unternehmen in Übereinstimmung mit dem Wohl 
des Betriebes zu vertreten (9). 

Mit der Ergänzung des Prinzips der Sozialadäquanz in der neueren Rechtspre- 
chung des Bundesarbeitsgerichts (1971) durch das Kriterium der Verhältnismäßig- 
keit — ein Streik ist dann rechtlich zulässig, „wenn Beginn, Ziel und Mittel geeignet 
und sachlich erforderlich sind, d.h. wenn sie die wirtschaftlichen Gegebenheiten be- 
rücksichtigt und den Arbeitsfrieden wiederherzustellen in der Lage sind“ (Erd 1979; 
143 ff.) — , wurde die rechtliche Beurteilung von Arbeitskampfmaßnahmen noch 
enger mit den aktuellen wirtschaftlichen Erfordernissen verknüpft. Innerhalb dieses 
rechtlichen Rahmens findet die Verbändegesetzgebung ihre Logik: die rechtliche 
Festschreibung einer Gemeinwohlverpflichtung der Gewerkschaften ordnet die ge- 
samte gewerkschaftliche Politikpraxis dieser Rechtsprechung unter und trägt so da- 
zu bei, eine autonome gewerkschaftliche Politikfestsetzung zu verhindern. Die par- 
teipolitische Neutralisierung der Gewerkschaften durch staatliche Einflußnahme auf 
die innerorganisatorischen Strukturen wirkt jetzt ergänzend: die Paralysierung der 
Gewerkschaftsbewegung soll politischen Widerstand gegen diesen Versuch der Ver- 
. staatlichung verhindern. 

Diese staats-korporatistischen Momente der Verbändegesetzgebung passen 
sich nahtlos in das Modell eines autoritären Etatismus ein, wie es von Poulantzas be- 
schrieben wird: ein verstärktes Eingreifen des Staates in sämtliche Bereiche des so- 
zio-ökonomischen Lebens, ein Verfall der Institutionen der Demokratie und drako- 
nische Einschränkungen der sogenannten „formalen Freiheiten“ (Poulantzas 1978; 
185 ff.). Zur Bewältigung der nationalen und internationalen Veränderungen der 
Produktionsverhältnisse, der Arbeitsprozesse, der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
und der Transformation der gesellschaftlichen Klassen- und Kräfteverhältnisse, kurz: 
zur Sicherung der bürgerlichen Hegemonie, wird ein institutionelles ‚„Präventiv-Dis- 
positiv“ aufgebaut, so Poulantzas, das organisch neben dem offiziellen Staat funktio- 
niert und eine ständige Osmose beider bewirkt (ders.; 192). Auch wenn in dieser 
Analyse/Prognose wieder eine Ganzheits-Vorstellung von gesellschaftlicher Verände- 
rung zum Ausdruck kommt (gegenüber unserem Blickpunkt einer Veränderung von 
Strukturen gesellschaftlicher Beziehungen), Kann doch behauptet werden, daß die 
anvisierte Transformation der Gewerkschaften zu Instrumentvariablen des bürgerli- 
chen Staates eine Struktur eines solchen „Präventiv-Dispositivs‘“ darstellt, mittels 
dem die bürgerliche Hegemonie autoritär stabilisiert und ausgebaut werden soll. 
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5. Die Position der Sozialdemokratie 


Zielt die staats-korporativistische Politikvariante auf die Schaffung von rechtlichen 
Regulierungen gegenüber den Gewerkschaften und damit dem Konflikt zwischen 
Lohnarbeit und Kapital und schafft dabei „, ... institutionelle Arrangements, unter 
denen der Streik bei einer möglichst großen Zahl von Konfliktthemen ‚unmöglich‘ 
gemacht wird‘, so strebt andererseits die Sozialdemokratie solche Arrangements an, 
„ ... unter denen er ‚unnötig‘ gemacht wird‘ (Offe 1979; 72 f.). In Rückgriff auf die 
historisch engen Beziehungen zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie soll 
der „soziale Friede‘ zwischen den Klassen nicht „von oben‘ durch Rechtsetzung 
garantiert, sondern auf der Basis freiwilliger Kompromißfindung hergestellt werden. 

Seit der „Rekonstruktionsphase des westdeutschen Kapitalismus‘ präsentiert 
sich der DGB als eine parteipolitische Koalition zwischen SPD und CDU mit eindeu- 
tiger sozialdemokratischer Dominanz (10) (Deppe et al. 1979; 183), die sich seit 
Ende der 60er Jahre — mit dem Regierungseintritt der SPD — noch verstärkte. Mit 
der sozialstrukturellen Verschiebung der SPD-Mitgliederbasis — Rückgang des Arbei- 
teranteils, Zunahme der Angestellten und Beamten — wurden die Gewerkschaften 
für die regierende Sozialdemokratie zu einem immer wichtigeren Vermittler der 
staatlichen Wirtschaftspolitik in die organisierte Arbeiterbewegung hinein. 

Die Gründung der sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft für Arbeitneh- 
merfragen (AfA) kann dabei auch als Versuch interpretiert werden, auf die innerge- 
werkschaftlichen Politikfindungsprozesse Einfluß zu nehmen und der sozialdemo- 
kratischen Wirtschaftspolitik zuwiderlaufende Forderungen zu kanalisieren. Neben 
der Schaffung derartiger Einflußkanäle versuchte die Sozialdemokratie in ihrer or- 
ganisationsgestaltenden Strategie (mit der Unterstützung der Rechtsprechung, wie 
Erd, 1978, gezeigt hat) den Handlungsspielraum der Gewerkschaftsapparate auszu- 
bauen und zu befestigen. Denn gerade die Flexibilität der Gewerkschaftsführungen, 
also geringe Mitwirkungstechte der Basis, so die These, sichert die Kooperationsbe- 
reitschaft mit der (sozialdemokratischen) staatlichen Wirtschaftspolitik. Die aus der 
krisenhaften ökonomischen Entwicklung resultierende Krise des Modells der sozial- 
demokratisch garantierten Sozialpartnerschaft fällt mit zwei Prozessen zusammen: 
zum einen müssen die Strukturen des gesellschaftlichen Korporatismus gegenüber 
einer Revision durch die Etablierung staats-korporatistischer Strukturen verteidigt 
werden, zum zweiten zeichnen sich viele Arbeitskämpfe in den siebziger Jahren 
durch ihre Tendenz aus, bestehende institutionelle Vertretungsformen und traditio- 
nelle menetäre Forderungsinhalte in Frage zu stellen und zu überwinden. In schar- 
fer Abgrenzung gegen die basisdemokratischen Bestrebungen von links und den im 
Verbändegesetz formulierten Demokratisierungsforderungen von rechts bemüht sich 
die Sozialdemokratie um die Aufrechterhaltung der wesentlichen Organisationsstruk- 
turen der Gewerkschaften, die bisher deren Kooperationsfähigkeit erhalten haben: 
„Eine Verbändegesetzgebung mit dem Ziel oder auch nur mit der unbeabsichtigten 
Nebenfolge einer Schwächung der inneren Geschlossenheit und organisatorischen 
Schlagkraft der Gewerkschaften würde nicht deren Kooperationsbereitschaft erhö- 
hen, sondern lediglich ihre Kooperationsfähigkeit zerstören“ (Scharpf 1978; 18). 
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Die Einbindung der Gewerkschaften über Partizipations- stattüber Repressions- 
strukturen erfordert eine gewerkschaftliche Organisationshierarchie, die anders als 
das satzungsmäßige mehrstufige Delegiertensystem — das die Willensbildung und 
Kontrolle von unten nach oben garantieren soll — die Willensbildung nicht durch 
die Mitglieder, sondern durch die hauptamtlichen Funktionäre und Betriebsräte in 
den Vorständen vollziehen läßt (Bergmann 1979b, 217). Muß sich die Entwicklung 
der innerorganisatorischen Demokratie an diesem Funktionserfordernis orientieren, 
so sorgt andererseits die Abhängigkeit der Gewerkschaftsführungen von ihrer eige- 
nen Mitgliederbasis dafür, daß sich die Kooperation nicht als Elitenkonsens formiert. 
Die Abhängigkeit stellt sich dabei zweifach dar: die Gewerkschaftsmitglieder müssen 
ungeachtet der jeweiligen Politikstrategien und -übereinkünfte ihre Mitgliedschaft 
‚aufrechterhalten und die gewerkschaftlichen Politikstrategien müssen durch die 
Handlungs- und Folgebereitschaft der Mitglieder flankiert werden. Hier ist auch die 
Grenze der kooperativen Politik bzw. die Ursache deren Instabilitäten angelegt: spä- 
testens in der Krise, in der die unmittelbaren Interessen der kooperierenden „Ak- 
teure“ auseinanderfallen, aber gleichzeitig — aus der Sicht der staatlichen Wirtschafts- 
politik — die verstärkte Notwendigkeit einer Politik der Gewerkschaften an den Er- 
fordernissen der Kapitalakkumulation besteht, wird der Klassen-bias der koopera- 
tiven Strukturen manifest. Die „objektiven“ Klasseninteressen lassen sich innerhalb 
dieser Strukturen nicht durchsetzen; vielmehr werden die Partizipationsmechanis- 
men gegen die Gewerkschaften gewendet, indem diese mit ihrer Politik auf die Logik 
des Kapitals verpflichtet werden sollen und versucht wird, die Gewerkschaften als 
Verhinderer sozialer Konflikte zu instrumentalisieren. Zur Stabilisierung des politi- 
schen Systems erscheint es unabdingbar, die Strukturprinzipien Einheitsgewerk- 
schaft und Industriegliederungsprinzip — die von der staats-Korporatistischen Strate- 
gie in Frage gestellt werden — aufrechtzuerhalten und zu verteidigen. Denn gerade 
von der gemeinsamen Organisierung von Arbeitnehmern einer Wirtschaftsbranche 
unabhängig von etwaigen Merkmalsdifferenzierungen wird erwartet, daß sie weniger 
den Gedanken eineseinheitlichen Klasseninteresses gefährdet, als vielmehr über die 
interne Ausgleichung von Differenzierungen zwischen verschiedenen Schichten und 
Fraktionen der Arbeiterklasse und der nicht-partikularistischen Interessenvertretung 
, eine gesamtwirtschaftliche Politikorientierung der Gewerkschaften herbeiführt (10). 

Die kKorporatistische Einbindung der Gewerkschaften erfordert dementspre- 
chend nicht nur die Aufrechterhaltung der Einheitsgewerkschaft und des Industrie- 
gliederungsprinzips — die durch die Intensivierung der gewerkschaftlichen Konkur- 
renz via Verbändegesetzgebung in Frage gestellt sind —, sondern auch permanenten 
politischen Druck auf die Gewerkschaften: Einbindung i.S. des gesellschaftlichen 
Korporatismus erscheint als ein permanenter Prozeß. Dabei ist die Organisations- 
struktur der Gewerkschaften von strategischer Bedeutung: „Sie (die Gewerkschafts- 
führungen, d.V.) müssen in der Lage sein, ihre interne Gliederung und die Organisa- 
tion ihrer Willensbildungs- und Durchführungsprozesse an Veränderungen in der 
Mitgliederstruktur, in der Wirtschafts- und Unternehmensstruktur und in der ge- 
werkschaftlichen Strategie flexibel anzupassen: Ein Verbändegesetz, das durch die 
Verrechtlichung organisatorischer Lösungen die Veränderungs- und Anpassungs- 
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fähigkeit der Gewerkschaftsorganisation notwendigerweise beschränken oder besei- 
tigen müßte, würde deshalb mit einem entsprechenden Verlust an Funktionsfähigkeit 
der Gewerkschaften bezahlt.‘ (Scharpf 1978) (49) 

Die Funktionsfähigkeit der Gewerkschaften für die staatliche Wirtschaftspoli- 
tik i. S. des gesellschaftlichen Korporatismus erfordert gerade die Gewährleistung 
der Komponenten Einheitsgewerkschaft, Industrieprinzip, gesamtwirtschaftliche 
Politikorientierung, Handlungs- und Folgebereitschaft der Mitglieder sowie strategi- 
sche und organisatorische Flexibilität der Gewerkschaftsführungen. Die ablehnende 
Haltung von Sozialdemokratie und Gewerkschaften gegenüber der Verrechtlichung 
der innerorganisatorischen Prozesse (vgl.Scheer 1979; 255) resultiert aber keineswegs 
aus einer prinzipiellen Ablehnung der Anwendung des Mediums Recht für die Orga- 
nisationslenkung, sondern erfolgt vor dem Hintergrund einer stets Jabilen Balance 
zwischen den Erfordernissen einer Nichtbeteiligung der Gewerkschaftsbasis an der 
praktischen Politikausgestaltung und der notwendigen Einbeziehung bei Tarifaus- 
einandersetzungen via Urabstimmungen und Streiks. Eine forcierte Demokratisie- 
rung i.S. erweiterter Mitspracherechte der Basis würde einmal den Handlungsspiel- 
raum der Führungsapparate drastisch einschränken und zum zweiten die Gefahr un- 
kontrollierbarer gewerkschaftlicher Aktivitäten mit sich bringen und so die Bere- 
chenbarkeit gewerkschaftlichen Verhaltens zerstören. Die Ablehnung einer staatli- 
chen Verrechtlichung dieses Dilemmas geht deshalb einher mit einem Prozeß der 
„autonomen Verrechtlichung“ (Erd 1979; 172 ff.), der die kooperative Gewerk- 
schaftspolitik nach innen absichern soll. Wird die „innere Geschlossenheit“ der Ge- 
werkschaften — garantiert durch hierarchische Strukturen und Limitierung der Wil- 
lensbildungsprozesse — durch innergewerkschaftliche Opposition gefährdet, dienen 
die Instrumente der Gewerkschaftsausschlüsse und der Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
zur Absicherung der Politik der Apparate (11). 

Diese gewerkschaftliche Repressionsstrategie kann ihre Legitimation aus der 
Korporatistischen Organisierung der staatlichen Wirtschaftspolitik beziehen, für die 
die Gewerkschaften eine unabdingbare Instrumentvariable darstellt: ‚,... das öffent- 
liche Interesse an der Funktionsfähigkeit der Gewerkschaften (muß) als höherrangig 
eingeschätzt werden gegenüber dem Beteiligungs- und Oppositionsinteresse gewerk- 
schaftlicher Non- Konformisten“ (Scharpf 1978; 47). Das konservative Topoi des 
öffentlichen Interesses (,‚Gemeinwohl‘‘) taucht also gerade dann auf, wenn die Aus- 
grenzung politischer Opposition gegen die korporatistische Politikpraxis notwendig 
wird und einer Legitimation bedarf. Es erstaunt deshalb auch nicht weiter, wenn 
Scharpf ein Urteil des Bundesgerichtshofes von 1978 kritisiert, das den Gewerk- 
schaftsausschluß von Mitgliedern für unzulässig erklärte, die anläßlich Betriebsrats- 
wahlen auf einer Liste Kandidierten, die in Konkurrenz zu der offiziellen Gewerk- 
schaftsliste stand (ders. ; 47). 

Korporatistische Kooperation der Gewerkschaften mit der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik (und den Kapitalorganisationen) setzt ein weitgehendes Repräsenta- 
tionsmonopol voraus, das wiederum erst dann seine politische Bedeutung erhält, 
wenn ein genügend großer Prozentsatz sich überhaupt gewerkschaftlich organisiert 
bzw. ihre Mitgliedschaft auch in Konfliktuellen Situationen beibehält. Im Vorschlag 
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der Verbändegesetzgebung zur Intensivierung der gewerkschaftlichen Konkurrenz 
wird dieses Repräsentationsmonopol angegriffen und in Frage gestellt; aus der Sicht 
einer auf Konsens ausgerichteten staatlichen Wirtschaftspolitik muß aber die Organi- 
sierung der Lohnabhängigen innerhalb verschiedener Richtungsgewerkschaften (wie 
z. B. in Großbritannien) die Gefahr der industriellen Militanz erhöhen: Kooperation 
wäre nur bedingt möglich. 

In diesem Zusammenhang darf der im internationalen Vergleich relativ nied- 
rige Organisationsgrad (vgl. Tab. 1) nicht voreilig als Schwäche der westdeutschen 
Gewerkschaften gewertet werden — noch weniger, wenn man berücksichtigt, daß im 
Verlauf der siebziger Jahre trotz (oder gerade?) der ökonomischen Krise der Örgani- 
sationsgrad angestiegen ist. Vielmehr erklärt sich dies auch aus der weitgehenden 
Beschränkung des gewerkschaftlichen Leistungsangebots auf den Bereich der Tarif- 
verhandlungen und der extremen Sicherung der negativen K.oalitionsfreiheit durch 
das Grundgesetz. Staatliche Hilfemaßnahmen durch Legalisierung von Formen der 
Zwangsmitgliedschaft, der tariflichen Vereinbarung von Sondervorteilen für Gewerk- 
schaftsmitglieder (Differenzierungsklauseln) usw. werden von den deutschen Ge- 
weıkschaften solange nicht benötigt, wie sie mit ihrer Polititk in der Arbeiterklasse 
verankert sind. Diese Verankerung drückt sich nicht nur im Organisationsgrad aus, 
sondern auch und gerade in der Folgebereitschaft der Arbeiterklasse. Diese Folgebe- 
reitschaft wird aber wesentlich durch die Ergebnisse gewerkschaftlicher Politik auf 
der betrieblichen und gesamtwirtschaftlichen Ebene gesichert. 


Tabelle 1: Gewerkschaftliche Organisationsgrade in 12 entwickelten kapitalistischen Gesell- 
schaften; erste Hälfte der 70er Jahre 


Land Organisationsgrad in % 
(Gewerkschaftsmitglieder/Beschäftigte) 
Schweden (1972) 87 
Irland 75 
Belgien 70 
Dänemark 66 
Österreich (1968) 66 
Norwegen 55 
Australien (1972) 53 
England (1973) 50 
Niederlande 47 
BRD (1972) (a) 37 
USA (1973) 28 
Frankreich (1973) 25 


(a) incl. DAG und Beamtenbund 
Quelle: Streeck 1979; 106 


Die Sicherung des faktischen Repräsentationsmonopols der DGB-Gewerkschaften 
eıfolgt im Programm des gesellschaftlichen Korporatismus nicht primär durch eine 
rechtliche Sicherung der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft, wenn auch seit der auf 
dem DGB-Bundeskongreß von 1975 beschlossenen Forderung nach Legalisierung 
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von Differenzierungsklauseln sich eine tendenzielle Verschiebung abzeichnet, son- 
dern wesentlich durch entsprechende, die Folgebereitschaft erhöhende Poktikpro- 
jekte (siehe unten). 

Die zur gesamtwirtschaftlichen Politikorientierung notwendige strategisch 
taktische Flexibilität der Führungsapparate muß gleichsam zweifach gegeben sein: 
gegenüber der staatlichen Wirtschaftspolitik und den Kapitalorganisationen und 
gegenüber der Mitgliederbasis. Es gilt, zum einen den „bargaining‘‘-Prozeß gegenüber 
den „Tagesstimmungen‘‘ der Mitglieder abzuschotten, und zum anderen ihn nach 
außen hin als prinzipiell offen darzustellen. In dieser „Gleichgewichtsbedingung“ 
liegt denn auch die Krux dieser Strategie: verstoßen die Gewerkschaftsführungen 
nachhaltig gegen die manifesten Interessen ihrer Mitgliederschaft (und des Teils der 
nichtorganisierten Arbeiterklasse) droht ihnen der Verlust des Repräsentationsmo- 
nopols. Sowohl organisatiorsintern als auch -extern wird sich Widerstand formieren 
und der korporatistischen Politik droht die Gefahr, daß sich die Lohnabhängigen in 
Aktionen wie den spontanen Streiks von 1969 und 1973 die Forderungen selbst er- 
kämpfen, die zuvor von den Gewerkschaftsführungen preisgegeben wurden. 

Die Ausdehnung dieses Spielraums, die unsanktionierte Möglichkeit der Ge- 
werkschaftsführungen, sich von den Mitgliederinteressen abzukoppeln, die den Kern 
der sozialdemokratischen Organisationsstrategie ausmacht, kann allerdings ohne den 
fallweisen Einsatz repressiver Mittel nicht auskommen. Anders als im Fall der Ver- 
bändegesetzgebung sollen aber die gegenwärtigen Organisationsstrukturen der Ge- 
werkschaften aufrechterhalten werden, da nur sie gewährleisten, daß mit der Ver- 
pflichtung auf die staatliche Wirtschaftspolitik auch gleichzeitig die Kontrollfunktion 
gegenüber der Mitgliederbasis zur Sicherung des Klassenfriedens wahrgenommen 
wird. 

Die Verteidigung der organisatorischen Strukturen der deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung darf aber nicht mit einer politischen Unterstützung der Arbeiter- 
bewegung angesichts der Offensive des Kapitals und seiner politischen Repräsentan- 
ten verwechselt werden, sondern erweist sich verstärkt als Mittel zum politischen 
Zweck. Die Macht der Gewerkschaften — ‚,... deren Fähigkeit nämlich, sich im Tarif- 
Konflikt eben auch nicht an den gesamtwirtschaftlichen Orientierungsdaten und den 
Empfehlungen der staatlichen Wirtschaftspolitik zu orientieren‘ (Scharpf 1978; 17) 
— wird von der staatlichen Wirtschaftspoltik der Sozialdemokratie explizit in Rech- 
nung gestellt und dienstbar zu machen versucht: so berücksichtigte die sozialdemo- 
Kratisch inspirierte Wirtschaftspolitik der Großen Koalition die Gewerkschaften als 
politischen Faktor einer erfolgreichen Stabilitätspolitik. Auf dem Feld der staatli- 
chen Einkommenspolitik wurde diese Strategie durch die Etablierung einer Korpora- 
tiven Struktur, der Konzertierten Aktion, durchzusetzen versucht: die gewerkschaft- 
liche Autonomie in denTarifverhandlungen wurde nicht etwarechtlich eingeschränkt, 
wie dies die Logik der staats-korporatistischen Strategie nahelegen könnte, sondern 
durch indirekte Einflußnahme des Staates bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der 
formalen Tarifautonomie und der Mechanismen des Tarifkonflikts in Richtung der 
gesamtwirtschaftlichen Steuerungserfordernisse zu lenken versucht. Ähnlich wie im 
späteren britischen „Social Contract‘ — der Alternative zum „Industrial Relations 
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Act“ der Konservativen — wurden den deutschen Gewerkschaften Einflußmöglich- 
keiten in anderen Politikbereichen (speziell: Mitbestimmung) offeriert und ihnen so 
quasi in einem „exchange“ lohnpolitische Zurückhaltung abzukaufen versucht. Die 
gewerkschaftlichen Bereitschaft zum Beitritt zu einer derartigen korporativen Struk- 
tur hängt aber nicht nur vom jeweiligen exchange ab; vielmehr muß auch das durch 
die korporative Struktur transportierte politische Projekt gewerkschaftliche Politik- 
vorstellungen abdecken. Gerade diesem Kriterium versucht die Sozialdemokratie 
immer wieder nachzukommen, wenn sie selbst noch in ihren systemstabilisierenden 
Programmen auf die positiven Konsequenzen für die Arbeiterklasse pocht. 
Dementsprechend erfolgt die gewerkschaftliche Kooperationsbereitschaft 
auch nicht aus einer gleichsam natürlichen reformistischen Grundposition, die dazu 
führen soll, so Scharpt, daß die Gewerkschaften „, ... nicht an der Zerstörung, son- 
dern an der Erhaltung und langfristigen Erweiterung ihres Produktions-, Arbeits- 
platz- und Lohnpotentials orientiert (sind). Ebensowenig wie die Berufsfischer am 
- Bodensee an einem Raubbau der Fischbestände, sind die Gewerkschaften interes- 
siert an Lohnkostensteigerungen, die entweder die internationale Konkurrenzfähig- 
keit heimischer Produkte oder notwendige Innvestitionen oder schließlich das finan- 
zielle Überleben der Unternehmen gefährden könnte“ (Scharpf 1978; 19). 
Gleichzeitig sollen aber vermittels einer langfristig angelegten staatlichen För- 
derung der Produktivitätsentwicklung, was eine Bereinigung der Branchenstrukturen 
nach dem Kriterium der komparativen Kostennachteile miteinschließt, höhere 
Wachstumsraten realisiert werden, die das Problem der strukturellen Arbeitslosigkeit 
durch beschleunigte Kapitalakkumulation beseitigen helfen sollen (Scharpf/Hauff 
1976; 117). Technologische Innovationen, durch staatliche Forschungs- und Ent- 
wicklungspolitik unterstützt oder initiiert, sollen dazu beitragen, daß die Positionen 
der wachstumsstarken Industrien Maschinenbau, Elektrotechnik und Chemische In- 
dustrie auf dem Weltmarkt ausgebaut werden können. Erfordert der Abbau der 
„Überindustrialisierung‘ eine Umschichtung der Kapitalbildung von Abteilung I 
nach Abt. II, so müßten dadurch die geforderten technologischen Innovationen aber 
gerade beschnitten werden. Konzentriert sich die staatliche Strukturpolitik aber auf 
die produktivitätserhöhende Restrukturierungen der Produktionsprozesse und wird 
auch die Verlagerung der strukturschwachen Branchen in die sog. Niedriglohnlän- 
der noch begünstigt, wird sich das Niveau der strukturellen Arbeitslosigkeit allein 
schon deshalb massiv erhöhen — bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der ‚‚Überindu- 
strialisierung‘“. Absorbierende Funktionen kann auch der Dienstleistungssektor 
nicht übernehmen, soll doch gerade dieser Sektor effizienter produzieren, also Ar- 
beitskräfte freisetzen (dies.; 98). Diese Schritte einer „aktiven Strukturpolitik* bre- 
chen sich offensichtlich an der Logik einer weltmarktbestimmten Kapitalakkumula- 
tion. Indem Hauff/Scharpf die ökonomische Krise zum politischen Programm ma- 
chen, wird die politische Vermittlung dieses Programms zum Problem, das nur in 
Kooperation mit den Gewerkschaften gelöst werden "kann (vgl. Hoffmann 1977). 
Konsensbildung ist die „... Voraussetzung und zugleich schwierigste Aufgabe einer 
aktiven Strukturpolitik“ (S/H; 126). Ganz im Sinne der Strategie des gesellschaft- 
chen Korporatismus fordern sie den Einbau der Gewerkschaften in die Politik durch 
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eine „Konzentrierte Aktion“ von Staat, Kapitalorganisationen, organisierter Wissen- 
schaft und Gewerkschaften (dies.; 124 und 128). 

Die in Übereinstimmung mit der sozialdemokratischen Forderung nach der 
Etablierung von Strukturräten (12) erfolgende Einbindung der Gewerkschaften er- 
gänzt die korporativen Strukturen auf der Makro- und Mikro-Ebene durch die Etab- 
lierung einer korporativen Struktur auf der Meso-Ebene der gesellschaftlichen Bezie- 
hungen und trägt so zu einer Erweiterung des „Systems der korporativen Strukturen“ 
bei. Daß es der organisierten Arbeiterbewegung damit aber gelingt, „,.. wirtschaftliche 
Strukturkrisen im planvollen Zusammenwirken mit Unternehmern und Gewerk- 
schaften zu vermeiden oder zu überwinden, und dabei zugleich strategische Ziele in 
der Sturkturpolitik, der Verteilungspolitik und der Mitbestimmungspolitik zu ver- 
wirklichen“ (Scharpf 1977; 38), gehört zur Ideologie des Korporatismus. Viel eher 
ist mit der Korporatisierung der Gewerkschaften die Gefahr verbunden, ‚,... in Frage 
der Krisenlösung gegenüber der bürgerlichen Klasse die Initiative zu verlieren“ (Alt- 
vater/Kallscheuer 1979). 


Schlußbemerkung 


Die konservativen und sozialdemokratischen Einflußnahmestrategien auf das Sy- 
stem der industriellen Beziehungen, genauer: auf die Stellung und Funktion der 
Gewerkschaften, erweisen sich als Versuche der Restrukturierung des gesellschaftli- 
chen Kräfteverhältnisses. Ziel ist es, die gewerkschaftliche Politik auf die Bedingun- 
gen der Kapitalverwertung zu verpflichten. 

Beide Strategien unterscheiden sich sowohl hinsichtlich der Form als auch 
des Inhalts der gewerkschaftlichen Einbindung. Die Verbändegesetzgebungsvariante — 
eine Form autoritärer Einbindung der Gewerkschaften — entfaltet ihre volle Logik 
innerhalb des Rahmens einer monetaristischen Wirtschaftspolitik, die auf den ten- 
denziellen Rückzug des Staates aus der Ökonomie abzielt: eventuelle, aus dem 
Selbstlauf der kapitalistischen Krisenbereinigung resultierende Belastungen/Störun- 
gen der industriellen Beziehungen sollen für das politische System folgenlos aufge- 
fangen werden, indem den Gewerkschaften ‚rechtliche Daumenschrauben‘ angesetzt 
werden. Die Unterschiede dieser (autoritär) korporatistischen Variante der Restruk- 
turierung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse gegenüber den partizipatorischen 
Strategien der Sozialdemokratie scheinen evident. Die im gesellschaftlichen Korpo- 
ratismus angelegte Teilhabe der Gewerkschaften an der politischen Macht — die Ge- 
werkschaften tauschen ‚sozialen Frieden‘ gegen Partizipation und Arbeitsplatzsicher- 
heit ihrer Stammitgliedschaft — erweist sich spätestens in einer Situation der tief- 
greifenden und umfassenden Krise der kapitalistischen Ökonomie als Hürde für eine 
autonome Formulierung und Durchsetzung der Reproduktionsinteressen der Lohn- 
abhängigen. 
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Anmerkungen 


1 


10 


11 


12 


Wesentliche Anregungen verdanken die Autoren ihren Kollegen des Unterprojekts II 
„Kapitalakkumulation, Gewerkschaften und staatliche Wirtschaftspolitik“*des Forschungs- 
gebietsschwerpunktes „Ökonomie und Politik im Gesellschaftssystem der Bundesrepublik 
Deutschland unter dem Aspekt von Widersprüchen und Veränderungsmöglichkeiten‘“ am 
Otto Suhr Institut der Freien Universität Berlin, sowie speziell der Korporatismusgruppe: 
Hella KastendieK, Hans Kastendiek, Hugo Reister, Roland Schneider und Hans-Willi Wein- 
zen. Verbleibende Unterschiede in der theoretischen und politischen Einschätzung blei- 
ben selbstverständlich davon unberührt. 

Vgl. Die Dokumentation der Originaldokumente und Stellungnahmen in: Karl Bredthauer 
(Hısg.), Kandidat Strauß — Dokumente und Analysen, Heft 40 Pahl-Rugenstein, Köln 
1979,8.39 ff. 

Dieser Begriff meint dabei u.E. keinen Paradigmenwechsel im Kuhnschen Sinne, daß 
heißt die Ersetzung eines Paradigmas durch ein Paradigma mit höherer Erklärungskraft. 
Vielmehr erweist sich gerade der Übergang vom Keynesianismus zum Monetarismus/Neo- 
klassik als theoretischer/wissenschaftlicher/politischer Rückschritt. 

Vgl. dazu die Diskussion um den neuen Typus der Akkumulation; z.B. A. Kleinknecht 
1979. 

Selbstverständlich ist eine Politik ‚außerhalb‘ des Systems nicht möglich: Der von uns 
benutzte Begriff ‚Politik innerhalb des Systems‘ meint vielmehr eine spezifische Einbin- 
dung in die bürgerliche Gesellschaft. 

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf die Analyse staatlicher Einwir- 
kungen auf die Gewerkschaften zur Sicherung der gesellschaftlichen Stabilität. _ 

„Die Satzung muß Bestimmungen enthalten über: ...Verbandszweck, der eindeutig be- 
stimmt und daher begrenzt das Interesse erkennen läßt, das der Verband für seine Mit- 
glieder vertritt ...““ (8 6,2 FDP-Entwurf), dokumentiert in Alemann/Heinze 1979; 216. 
Vgl. dazu die jüngst entwickelten Vorstellungen des Vorsitzenden der CDU-Sozialaus- 
schüsse, Norbert Blüm, veröffentlicht in den Gewerkschaftlichen Monatsheften (Blüm 
1979). 

Zum zwiespältigen Charakter dieser Verrechtlichung vgl. Erd 1978, der darauf verweist, 
daß sowohl die Rechtsprechung des BAG als auch die Gesetzgebung weitgehend eine be- 
stimmte gewerkschaftliche Praxis ratifizierte. Gerade diese rechtliche Festschreibung ver- 
hindert bzw. erschwert es den Gewerkschaften aber u. E., sich in anderen gesellschaftli- 
chen Situationen politisch zu verhalten. Jetzt sind sie auf den Rechtsweg angewiesen, 
was wiederum die Politisierbarkeit von Konflikten erschwert. 

Anders alsStreeck (Streeck 1979 b, 210), der aus diesen Strukturprinzipien eine Notwen- 
digkeit zur gesamtwirtschaftlichen Orientierung der Gewerkschaften folgert, wird hier 
die These vertreten, daß neben der Aufrechterhaltung dieser Prinzipien ständige politi- 
sche Bemühungen erfolgen müssen, um die Zurückstellung der Klasseninteressen in der 
gewerkschaftlichen Politik zu erreichen. 

Vgl. die Ereignisse um die „‚Plakat-Gruppe‘ bei Daimler Benz. ‚Plakat. 10 Jahre Betriebs- 
arbeit bei Daimler-Benz. Berlin 1979. 

Vgl. Orientierungsrahmen ’85 der SPD. 
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Bernhard Blanke 
Reproduktion des Kapitals als Verfassungsproblem* 


Die Unternehmensmitbestimmung in der grundrechtlichen Sicht des Bundesverfas- 
sungsgerichts: politischer Konsens und ökonomische Stabilität als ‚Funktionsbedin- 
gung“ ihrer Verfassungsmäßigkeit 


Das Bundesverfassungsgericht und die meisten Kommentare gehen von einem 
Grundkonsens über die erweiterte Unternehmensmitbestimmung aus, sei es in der 
Rede von dem „Gedanken“ der Mitbestimmung, der in Deutschland schrittweise 
„rechtliche Gestalt gewonnen‘ habe, sei es im Verweis darauf, daß alle gesellschaft- 
lichen Gruppen die Erweiterung der Mitbestimmung ‚‚im Prinzip“ bejahen würden 
(S. 7/9 des Urteilstextes vom 1. 3. 1979). Bezieht sich diese Konsensannahme auf 
die parlamentarische Mehrheit bei der Verabschiedung eines schon zurechtgestutz- 
ten Gesetzes, so wird die Anwendung des Gesetzes und seine Folgewirkung sub 
specie Verfassungsmäßigkeit an die Erhaltung des Konsenses gebunden. Doch diese 
harmonisierende Tendenz kaschiert nur oberflächlich die tiefgreifenden gesellschafts- 
politischen Differenzen, durch die das politische Klima seit Mitte der 70er Jahre ge- 
prägt zu werden beginnt. Die Konsensannahme kaschiert zudem, daß sich das Ge- 
richt nur vorläufig für die sozial-liberale Linie bundesrepublikanischer Politik ent- 
schieden hat. Differenzen und politische Entscheidung des Gerichts lassen sich an 
den — in Klagebegründung und Gegenstellungnahmen formulierten — Unterschieden 
in der Einschätzung der Mitbestimmung selbst festmachen, sie gehen aber tiefer und 
betreffen vor allem unterschiedliche Diagnosen über die Stabilität des status quo (1). 
Eine Kritik des für die weitere gesellschaftspolitische Entwicklung in der Bundes- 
republik zentralen Urteils muß demnach an den Stabilitätserwartungen des Gerichts 
ansetzen und Kann — im Hinblick auf seine politischen Implikationen — die spezia- 
lisierte Debatte um die rechtliche Ausgestaltung der Mitbestimmung selbst einmal 
vernachlässigen (2). Geht das Bundesverfassungsgericht doch von der Ungewißheit 
darüber aus, „‚wie sich das Mitbestimmungsgesetz in seinem rechtlichen Inhalt in der 
Zukunft auswirken wird“. Die Skala der Faktoren, die diese Unsicherheit begründen, 
„reicht bis hin zu den gesamtwirtschaftlichen Zukunftsbedingungen, unter denen 
das Gesetz seine normierende Kraft entfalten soll ... etwa denjenigen einer Verknap- 
pung der Ressourcen, neuer Technologien, geringeren oder gar sinkenden Wachstums, 
inter- und supranationaler Verflechtungen und Abhängigkeiten, aber auch eines 
Wandels der gesellschaftlichen Anschauungen“ (S. 52/53). Die Verfassungsmäßig- 
keit der erweiterten Mitbestimmung wird gewissermaßen unter den „Vorbehalt der 


he Vorabdruck aus: F. Hase/K. H. Ladeur, Hg., Verfassungstheorie, Verfassungsinterpreta- 
tion, Politik. Festschrift für Helmut Ridder, Frankfurt/M. 1980; mit freundlicher Geneh- 
migung der Herausgeber. 
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Systemstabilisierung‘“ gestellt. Interpretationsnöglichkeiten der Grundrechte wer- 
den mit gesamtwirtschaftlichen Wachstumschancen verkoppelt. 


1. 

Nicht zu Unrecht war befürchtet worden, das Verfassungsgericht werde mit dem 

Mitbestimmungsurteil seine Strategie fortsetzen, die verfassungsrechtlichen Grenzen 

der Politik nach der Seite sozialliberaler und weitergehender Reformen immer enger 

zu ziehen. In den Reaktionen auf das Urteil findet man allerdings eine aligemeine 

Erleichterung, gepaart mit dem Lob an die Adresse des Gerichts, sich weise geäußert 

zu haben. Gar die Rückkehr zu einer „soliden Grundrechtsdogmatik“ und der lange 

vermißte ‚‚selfrestraint‘“ werden entdeckt. Tatsächlich hat sich das BVerfG einer di- 

rekten Stellungnahme z'ı alternativen Rechtsformen der Mitbestimmung enthalten, 

sei es tarifrechtlicher, gesellschaftsrechtlicher oder „sozialordnungsrechtlicher“ Art. 

Gleichwohl hat es eben mittels jener „soliden Grundrechtsdogmatik“ einer Reform 

(der Wirtschafts- und Sozialordnung klar erkennbare Grenzen gezogen, die allerdings 

nicht in Verboten oder konkreten Anweisungen an den Gesetzgeber liegen, sondern 

in der Festlegung eines bestimmten politischen Prozesses als dem verfassungsge- 
mäßen. Intention und Anwendung des Mitbestimmungsgesetzes werden zwischen 
zwei Leitplanken eingewiesen: 

1. eine spezifische Interpretation der Grenzen staatlicher Eingriffe in die Eigen- 
tums- und Unternehmerfreiheit; 

2. eine indirekte Anweisung an den Gesetzgeber und die „sozialen Gruppen“, sich 
im Sinne der allein vom Gericht abschließend zu definierenden Verfassungsmäßig- 
Keit zu verhalten. 

Dabei ist der Gesetzgeber in erster Instanz zur Überwachung der Gruppen 
aufgerufen, weil seine „Prognose“ über die Wirkung der erweiterten Ünternehmens- 
mitbestimmung zur Grundlage der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes gemacht wird, 
diese Prognose aber vom Verhalten der Gesetzesadressaten abhängig ist. Ausgehend 
von der „Unmöglichkeit einer gesicherten Gesamtprognose“ verpflichtet das Ge- 
richt den Gesetzgeber, unter Beachtung der diese Unsicherheit bedingenden Fakto- 
ren (von denen besonders wichtig offenbar die „Bereitschaft zu loyaler Zusammen- 
arbeit“ und die Bereitschaft „außerhalb der Unternehmen“ sind, ‚‚die Mitbestim- 
mung ... im Interesse der Unternehmen und der ganzen Volkswirtschaft zu bejahen‘“) 
zur „Korrektur‘‘, falls die Prognose nicht eintritt, und der Gesetzgeber sich „‚geirrt‘“ 
hat (S. 53/58). In der Argumentation mit diesen beiden Leitplanken sehen Verfas- 
sunggjuristen einen Bruch zwischen eigentlich juristischer und politischer Argumen- 
tation. Ich bin jedoch der Ansicht, daß hier kein Bruch vorliegt, sondern die ‚‚poli- 
tische‘ Strategie des Gerichts sich Konsistent aus der „grundrechtlichen‘“ Beweis- 
führung entwickelt. Und hierbei ist es unwichtig, ob die Korrekturverpflichtung des 
Gesetzgebers im engeren Sinn justiziabel ist. Paradox mag dabei erscheinen, daß das 
Gericht jede historische Argumentation ablehnt, sofern diese, ausgehend vom Ver- 
fassungskompromiß der Nachkriegszeit und unter Rückgriff auf die Geschichte der 
Arbeiterbewegung, die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der Mitbestimmung als 
solche schon abweist, seinerseits sich aber an Geschichte bindet, sofern es um künf- 
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tige Entwicklungen auf der Basis eines bereits verschobenen gesellschaftlich-politi- 
schen Kompromißzustandes geht. Aber dies ist der politische Kern des Urteils. Das 
Gericht versucht sich in sozialer Steuerung, indem es sowohl bei der Auslegung des 
Grundgesetzes in bezug auf Eigentum und Unternehmerfreiheit als auch bei der 
Prognose „künftiger tatsächlicher Entwicklugnen““ das Problem der Verfassungs- 
mäßigkeit „dynamisiert‘* — wie bereits früher in anderen sozialrechtlichen und wirt- 
schaftspolitischen Fragen, indem es gesellschaftliche Konstellationen als ceteris 
paribus, „gerade noch“ oder gerade nicht mehr verfassungsgemäß bezeichnet. 
Kommt darin einesseits die Zurkenntnisnahme und Sanktionierung gesellschaftli- 
cher Veränderungen zum Ausdruck, so besteht der in die Zukunft gerichtete Appell 
darin, gesellschaftliche Entwicklungen im Geiste einer Optimierungsvorstellung vor- 
zuzeichnen. 

Wie bei jedem Optimierungsverfahren ist auch bei dem vom Verfassungsge- 
richt angewandten (ob es sich tatsächlich um ein Verfahren handelt, kann man be- 
zweifeln) (3) entscheidend, welche Ziele überhaupt betrachtet werden, Denn mit 
der a priori-Ausschaltung bestimmter Ziele (und damit bestimmter „Unsicherheits- 
faktoren‘‘) sind auch die Varianten der Zielerreichung und des Zielausgleichs vor- 
bestimmt. Diese Ausgrenzung kann in zwei Richtungen erfolgen: 

— Eingrenzung des Handlungsspielraums der Akteure und der Betroffenen, um 

deren Ziele es geht; 

— Bestimmung der Qualität der Ziele, nämlich, ob es sich um komplementäre, 
indifferente oder konfliktäre Ziele handelt. 

Engt man den Handlungsspielraum ein und definiert konfliktäre Ziele als nicht zu 
berücksichtigende, ist das Optimierungsproblem, jedenfalls in der Theorie, leicht zu 
lösen. So löst aber das Verfassungsgericht das Problem der Vereinbarkeit der erwei- 
terten Mitbestimmung mit den Grundrechten. 

Man kann darüber streiten, inwieweit ein solcher Steuerungsversuch überhaupt 
greift, zumal das Medium, welches dem Gericht zur Verfügung steht, zunächst nur 
das Recht ist. Andererseits hat das Verfassungsgericht seinen spezifischen Ort im 
politischen System gerade dort, wo es um die allgemeine Produktion des das System 
tragenden Basiskonsenses (4) geht. Im Medium rechtlicher Entscheidungen besteht 
die Funktion des BVerfG in der bindenden (zugleich abschließenden und legitimie- 
renden) „Formulierung des aktuellen Diskurses über die verfassungsmäßigen Gren- 
zen der Politk‘‘ (5). Verfassungsrichterliche Entscheidungen bedienen sich somit 
immer auch eines anderen Mediums gesellschaftlicher Steuerung, der /deologie. 

Kernstück bürgerlicher Ideologie und des politischen Basiskonsenses ist die 
Legitimation des Eigentums; und hierin liegt auch ihr zentrales Legitimationspro- 
blem. Der Widerspruch zwischen geselischaftlicher Ungleichheit und rechtlich-poli- 
tischer Gleichheit, zwischen der Verfügung über die materiellen Bedingungen der 
Produktion und der Verfügung über die politischen Bedingungen der gesellschaft- 
lichen Entwicklung, muß vorab in der Eigentumsideologie selbst „aufgehoben“ sein, 
damit diese Gesellschaft überhaupt, trotz aller möglichen und notwendigen Krisen 
stabilisierbar bleibt. Die Legitimation des Eigentums muß sich demnach den ver- 
änderten gesellschaftlichen Bedingungen anpassen, obwohl ihr Kernbestand erhalten 
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bleibt. Diese beiden Momente drückt die Argumentation mit zwei Leitplanken im 
Grundrechtsverständnis des Verfassungsgerichts aus, das sich stützt auf den Begriff 
des Eigentums, ‚‚so wie es das bürgerliche Recht und die gesellschaftlichen Anschau- 
ungen geformt haben‘ (BVerfGE 1, 264, 278). (Eine Anmerkung erscheint mir hier 
notwendig: im folgenden lote ich nur die „funktionale“ Logik des Urteils aus und 
stelle dieser keine alternative Interpretation entgegen. Das ist ein strategischer Man- 
gel. Gleichwohl scheint es mir notwendig zu sein, sich vor der Entwicklung einer al- 
ternativen Position die Reichweite der affirmativen Interpretation des BVerfG vor 
Augen zu führen, um die eigene Position nicht auf Sand zu bauen.) 


2. 

Die Anschauungen der bürgerlichen Gesellschaft und ihrer großen Denker (vor allem 
John Locke) über das Zigentum implizierten immer schon ein dreifaches Verhältnis 
zwischen Eigentum und Arbeit: das Verhältnis des Eigentümers zu sich sebst als 
Träger von „Arbeitsvermögen‘ oder Arbeitskraft, das Verhältnis zu den Arbeits- 
mitteln und das Verhältnis zu den Arbeitsprodukten. Dieser innere Zusammenhang 
der gesellschaftlichen Arbeit strukturiert sich nach dem Umschlag des Aneignungs- 
gesetzes (Marx) als Klassenverhältnis, sobald die Arbeitsmittel als Produktionsmit- 
tel bei wenigen Eigentümern konzentriert sind, die Nicht- Eigentümer ihre Arbeits- 
kraft nur dadurch in Betätigung setzen können, daß sie sie verkaufen, und schließ- 
lich die Arbeitsprodukte sich in Mehrwert für die Besitzer der Produktionsmittel 
(zu Zwecken der Konsumtion und der Akkumulation) und — je nach Blickwinkel — 
in variables Kapital/Lohn (zu Zwecken der Konsumtion der Lohnarbeiter) teilen. 
Im „bürgerlichen“ Recht, d.h. auch im Verfassungsrecht, ist dieser innere Zusam- 
menhang verschwunden. Dieses Recht setzt an Beziehungen an, die sich als szruktu- 
rierte Handlungszusammenhänge auf der Grundlage funktionaler Gesetzmäßigkeiten 
der materiellen Reproduktion herausbilden. Die Gesetzmäßigkeiten offenbaren sich 
der kapitalistischen Gesellschaft, in der die tote Arbeit als sich verwertender Wert 
die Dominanz über das Handeln aller Individuen erlangt hat, als Gesetzmäßigkeiten 
von Geldbewegungen (was nicht gleichbedeutend ist mit „Tausch“, es gibt gerade 
im sogenannten Interventionsstaat Geldbeziehungen, die nicht tauschvermittelt, 
sondern politisch gesetzt sind); oder in einem juristischen Terminus als ‚„Vermögens- 
verhältnisse‘‘, wobei Vermögen in diesem Sinne immer Geldeigentum oder das in 
Geld mindestens meßbare Sacheigentum bedeutet. Auf dieser Ebene des in Geld 
meßbaren Sacheigentums/Geldeigentums werden wenigstens formal die Eigentums- 
rechte aller Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft gleich, im Sinne von vergleich- 
bar (6). Im Geldausdruck ist die Entstehung des jeweiligen Eigentums verschwun- 
den. Auf der anderen Seite werden die Handlungsmöglichkeiten der Individuen als 
Rechtspersonen, ihre Freiheiten, gleich und vergleichbar: zu den Sachen kann sich 
jeder gleich verhalten, er muß es sogar, um die Reproduktion der „Eigentümerge- 
sellschaft“ zu gewährleisten. Daß diese Reproduktion Doppelcharakter besitzt, 
nämlich Reproduktion des Kapitals und der Lohnarbeit, insofern Reproduktion 
eines Klassenverhältnisses zu sein, erscheint (im allgemeinen) weder in den Rechts- 
beziehungen, noch in den Geldbeziehungen. 
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Diese „Gleichheit‘“ konkretisiert sich in der „Gewährleistung der klassischen 
Menschen- und Bürgerrechte‘ (BVerfG). Und zwar werden die anfangs erwähnten 
drei Dimensionen des Eigentums in je verschiedenen Grundrechten gewährleistet, 
wobei die Normierung in verschiedenen Rechten eine formale Gleichbehandlung 
erst ermöglicht. Bei der Auslegung der Grundrechte wird allerdings deutlich, daß die 
drei Dimensionen des Eigentumsbegriffs nicht ganz spannungsfrei koexistieren kön- 
nen. Würde sich nämlich eine Interpretation durchsetzen, die ausgehend von der ka- 
pitalistischen Gesellschaft die Klassenstruktur als zu überwindendes Hemmnis für 
eine emphatische Realisierung der Forderung nach Freiheit und Gleichheit begreift, 
käme es verfassungsrechtlich zu einer Konfliktsituation in Permanenz, die nur 
politisch zu regulieren wäre. Ansatzweise produzierte die Weimarer Verfassung 
einen solchen Zustand, der allerdings den Realitäten einer klassengespaltenen Ge- 
sellschaft adäquat war (7). Die „Lehren von Weimar‘ führten deshalb die Mehrzahl 
bundesdeutscher Verfassungsrechtler zu dem Schluß, einen solchen Zustand schon 
im Keim der Verfassungsinterpretation zu ersticken. Produkt dieser Strategie ist 
jene „Schaukelpolitik‘“ des Abwägens von grundrechtlich geschützten Gütern, die es 
dem Verfassungsgericht bislang ermöglichte, die Verfassungsinterpretation jeweils 
dem status quo anzupassen (8). Diese Verfassungsinterpretation ist insofern der Ge- 
sellschaftsstruktur komplementär, als sie mittels des Abwägens von „Wesensgehal- 
ten‘ der Grundrechte einerseits und „Zwecken“ konkurrierender Rechtssubjekte 
(einzelner wie des Staates) funktionale Gesetzmäßigkeit der kapitalistischen Gesell- 
schaft und Handlungsstruktur der Subjekte zu vermitteln sucht. Die Rückbindung 
der „Zwecke“ (Ziele, Aufgabe) von Handlungen, die in der Legalordnung struktu- 
rell verknüpft sind, an die „Substanz der Verfassung‘ (das Wesen, den Sinn der 
Grundrechte) soll genetisch die Reproduktion der Gesellschaftsordnung ge währlei- 
sten. Insofern schlägt auch in einer scheinbar normativen Argumentation der ‚sy- 
stemtheoretische‘ Gedanke einer Sicherung der ‚Funktionsfähigkeit des Gesell- 
schaftssystems‘‘ und die „Transformation legaler Freiheit in eine Verpflichtung zu 
ihrem funktionalen Gebrauch“ (9) durch. Die Ambivalenzen rechtsstaatlicher Ver- 
fassung werden auf Eindeutigkeit reduziert, besonders in Konfliktsituationen. Der 
Versuch, das Verhaltenspotential der „Grundrechtsträger‘“ staatlich zu loyalisie- 
ren, ist auf der Ebene des Verfassungsrechts die einzige Möglichkeit, auf Störungen 
im genetischen Kern zu reagieren, weil die „Freiheitssphäre‘“, in deren Rahmen die 
materielle Vermittlung der gesellschaftlichen (toten und lebendigen) Arbeit statt- 
findet, nach wie vor für den Zugriff politischer Macht eine black box (insoweit eine 
rechtlich nicht näher zu bestimmende „Substanz“ ist) (10). Diese Vermittlung, ver- 
dinglicht in technisch-ökonomische Regeln der industriellen Güterproduktion, kann 
durch politische Macht nur äußerlich manipuliert werden. Störungen müssen, sofern 
sie sich nicht „von selbst‘ beheben, von der Inputseite durch Einwirkungen auf das 
Verhalten von Rechtssubjekten oder durch Geldanreize angegangen werden. Wird 
also die technisch-ökonomische Regelung des materiellen Vermittlungsprozesses 
gesellschaftlicher Arbeit durch erweiterte Mitbestimmung in den Augen staatlicher 
Instanzen bedroht, müssen sie versuchen, den Inputfaktor „Verhalten der Arbeit- 
nehmer“ so zu domestizieren, daß er bestenfalls selbst ein Moment jener technisch- 
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ökonomischen Regeln wird. 

Auf der Ebene des Verfassungsrechts ergibt sich daraus folgende Logik: 

Im Grundrecht der freien Wahl des Berufs, des Arbeitsplatzes und der Ausbil- 
dungsstätte (Art. 12, Abs. 1) erscheint das Recht des einzelnen an seinem „Arbeits- 
vermögen‘ oder seiner Arbeitskraft, unterschiedslos, ob es sich um die Tätigkeit als 
Unternehmer oder Lohnarbeiter handelt. Im Grundrecht der Eigentumsgarantie ist 
die Beziehung des Eigentümers zum Eigentumsobjekt (Arbeitsmittel oder Arbeits- 
produkt) angesprochen. Ob es sich nun um die Nutzung von und Verfügung über 
Geldtitel, Haus- und Grundbesitz, Unternehmen, ‚‚Immaterialgüter‘‘, ja sogar „ver- 
mögenswerte Öffentliche Rechte“ (wobei wichtig ist, daß sich die Ausdehnung der 
Gewähnleistungen historisch parallel zur Entwicklung des Sozialstaates vollzog), 
handelt, diese unterschiedlichen Eigentumsobjekte fallen unter das aligemeine 
Recht der Eigentumsgewährleistung. Das BVerfG hat dies in seiner Rechtssprechung 
gerade durch die primär individualrechtliche Interpretation des Art. 14 Abs. 1 her- 
vorgehoben und durch eine auch ökonomisch verstandene ‚allgemeine Handlungs- 
freiheit“ (Interpretation von Art. 2 Abs. 1) noch überhöht. In der Freiheits- und 
Gleichheitslogik kann nun jeder, gleich vor dem Gesetz (nicht natürlich im funktio- 
nalen Verhältnis der Eigentumsobjekte zueinander), ‚seiner Arbeit‘“ nachgehen und 
sein Eigentum nutzen. Die Chancen sind „an sich“ gleich verteilt, reale Ungleichhei- 
ten verdanken sich der unterschiedlichen Wahrnehmung der Freiheiten durch die 
Grundrechtsträger und der „Natur“ der Sache, die hierbei erworben wird. 

In diese vom Gericht auch im Mitbestimmungsurteil Konsistent zusammenge- 
faßte Idylle sind in der Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft drei Entwicklungen 
eingebrochen, die es ihr immer wieder schwer machen, politisch und zechtlich das 
Eigentum zu „gewährleisten“. Zum einen veränderte sich das Eigentumsobjekt 
Produktionsmittel derart zum Zentrum von Riesenkomplexen vergesellschafteter 
Arbeit, daß die Rechtsfigur des Privateigentums immer mehr zur Fiktion wurde. 
Gleichwohl fußt das ganze Rechtssystem auf ihr, woraus sich die unterschiedlichsten 
Legitimationsbemühungen auch des gewandelten Eigentumsobjekts in seiner Zuord- 
nung zum Privateigentümer ergeben mußten. Zweitens hat sich die organisierte 
Lohnarbeit in langen Kämpfen, immer wieder von schier Katastrophischen Nieder- 
lagen zurückgeworfen, unterschiedliche Rechtspositionen erworben, deren materiel- 
le Grundlage nicht Eigentum, sondern Einfluß und „Gegenmacht‘“ ist und die als 
solche eben prekär sind. Diese Rechtspositionen, die Ridder (11) zurecht unter 
einen allgemeinen Begriff „Mitbestimmung“ subsumiert, tangieren das kapitalisti- 
sche Eigentum an allen seinen drei Dimensionen: in der Einschränkung der Unter- 
nehmerfreiheit durch Gegenmacht allgemein, d.h. durch die Stärkung der Freiheit der 
Lohnarbeiter in der gewerkschaftlichen und politischen Organisation, in der Bezie- 
hung zu den Arbeitsprodukten durch die Erkämpung des Tarifvertragssystems und 
schließlich in der Beziehung zu den Produktionsmitteln durch die schrittweise 
Durchsetzung von Mitbestimmungsrechten in Betrieb und Unternehmen auf tarif- 
vertraglicher oder gesetzlicher Basis. Drittens, begrenzt der Staat in doppelter Hin- 
sicht die Freiheit des Eigentums: durch sogenannte Wirtschaftslenkungs- und Orga- 
nisationsmaßnahmen rechtlicher und finanzieller Art, die die Kapitalreproduktion 
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fördern sollen, und durch gesetzliche Sanktionierung erkämpfter Einflüsse der or- 
ganisierten Lohnarbeit oder durch gesetzliche Begründung von Ansprüchen der 
Lohnarbeiter auf Teile des gesellschaftlichen Produkts (Sozialpolitik allgemein). 

Alle drei Entwicklungen haben zur Folge, daß die Verteidigung des kapitalisti- 
schen Reproduktionsprozesses und die Erhaltung der „privatnützig‘‘ orientierten 
bürgerlichen Gesellschaft (entsprechende Verhaltensformen der Lohnarbeiter einge- 
schlossen) die Logik der Legitimation des Privateigentums vor bestimmte Herausfor- 
derungen stellt. Es geht dabei um eine doppelte Aufgabe: a) die Grenzen für Einflüs- 
se der Lohnarbeit und für einen in ihrem Sinne handelnden Staat immer wieder neu 
zu markieren, und b) dafür zu sorgen, daß erreichte Einflußpositionen und rechtlich 
fixierte Ansprüche der Lohnarbeit auf Teile des gesellschaftlichen Produkts sich in 
ihrer Herausbildung und Wirkung innerhalb dieser Grenzen bewegen. 


3, 

In manchem Kommentar zum Mitbestimmungsurteil wird dem Gericht attestiert, es 
seizum Prinzip der „Offenheit der Wirtschaftsverfassung des Grundgesetzes“ zurück- 
gekehrt (12). Das ist im Rahmen der Rechtsprechung des BVerfG (Investitionshilfe- 
urteil) richtig. Sofern daraus aber Schlüsse auf die weitere Umgestaltungsmöglichkeit 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung gezogen werden, ist Vorsicht und nicht 
zweckgerichtete, wenn auch im Sinne der Gewerkschaftsprogrammatik wohlmei- 
nende, Hoffnung geboten. Denn die verfassungsrichterliche Interpretation der Ge- 
währleistung des Eigentums ist von einer gewissen Raffinesse, der man leicht auf 
den Leim geht, wenn man sich ausschließlich auf die Frage der Verfassungsmäßig- 
keit der angefochtenen Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes bezieht. Wichti- 
ger erscheint mir nämlich, daß das Gericht mit der Stufentheorie beim personalen 
Bezug des Eigentums ein paar Bauern opfert, um den König zu retten. Zunächst 
klingt die Abweisung der Klage der Arbeitgeber, sofern sie sich auf die Einschrän- 
kung der Rechte der Anteilseigner bezieht, recht progressiv (S. 62 - 77). In Anknüp- 
fung an seine Urteile zu gesellschaftsrechtlichen Fragen wird das Anteilseigentum 
als das behandelt, was es ist: aus der Sicht des Anteilseigners reine Quelle von Geld- 
einkommen (Dividenden, Börsenspekulation), aus der Sicht der Produktion fiktives 
Kapital, das sich als Rechtstitel auf bestimmte Geldquanta und damit Teile des ge- 
sellschaftlichen Produktes vom eigentlichen Reproduktionsprozeß des Kapitals ver- 
selbständigt hat und auf den Kapitalmärkten ein spezifisches Eigenleben führt, mit 
der Produktion nur noch über die Rendite und den Zinssatz vermittelt. Sofern sich 
aus dem Rechtstitel als Teil des vorgeschossenen Geldkapitals einer Kapitalgesell- 
schaft (was ja schon ökonomisch nicht einmal mit dem fungierenden Anlagevermö- 
gen identisch ist) nicht nur Nutzungsrechte an Vermögenswerten, sondern auch Ver- 
fügungsrechte über die Unternehmen (vermittelt über die Kapitalgesellschaft) erge- 
ben, ist das Gericht realistisch genug, diese a) als ohnehin „‚gesellschaftsvermittelt‘“ 
und weitgehend ‚substanzlos‘ zu betrachten, und b) ihnen keinen personalen Bezug 
mehr zu attestieren, weil diese Form des Eigentums mit der persönlichen Freiheit 
im Sinne von Freiheit, sein „Arbeitsvermögen“ zu nutzen, und mit der persönlichen 
ökonomischen Handlungsfreiheit nur noch wenig zu tun hat. 
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Die Freiheit des Rentiers wird in dessen ureigenstem Betätigungsfeld, dem Kapi- 
talmarkt, durch die erweiterte Mitbestimmung nicht eingeschränkt. Deshalb kann 
das Gericht an dieser Stelle auch die Freiheit der Lohnarbeit höherrangig ansetzen. 
Auf der logischen Ebene des Individualrechts auf „Berufsfreiheit‘‘ muß in der Ab- 
wägung daher der soziale Bezug des Anteilseigentums durchschlagen, denn dessen 
Nutzung bedarf „immer der Mitwirkung der Arbeitnehmer; die Ausübung der Ver- 
fügungsbefugnis durch den Eigentümer kann sich zugleich (!) auf deren Daseins- 
grundlage auswirken. Sie berührt damit die Grundrechtssphäre der Arbeitnehmer“, 
Solche Grundrechte vermögen — logischerweise, legen wir die „funktionale“ Vertei- 
lung der drei Dimensionen des Eigentums auf verschiedene Freiheitsbereiche zugrun- 
de — nicht unmittelbar die Eigentumsgewährleistung zu begrenzen. Doch sie „ver- 
deutlichen und verstärken“ die durch den Gesetzgeber zu konkretisierende „soziale 
Bindung des Anteilseigentums“, die sich wohlgemerkt im Bereich der Abwägung 
verschiedener ‚Berufsfreiheiten‘“ bewegt (S. 74). In diesem Feld soll garantiert sein, 
daß „der Einzelne sich einer Tätigkeit widmet, die für ihn Lebensaufgabe und Le- 
bensgrundlage ist und durch die er zugleich seinen Beitrag zur gesellschaftlichen Ge- 
samtleistung erbringt. Das Grundrecht gewinnt so Bedeutung für alle sozialen 
Schichten; die Arbeit als ‚Beruf‘ hat für alle gleichen Wert und gleiche Würde“ (S. 91). 
Da aber die Anteilseigner im Unternehmen nicht arbeiten, sondern allenfalls über 
andere verfügen, um ihrer „Arbeit“ des Geldvermehrens nachgehen zu können, müs- 
sen sie es sich gefallen lassen, daß diese Verfügung „sozial gebunden‘ wird: „Mitbe- 
stimmung im Unternehmen beeinflußt zu einem nicht unwesentlichen Teil die Be- 
dingungen, unter denen die Arbeitnehmer namentlich ihr Grundrecht auf Berufs- 
freiheit wahrnehmen ... “ (S. 74). Natürlich möchte man bei derlei juristischem Zy- 
nismus umgehend protestieren, nur solcher Zynismus entspringt nicht dem Denken 
der Juristen, geschweige denn den individuellen Motiven unserer ehrenwerten Ver- 
fassungsrichter, sondern der realen Verkehrung des Verhältnisses von lebendiger 
und toter Arbeit in der kapitalistischen Gesellschaft. 

An dieser Stelle kann man sich streiten, ob das Gericht nun wirklich ein „Letzt- 
entscheidungsrecht“ der Anteilseigner als letzte Schranke jeder erweiterten Mitbe- 
stimmung festgeschrieben hat oder nicht. Mir scheint eher folgendes entschieden zu 
sein: Mitbestimmung darf nicht dazu führen, daß die vermögensrechtliche Nutzung 
(also die Geldvermehrung oder auch der Geldverlust!) des Anteilseigentums (als sol- 
chem) „in nennenswertem Umfang‘ beschränkt wird. Auf jeden Fall nicht durch 
„sozialrechtliche‘“ Eingriffe; wie es bei wirtschaftslenkenden und -organisierenden 
Eingriffen aussehen würde, kann dahingestellt bleiben. Es wären Situationen denk- 
bar, in denen aufgrund gesamtwirtschaftlicher Konstellationen aus „Gemeinwohl- 
gründen“ ein Dividendenstop ausgesprochen würde oder in anderer Weise die „Funk- 
tionen“ des Anteilseigentums beschnitten würden: Erhaltung des Vermögenswerts 
der Anteilsrechte, Renditeaussichten und Kapitallenkungsfunktion. Sozialrechtlich 
allerdings darf das „‚mitgliedschaftsrechtliche Anteilseigentum‘‘ nur insoweit einge- 
schränkt werden, daß zwischen der Nutzung und den Entscheidungen im Unterneh- 
men wenigstens noch ein „Zuordnungsverhältnis“ bleibt. Dies wird eben durch jenes 
„Letztentscheidungsrecht“, insbesondere bei der Wahl des eigentlichen ‚Vertre- 


70 


tungs- und Leitungsorgans‘“ der Unternehmen garantiert. 


4. 

Hatten wir es beim Recht des Anteilseigentums mit einer weiteren Grenze für Ein- 
griffe des Gesetzgebers in die Freiheit des Eigentums zu tun, so wird die „Gestal- 
tungsfreiheit‘“ des Gesetzgebers, die hier mithilfe des „sozialen Bezugs‘“ und daraus 
folgender Bestimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums im Lichte der „So- 
zialbindung‘ relativ weit war, durch eine engere Grenze sogleich wieder eingeengt(13). 
Die von einigen linken Kommentatoren begrüßte Selbstbeschränkung des Gerichts 
auf die individualrechtliche Interpretation der Grundrechte führt im Bereich der 
weiteren Grenze zwar zur Ablehnung der Ansicht der Arbeitgeber, der Zusammen- 
hang der Garantien des Grundgesetzes verdichte sich zu einzelnen ‚Prinzipien zu- 
gunsten der Privatwirtschaft und der Marktwirtschaft, des freien marktwirtschaftli- 
chen Wettbewerbs und der Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung, des unterneh- 
merischen Handelns und des privatnützigen Eigentumsgebrauchs“ (14), kurz zu ei- 
ner institutionellen Garantie der Wirtschaftsstruktur via Grundrechtszusammenhang. 

Durch die Hintertür wird diese Garantie aber doch zu einer Rechtsposition. 
Die realistische Unterscheidung von verschiedenen Zigentumstypen auf der Grund- 
lage verschiedener Eigentumsobjekte hat erst einmal dazu geführt, das Kapital als 
reines Geldkapital in seine („wesensgemäßen‘‘) Schranken zu verweisen, nicht aber, 
um der Lohnarbeit die Bahn frei zu geben, sondern um das produktive Kapital der 
Unternehmen in sein Recht zu setzen. Sofern nämlich die Kapitalgesellschaften als 
solche Eigentümer der Unternehmen sind und sich wirtschaftlich „betätigen“ oder 
„vereinen“, genießen sie den Schutz der entsprechenden Grundrechte, Art. 14 Abs. 1, 
Art. 9Abs. 1,Art.12 Abs. 1,Art.2Abs.1.In die Passagen seines Urteils (S. 77 - 95), 
die sich mit der Prüfung dieser Fragen beschäftigen, packt das Gericht nun das, was 
es zuvor — zur Freude der kritischen Beobachter — vermieden hat, nämlich eine 
institutionelle Absicherung des Privateigentums an Produktionsmitteln. „Raffiniert“ 
ist dieses Verfahren deshalb, weil es sich der Fiktion der juristischen Person (der 
rechtlichen Gestalt der black box „Unternehmen‘“‘) bedient, um einerseits am indi- 
vidualrechtlichen Interpretationsansatz festzuhalten (und damit die Integrations- 
funktion des BVerfG für die „Eigentümergesellschaft“ zu bewahren) und anderer- 
seits doch die Kapitalistische Wirtschaftsordnung als solche im Grundgesetz ‚„funk- 
tional“ zu verankern. (Daß das Gericht natürlich nicht ‚intentional“ den Kapitalis- 
mus bewahren will, ist klar.) 

Streng nach der verfassungsrichterlichen Logik einer grundtechtlichen Abstu- 
fung vom personalen zum sozialen Bezug des Eigentums wird in den Erörterungen 
zu den entsprechenden Grundrechten zwar in jedem Fall der stark abnehmende 
personale Bezug des Eigentums der großen Kapitalgesellschaften betont, ihm zu- 
gleich aber jeweils die Teilhabe am Grundrechtsschutz im Kern attestiert. Aus dem 
Grundrecht der Vereinigungsfreiheit ergebe sich, selbst wenn von dessen Grundge- 
danken „sich in freier Assoziation selbstbestimmender Mitglieder“ für die Kapital- 
gesellschaften nichts oder nur wenig übrig bleibe, doch aus dem wenigen, daß auch 
diese Gesellschaften ein Recht auf „Selbstbestimmung‘‘ über ihre Organisation, 
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Willensbildung und Geschäftsführung haben. Das Grundrecht der Berufsfreiheit 
schütze bei juristischen Personen die Freiheit, „eine Erwerbszwecken dienende Tä- 
tigkeit, insbesondere ein Gewerbe, zu betreiben, soweit diese Tätigkeit ihrem Wesen 
nach (!) von einer juristischen wie von einer natürlichen Person ausgeübt werden 
kann“ (S.91). Ebenfalls eine — minimale aber wirksame — Schutzwirkung für die 
K.apitalgesellschaften. Auch für sie ist die „Unternehmerfreiheit‘ geschützt. Und aus 
Art. 2 Abs. 1, der einen angemessenen Spielraum zur Entfaltung der „Unternehmer- 
initiative‘‘ garantiere, ergebe sich mindestens ein „Kern der wirtschaftlichen Betäti- 
gungsfreiheit der Gesellschaften“. 

Sofern nach der Festschreibung des „Letztentscheidungsrechts“ der Anteils- 
eigner noch Zweifelüber die mögliche Wirkung der gesetzlich erweiterten Mitbestim- 
mung bleiben könnten, vor allem wegen der ‚Rentabilität‘ der Unternehmen, von 
der ja via Zuordnung die „Substanz‘“ des Anteilseigentums abhängig ist (das Geld- 
vermehren), fungiert das aus den entsprechenden Grundrechten zusammengetragene 
Recht des Unternehmens, d.h. das Recht des produktiven Kapitals auf angemessene 
Verwertung, als unantastbare Barriere. Eingefangen in seine individualrechtliche 
Grundrechtsinterpretation kann das Gericht dieses „Recht‘“ zwar weder eindeutig 
proklamieren, noch als institutionelle Garantie aussprechen, aber es formuliert es als 
funktionelle Garantie, die sich aus dem „Wesensgehalt‘ der Grundrechte ergibt. 

Bei Kapitalgesellschaften könnte eine Verletzung der Garantie von Eigentums- 
nutzung und -verfügung dann eintreten, wenn die veränderte Regelung ‚‚der inne- 
ren Organisation und des Verfahrens der Willensbildung‘“, also diejenigen Verfahren, 
die Selbstbestimmung, Unternehmerftreiheit und Unternehmerinitiative, d.h. die 
technisch-ökonomischen Regeln im Inneren der juristischen „Person“ in organisier- 
tes Handeln umsetzen, zur „Funktionsunfähigkeit der Unternehmen führen würde 
oder wenn sie der Funktionsunfähigkeit nahekommende Zustände zur Folge“ hätte, 
„etwa deswegen, weil die Willensbildung in den Unternehmen so kompliziert würde, 
daß Entscheidungen nicht oder kaum mehr getroffen werden könnten“ (S. 77/78). 
Die Funktionsfähigkeit der Unternehmen ist deswegen unantastbar, weil die „Orga- 
nisation und das Verfahren ihrer Willensbildung Funktionsbedingung (!) der Garan- 
tie des Eigentums sind, auf das sie sich als juristische Personen des Privatrechts beru- 
fen können“ (S. 78). Mit diesen Passagen, die zwar implizit, aber immerhin bindend, 
eine Rechtsfigur aus dem Zivilrecht, nämlich das ‚‚Recht am eingerichteten und aus- 
geübten Gewerbebetrieb“, kurz: das Recht am Unternehmen, in den Verfassungs- 
rang heben, sind zugleich die Funktionsgesetze der kapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung, und zwar unabhängig von den jeweils mit der sozialen Struktur der Eigentums- 
objekte wechselnden Eigentumsformen, in den Verfassungsrang gehoben. Diejeni- 
gen, die allzu sehr auf die Passagen über das Anteilseigentum und die individual- 
rechtliche Auslegung sehen, müssen zwangsläufig diese Strategie des Gerichts unter- 
schätzen. 


5. 
Mit der Funktionsfähigkeit der Unternehmen hat das BVerfG einen wirtschaftsver- 
fassungsrechtlichen Superbegriff (15) gefunden, analog zur „freiheitlichen demokra- 
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tischen Grundordnung“. Es hält sich zwar formal an die These von 1954, daß das 
Grundgesetz keine „nur mit marktkonformen Mitteln zu steuernde soziale Markt- 
wirtschaft‘ und keine „wirtschaftspolitische Neutralität der Regierungs- und Gesetz- 
gebungsgewalt‘ garantiere. Aber es begreift auch anläßlich der Mitbestimmung die 
„wirtschaftspolitische Neutralität des Grundgesetzes“ ausschließlich als wirtschafts- 
politische. Die Neutralität — hatte es im Investitionshilfeurteil formuliert — ermögli- 
che es „dem Gesetzgeber, die ihm jeweils sachgemäß erscheinende Wirtschaftspoli- 
tik zu verfolgen, sofern er dabei das Grundrecht beachtet“. Des weiteren beruhe die 
bestehende ‚‚Wirtschafts- und Sozialordnung auf einer vom Willen des Gesetzgebers 
(seinen „Zwecken‘“!) getragenen wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidung, die 
durch eine andere Entsche‘dung ersetzt oder durchbrochen werden kann“ (BVerfGE 
4, 17f.). Da der Gesetzgeber aber selbst in die Grenzen der Grundrechte (ihr „We- 
sen‘‘) eingespannt ist, kann es sich logischerweise bei der „Ordnung“, die er geschaf- 
fen hat und ändern kann, nur um eine Ordnung zweiten Grades handeln. Für die 
Ordnung ersten Grades hat sich schon der Verfassungsgeber „entschieden“. Ver- 
drängt man, wie das Gericht und die dominierende Sozialstaatsliteratur es seit Jahr- 
zehnten tut (16), sowohl den (historischen) Kompromiß im Parlamentarischen Rat 
als auch den Normgehalt der Art. 14 und 15 GG, aus dem sich schlüssig auch eine 
Wirtschaftsordnung ersten Grades legitimieren ließe, welche die Funktionsbedingun- 
gen der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung fundamental ändert, 
ohne die Menschen- und Bürgerrechte in ihrem emanzipatcorischen Gehalt zu tangie- 
ren (17), dann freilich bleibt nur noch eine relative Offenheit der Verfassungsord- 
nung ($. 61) übrig. Diese relative Offenheit möchte das Gericht schon wegen des ge- 
schichtlichen Wandels garantiert sehen, der ‚‚im besonderen Maße das wirtschaftli- 
che Leben kennzeichnet“. Andererseits darf „die normierende Kraft der Verfassung 
nicht aufs Spiel“ gesetzt werden, die Berücksichtigung der Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers darf nicht zu einer Verkürzung der Substanz der Verfassung führen. 
Und grundsätzlich argumentierend legt das Gericht fest: „Die Aufgabe besteht in- 
folgedessen darin, die grundsätzliche Freiheit wirtschafts- und sozialpolitischer Ge- 
staltung ... mit dem Freiheitsschutz zu vereinen, auf den der einzelne Bürger gerade 
auch dem Gesetzgeber gegenüber einen verfassungsrechtlichen Anspruch hat‘. Diese 
Passagen zu Anfang der grundrechtlichen Abwägung im Urteil (S. 61) sehen noch 
unverfänglich aus, weil noch nicht deutlich wird, was sich unter dem emphatischen 
Begriff des Bürgers verbirgt, dessen Freiheiten geschützt werden sollen. Entpuppt 
sich die freie Eigentümergesellschaft doch später als die Realität einer durch konzen- 
triertes und zentralisiertes Kapital (das gleichwohl die Maske des „Bürgers“ als juri- 
stischer Person trägt) in Funktion gehaltenen Wirtschafts- und Sozialordnung. 

Die wirtschafts- und sozialpolitische Gestaltung durch den Gesetzgeber erhält 
unantastbare Grenzen durch eine Konkretisierung dessen, was der Gesetzgeber (nach 
Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, Bestimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums) 
darf. „Er muß sich am Wohl der Allgemeinheit orientieren, das nicht nur Grund, 
sondern auch Grenze für die Beschränkung des Eigentums ist. Zugleich muß das zu- 
lässige Ausmaß der Sozialbindung auch vom Eigentum selbst her bestimmt werden“ 
(zu Art. 14 Abs. 2). Keiner dieser Faktoren darf über Gebühr verkürzt werden, „‚viel- 
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mehr müssen alle zu einem verhältnismäßigen Ausgleich gebracht werden“ (S. 63). 
Dieser Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist eine Optimierungsanweisung, die aber noch 
keine Regeln enthält. Die Regeln in Gestalt einer Zielhierarchisierung setzt das Ge- 
richt fallweise selbst in der Grundrechtsinterpretation. Diese bildet einen dußeren 
Rahmen für den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers. Gleichwohl bleibt der Rah- 
men auch im Mitbestimmungsurteil insofern vage, als mit dem Begriff der Funktions- 
fähigkeit der Unternehmen nur der Parameter gesetzt ist, auf den sich wirtschafts- 
und sozialpolitische Regelungen beziehen sollen; wie jeweils solche Regelungen kon- 
struiert sein sollen und wie sich diejenigen, die sich solcher Regelungen bedienen 
werden, verhalten sollen, damit das Ziel erreicht wird, bleibt noch offen. 

Bei der Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit der Mitbestimmung (wobei 
„Verfassungsmäßigkeit“ nur das handlungsbezogene Synonym für das „funktionell“ 
angestrebte Optimum ist) werden sämtliche Teilziele erst einmal einem Oberziel sub- 
sumiert: dem „Wohl der Allgemeinheit“, In diesem Ziel ist aber das, was verfassungs- 
rechtlich die Grenzen des Gestaltungsspielraumes des Gesetzgebers ausmachen soll, 
funktionell schon eingebaut. So heißt es lapidar: „,.... die Mitbestimmung ist nament- 
lich als geeignet angesehen worden, die Marktwirtschaft politisch zu sichern (Mitbe- 
stimmungsbericht, S. 68 £.). In dieser Bedeutung soll sie — ungeachtet ihrer Ausge- 
staltung im einzelnen — dem Wohl der Allgemeinheit dienen“ (S. 76). Das ist sozu- 
sagen ihre „Substanz“. Bezogen auf die Akteure und die Handlungsfelder, die in 
die Realisierung des Mitbestimmungsgesetzes eingebunden sind, stellt das BVerfG 
dann folgende Teilziele zur Orientierung auf: die schon erwähnte Funktionsfähigkeit 
der Unternehmen (auch: ökonomische Legitimation); die Milderung der Fremdbe- 
stimmung der Arbeitnehmer, d.h. die soziale Legitimation der Unternehmensleitung; 
die Kooperation und Integration der im Unternehmen zusammenwirkenden Rechts- 
subjekte. Ergänzend hierzu sieht das Gericht (im Rückgriff auf seine Rechtsspre- 
chung zu Art. 9 Abs. 3) noch als viertes Ziel die sinnvolle Ordnung des Arbeitslebens, 
welche zwar nicht allein durch die erweiterte Mitbestimmung, aber gesamtwirtschaft- 
lich komplementär zu anderen Regelungen erreicht werden soll. 


6. 

Aus einem „magischen Viereck“ der Sozialordnungspolitik, welches man getrost ne- 
ben das „magische Viereck“ der Wirtschaftspolitik stellen kann, das ja auch als Ober- 
ziel und Rahmen die „marktwirtschaftlichen Ordnung‘ (18) hat, sind einerseits alle 
konfliktären Ziele ausgeschlossen, andererseits ist in ihm mit dem scheinbar gleich- 
rangigen Ziel der Funktionsfähigkeit der Unternehmen ein verkapptes Mittelziel ein- 
gebaut, welches die anderen vorstrukturiert. Die Zielhierarchie beinhaltet eine 
Asymmetrie und soll im Prozeß der Verwirklichung der erweiterten Mitbestimmung ’ 
die strukturelle Privilegierung des Kapitals garantieren, die durch die allgemeinen 
Grenzbestimmungen in der Grundrechtsinterpretation noch nicht real garantiert ist. 
Mit dieser Zielhierarchie werden sowohl staatlichen Eingriffen in die Wirtschaftsord- 
nung als auch den Aktionen der Gewerkschaften Handlungsgrenzen gezogen (19). 
Diese Handlungsgrenzen werden bereits in das Gesetz selbst hineininterpretiert. 
Denn das Gericht geht stets davon aus, seine Interpretation der Ziele der erweiter- 
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ten Mitbestimmung entspreche den Zielen des Gesetzgebers. Und deshalb kann es 
dann auch den Gesetzgeber, dem es ansonsten einen analytischen und prognostischen 
Freiraum läßt, an diese Realitätseinschätzung und Prognose binden. Juristisch ist 
die ganze Argumentation eine Tautologie, funktionell betrachtet aber die einzige 
Möglichkeit, wie die Ambivalenzen (20) eines solchen Reformprojekts wie der Mit- 
bestimmung möglichst auf Eindeutigkeit reduziert werden können. Solche Ambiva- 
lenzen verdanken sich der Tatsache, daß Reformen, die einen gesteigerten gesell- 
schaftlichen und politischen Einfluß und rechtlich fixierte Ansprüche der Arbeit- 
nehmer auf einen Teil des gesellschaftlichen Produkts zum ‚Ziel‘ haben, da sie 
Kompromißprodukte, Verrechtlichungen sozialer Auseinandersetzungen sind, im 
Ergebnis immer noch die Möglichkeit der konfliktären Interpretation und des kon- 
fliktären Handelns im Rahmen des Kompromißergebnisses oder darüberhinaus bein- 
halten. Treibender Grund solcher Konflikte ist der Antagonismus zwischen toter 
und lebendiger Arbeit, zwischen Kapital und Lohnarbeit in der gesellschaftlichen 
Reproduktion. Reproduktionsbedingungen der Lohnabhängigen sind nur partiell 
mit den Reproduktionsbedingungen des Kapitals in ‚Ausgleich‘ zu bringen, weil sie 
eben nicht nur Verteilungskonflikte um das gesellschaftliche Produkt umfassen, 
sondern zu ihrer Grundlage die herrschaftliche Verfügung über die gesellschaftliche 
Arbeit durch das Kapital haben. 

Soweit diese herrschaftliche Verfügung im Blickwinkel des Verfassungsgerichts 
erscheint (im KPD-Urteil — BVerfgE 5, 85 ff. 206 — hat es bereits der Ansicht, es 
gebe ‚„Lohnarbeit“ im Sinne der Ausbeutung, eine verfassungsrechtliche Absage er- 
teilt), bezieht sie sich nur auf den betrieblichen Arbeitsprozeß, die Verwertung des 
Kapitals verschwindet im Begriff der Funktionsfähigkeit der Unternehmen und wird 
neutralisiert. Dadurch kann auch der Produktionsprozeß seinem Ziel nach friedlich 
und kooperativ konzipiert werden. Das Gericht teilt die neoklassische (sowohl der 
neoliberalen als auch der Keynesianischen wirtschaftspolitischen Konzeption zugrun- 
deliegende) Annahme von der funktionellen Deckungsgleichheit einzelwirtschaftli- 
cher und gesamtwirtschaftlicher Gleichgewichte. Es unterstellt zudem ein gemeinsa- 
mes „Produktionsinteresse‘‘ (21) der Faktoren Arbeit und Kapital (die im Betrieb 
ihre Berufsfreiheit verwirklichen) und kann somit ohne Zwang von der Wünschbar- 
keit und Notwendigkeit des sozialen Ausgleichs (22) ausgehen. 

Die erweiterte Mitbestimmung gewinnt einen besonderen Rangin den Augen 
des Verfassungsgerichts, weil „Großunternehmen und auch Konzerne ... wesentliche 
Elemente einer hochentwickelten und leistungsfähigen Volkswirtschaft‘ und gleich- 
zeitig auf die „Zusammenordnung und den Ausgleich schutzbedürftiger Belange“ 
angewiesen sind (S. 86/92). Die erweiterte Mitbestimmung erhält durch das Gericht 
noch einen Nebenzweck zugeschrieben, nämlich den Konflikt auf dem Arbeitsmarkt 
zu mäßigen. Im Gegensatz zu den Arbeitgebern ist das BVerfG der Ansicht, es sei 
verfassungsrechtlich zulässig, neben das Tarifvertragssystem eine andere Form der 
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen (Art. 9 Abs. 3) zu setzen (S. 96 - 
109). Den Grund hierfür sieht das Gericht in Übereinstimmung mit der herrschen- 
den Meinung im Arbeitsrecht in der spezifischen Funktion des Koalitionsrechts (wo- 
bei in der Formulierungeines ‚‚Rechts“ und nicht einer „Freiheit‘‘ die Verpflichtung 
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enthalten ist), eine sinnvolle „Ordnung und Befriedung des Arbeitslebens“ zu ermög- 
lichen (23). Und dies könne auf verschiedenen Wegen erreicht werden: „nicht nur 
durch Gestaltungen, die, wie das Tarifsystem, durch die Grundelemente der Gegen- 
sätzlichkeit der Interessen, des Konflikts und des Kampfes bestimmt sind, sondern 
auch durch solche, die Einigung und Zusammenwirken in den Vordergrund rücken, 
wenngleich sie Konflikte und deren Austragung nicht ausschließen. Auch der zweite 
Weg vermag namentlich der Aufgabe der Befriedung gerecht zu werden“ (8. 101/102). 
Die erweiterte Mitbestimmung wird in eine „Gestaltung‘‘ umgedeutet, die geeignet 
(und deshalb wohl auch „angemessen‘‘) ist, die Gemeinwohlorientierung von den 
Unternehmen aus in jenen Bereich hineinzutragen, der — nachdem der Herrschafts- 
konflikt in den Betrieben ‚‚im Prinzip“ interpretatorisch auf ein Minimum reduziert 
wurde — als alleiniges Feld zur Konfliktaustragung zwischen Lohnarbeit und Kapi- 
tal von Verfassung wegen zugelassen ist. 


7; 
Die Optimierungsformeln der „Sozialordnungspolitik‘‘ lassen sich mühelos in das 
Feld der „Verteilungskonflikte“ fortschreiben, zumal das Verfassungsgericht auch 
hier vorgesorgt hat. Zwar bestimmt es als Kern der Freiheit der Koalitionen die 
Staatsfreiheit ihrer Betätigung und ihre wechselseitige Unabhängigkeit, gleichwohl 
wird die Koalitionsfreiheit und damit das Feld des Arbeitskampfes unter richterli- 
ches wie gesetzgeberisches Kuratel gestellt. Es handele sich bei der Koalitionsfrei- 
heit nicht um ein „klassisches‘‘ Grundrecht, sie sei „erst (!) unter den Bedingungen 
der modernen Industriearbeit‘“ entstanden (so schleppt sich die Asymmetrie zwi- 
schen Kapital und Lohnarbeit historisch ungebrochen fort) und deshalb bedürfe 
dieses Freiheitsrecht im besonderen Maße der gesetzlichen Ausgestaltung (daß der 
Grund hierfür das unterschiedliche Machtverhältnis zwischen den „Partnem‘ ist 
und nicht die ökonomischen Wechsellagen), muß einem so argumentierenden Ge- 
richt natürlich entgehen), die nicht nur in der Ausgestaltung der Freiheitsspielräu- 
me, sondern in der Schrankenziehung ihren Zweck finde (S. 96 ff.). Im vorliegen- 
den Fall könnten staatliche Regelungen dann akut werden, wenn das Nebeneinan- 
der zwischen Tarifvertragssystem und Mitbestimmung nicht zu einem Ausgleich 
führe ($. 103). Auf der Basis seiner Funktionsdefinition von Mitbestimmung sieht 
das Gericht den Ansatzpunkt solcher Regelungen in der Beschränkung der Tarif- 
autonomie. Seitdem der common sense weiß, daß die „Lohnformel“ einer „versach- 
lichten“ Einkommenspolitik nicht mehr, vor allen Dingen nicht nach unten funktio- 
niert, gewinnen Einbindungsversuche der Gewerkschaften unter dem Begriff der 
„Strukturpolitik“ besonderes Gewicht. In diesem Zusammenhang steht auch die 
Gemeinwohlorientierung der Mitbestimmung, vormehmlich der Gewerkschaftsver- 
treter, weil sie sich „vor allem in Fällen, in denen der Widerspruch zwischen Kurz- 
fristigen und langfristigen Arbeitnehmerinteressen besonders stark ist, zum Wohl 
des Unternehmens auszuwirken‘ vermöge (S. 89). 

Das verfassungsrichterliche Integrationsprogramm findet seine Pointe in der 
Verkehrung des von der Arbeiterbewegung gemeinten „Sinnes‘ der Mitbestimmung, 
nämlich als Durchgangsstadium der Wirtschaftsdemokratie ein Stück Weg zum So- 
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zialismus zu sein (24). Es ist ein stromlinienförmig eingepaßtes Moment der Ten- 
denzen eines „autoritären Pluralismus‘‘ oder „liberalen Korporatismus“ (25). In 
einer antizipierten Krise (erinnert sei an die Spekulationen des Gerichts über die 
Unsicherheit der „gesamtwirtschaftlichen Zukunftsbedingungen‘‘) sollen sich die 
‚objektiven‘ Gesetzmäßigkeiten durchsetzen können, wozu es ‚subjektiver‘ Anpas- 
sungsleistungen bedarf (26). Unausgesprochen ist in dieser Vision die „Entrechtli- 
chung‘ all derer enthalten, die sich dem technisch-ökonomischen Selbstlauf des ge- 
samtwirtschaftlichen Strukturwandels widersetzen und sich nicht den ‚„Einsich- 
ten‘‘ der Hüter des Basiskonsenses beugen wollen. Wie man systemkritische Ideen, 
Programme und Organisationen außerhalb des Verfassungskonsenses stellt, hat das 
BVerfG exemplarisch im sogenannten Radikalenurteil vorgeführt. Unter Verweis auf 
kritische Situationen, in denen ‚„‚die Gesellschaft und ihr Staat‘ verloren sind, „ist 
auf die Beamtenschaft kein Verlaß mehr“, wurde ein Loyalisierungs- und Diszipli- 
nierungsprogramm für den öffentlichen Dienst entwickelt. „Der Staat‘, der sich auf 
die Beamten verlassen können muß, gerade weil von ihm, dem modernen Verwal- 
tungsstaat, „das Funktionieren des gesellschaftlich-politischen Systems ... Tag für 
Tag abhängt“ (BVerfGE 39/1, muß sich nun, nach der Logik des Mitbestimmungs- 
urteils, auch auf die „gesellschaftlichen Gruppen“ verlassen können. Von deren Be- 
reitschaft, das Arbeitsleben sinnvoll zu ordnen, hängt es ab, ob die Betätigung der 
Koalitionen weiterhin „staatsfrei‘“ bleibt. Das Gericht erklärt die Regelung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen zu einem Recht der Tarifparteien „in einem Bereich“, 
„in dem der Staat (!) seine Regelungskompetenz weit zurückgenommen hat‘. Die 
Koalitionsfreiheit dient nicht in erster Linie dem Machtausgleich zwischen Lohnar- 
beit und Kapital in einem gesellschaftlichen Teilbereich zur Wahrnehmung von Ar- 
beiterinteressen, sondern „der im allgemeinen Interesse liegenden Aufgabe der Ord- 
nung und Befriedung des Arbeitslebens“ (S. 97/99). Im allgemeinen Interesse könn- 
te es somit liegen, die Regelungszuständigkeit des Staates wieder voll wahrzuneh- 
men, wenn das Arbeitsleben ‚„friedlos‘‘ wird. 

Die Gewerkschaften werden es sich überlegen müssen, ob sie in der Überein- 
kunft mit den Unternehmerverbänden, das Gesetz „loyal‘“ anzuwenden, nicht eine 
Kröte schlucken, an der auf mittlere Sicht jede alternative Wirtschafts- und Sozial- 
politik ersticken wird. Denn für die Arbeiterbewegung kommt es darauf an, sich 
durch die Erkämpfung von Rechtspositionen nicht an die immanenten Entwicklungs- 
tendenzen und Grenzen der bürgerlichen Gesellschaft anzukoppeln, sondern auf der 
Grundlage legaler Freiheiten die sozialen Konflikte, vor allem in Krisenzeiien, auto- 
nom zu artikulieren. 


Anmerkungen 


1 Einen strukturierenden Überblick über diese Stabilitätsdiagnosen gibt Claus Offe, „Unre- 


gierbarkeit‘‘ — Zur Renaissance konservativer Krisentheorien, in: J. Habermas, Hg., edi- 
tion suhrkamp 1000, Frankfurt/M. 1979. 
2 Ich stütze mich und verweise auf folgende Kommentare zum Mitbestimmungsurteil: Man- 


fred Aschke, Mitbestimmung und Integration, DuR 2/1979, S. 166 ff£.; Berlit/Dreier/Uth- 


77 


11 


12 


78 


mann, Mitbestimmung unter Vorbehalt?, KJ 2/1979, S. 173 £f.; Meessen, Das Mitbestim- 
mungsurteil des Bundesverfassungsgerichts, NJW 1979, 833 £f.; Ulrich Mückenberger, 
Mitbestimmung und ‚Funktionsfähigkeit‘ der Unternehmen, in: Däubler/Küsel, Hg., Bun- 
desverfassungsgericht, Hamburg 1979; Norbert Reich, Die wirtschaftsverfassungsrechtli- 
che Offenheit und Neutralität des Grundgesetzes, Gegenwartskunde, SH 1979, S. 51 £f., 
Rüdiger Robert, Mitbestimmung und Grundgesetz. Der Verfassungsstreit über das Mitbe- 
stimmungsgesetz 1976, Beilage zum Parlament B 16/79, S. 22 ff. 

Meine eigene ‚Kommentierung‘ stellt den thesenhaften Versuch dar, staatstheoreti- 
sche Überlegungen, die an der Kritik der politischen Ökonomie orientiert sind, mit ver- 
fassungstechtlicher Analyseperspektive zu vermitteln, was bislang noch selten gelungen 
ist. Ich unterscheide deshalb im folgenden nicht ziwschen den tragenden Gründen und 
anderen Überlegungen des Urteils, die prozessual gesehen vielleicht hätten unterbleiben 
können. Die Erfahrung zeigt, daß die Adressaten solcher Urteile sich kaum mehr an sol- 
che Unterscheidungen halten, sondern die Urteile des Verfassungsgerichts als poftische 
Programme interpretieren, die sie dann kleinarbeiten. Besonders aufschlußreich ist dieser 
Prozeß beim sogenannten Radikalenurteil, dessen Redundanz und Widersprüchlichkeit 
sogar „intentional“ (folgt man Richter Hirsch) zur Umsetzung in die Praxis entstanden 
ist. Vgl. Bernhard Blanke, Demokratische Verfassung und „Verfassungsfeinde“ (= Dis- 
kussionsbeiträge des Seminars für Wissenschaft von der Politik, Universität Hannover, 
Nr. 1) Hannover 1979. 

Vgl. Helmut Ridder, Das Menschenbild des Grundgesetzes, DuR 2/1979, S. 123 £f.; 
Bernhard Schlink, Abwägung im Verfassungsrecht, Berlin 1976. i 
Vgl. Bernhard Blanke, Formen und Formwandel des politischen Systems in der bürgerli- 
chen Gesellschaft, in: Handbuch 5 Staat, Frankfurt/M.-Köln 1977, S. 121 ff. 

Aschke, DuR 2/1979, S. 171; vgl. auch Otwin Massing, Das Bundesverfassungsgericht als 
instrument sozialer Kontrolle, in: Tohidipur, Hg., Verfassung, Verfassungsgerichtsbarkeit, 
Politik, Frankfurt/M. 1976, S. 30 ff. 

Zum Problem des Eigentums Wolfgang Däubler u.a., Eigentum und Recht. Die Entwick- 
lung des Eigentum sbegriffs im Kapitalismus, Darmstadt und Neuwied 1976; Otto Kimi- 


. nich, Eigentum, Enteignung, Entschädigung. Eine Kommentierung des Art. 14 GG, Ham- 


burg 1976; Otto Kirchheimer, Die Grenzen der Enteignung, in: Funktionen des Staates 
und der Verfassung, Frankfurt/M. 1972, S. 223 ff., Helmut Rittstieg, Eigentum als Ver- 
fassungsproblem, Darmstadt 1976. 

Vgl. Joachim Perels, Kapitafismus und politische Demokratie, Frankfurt/M. 1973; die 
Probleme, die sich für die sozialdemokratische Verfassungstheorie damals gestellt haben, 
umreißt Rainer Marwedel, Konstruktion und Kampf. Bruchlinien sozialdemokratischer 
Verfassungspolitik, in: Luthardt, Hg., Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Wei- 
marer Republik, Frankfurt/M. 1978, Bd. 2, S. 22 ff. 

Vgl. auch Helmut Ridder, Die soziale Ordnung des Grundgesetzes, Opladen 1975; Vom 
Wendekreis der Grundrechte, Leviathan, 4/1977, S. 467 £f. 

Ingeborg Maus, Entwicklung und Funktionswandel der Theorie des bürgerlichen Rechts- 
staates, in: Tohidipur, Hg., Der bürgerliche Rechtsstaat, Bd. 1, Frankfurt/M. 1978, S. 
13 ff; Ulrich K. Preuß, Die Aufrüstung der Normalität, Kursbuch 56, 8.15 ff.;K.H. La- 
deur, Rechtssubjekt und Rechtsstruktur, Gießen 1978; Niklas Luhmann, Zweckbegriff 
und Systemrationalität, Frankfurt/M. 1973. 

Ausführlich ist dieser Zusammenhang in staatstheoretischer Sicht entwickelt worden bei 
Blanke/Jürgens/Kastendiek, Zur neueren marxistischen Diskussion über die Analyse von 
Form und Funktion des bürgerlichen Staates, Prokla 14/15, 1974, S. 51 ff. 

in: Heinz Oskar Vetter, Hg., Mitbestimmung, Wirtschaftsordnung, Grundgesetz, Frank- 
furt/M.-Köln 1976, S. 285 ff. 

Reich, (FN 2), S. 52; Berlit u.a., KJ 2/1979, S. 176 

Zum Konzept der engeren und weiteren „Systemgrenzen‘‘ zwischen Politik und Ökono- 
mie in der bürgerlichen Gesellschaft vgl. Blanke u.a. (FN 10). 
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Kölner Gutachten, zitiert nach Reich, (FN 2), S. 55. 

Grundlegend immer noch Ulrich K. Preuß, Gesellschaftliche Bedingungen der Legalität, 
in: Legalität und Pluralismus, Frankfurt/M. 1973. Auch Mückenberger (FN 2) und Maus 
(FN 9). 

Hans-Hermann Hartwich, Sozialstaatspostulat und gesellschaftlicher status quo, Opladen 
1970, bes. 3. Teil, Kapitel II. Es ‚lohnt‘ sich immer wieder, in klassischen Texten dieser 
Interpretationsgeschichte zu lesen, um etwa solche Sätze zu finden: „Allerdings verlangt 
das Sozialstaatsprinzip, daß bei eigentumsgestaltenden Sozialeingriffen ... das Sozialmo- 
ment nicht nach einseitigen Klassen- und Gruppeninteressen, sondern allein nach dem im 
Staat verkörperten Gesamtinteresse des sozialen Ganzen“ (E. R. Huber, Rechtsstaat und 
Sozialstaat, in: E. Forsthoff, Hg., Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaatlichkeit, Darmstadt 
1968, S. 589 ff. (609). 

Dies gezeigt zu haben, war und ist das Verdienst von Wolfgang Abendroth und Helmut 
Ridder. 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, 8. 7. 1967,81; 
eine systemkonforme Einführung für Juristen in die mit dem Gesetz verbundenen Opti- 
mierungsprobleme gibt Hans Herbert von Armin, Volkswirtschaftspolitik. Eine Einfüh- 
rung, Frankfurt/M. 1974. Er schlägt auch exemplarisch die Brücke zur Optimierungsme- 
thode von Verfassungsrichter Konrad Hesse (Grundzüge des Verfassungsrechts der Bun- 
desrepublik Deutschland, Karlsruhe 1974, 7. Aufl., bes. S. 28 ff., „praktische Konkor- 
danz‘“). j 

Zur Asymmetrie vgl. Blanke u.a. (FN 10); Reich (FN 2); S. 51. 

Das Problem der funktionalen Ambivalenz von Reformen im Interesse der Lohnarbeit 
habe ich ausführlicher entwickelt in meinem Aufsatz ‚Sozialdemokratie und Gesell- 
schaftskrise‘‘, in: Luthardt (FN 7), Bd. 2, S. 380 ff. (387). 

Dieser Gedanke war schon über Hugo Sinzheimer in den Art. 165 der Weimarer Reichs- 
verfassung gelangt: „Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt 
in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen sowie an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mit- 
zuwirken‘‘ (Hervorhebung von mir. Zu Sinzheimer vgl. Wolfgang Müller, Der Pluralis- 
mus — die Staatstheorie des Reformismus, in: Doeker/Steffani, Hg., Klassenjustiz und 
Pluralismus. Festschrift für Fraenkel, Hamburg 1973, S. 395 ff.). Die Ambivalenz dieses 
Artikels zeigte sich darin, daß er sowohl ständisch-korporativ interpretierbar war als auch 
klassenkämpferisch, wie es die links-sozialdemokratischen Staatstheorien versuchten, für 
die Parität eine Voraussetzung für effektive Vertretung von Klasseninteressen im Rahmen 
der bürgerlichen Demokratie war. 

Die Idee des sozialen Ausgleichs ist für Verfassungsrichter Ernst Benda schon immer der 
Kern des Sozialstaatspostulats gewesen, der sie zudem in direkten Gegensatz zur Konzep- 
tion der Wirtschaftsdemokratie setzte (Industrielle Herrschaft und sozialer Staat, Göttin- 
gen 1966). BeiE. R. Huber liest sich das dann so: ‚‚Der Sinn (!) der den Sozialstaat kon- 
stituierenden Sozialreform ist ... die soziale Integration, das heißt die Gesamtheit der 
Maßnahmen, deren Ziel (!) die in einem ständigen Prozeß zu vollziehende Einigung der 
sozialen Klassen, Schichten und Gruppen darstellt, um so die in der Industriegesellschaft 
immer wieder hervorbrechenden Spannungen, Gegensätze und Konflikte zu bewältigen“ 
(FN 16, S. 600 £.). ’ 

Vgl. zur Involution der Koalitionsfreiheit Mückenberger (FN 2). 

Relikte hiervon sind ja nicht nur in der gewerkschaftlichen Programmatik, sondern auch 
in den öffentlichen Bekundungen eher integrativ orientierter Gewerkschaftsführer enthal- 
ten. Vgl. etwa H.O. Vetter, Gewerkschaften und Mitbestimmung in der sozialstaatlichen 
Demokratie (FN 11, S. 16 ff., 24 £.). 

Vgl. hierzu Hans Kastendiek, Konzeptionelle Probleme der Korporatismus-Analyse, Re- 
ferat auf der 10. Arbeitstagung des AK „Parteien — Parlamente — Wahlen‘ der DVPW; 
Ulrich v. Alemann/Rolf G. Heinze, Hg., Verbände und Staat, Opladen 1979. 
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26 Diese Anpassungsleistung wird von wohlmeinenden Wissenschaftlern den Gewerkschaf- 
ten im Rahmen einer „Modernisierung“ der Volkswirtschaft empfohlen. Vgl. Volker 
Hauff, Fritz, W. Scharpf, Modernisierung der Volkswirtschaft, Frankfurt/M.-Köln 1975; 
Hans Mommsen, Ein System der sozialen Sicherheit aufgebaut. Betrachtungen über die 
Rolle der Gewerkschaften in der Bundesrepublik, FR Nr. 175, 31. 7. 1979, S. 12. 


Staatsdiskussion in der PROKLA: 


Elmar Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: PROKLANTr. 3 (1972) 


Sibylle von Flatow/Freerk Huisken, Zum Problem der Ableitung des bürgerlichen Staates, 
in: PROKLA Nr. 7 (1973) 


Heide Gerstenberger, Zur Theorie der historischen Konstitution des bürgerlichen Staates, in: 
PROKLA NT. 8/9 (1973) 


Margareth Wirth, Zur Kritik der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, in: PRO- 
KLA Nr. 8/9 (1973) 


Robert Katzenstein, Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus, in: PROKLA Nr. 
8/9 (1973) 


Bernhard Blanke/Ulli Jürgens/Hans Kastendiek, Zur neueren marxistischen Diskussion von 
Form und Funktion des bürgerlichen Staates, in: PROKLA Nr, 14/15 (1974) 


Wolfgang Müller, Momente des bürgerlichen Staats in der griechischen Polis, in: PROKLA 
Nr. 17/18 (1975) 
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Hans Kastendiek 

Neokorporativismus? 

Thesen und Analyse-Konzepte in der westdeutschen Diskussion und in der interna- 
tionalen „corporatism“-Debatte* 


1.  Problem- und Fragestellungen 


Dieser Beitrag beschäftigt sich mit einer Diskussion, die in der westdeutschen Sozial- 
wissenschaft lange J*hre nur sehr zögernd geführt und erst in der letzten Zeit inten- 
siviert wurde. Es geht um die Frage, ob sich in der Bundesrepublik oder generell in 
westeuropäischen kapitalistischen Demokratien Konturen eines „neuen Korporati- 
vismus“ herausgebildet haben und ob sich diese mögliche Entwicklung gegenwärtig 
beschleunigt. Die bisherigen Antworten auf diese Frage sind sehr uneinheitlich und 
nicht immer konsistent. Oft hat es den Anschein, als werde der Begriff nur zur Eti- 
Kettierung gegenwärtiger Tendenzen einer gesellschaftlich-politischen Formierung 
herangezogen. 

In dieser Situation will ich versuchen, einige Ergebnisse und Konzeptionelle 
Überlegungen einer internationalen Diskussion vorzustellen, die als „corporatism“- 
Debatte bezeichnet werden Kann. Sie hat jetzt auch Eingang in die westdeutsche Li- 
teratur gefunden — als „Korporatismus“-Diskussion (vgl. Lehmbruch/Lang 1977; 
Streeck 1978 a und 1979; von Alemann/Heinze 1979 a und b; von Alemann 1979 
und 1980; von Beyme 1979). Als ihr Startpunkt gilt allgemein ein Zeitschriftenarti- 
kel des Amerikaners Philippe C. Schmitter („Still the Century of Corporatism?“, 
1974). Seitdem sind dem „corporatism‘ (das Fragezeichen entsprach schon nicht 
der Argumentation) mehrere internationale Konferenzen, zahlreiche Aufsatz- und 
einige Sammelpublikationen gewidmet worden. An der Debatte nehmen vor allem 
britische, skandinavische und mitteleuropäische Sozialwissenschaftler teil (zur west- 
deutschen Beteiligung vgl. Lehmbruch 1974, 1977; Nedelmann/Meier 1977; Meier 
1978; von Beyme 1978; Streeck 1978 b; Offe 1978; Offe/Wiesenthal 1978). Daraus 
resultieren bestimmte Schwerpunktsetzungen und Einseitigkeiten der bisherigen 
Diskussion, z. B. die Vernachlässigung von Themenstellungen und Problemformulie- 
rungen, wie sie in der italienischen Korporativismus-Analyse behandelt werden. Die- 
ser Aufsatz wird diese Einseitigkeiten nicht korrigieren können, auch wegen meines 
gegenwärtigen Kenntnisstandes. Ich konzentriere mich auf den Versuch einer Ein- 
führung in die „corporatism“-Debatte. Dies scheint mir.auch berechtigt zu sein, weil 


Der Artikel resultiert aus meiner Mitarbeit im Unterprojekt 3 des Forschungsgebiets- 
schwerpunkts „Politik und Ökonomie‘‘ am Fachbereich Politische Wissenschaft der Frei- 
en Universität Berlin. Besonders geholfen haben mir Diskussionen mit Kurt Hübner, Hel- 
la Kastendiek, Dick Moraal, Hugo Reister, Carola Sachse, Roland Schneider und Hans- 
Willi Weinzen in der „Korporativismus“-Gruppe des Projekts. 
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die sozialistisch orientierte westdeutsche Sozialwissenschaft diese Analyserichtung 
kaum wahrgenommen hat. 

Vermutlich wird der Debatte von vornherein eine Skepsis entgegengebracht, 
die sehr deutlich in einem gerade publizierten Aufsatz zum Ausdruck gebracht wor- 
den ist: die ‚‚corporatism“-Debatte sei „ein untauglicher Theorie-Versuch‘ der bür- 
gerlichen, von der anglo-amerikanischen Diskussion dominierten Sozialwissenschaft, 
gegenwärtige Entwicklungen der gesellschaftlichen Politikorganisation zu untersu- 
chen (vgl. Bopp-Schmehl/Kypke 1979). Demgegenüber bin ich der Auffassung, daß 
uns einige Ergebnisse und analytische Konzepte dieser Debatte helfen können, die 
Fragen zu’ beantworten, die in der westdeutschen Diskussion im Vordergrund ste- 
hen. Diese Fragen sind vor allem: Wie sind für die Bundesrepublik Programme und 
Techniken des „sozialen Friedens‘ einzuschätzen? Wie ist zu erklären, daß sich die 
Herrschaftsorganisation in der Bundesrepublik auch in der gegenwärtigen Krise und 
trotz aller Legitimations- und Steuerungsschwächen als sehr stabil erwiesen hat — 
zumindest im westeuropäischen Vergleich? Bilden sich mit den gegenwärtigen Stra- 
tegien zur Verwaltung, Moderation oder auch Überwindung ökonomischer Krisen- 
entwicklungen weitere (neue?) Elemente und Formen einer gesellschaftlich-politi- 
schen Formierung heraus? Beinhaltet die „Restrukturierung der Volkswirtschaft‘ 
eine gleichzeitige und notwendige Reorganisation des Verhältnisses von Politik und 
Ökonomie sowie eine Restrukturierung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse? 

Ich werde zunächst auf einige Korporativismus-Thesen aus der westdeutschen 
Diskussion und dann auf die „corporatism“-Debatte eingehen. Dabei wird deutlich 
werden, daß beide Diskussionsstränge zwar unterschiedliche bzw. unterschiedlich 
gewichtete Frage- und Problemstellungen haben, jedoch z. T. miteinander vereinbar 
sind (auch wenn die Begriffe Korporativismus und corporatism/Korporatismus bzw. 
Korporativistisch und corporatist/korporatistisch nur teilweise identisch sind). Die 
dann folgenden Überlegungen gelten der Frage, welche Problemperspektiven sich 
aus der bisherigen Diskussion übereinen „‚neuen Korporativismus‘ bzw. einen „(Neo)- 
Korporatismus‘ ergeben. Dies soll nicht nur auf einer konzeptionell-theoretischen 
Ebene geschehen, sondern auch im Hinblick auf die gesellschaftliche Politikorganisa- 
tion in der Bundesrepublik. 


2. _Korporativismus-Thesen in der bisherigen westdeutschen Diskussion 


Während die internationale corporatism-Dehatte seit einigen Jahren ein Ausmaß er- 
reicht hat, das bereits mit dem Terminus „Wachstumsindustrie“ (Panitch 1978) iro- 
nisiert wurde, wird in der westdeutschen (linken) Sozialwissenschaft nur sehr gele- 
gentlich und punktuell von korporativen Strukturen und Strategien gesprochen. Oh- 
ne Anspruch auf Vollständigkeit sollen einige Beiträge referiert werden. ' 

Bereits 1968 verwies Johannes Agnoli auf korporative Merkmale der westdeut- 
schen Politikorganisation. „Nicht in der Ausübung der Herrschaft, sondern in der 
gesellschaftlichen Funktion“, wie er betont, lasse sich eine „Ähnlichkeit‘‘ bzw. eine 
„Nähe“ der „Volkspartei“ bzw. der Volksparteien („die plurale Fassung einer Ein- 
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heitspartei‘) zum faschistischen Einheitspartei-Typus feststellen. Typisch für beide 
sei „die Identifikation mit dem Ganzen, das Streben nach ‚Interklassismus‘ und dem 
parteiinterner® Ausgleich von parteiexternen Interessen- und Gruppenkonflikten ... 
beide zielen ungeachtet eines etwaigen klassenmäßigen Auftrags auf die Bildung 
einer großen Gemeinschaft.“ In der „politisch praktizierten Form des Ausgleichs“ 
gehe auch die Volkspartei „der Tendenz nach auf eine Zusammenarbeit von Berufs- 
Kategorien aus, in der die Polarität von Kapital und Arbeit aufgelöst werden soll. Sie 
orientiert sich also grundsätzlich an einer korporativen Lösung der Konflikte und an 
einer korporativen Friedensordnung‘“. Die Praxis der Volksparteien laufe darauf 
hinaus, „den von ihnen getragenen, den mit ihnen weitgehend identischen Staat als 
die institutionelle Friedensmacht zu verwirklichen“ (Agnoli 1968, S. 40 f.). 

Agnolis Thesen von korporativen Merkmalen der Politikorganisation in der 
Bundesrepublik wurden damals — wenn ich es richtig sehe — kaum aufgegriffen. 
Erst die gesellschaftlich-politischen Formierungsprozesse der letzten Jahre haben 
wieder zu Versuchen geführt, Entwicklungstendenzen der westdeutschen Politik mit 
Hilfe des K.orporativismus-Konzeptes zu interpretieren. 

Als Ausgangspunkt einer Herausbildung korporativer Strukturen und Strate- 
gien wird insbesondere das Konzept der „Formierten Gesellschaft‘ gesehen, das 
1965 von Ludwig Erhard propagiert worden war (zur damaligen Aufnahme des Kon- 
zepts vgl. Opitz 1965; Negt 1967; Schäfer 1967). Wolf-Dieter Narr warnt davor, die- 
ses Programm nur als ein kurzlebiges Ideologieprodukt abzutun: 


„So schnell die Formel von der ‚Formierten Gesellschaft‘ mit ihren heterogenen Elementen aus 
katholischer Soziallehre, Ordoliberalismus, neokorporativistischen Ideen und etatistischer Sor- 
ge um ‚den‘ Staat wieder aus dem Verkehr gezogen worden ist, so falsch wäre es, sich über die 
bleibende Symptomatik dieses Konzepts zu täuschen. Nicht nur wurde in der ‚Großen Koalition‘ 
und der damit geleisteten Formierung des Grundgesetzes ein Teil der Verheißung der Formier- 
ten Gesellschaft erfüllt und aufgehoben. Vielmehr behalten Konzept und Elemente eines staat- 
lich überformten Neokorporativismus, der ungleiche Vierklang aus Staat(sapparat), Unterneh- 
men, Gewerkschaften und Wissenschaft, behält eine politisch totalisierte Sozialpartnerschafts- 
ideologie aktuelle Bedeutung und vor allem zukünftigen Richtungscharakter“ (Narr 1979,5.19 f.). 
Heute wird die These 

zialdemokratische Programm einer „aktiven Strukturpolitik‘“ bezogen, wie es von 
Scharpf/Hauff entwickelt wurde (Scharpf 1974; Hauff/Scharpf 1975). Es enthalte 
Überlegungen zu seiner politisch-gesellschaftlichen Durchsetzung, die auf ein „kor- 
porativistisches Modell“ hinauslaufen (Hoffmann 1977, S. 348; vgl. auch Narr/Offe 
1976). Auf diese Implikationen einer „aktiven Strukturpolitik“ verweisen auch 
Hirsch/Roth (1977 und 1979). Für sie ist das Scharpf/Hauff-Programm schlicht eine 
„sozialdemokratische Variante der korporativistischen ‚Formierten Gesellschaft‘ ‘ 
(1977, S. 12). Sie stehe im Zusammenhang mit der Herausbildung einer weitrei- 
chenden sozialdemokratischen Massenintegrationsstrategie, die zunehmend auto- 
ritär-korporativistische Züge annehme und sich im „Modell Deutschland“ kristalli- 
siere. Sie sei eine spezifische Strategie zur Aufrechterhaltung der politischen Stabi- 
lität in der ökonomischen Krise. Eine Bedingung zur Durchsetzung dieser Strategie 
sei, daß die Gewerkschaften „nicht zu einer aktiven Gegenwehr gegen die Krisenfol- 
gen (Arbeitslosigkeit, Rationalisierungen, verschärfte Arbeitshetze, verschlechterte 
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Arbeitsbedingungen etc.) mobilisieren, sondern sich weitgehend mit Appellen an 
den Staat begnügen“ (Hirsch/Roth 1977,8. 11). 


Hirsch/Roth sehen diese Bedingung als „noch gegeben‘ an; Esser/Fach kommen in 
ihrer Analyse der Versuche zur Krisenlösung in der saarländischen Stahlindustrie zu 
einem Ergebnis, das weiter reicht (1979 a, b; Esser u.a. 1979). Die Gewerkschaften 
hätten sich nicht nur passiv-reaktiv verhalten, sondern sie seien in ein „Krisenkartell“ 
eingebunden gewesen, „in dem sich die Unternehmer der Stahlindustrie, die zustän- 
digen staatlichen Instanzen und die betroffene Gewerkschaft informell zusammen- 
gefunden haben, um eine gemeinsam getragene, für jeden erträgliche Problemlösung 
zu finden“. „Erträglich‘ seien die Lösungsformen für die Gewerkschaft, die ihrer 
Kernmitgliedschaft möglichst wenig Krisenfolgen bringen — auf Kosten der übrigen 
Belegschaftsmitglieder, seien sie nun organisiert oder unorganisiert. Esser/Fach kom- 
men zu dem generellen Ergebnis: „Zwischen Staat, Unternehmen und Gewerkschaft 
entstehen kooperative Regulierungsformen, die, auf Dauer gestellt, einen ‚Korporati- 
stischen Block“ erzeugen, der den Gesellschafts,kern‘ längerfristig stabilisieren könn- 
te“ (1979 b). Aus der Argumentation wird nicht immer ganz klar, ob mit der Be- 
zeichnung des „Krisenkartells“ als eines „‚Korporatistischen Blocks‘ die „Kooperati- 
ven Regulierungsformen“ als solche charakterisiert werden sollen, oder ob das „‚Kor- 
poratistische‘“ arı diesem Block aus der Durchsetzung des.oben bezeichneten Selek- 
tionsmusters resultiert. Vermutlich meinen Esser/Fach das Letztere. In diesem Fall 
entspricht ihr Begriff von „Korporatismus‘ einer der Bedeutungen, die der italieni- 
sche Korporativismusbegriff hat: er bezeichnet — in einer Definition Agnolis — „auf 
egoistische Berufsinteressen bezogene, und daher für ertragreiche Kompromisse be- 
reite, der Entfaltung des Klassenkampfs entgegenstehende Positionen“ (Agnoli 1975, 
S.19). 

Entwickeln Esser/Fach ihre These eines „‚korporatistischen Blocks“ aus den 
spezifischen Politikfolgen der „kooperativen Regulierungsformen“, die sich zwischen 
Staat, Unternehmen und Gewerkschaften herausbilden, zielt die Argumentation 
Wolfgang Spohns (1979) vor allem auf die ‚Rolle des Staates‘. Die Grundzüge des 
Modells Deutschland“ der SPD 


„zeigen eine verdächtige Nähe zum faschistischen Staats- und Gesellschaftsmodell, insbesondere 
hinsichtlich der Stellung des Staates zu sozialen Konflikten. Das Prinzip des Korporativismus, 
gesellschaftliche Beziehungen staatlich zu regulieren, steht heute nicht mehr im Widerspruch zu 
den Institutionen des bürgerlich-demokratischen Verfassungsstaates, sondern verwirklicht sich 
gerade durch diese“. Das ‚Modell Deutschland‘ sei „eine spezifische Form der staatlichen Regu- 
lierung des sozialen Konflikts, eine Strategie des Staates, gesellschaftliche Interessen durch Insti- 


tutionalisierung und Verrechtlichung ihrer potentiellen Sprengkraft zu entkleiden.‘“ (meine Her- 
vorhebungen) 


Diese Strategie ziele direkt auf das Verhältnis’von Lohnarbeit und Kapital: „Die 
Verrechtlichung und Institutionalisierung der Lohnarbeit-Kapital-Beziehungen erfaßt 
das Klassenverhältnis zum einen auf der Ebene des Einzelkapitals (Belegschaft-Un- 


ternehrmner), zum anderen die Klassenorganisationen selbst (vor allem Gewerkschaf- 
ten-Unternehmerverbände).‘““ Historisch hätten sich zwei Formen dieser Strategie 


84 


herausgebildet: die faschistische und die reformistische. Während die erstere dadurch 
geprägt sei, daß der Staat ‚‚die Ausgestaltung der Klassenbeziehungen in direkter 
Regie durchführt“, impliziere die reformistische Form „die Anerkennung der öko- 
nomischen und politischen Organisationen des Proletariats sowie deren (prinzipielle) 
Gleichberechtigung mit den Organisationen des Kapitals.‘‘ Der Staat trete hier nicht 
„selbst als Organisator der sozialen Beziehungen“ auf, sondern beschränke sich dar- 
auf, „Organisationsstatute‘“ vorzuschreiben. „Gesellschaftliche Interessen können 
sich in der BRD zwar außerstaatlich organisieren, ihr Handlungsspielraum ist aber 
staatlich festgelegt‘‘. Obwohl Spohn unter der Überschrift „Der Weg in den moder- 
nen Korporativstaat‘“‘ das „Modell Deutschland“ behandelt, wird die staatliche Fest- 
setzung dieses Handlungsspielraums vor allem am zentralen Beispiel des Arbeits- 
kampfrechtes und der entsprechenden Rechtsprechung der 50er und frühen 60er 
erläutert. Das „‚Reformistische‘“ an der sozialdemokratischen Strategie wird mit die- 
sen Ergebnissen desCDU-Staates, auch wenn sie weiterwirken, natürlich nicht erklärt 
und erklärbar. Die Behauptung, das ‚Modell Deutschland‘ sei gegenüber der ‚For- 
mierten Gesellschaft‘ das adäquatere Konzept zur Aufrechterhaltung des ‚sozialen 
Friedens‘, ist daher auch ein unvermittelter Argumentationsschritt, und zwar im 
Hinblick auf beide Konzepte. 

Wir haben gesehen, daß die Spannbreite bisheriger Thesen der westdeutschen 
Korporativismus-Diskussion sehr groß ist: „korporativistisch‘ bezieht sich allgemein 
auf die Politik von Volksparteien; auf spezifische Konzepte christdemokratischer 
oder sozialdemokratischer Politik; auf Kooperationsformen von Staat, Kapital(orga- 
niationen) und Gewerkschaften; auf Selektionsmuster bei der Abwälzung von Kiri- 
senfolgen auf bestimmte Gruppen der Arbeitnehmer; auf staatlich-rechtliche Regu- 
lierungen der Konflikte zwischen Lohnarbeit und Kapital; generell auf unterschied- 
liche Herrschaftsformen des Faschismus und der westdeutschen Demokratie. Die 
Bezüge zwischen den jeweils betonten/analysierten Formen und Merkmalen der ge- 
genwärtigen Politikorganisation werden nur unzureichend hergestellt. Die Konturen 
eines theoretischen Konzeptes der Korporativismus-Analyse sind noch sehr undeut- 
lich. 


3. Analytische Konzepte der internationalen „corporatism‘“-Debatte 
3.1. Zum Inhalt der Diskussion 


Die „corporatism“-Debatte bietet uns in dieser Situation keineswegs ‚Patentrezepte‘, 
zumal es die „corporatism“-Theorie auch gar nicht gibt. Der analytische Gehalt der 
einzelnen Beiträge ist sehr unterschiedlich (und oft gering), und die bisherigen An- 
sätze beziehen sich auf unterschiedliche Themenfelder. Zum Teil werden etwa die 
alten Theoreme der Verbandsforschung nur umformuliert; zum Teil werden Proble- 
me angesprochen, die auch für die westdeutsche Sozialwissenschaft ein „alter Hut“ 
sind, z. B. das Verhältnis von Interessenpolitik und parlamentarischer Repräsenta- 
tion. Einige der Ansätze, und nicht nur die (wenigen) marxistischen Beiträge, behan- 
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deln allerdings wichtige Problemstellungen. Sie beziehen sich auf Entwicklungsten- 
denzen in der gesellschaftlich-politischen Organisation westeuropäischer Staaten seit 
dem Ersten und insbesondere seit dem Zweiten Weltkrieg. „Corporatism‘‘ wird da- 
bei sehr unterschiedlich verstanden, je nachdem, wie die Veränderungen im Verhält- 
nis von Staat und Wirtschaft und im Verhältnis von Staat, Kapitalorganisationen 
und Gewerkschaften eingeschätzt werden. Vielen Ansätzen ist jedoch gemeinsam, 
daß sie eine zunehmende Tendenz zur Herausbildung zusätzlicher und neuer For- 
men einer (institutionalisierten) Integration und Kooperation zwischen Staat und 
Wirtschaft bzw. zwischen Staat und den gesellschaftlichen Hauptorganisationen fest- 
stellen. Dies resultiere aus veränderten Legitimations- und Steuerungsproblemen des 
Herrschaftssystems und habe wiederum neue Bedingungen und Formen der gesell- 
schaftlich-politischen Konfliktaustragung geschaffen. Wenn diese neue Konstellation 
als „corporatism‘“ bezeichnet wird, dann ist nicht immer klar, ob damit auf eine 
Analogie oder auf so etwas wie ein funktionales Äquivalent zum „K.orporativismus“ 
der 20er und 30er Jahre verwiesen werden soll. Klar ist nur, daß damit keineswegs 
eine direkte und einfache Gleichsetzung mit den früheren Gesellschafts- und Staats- 
auffassungen oder gar mit Strukturelementen bzw. Elementen der Systemrhetorik 
z. B. des italienischen Faschismus beabsichtigt ist. Gelegentlich wird „‚corporatism“ 
als eine spezifische Form gegenwärtiger Politikorganisation verstanden; meist wird 
zwischen einem autoritären, staatlichen etc. und einem liberalen, gesellschaftlichen 
etc. „corporatism‘‘ unterschieden, wobei der letztere eine aktuelle Politikorganisa- 
tion in einigen westeuropäischen Demokratien bezeichnen soll. 

Ich werde mehrere der einflußreichsten Analyse-Konzepte z. T. ausführlich 
darstellen. Dies erscheint mir angebracht, weil sie in der westdeutschen Diskussion 
oft wenig bekannt sind oder nur äußerst verkürzt wiedergegeben werden. So haben 
z. B. Bopp/Schmehl/Kypke (1979) den Ansatz Schmitters nur sehr vage bezeichnet; 
die Arbeiten von Pahl/Winkler, Jessop, Panitch und Crouch werden nicht einmal er- 
wähnt. Auch der Alemann/Heigze-Reader (1979a) gibt nur einen kursorischen und 
ausschnitthaften Überblick. In dieser Situation werde ich mich auf den Versuch 
konzentrieren, eine strukturierte Darstellung der Debatte zu geben. Auf eine detail- 
lierte Kritik einzelner Ansätze und auf eine Wiedergabe der bisherigen wechselseiti- 
gen Kritik zwischen den verschiedenen Richtungen werde ich dabei verzichten (vgl. 
dazu Panitch 1978 und Kastendiek 1980). Anzumerken ist noch, daß alle folgenden 
Zitate aus englischsprachigen Arbeiten von mir übersetzt wurden. 


3.2.  Corporatism als ein staatlich gelenktes Wirtschaftssystem 


Die „corporatism‘“-Diskussion in Großbritannien wird stark von den zahlreichen Bei- 
trägen R. E. Pahls und J. T. Winklers geprägt. Ihr zentrales Thema ist die zunehmen- 
de Involvierung des Staates in den Ablauf und in die Organisation der Wirtschaft, 
und ihre Thesen sind gerade auch von konservativer Seite aufgegriffen worden. Für 
Pahl und Winkler ist „corporatism‘ ein „ökonomisches System, in dem der Staat 
eine Wirtschaft, die sich vorwiegend im Privatbesitz befindet, lenkt und kontrolliert“ 
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(Winkler 1976, S. 103, meine Hervorhebung). Lenkende (direktive) Staatsinterven- 
tion sei das „prinzipielle Definitionsmerkmal“ des corporatism (a.a.0.,S. 105). Sie 
erfasse auch die internen Entscheidungsprozesse privater Unternehmen. „Der Staat 
versucht nicht lediglich, Entscheidungen zu beeinflussen; er setzt oder begrenzt den 
Entscheidungsrahmen kapitalistischer Eigentümer oder Manager“ (a.a.0.,S. 104). 

Das Staatshandeln werde von vier Hauptprinzipien bestimmt (a.a.0., S. 105- 
109): 


(1) unity: „Corporatism‘ gehe davon aus, daß sich ökonomische Ziele am besten durch Koope- 
ration erreichen ließen. Dies sei eine Absage an eine konflikthafte Form der geselischaftlichen 
Auseinandersetzung, insbesondere aber an das Prinzip des ökonomischen Wettbewerbs. „Corpo- 
ratism‘‘ verzichte nicht nur auf eine anti-monopolistische Politik, sondern orientiere sich eher 
auf eine aktive Politik industrieller Reorganisation und/oder auf die Bildung staatlich organisier- 
ter Kartelle. 

(2) order: ‚‚Corporatism‘“ betrachte die Marktwirtschaft als anarchisch, unberechenbar und stör- 
anfällig. Stabilität sei nur durch staatliche Regulierung und individuelle Selbstbeschränkung er- 
reichbar. Der „general will‘ (wir würden wohl „Gemeinwohl“ sagen) sei primär, bei seiner 
Durchsetzung müsse der Staat mitwirken. Arbeiter müßten arbeiten, Unternehmer müßten Ar- 
beitsplätze garantieren, beide müßten kooperieren. Daher tendiere der Staat auch dazu, Streiks 
und Aussperrungen zu verbieten und Zwangsschlichtungen zu oktroyieren. 

(3) nationalism: „Corporatism‘“ sei kollektivistisch; das Kollektiv werde aber nicht mehr als 
Klasse etc., sondern als Nation definiert. Die Leistungskraft der nationalen Volkswirtschaft sei 
das erklärte Ziel kollektiver Anstrengung, gerade gegenüber anderen Volkswirtschaften, zu de- 
nen sich die nationale nationalistisch verhalte. 

(4) success: „Corporatism‘ sei ziel-, nicht mittelorientiert. Dies sei nicht lediglich ein Pragmatis- 
mus, sondern auch eine Antinomie, wenn nicht eine Zurückweisung legaler Rechte und von 
Rechtsstaatlichkeit. „Corporatism‘‘ als ein „„Mobilisierungssystem‘‘ unterdrücke privat-individu- 
elle Lösungsformen und ziehe kollektivierte, staatliche Lösungen vor. „Genauer: dies meint, 
daß ein corporatistisches System versuchen würde, sich die Kontrolle über den Investitionspro- 
zeß zu sichern (eine allokative Funktion) und in einem gewissen Ausmaß die Verantwortung für 
die ökonomische Planung zu übernehmen (eine koordinierende Funktion)“ (Winkler a.a.O., S. 
109). 


Pahl/Winkler wollen mit den behandelten Aussagen einen Beitrag zu einer „‚generel- 
len Theorie des corporatism‘ liefern. Sie verstehen ihre Definition als eine idealtypi- 
sche, als einen „Extrakt“ aus den ‚historischen‘ Diskussionen und Realisierungsver- 
suchen eines Korporativistischen Systems und aus gegenwärtigen Tendenzen in west- 
lichen Staaten. Sie lassen keinen Zweifel daran, daß in Großbritannien weitgehende 
Schritte in Richtung eines „corporatism‘ getan wurden, und sie erwarteten 1976/77, 
daß diese Entwicklung in den 80er Jahren zunehmen oder gar zu einem Abschluß 
kommen würde. Die Entwicklung habe Anfang der 60er Jahre zugenommen, als die 
Konservativen eine Wende ihres wirtschaftspolitischen Kurses einleiteten, die auf 
eine zunehmende Planung und Lenkung der Ökonomie hinauslief. Dieser Trend ha- 
be sich fortgesetzt, gleich ob durch Labour oder Konservative. Ihnen sei eine „‚prag- 
matische Theorie‘ des „corporatism‘ gemeinsam gewesen, die sich aus den allgemei- 
nen Trends der britischen Ökonomie erklären ließe (vgl. dazu auch Harris 1972; 
Middlemas 1979, die historisch viel weiter ausgreifen). Insbesondere 

— die wachsende industrielle Konzentration, 

— die fallende Profitabilität, 


87 


— die technologische Entwicklung und 

— der internationale Wettbewerb 

hätten, beschleunigt durch die krisenhaften Entwicklungen, zu einer zunehmenden 
Involvierung des Staates in die Wirtschaft geführt. Das Ergebnis sei mehr als Staats- 
intervention, keynesianische Nachfragesteuerung, indikative Planung, technokrati- 
sche Manipulation, soziale Demokratie, sozial verantwortlicher Kapitalismus oder 
ein neuer Industriestaat; das Ergebnis sei eine qualitative Veränderung des ökonomi- 
schen Systems, etwas anderes als Kapitalismus oder Sozialismus, es sei ein neuer 
corporatism (zur Kritik daran vgl.z.B. Westergaard 1977, Jessop 1978,Panitch 1978). 


3.3. Corporatism als eine Form der Vermittlung funktionaler Interessen 


Anders als Pahl und Winkler, die sich weitgehend auf das Verhältnis von Staat und 
Wirtschaft konzentrieren undin der staatlichen Direktion der Wirtschaft das Charak- 
teristikum des Corporatism sehen, konzentrieren sich die meisten anderen Beiträge 
auf dasProblem der gesellschaftlichen und politischen Repräsentation bzw. Vermitt- 
lung „funktionaler Interessen‘. Die Begriffe „funktionale Interessen“, „funktionale 
Gruppen“ etc. beziehen sich auf die Hauptgruppen der gesellschaftlichen Produk- 
tion und Reproduktion, also vor allem auf das organisierte Kapital bzw. auf Kapital- 
organisationen und auf die Organisationen der Arbeitnehmer. Das analytische Inter- 
esse ist bei den einzelnen Autoren jedoch unterschiedlich gerichtet. 


a) Philippe Schmitter bestimmt corporatism als ein spezifisches System der Inter- 
essenrepräsentation bzw. der Interessenvermittlung, das insbesondere durch die Rol- 
le des Staates bei der Organisation von Interessen geprägt sei. Kennzeichnend für 
seine Argumentation ist eine Zergliederung gesellschaftlicher Politikorganisation: 
das System der Interessenrepräsentation bzw. -vermittlung wird als eine von vielen 
anderen Struktureinheiten begriffen. Als andere Struktureinheiten nennt erz. B. die 
familiäre Organisation, territorial-gemeinschaftliche Organisationsformen etc. 
Schmitter wendet sich damit gegen eine Gleichsetzung von Corporatism und „orga- 
nischem Staat‘ bzw. ähnlichen weitreichenden Bestimmungen. So spricht er auch 
davon, daß sich ein „corporatistisches System der Interessenvermittlung‘‘ verbinden 
könne mit unterschiedlichen Parteiensystemen, mit unterschiedlichen jeweils herr- 
schenden Ideologien etc. Das Gleiche gelte für ein „pluralistisches System der Inter- 
essenvermittlung.‘“ 

Die breit angelegte Bestandsaufnahme von Konzepten und Formen der Politik- 
organisation bündelt sich in der Bezeichnung eines Fragegegenstandes (hier: System 
der Interessenvermittlung) und läuft dann ebenfalls auf ‚extraktmäßige‘ Definitionen 
hinaus: 

„Ich habe es in meiner Arbeit für nützlich gefunden, corporatism als ein System der Interessen- 
und/oder Verhaltensrepräsentation zu betrachten, als ein besonders ausgestaltetes (a particular 


modal) oder ideal-typisches institutionelles Arrangement zur Verbindung gruppenmäßig organi- 
sierter Interessen der bürgerlichen Gesellschaft mit den Entscheidungsstrukturen des Staates. 
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Als solches ist er eine von verschiedenen möglichen modernen Konfigurationen der Interessen- 
repräsentation, deren vielleicht bestbekannte und meistanerkannte Alternative der Pluralismus 
ist“ (Schmitter 1974, S. 86). 


Diese beiden Hauptalternativen werden dann so definiert: 


Pluralismus: „ein System der Interessenvermittlung, dessen wesentliche Bestandteile in eine 
nicht näher bestimmte Anzahl verschiedener, freiwilliger, in Wettbewerb stehender, nicht hierar- 
chischer und autonomer (was die Art und den Umfang des Interesses betrifft) Gruppen o1gani- 
siert sind. Diese Gruppen besitzen weder eine besondere staatliche Lizenz, Anerkennung oder 
Unterstützung, noch sind sie auf staatliche Initiative hin gebildet worden oder unterliegen staat- 
licher Kontrolle hinsichtlich der Rekrutierung von Führungspersonal oder der Interessenartiku- 
lation, Außerdem könuen sie kein Repräsentationsmonopol innerhalb der von ihnen vertretenen 
Bereiche in Anspruch nehmen.“ 

Corporatism: „ein System der Interessenvermittlung, dessen wesentliche Bestandteile organisiert 
sind in einer begrenzten Anzahl singulärer Zwangsverbände, die nicht miteinander in Wettbewerb 
stehen, über eine hierarchische Struktur verfügen und nach funktionalen Aspekten voneinander 
abgegrenzt sind. Sie verfügen über staatliche Anerkennung oder Lizenz, wenn sie nicht sogar auf 
Betreiben des Staates hin gebildet worden sind, Innerhalb der von ihnen vertretenen Bereiche 
wird ihnen ausdrücklich ein Repräsentationsmonopol zugestnaden, wofür sie als Gegenleistung 
bestimmte Auflagen bei der Auswahl des Führungspersonals und bei der Artikulation von An- 
sprüchen oder Unterstützung zu beachten haben“ (Schmitter 1974, S. 94 f.). 


Diese Definition treffe auf viele ‚westliche Demokratien‘ genauso zu wie auf autori- 
täre Systeme. Für beide gelte, was z. B. für Schweden festgestellt wurde; dort beka- 
men die Interessenverbände 

„einen quasi-legalen Status und ein festgeschriebenes Recht (a prescriptive right), für ihre Teile 
der Bevölkerung zu sprechen. Sie beeinflussen den Regierungsprozeß, vorbei am Parlament. Sie 
sind Agenten von Herrschaft. Sie vertreten den Staat in ganzen Bereichen des öffentlichen Le- 


bens, und ihnen wurden Aufgaben übertragen, die eigentlich der Verwaltung zukommen“ 
(Schmitter 1974, S. 100, zitiert R. Huntford, The New Totalitarians, New York 1972, S. 86). 


Dies verweise zwar auf die Möglichkeit, die Selbstdarstellung der ‚westlichen Demo- 
kratien‘ als pluralistische zu kritisieren und zu entlarven, könne aber nicht zu ihrer 
Gleichsetzung mit autoritären Systemen führen. 

Zur Differenzierung entwickelt Schmitter „taxonomisch‘“ (Schmitter 1979, S. 
96) zwei Versionen des corporatism: einen gesellschaftlichen und einen staatlichen 
corporatism. Systeme der Interessenvermittlung 
„Können auf zwei grundsätzlich unterschiedliche Arten entstanden sein und daher diametral 
entgegengesetzte Macht- und Einflußbeziehungen verkörpern. Sie können als mehr oder weniger 
spontane Antwort auf vorangegangenen Wandel innerhalb der. Geschichte oder des Bereichs 
der Interessenvermittiung selbst gleichsam ‚von unten‘ her aufgetaucht sein; oder sie können 


‚von oben‘ aufgezwungen sein als bewußt politische Maßnakme auf Betreiben und unter Kon- 
trolle bereits vorher existierender Machtgruppen“ (Schmitter 1979, S. 96). 


Diese Aussagen sind zwar reichlich „blauäugig‘‘, aber sie werden in den Arbeiten 
Schmitters besser begründet als sie vermuten lassen (allerdings nicht in dem eben zi- 
tierten Beitrag, dem einzigen bisher übersetzten). Insbesondere im Anschluß an 
Shonfield (1968) und über ihn an Keynes bezieht er diese Aussagen auf Entwick- 
lungstrends in westeuropäischen Staaten. 
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„ich meine, daß die Korporatisierung der Interessenrepräsentation mit gewissen grundsätzlichen 
Imperativen oder Anforderungen des Kapitalismus zusammenhängen, die Bedingungen seiner 
Existenz zu reproduzieren und kontinuierlich neue Ressourcen zu schaffen. Unterschiede in der 
spezifischen Natur dieser Imperative oder Anforderungen in unteıschiedlichen Stadien der insti- 
tutionellen Entwicklung und des internationalen Zusammenhangs des Kapitalismus, insbesondere 
wenn sie sich auf das Verhältnis konfligierender Klasseninteressen auswirken, machen den Unter- 
schied in den Entstehungsutsachen der gesellschaftlichen und der staatlichen Form des Korpora- 
tismus aus.‘ Die Herausbildung des gesellschaftlichen Korporatismus „Kann vor allem zurückge- 
führt werden auf die imperative Notwendigkeit eines stabilen, bürgerlich dominierten Regimes, 
verursacht durch Prozesse der Eigentumskonzentration, durch den Wettbewerb nationaler Wirt- 
schaften, durch die Expansion der Rolle öffentlicher Politik und die Rationalisierung der Ent- 
scheidungsprozesse innerhalb des Staates, um die beherrschten (subordinate) Klassen und Sta- 
tusgruppen "enger in den politischen Prozeß einzubinden oder zu inkorporieren‘“ (Schmitter 
1974,8. 107 £.). 


Schmitters Arbeiten sind der Hauptbezugspunkt der aktuellen ‚‚corporatism“-De- 
batte. Mittlerweile liegen zahllose Aufsätze und Konferenzpapiere vor, die oft nur 
noch unmittelbar von den Definitionen eines „societal corporatism“ ausgehen. Die 
Kritik an diesem Ansatz hat jedoch eine ganze Reihe von Schwachstellen bezeichnet, 
insbesondere: a) die Befangenheit in den Kategorien der Verbandsforschung , die 
schon in der dominierenden Entgegensetzung von Corporatism und Pluralismus zum 
Ausdruck kommt; b) den in dieser Tradition stehenden gruppentheoretischen An- 
satz, der klassenanalytische Fragestellungen verbaut; c) die nur pauschale Beziehung 
der Entstehung Korporativer Strukturen auf die Entwicklung der Kapitalistischen 
Ökonomie; d) die abstrakte Fassung des Staates, der nur als Adressat von Interes- 
senvermittlung oder als autonome oder gar neutrale gesellschaftliche Instanz er- 
scheint; e) die fehlende Konzipierung eines politischen Systems, insbesondere die 
Vernachlässigung der Parteien als Vermittlungsinstanzen und Träger staatlicher Poli- 
tik. 


b) Während Schmitter — trotz der zuletzt zitierten Aussagen — sich weitgehend 
auf die Einflußnahme des Staates auf das „System der Interessenintermediation“ 
konzentriert, ist für Gerhard Lehmbruch die Hauptfrage, wie sich „Interessenpolitik‘“ 
und Parlamentarismus/Parteiensystem zueinander verhalten (vgl. insbes. 1977). Für 
ihn ist der „liberale Korporatismus“, den er von einem „autoritären“ unterscheidet, 
nicht schen als ein System der Interessenrepräsentation/intermediation charakteri- 
sierbar, sondern das Spezifische an ihm sei „die enge wechselseitige Durchdringung 
der Staatsbürokratien und der großen Interessenverbände“ (a.a.0., S. 94) bei der 
Entscheidung und Durchsetzung insbesondere der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
Dabei seien „Interessenpolitik“ und „party government“ nicht unvereinbar, sie seien 
sogar eine Symbiose eingegangen, die ihre Problemiösungskapazitäten erhöht hätte 
(2.2.0.,S. 93). 

Die Entwicklung des Verhältnisses von liberalem Korporatismus und Parteien- 
system lasse sich als ein Beispiel einer zunehmenden strukturellen Differenzierung 
und funktionalen Spezialisierung des politischen Systems interpretieren, hervorge- 
bracht durch Anforderungen an Konsensbildungen, die insbesondere für die Wirt- 
schaftspolitik spezifisch seien (vgl. a.a.0., S. 99). Diese Aussagen werden vor allem 
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an der Einkommenspolitik in mehreren europäischen Staaten ausgeführt, da es bei 
der korporatistischen Interessenpolitik „vornehmlich um die Regulierung von Ver- 
teilungskonflikten (geht), die für die staatliche Verantwortung für wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Stabilität und wirtschaftliches Wachstum relevant sind‘‘(1979a, 
S.55). 


c) Die Frage nach der Verbindung unterschiedlicher Repräsentationsformen im ‚‚li- 
beralen Korporatismus“ führt Bob Jessop zu einem Analyse-Konzept, das corpora- 
tism im Kontext von Staatsformen problematisiert, die er durch ihr Verhältnis von 
politischer Repräsentation und staatlicher Intervention bestimmt (1978). Während 
in „parlamentarisch-bürokratischen‘‘ Staatsformen beide getrennt seien, würden 
sie im corporatism direkt miteinander verbunden. Corporatism beinhalte die Fu- 
sion von politischer Repräsentation und staatlicher Intervention, da beide durch 
öffentliche „‚Korporationen“ vermittelt würden, die auf der Basis der Stellung ihrer 
Mitglieder im System der Arbeitsteilung konstituiert werden. Dies ist eine Defini- 
tion von corporatism, die für einen ‚korporativen Staat‘ gilt, der alle parlamentari- 
schen Organisationsprinzipien eliminiert hat und sich nur noch auf die „Korpora- 
tionen“ stützt bzw. diese staatlich zusammenfaßt. Dieser ‚pure corporatism‘ wäre 
identisch mit einem Korporativismus, wie er selbst in faschistischen Staaten nie 
verwirklicht wurde (vgl. Mayer-Tasch 1971). Jessop sagt denn auch, daß sowohl 
die parlamentarisch-bürokratische als auch die korporative Staatsform Idealtypen 
seien und daß jeder aktuelle Staat eine Mischform mit Elementen beider sei. Dies 
gelte insbesondere für den „Tripartismus‘‘, ein Begriff, mit dem in der britischen Dis- 
kussion die enge, vor allem auch institutionalisierte Kooperation von Staat(sapparat), 
Kapital(organisationen) und Gewerkschaften bezeichnet wird. Für das „entstehende 
tripartistische System des liberalen Korporatismus“ (Jessop 1978, $. 28 a) seien die 
sozialdemokratischen Parteien (oder ihre Äquivalente) die „natürlichen Regierungs- 
parteien“, da sie mehrere Hauptrollen in einer politischen Organisation verbinden: 
enge Beziehungen zur Arbeiterbewegung; ein substantielles Wählerpotential in der 
organisierten Arbeiterklasse und bei der neuen Kleinbourgeoisie; die Fähigkeit, un- 
terschiedliche Forderungen zu einem Programm zu verbinden, das eine staatliche In- 
tervention im Interesse der Kapitalakkumulation unterstützt (vgl. a.4.0.,8. 29). 


3.4. Corporatism als eine Politik zur Integration der Arbeiterklasse und ihrer Orga- 
nisationen 


Für Leo Panitch ist es ein „ziemlich sonderbarer Weg‘, eine marxistische Analyse 
des Corporatism im Rahmen einer abstrakten Bestimmung von Staatsformen zu be- 
ginnen (1978, S. 6), so hilfreich die Überlegungen Jessops auch seien. Panitch wen- 
det sich generell gegen ein msthodisches Vorgehen, das ausgehend von partikularen 
Strukturen Definitionen für ein „ganzes System‘ aufstellt, ob nun für ein System 
der Interessenintermediation, für eine Staatsform oder für eine Produktionsweise 
(1978, S. 12 und 2). Das corporatistische Paradigma könne ein heuristisches Instru- 
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ment für die Erfassung der sozialen Realität vieler westlicher liberaler Demokratien 
sein, wenn es 

„eine politische Struktur im fortgeschrittenen Kapitalismus bezeichnet, die organisierte sozio- 
ökonomische Produzentengruppen durch ein System der Repräsentation und kooperativen 


wechselseitigen Zusammenarbeit auf der Leitungsebene und durch ein System der Mobilisierung 
und sozialen Kontrolle auf der Massenebene integriert‘ (1977, S. 66, meine Hervorhebungen). 


Diese Aussagen werden 1978 präzisiert: Die Definition erfasse nur die formale Seite 
corporatistischer Strukturen, nicht aber ihren substantiellen Charakter. Das bestim- 
mende Element sei „state controi over labour“. Beim Corporatism als einer aktuel- 
len Struktur und einer Ideologie gehe es vorrangig um eine staatlich induzierte Klas- 
senkollaboration. „Corporatism ist vor allem anderen eine politische Form, die da- 
zu bestimmt ist, die organisierte Arbeiterklasse in den Staat zu integrieren‘ (1978, 
S. 12 f., Hervorhebung bei Panitch). Die Frage, welchen Klasseninteressen der Cor- 
poratism diene, sei vernachlässigt worden, weil (1) in der Einschätzung des Staates 
dessen systematischer bias in Richtung auf die Vorherrschaft der bürgerlichen Klas- 
se und weil (2) das Ungleichgewicht in den Macht- und Einflußbeziehungen überse- 
hen werde, das das Verhältnis von Gewerkschaften und Kapitalorganisationen präge. 
Mit den Annahmen von einer sozialen Harmonie, von einer staatlichen Neutralität 
gegenüber den Gruppen und von einem Machtgleichgewicht zwischen diesen sei (3) 
die Instabilität korporativer Strukturen in liberalen Demokratien tendenziell igno- 
riert worden. 

Für die Herausbildung korporativer Strukturen sieht Panitch insbesondere 
zwei Gründe: (1) die drei wichtigsten herrschenden Ideologien in europäischen 
liberalen Demokratien — Katholizismus, Liberal-Konservativismus und Sozialdemo- 
kratie — hätten eine gemeinsame Affinität zum korporatistischen Denken, das seit 
dem Eısten Weltkrieg die Herausbildung korporativer Strukturen begünstigt hätte; 
(2) die Entstehung eines Corporatism als ein weitreichender systematischer Prozeß, 
in dem korporative Strukturen eine bedeutende politische und ökonomische Rolle 
spielen, sei jedoch auf die Zeit des Zweiten Weltkriegs und danach zurückzuführen. 
Erklärt wird dies durch die staatliche Verpflichtung auf eine Vollbeschäftigungspoli- 
tik und die daraus resultierende Involvierung des Staates in die Ökonomie; beides 
seien Ergebnisse der politischen Kräftekonstellation (Wahlerfolge der Parteien der 
Arbeiterklasse nach 1945;-Furcht vor den politischen Folgen von Arbeitslosigkeit — 
nach den Erfahrungen der 30er Jahre). Korporative Strukturen hätten sich in den 
Ländern herausgebildet, in denen eine Einkommenspolitik das Kernstück staatlicher 
Wirtschaftsplanung war/ist. „Der Grund, daß Einkommenspolitik generell im Mittel- 
punkt korporatistischer Entwicklungen steht, liegt darin, daß sie — viel mehr als in 
anderen Bereichen staatlicher Intervention in die Wirtschaft — die direkte Beteili- 
gung der Gewerkschaften erfordert‘ (1977,S. 78). Hierin liege aber auch genau der 
Grund für die Instabilität der Enkommenspolitik und der sie tragenden korporati- 
ven Strukturen. Sobald die Gewerkschaftsführungen die Zielsetzungen dieser Politik 
akzeptieren, geraten sie in einen Widerspruch zu den Interessen der Mitglieder. Ins- 
besondere in Großbritannien sei ein permanenter Zirkel der Einführung, des Schei- 
terns und der Wiedereinführung von tripartistischer Einkommenspolitik zu beobach- 
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ten, und immer, wenn eine freiwillige Einkommenspolitik gefährdet oder gar ge- 
scheitert war, habe es Versuche des Staates gegeben, sie mit verschiedenen Zwangs- 
mitteln zu gewährleisten. Aber diese Politik bleibe ineffektiv, solange sie den offe- 
nen Widerspruch zu den Prinzipien der liberalen Demokratie vermeiden will/muß 
(vel. S. 81 ff.). Dies wiederum führe zu einem neuen Versuch einer freiwillig verein- 
barten Einkommenspolitik ... 


3.3. Corporatism als eine Politik industrieller Beziehungen 


Diese Entwicklung ist das Thema Colin Crouch's, der die „Politik der industriellen 
Beziehungen‘ in Großbritannien seit 1945 untersucht hat (1979; vgl. auch 1977). 
Crouch stellt fest, daß sowohl Labour als auch Konservative insbesondere drei Poli- 
tiken — je nach Situation und Kräfteverhältnissen — gewählt haben bzw. wählen 
mußten: (1) Einkommenspolitik, (2) gesetzliche Regulierungsversuche, (3) triparti- 
stische Abstimmung bzw. Verhandlungen. Dies seien keine sich ausschließenden Al- 
ternativen, sondern die konkret-aktuelle Politik verbinde (einige) diese(r) Möglich- 
keiten und kombiniere sie auch je nach Lage mit anderen Politiken. Crouch‘s detail- 
lierte Analyse, die hier nicht nachgezeichnet werden kann, mündet in einen Versuch, 
die unterschiedlichen Politiken bzw. Strategien zu systematisieren. Er unterscheidet 
eine liberale und eine corporatistische Grundrichtung der Politik industrieller Bezie- 
hungen. (Crouch spricht von einem liberalen und von einem corporatistischen „sy- 
stem“ der industriellen Beziehungen, aber ich übersetze das mit „Grundrichtung“, 
weil „System“ im Deutschen die Vorstellung von einer in sich geschlossenen Struk- 
tur beinhaltet.) Beide seien Strategien zur Unterordnung der organisierten Arbeiter- 
schaft, differieren aber in den Methoden und besonders im Umfang staatlicher Mit- 
wirkung. Je nach dem gesellschaftlich-politischen Kräfteverhältnis und der entspre- 
chenden Position der Gewerkschaften werden beide Grundrichtungen unterschied- 
liche Ausprägungen gewinnen (1979, S. 179): 


Grundrichtungen der Kräfteposition der Gewerkschaften 

Politik industrieller Beziehungen ‚stark schwach 

liberal (1) free collective (2) Neo-laissez-faire 
bargaining 

corporatist (4) bargained (3) corporatism 
corporatism 


zu (1): „Free collective bargaining‘‘ war die vorherrschende Form der industriellen Beziehungen 
der 50er und frühen 60er Jahre. Die Gewerkschaften waren politisch und gesellschaftlich aner- 
kannt, gerade auch nach der Phase der Kooperation während des Zweiten Weltkrieges. Auch 
nach 1945 wurden sie über viele Gremien und Verhandlungskanäle an staatlichen Entscheidun- 
gen beteiligt. Ihre Verhandlungsmacht gegenüber dem Kapital war angesichts geringer Arbeitslo- 
sigkeit und wirtschaftlicher Prosperität groß. Alle Parteien stimmten grundsätzlich überein, die 
industriellen Beziehungen soweit wie möglich aus der Parteienpolitik herauszuhalten. 


zu (2): „Neo-laissez-faire‘ zielt auf eine marktwirtschaftliche Pohtikoption, auf einen Rückzug 
des Staates aus der unmittelbaren Verantwortung für wirtschaftliche Prozesse und der perma- 
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nenten direkten staatlichen Einflußnahme auf die Entwicklung industrieller Beziehungen. Das 
„laissez-faire‘‘ bezieht sich auf das Kapital, keineswegs auf den Prozeß der Auseinandersetzung 
zwischen Gewerkschaften und Kapital. Aufgabe des Staates sei es vielmehr, den Einfluß der Ge- 
werkschaften zurückzudrängen, um der Kapitalrationalität Freiraum zu verschaffen. „Insgesamt 
meint die Option des ‚laissez-faire‘ die Zurückdrängung gewerkschaftlicher Positionen durch an- 
dere Mittel als die des Kompromisses und der Verständigung, die Neutralisierung verschiedener 
Formen des demokratischen Drucks auf die Wirtschaftspolitik und eine einschneidende Zurück- 
nahme staatlicher Leistungen‘‘ (1979, S. 185). Dies ist also keineswegs eine Vorstellung von 
einem schwachen Staat; im Gegenteil: eine solche Politik läßt sich nur mit einem ‚starken Staat‘ 
durchsetzen. 


zu (3): Die „neo-laissez-faire-Option‘‘ will, so ihre Befürworter, corporatistischen Strategien ent- 
gegentreten, kann aber auf sie angewiesen sein, wenn sie die Gewerkschaften schwächen will. 
Corporatism zielt auf die Disziplinierung der Arbeitnehmer über die Disziplinierung ihrer Orga- 
nisationen, eine Politik, die z. Z. im Kontext eines internationalen Monetarismus durchgesetzt 
werden könnte. In der Kombination von ökonomischem Liberalismus und Corporatism veıbin- 
den sich die jeweils spezifischen Restriktionen für die gewerkschaftliche Politik. 


zu (4): Versuche einer ‚puren‘ corporatistischen Strategie lassen sich unter den britischen Bedin- 
gungen nur unvolilkommen durchsetzen, zumal die Möglichkeiten rechtlicher Sanktion nicht so 
weit gehen, wie dies in Westdeutschland in einigen Punkten der Fall ist. Die Bereitschaft der Ge- 
werkschaften, corporatistischen Beziehungen zuzustimmen, muß immer wieder neu gewonnen 
werden, sei es durch Zugeständnisse an die Bedürfnisse der Gewerkschaftsorganisation, sei es 
durch Zugeständnisse, die von den Gewerkschaftsmitgliedern als in ihrem Interesse verstanden 
werden. Corporatistische Arrangements könnten daher nicht verordnet werden; sie seien das Re- 
sultat und die Durchsetzungsform eines „bargained corporatism‘: „Er beinhaltet, daß die Ge- 
weıkschaften einige Strategien akzeptieren, die — verglichen mit dem free collective bargaining 
— Arbeiterinteressen zurückdrängen. Aber er bedeutet auch die Aussicht auf Vorteile. Die Ge- 
werkschaften schrecken vor corporatistischen Entwicklungen zurück, aber gleichzeitig sind sie 
geneigt, einige ihrer erreichten, aber weniger bedeutsamen Errungenschaften im Austausch für 
die Möglichkeit eines größeren politischen Einflusses und für eine erweiterte und größere Ein- 
flußmacht ihrer Mitglieder am Arbeitsplatz zu opfern; gleichzeitig nehmen sie aber auch Ein- 
schränkungen hin: eine offensichtlichere Rolle der Gewerkschaften bei der Disziplinierung ihrer 
Mitglieder, einen erhöhten Staatseinfluß und eine größere Anerkennung der industriellen Ord- 
nung und ihrer Prioritäten‘‘ (1979, S. 189). 


Diese vier Optionen treten nicht in „Reinform“ auf; sie kennzeichnen Strategien, 
die sich in jeweils spezifischer Weise miteinander verbinden können. Daraus folgt, 
daß einfache Zuordnungen einer bestimmten Politikkonstellation mit Hilfe dieser 
vier Grundrichtungen nicht möglich sind; die Aufgabe konkreter Analyse wird sein, 
die Verbindung dieser Strategien herauszufinden, gerade auch, um widersprüchliche 
Entwicklungen in jeweiligen Situationen herauszufinden. 


3.6. Ebenen korporativer Beziehungen 


Die Analyse industrieller Beziehungen wird dann insbesondere wichtig, wenn wir et- 
wa den Punkt Leo Panitch‘s berücksichtigen, der Corporatism als eine politische 
Struktur der Zusammenarbeit auf der Leitungsebene und der Mobilisierung und so- 
zialen Kontrolle auf der Massenebene bezeichnete. Trotz dieser Definition konzen- 
trieren sich die meisten Konzepte auf Institutionen und Prozesse auf der Leitungs- 
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ebene, in der Annahme, daß Mobilisierung und soziale Kontrolle „von oben“ erfol- 
gen, sei es in der staatlich-politischen Disziplinierung „der Massen“ oder in der Dis- 
ziplinierung über die gesellschaftlichen und politischen Organisationen. In beiden 
Richtungen erscheint Disziplinierung als Absicherung kooperativer Beziehungen auf 
den ‚Kommandohöhen‘ von Staat und Gesellschaft. 

Für die Korrektur dieser Auffassungen ist die Unterscheidung Arthur Wassen- 
bergs hilfreich (1978 a und b), der auf die verschiedenen Ebenen industrieller Bezie- 
hungen hinweist: 

— die Mikro-Ebene (Betrieb, Unternehmen), 

— die Meso-Ebene (Branche, Region), 

— die Makro-Ebene (zentral-staatliche Instanzen und Spitzenverbände). 

„Es sei gerade die in der bisherigen Diskussion vernachlässigte Meso-Ebene, auf 
der korporative Entwicklungen wirksam seien (vgl. dazu Esser/Fach!). Dies sei über- 
sehen worden, weil Kooperation und Konflikt auf der Makro-Ebene spektakulärer 
sind bzw. in Szene gesetzt werden, oft überlegt, um von Entwicklungen auf der 
Meso- und Mikro-Ebene abzulenken. 

Die Meso-Ebene ist vermutlich aus vielen Analysen herausgefallen, weil die in- 
dustriellen Beziehungen in den Branchen/Regionen nicht wie auf den anderen Ebe- 
nen reguliert und formell instutionalisiert sind (Kriterien, auf die viele corporatism- 
Begriffe abstellen). Zumindest gilt das für die Bundesrepublik, wenn wir an das Be- 
triebsverfassungs- und das Mitbestimmungsgesetz denken, an die gesetzlichen und 
justiziellen Regulierungen des Arbeitskampfs- und Tarifrechts usw. (vgl. Spohn). 
Reguliert und formell institutionalisiert sind also gerade die industriellen Beziehun- 
gen, in denen „Mobilisierung und soziale Kontrolle der Massen‘ ‚notwendig‘ werden. 


4. _ Problemperspektiven für die Analyse der gesellschaftlichen Politikorganisation 


4.1. Korporative Strategien und Strukturen in der gesellschaftlichen Politikorgani- 
sation „westlicher Demokratien“ 


Die Thesen von einem Neokorporativismus oder (Neo)Korporatismus bezeichnen — 
wie wir gesehen haben — immer nur Teilaspekte der gesellschaftlichen Politikorgani- 
sation. Die Kritik Leo Panitch‘s an Ganzheitsbestimmungen des corporatism hat 
deutlich gemacht, daß sie auf Generalisierungen von Teilstrukturen der Politikorga- 
nisation zurückgehen, obwohl sich diese Teilstrukturen/Teilsysteme selbst nur ideal- 
typisch als corporatism bezeichnen lassen. Damit werden nun aber gerade Problem- 
und Fragestellungen abgebogen, die überhaupt erst ein analytisches Konzept für 
eine aktuelle Korporativismus-Diskussion konstituieren können. Dies läßt sich am 
besten dusch einen Verweis auf die früheren Auffassungen einer Korporativistischen 
Geselischafts- und Staatsverfassung begründen. 

Die Kkorporativistischen Ordnungsmodelle waren keineswegs Konzepte/Pro- 
gramme, die sich auf einzelne „‚Teilsysteme‘“ bezogen. Sie zielten vielmehr auf die 
politische Organisation von Gesellschaft. Korporativismus sollte eine Alternative 
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sein (1) zu den Prinzipien liberal-demokratischer Repräsentation und ihren Ein- 
bruchsstellen für einen politischen Klassenkampf, also zum Parlamentarismus, (2) 
zur Anarchie der marktwirtschaftlichen Produktion, also zum „freien“ ökonomi- 
schen Wettbewerb, (3) zu den Auseinandersetzungen zwischen den (Organisationen 
der) sozio-ökonomischen Gruppen/Klassen, also zum ökonomischen Klassenkampf. 
Dementsprechend sollte Korporativismus (1) eine Reorganisation des politischen 
Systems, (2) eine Restrukturierung der Volkswirtschaft bis hin zur Branchenstruk- 
tur und (3) eine Regulierung und Formierung des Verhältnisses von Lohnarbeit und 
Kapital bzw. ihrer Organisationen bedeuten. Der „korporative Staat“ sollte die in 
„Korporationen“ zusammengefaßten Produzentengruppen vereinigen, die wiederum 
die konstitutiven Trägereinheiten dieses Staates sein sollten (vgl. dazu und zu den 
unterschiedlichen Konzeptionen Mayer-Tasch 1971). Korporativismus war also eine 
spezifische klassen, harmonische“ Konstruktion des Staates und der Gesellschaft, 
die auf eine direkte und organisierte Verbindung politischer, ökonomischer und so- 
zialer Beziehungen abstellte. Dieser „ganzheitliche“ Bezug muß als Frage erhalten 
bleiben, wenn das analytische Konzept des corporatism/Korporativismus Sinn ma- 
chen soll. Nur dann kann der Begriff des state corporatism oder des autoritären 
Korporatismus auch den „historischen‘‘ Korporativismus erfassen, und nur dann 
können die komplementären Begriffe des gesellschaftlichen, liberalen oder bargained 
corporatism die Frage offenhalten, ob sich in den ‚westlichen Demokratien‘“ ver- 
gleichbare oder ähnliche Tendenzen herausgebildet haben. 

Die korporativistischen Ordnungsmodelle wurden nur partiell verwirklicht, da 
die klassen,,harmonischen“ Konzepte an den Klassenwidersprüchen scheiterten. Da- 
her läßt sich selbst für das faschistische Italien nur mit Einschränkungen von einem 
„korporativen Staat‘‘ oder einem „Korporativen System‘ sprechen. Erst recht gilt 
dies für die „westlichen Demokratien‘“ Westeuropas, auch wenn „korporatives Sy- 
stem“ im Sinne des Neokorporati(vi)smus verstanden wird. Daß sich hier Korpora- 
tive Strategien und Strukturen herausgebildet haben, ist jedoch zumindest in der in- 
ternationalen sozialwissenschaftlichen Diskussion eine Meinung, die sich immer 
mehr durchzusetzen scheint. Auch überwiegt eine Auffassung, die mit der K.ontinui- 
tät Korporativer Strategien eine Tendenz zu ihrer Komplettierung annimmt (obwohl 
z. B. Panitch und Crouch auf die Instabilität Korporativer Strukturen hinwiesen). 
Aber z. Z. spricht wenig dafür, daß daraus ein „System‘‘ jenseits des Parlamentaris- 
mus, der Klassenauseinandersetzung oder gar des Kapitalismus entsteht. Was aber 
bereits entstanden sein Könnte oder vielleicht entsteht, ist ein Netzwerk kor- 
porativer Strukturen innerhalb der bestehenden Politikorganisation. Solche 
Strukturen haben sich offensichtlich in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen, 
in vielen Politikfeldern und auf unterschiedlichen Ebenen der Herrschaftsorganisa- 
tion herausgebildet. Die Frage zu beantworten, wie sie miteinander zusammenhän- 
gen, wie sie sich wechselseitig ergänzen und gegenseitig absichern, und die Frage zu 
prüfen, ob sich daraus eine gesellschaftlich-politische Formierung ergibt, die über 
die ‚normalen‘ Integrationsmuster der kapitalistischen Gesellschaft hinausgeht, ist 
m. E. eine Hauptaufgabe der Korporativismus-Arialyse. 
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4.2. Historische Kontinuitätslinien in der Herausbildung korporativer Strategien 
und Strukturen 


Im Gegensatz zur westdeutschen Diskussion, die die Neokorporativismus-Thesen 
zum Teil sehr unvermittelt auf gegenwärtige Tendenzen der westdeutschen Herr- 
schaftsorganisation bezieht, thematisieren viele corporatism-Konzepte die Heraus- 
bildung korporativer Strategien und Strukturen im Kontext von Entwicklungsten- 
denzen insbesondere seit dem Ersten Weltkrieg. Die Unterscheidung etwa eines ge- 
sellschaftlichen und eines staatlichen corporatism ist also nicht nur ein Versuch, 
einen adäquaten Begriff für die Analyse heutiger Politikorganisation in westeuropä- 
ischen Gesellschaften zu entwickeln. Sie ist auch ein Versuch, unterschiedliche ‚‚Ver- 
arbeitungsformen“ der politischen, ökonomischen und sozialen Problemlagen seit 
den 20er und 30er Jahren zu bezeichnen. Was in der etablierten westdeutschen So- 
zialwissenschaft unter der Vorherrschaft des Totalitarismus-K onzepts als prinzipiel- 
ler Gegensatz von diktatorisch-faschistischen und demokratischen Reaktionsformen 
erschien und bis heute erscheint, wird in der corporatism-Debatte, jedenfalls in den 
uns interessierenden Beiträgen, weit differenzierter als Herausbildung abweichender 
Formen bzw. Prozesse gesellschaftlich-politischer Formierung begriffen, die trotz al- 
ler Abweichungen gemeinsame Züge aufweisen. 

Offensichtlich stellt sich damit die Frage nach der historischen Kontinuität 
Korporativer Strukturen z. B. in Großbritannien oder in Skandinavien anders als in 
den Länder, in denen sich in den 20er und 30er Jahren diktatorisch-faschistische 
Regime etablierten. Sie läßt sich dort anders stellen, weil die Kontinuität der gesell- 
schaftlichen Politikorganisation und die darin eingeschlossene Kontinuität ihrer kor- 
porativen Konturen weit ungebrochener ist, als dies z. B. in Deutschland der Fall 
ist. In der „‚westdeutschen‘“ Wahrnehmung wurde Korporativismus zu einem Merk- 
mal des Faschismus bzw. seiner Systemrhetorik. Damit wurde sowohl die Frage 
nach den Kontinuitätslinien in Bezug auf das „Dritte Reich‘ als auch in Bezug auf 
die Weimarer Republik (und natürlich auch zwischen diesen beiden) abgeschnitten. 
So wurde in Westdeutschland Korporativismus fast zu einem Un-Begriff, der allen- 
falls in Verbindung mit dem Faschismus verwendet wurde (nur in diesem Zusam- 
menhang wird er z. B. im Standard-Lexikon „Staat und Politik‘, hrsg. von E. Fraen- 
kel und D. Bracher, kurz erwähnt; Frankfurt am Main 1957, S. 66; Neuausgabe 
1964, 5.84). 

Im Gegensatz dazu konnte der Amerikaner R.H. Bowen 1947 feststellen: 

„In Ländern, in denen liberal-demokratische politische Institutionen weiter in Funktion blieben, 
wurden die autoritären Versionen des ‚corporatism‘ im allgemeinen mit einiger Vehemenz zu- 
rückgewiesen. Gleichzeitig aber gab es Anzeichen von einem wachsenden Bewußtsein, daß in 
modernen industriellen Gesellschaften seit einiger Zeit gewisse fundamentale Tendenzen wirk- 
ten, die als ‚corporative‘ bezeichnet werden könnten. Ökonomen und Historiker sahen eine sol- 
che Tendenz im Niedergang des atomistischen Wettbewerbs im wirtschaftlichen Leben; eine 
Sphäre des ‚freien Wirkens der individuellen Kräfte‘ wurde zunehmend durch die Anwendung 
kollektiver Vereinbarungen ersetzt, die zwischen fest organisierten ‚Interessengemeinschaften‘ 


geschlossen wurden. Juristen und Politikwissenschaftier beobachteten einen parallelen Nieder- 
gang des atomistischen Individualismus in der Politik, indem sie feststellten, daß private Kör- 
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perschaften, die beanspruchten, die Gruppeninteressen der Arbeiter, der Arbeitgeber, der, Bau- 
ern, der Konsumenten, bestimmter Industriezweige und anderer ökonomischer und sozialer 
Gruppen zu vertreten, dazu tendierten, umfassender und stärker integriert zu werden — mit der 
Absicht, ihren direkten Einfluß auf die Regierungspolitik zu erhöhen. In einigen demokrati- 
schen Staaten, vor allem im Vor-Nazi-Deutschland, in Frankreich und in der Tschechoslowakei 
wurde diesen Gruppen der Rang offizieller Anerkennung gegeben, als ihnen die Mitgliedschaft 
in Nationalen Wirtschafsräten eingeräumt wurde, die als beratende ‚Parlamente der Industrie‘ 
geschaffen wurden“ (R. H. Bowen, German Theories of the Corporate State, New York 1947, 
5.3 f., zitiert bei Panitch 1977, 8.62 £.). 


Diese Feststellungen verweisen uns darauf, daß die gebrochene Kontinuität der Herr- 
schaftsorganisation in Deutschland offensichtlich auch die Kontinuität sozialwissen- 
schaftlicher Analyse und Theoriebildung zerstört hat. In der Korporativismus-Dis- 
kussion wird dies jedenfalls sehr deutlich, und die nicht seltene alleinige und unver- 
mittelte Bezugnahme auf Herrschaftsstrategien und -strukturen des Faschismus/Na- 
tionalsozialismus läßt sich nur so erklären. Analysen wie sie z. B. von Middlemas 
(1979) und Harris (1972) für Großbritannien vorgelegt wurden, stehen für die deut- 
sche und westdeutsche Entwicklung noch aus. Wenn bei uns von einem „Neokorpo- 
rativismus“ oder „(Neo)Korporatismus“ gesprochen wird, dann kennzeichnet das 
„Neo“ anscheinend eher die neue Diskussion über Probleme, die keineswegs neu 
sind, sondern nur als neue aufgefaßt werden. 

Die Frage nach der früheren Existenz und der (möglichen) Kontinuität korpo- 
rativer Strukturen mag ‚als solche‘ nicht sonderlich wichtig sein; die Feststellung z.B., 
die „Zentrale Arbeitsgemeinschaft“ in der Weimarer Republik habe korporative Zü- 
ge gehabt, hilft uns wenig bei der Analyse der bundesrepublikanischen Herrschafts- 
organisation. Gewicht erhält die Frage nach historischen Kontinuitätslinien est 
dann, wenn sie auf Problemkontinuitäten der kapitalistischen Herrschaft bezogen 
wird, wenn also gefragt wird, ob und wie korporative Strategien und Strukturen im 
Rahmen bestimmter Reaktionsformen auf bestimmte gesellschaftliche Konstellatio- 
nen entstehen. Diese Kontinuitäten auch nur zu skizzieren, würde einen weiteren 
Aufsatz verlangen. Ich will jedoch zumindest darauf hinweisen, daß in einigen cor- 
poratism-Beiträgen die Herausbildung korporativer Tendenzen gerade auf Problem- 
lagen zurückgeführt wird, die uns heute z. T. als neue, als heute spezifische vorkom- 
men. Die uns heute geläufigen Begriffe wie „Modernisierung der Volkswirtschaft‘, 
„Reorganisierung der Ökonomie“, „Zusammenfassung der gesellschaftlichen, öko- 
nomischen und politischen Kräfte‘ etc., die im Hinblick auf eine „Überwindung der 
Wirtschaftskrise‘ und eine „Stärkung der nationalen Ökonomie im internationalen 
Wettbewerb“ formuliert werden, lassen sich ebenso oder ähnlich in Konzeptionen 
oder Erklärungsversuchen korporativer Entwicklung finden, die in den 20er und 
30er Jahren diskutiert wurden. 


4.3. Zur Spezifizierung korporativer Strategien und Strukturen in der Bundesrepu- 
blik 


Die bisherigen Überlegungen haben gezeigt, daß eine auf die Bundesrepublik bezoge- 
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ne Korporativismus-Analyse die Vorstellung von einem umfassenden, ganzheitlichen 
„Korporativen System‘ vermeiden muß. Auch die Differenzierung zwischen einem 
„staatlichen“ oder „autoritären Korporatismus‘‘ und einem „gesellschaftlichen“ 
oder „liberalen Korporatismus“ darf nicht dazu führen, die Analyse korporativer 
Strategien und Strukturen in ein, wenn auch verfeinertes „System-Schema‘ zu pres- 
sen. Die generelle Annahme eines gegenwärtigen „gesellschaftlichen Korporatismus“ 
würde z. B. gleich zwei Fragen verbauen: die nach der möglichen Kontinuität oder 
Re-Etablierung von Tendenzen eines ‚autoritären Korporatismus“ und die nach der 
Existenz von nicht-korporativen Durchsetzungsformen von Politik. 

Die Analyse korporativer Tendenzen muß also zweifach spezifiziert werden: 
es gilt, nach den Unterschieden von korporativen und nicht-korporativen Politikfor- 
men und nach den unterschiedlichen Formen einer korporativen Politik zu fragen. 
Dabei können uns insbesondere die Überlegungen Crouch‘s helfen (vgl. Teil 3.5.). 
Aber auch die Konzepte eines „staatlich/autoritären‘ und eines „gesellschaftlich/ 
liberalen Korporatismus“ sind hilfreich, wenn sie nicht als „System-Modelle“ ver- 
standen und nicht auf Probleme der Verbändeforschung etc. reduziert werden (vgl. 
Teil 3.3.). Ich will versuchen, diese These skizzenhaft am Beispiel der Strategien zu 
begründen, die in der westdeutschen sozialistischen Diskussion als korporativistisch 
bezeichnet wurden (vgl. Teil 2). (Ich beziehe mich also auf einige Theoreme, d.h. 
die folgende Skizze ist nicht als Abriß einer korporativistischen Entwicklung in 
Westdeutschland gedacht; z. B. kann ich hier nicht auf Fragen der Kontinuität ein- 
gehen, die gerade im Teil 4.2. gestellt wurden, und ich vernachlässige auch z. B. die 
Phase der Re-Konstituierung der gesellschaftlichen Politikorganisation in den 40er 
Jahren.) Die folgenden Überlegungen beziehen sich insbesondere auf die Aussagen 
von Leo Panitch und Colin Crouch, die corporatism als eine staatliche Strategie zur 
Integration und Kontrolle der Gewerkschaften bzw. als eine staatliche Strategie in- 
dustrieller Beziehungen fassen. 


a) Die von Wolfgang Spohn herausgestellte Integrationspolitik der 50er Jahre läßt 
sich als eine Strategie staatlicher Gewerkschaftspolitik bezeichnen, die weitgehend 
auf eine direkte Beteiligung der Gewerkschaften an der Aushandlung und Durch- 
setzung staatlicher Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik verzichtete, genauer: ent- 
sprechende Forderungen der Gewerkschaften zurückwies. Dies kontrastiert deut- 
lich etwa mit der britischen und skandinavischen Entwicklung. In der Bundesrepu- 
blik konzentrierte sich die staatliche Gewerkschaftspolitik auf den Versuch, das 
Konfliktpotential und die Kampfmöglichkeiten der Gewerkschaften in vielfältiger 
Weise gesetzlich und justiziell einzugrenzen und die Gewerkschaften auf die Rolle 
einer ökonomischen Interessenvertretung im engen Sinne festzulegen. In den Be- 
griffen Crouch's kann diese Politik der Schwächung der Gewerkschaften durch eine 
Eingrenzung ihres Handlungsrahmens als eine Verbindung von liberalen und corpo- 
ratistischen Strategieelementen bezeichnet ‚werden, als eine Verbindung eines spezi- 
fischen Neoliberalismus mit Disziplinierungsformen eines autoritären corporatism. 
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b) Die staatliche Eingrenzung des gewerkschaftlichen Handlungsrahmens änderte 
nichts daran, daß sich im Laufe der 50er Jahre die Verhandlungsmacht der Ge- 
werkschaften gegenüber dem Kapital erhöhte. Dies lag zum einen daran, daß die 
eben bezeichnete Strategie gegen die Gewerkschaften immer auch Formen einer 
„materiellen Integration‘ beinhalten mußte, und zum anderen daran, daß sich die 
Verhandlungspositionen der Gewerkschaften verbesserten, als sich eine Situation 
der Vollbeschäftigung einstellte. So konnten die Gewerkschaften eine Steigerung 
der Lohnsätze und eine schrittweise Verringerung der Arbeitszeit erreichen (z. B. 
wurde von 1956 bis 1960 in einer Reihe von Abkommen die tarifliche Arbeitszeit 
in der Metallindustrie von 48 auf 40 Wochenstunden reduziert — die Zahl 40 sollte 
bis 1967 erreicht werden; vgl. Bergmann u. a. 1975,S. 192). Spätestens in den frü- 
hen 60er Jahren hatte sich eine Form industrieller Beziehungen zwischen Lohnar- 
beit und Kapital ergeben, die der von Crouch als „free collective bargaining“ be- 
zeichneten Grundrichtung nahekam. Die westdeutsche Form von „Tarifautonomie‘“ 
war allerdings nur bedingt mit der englischen vergleichbar. Letztere bezog sich nicht 
nur auf Tarifverhandlungen, sondern war auch im-Rahmen von Verhandlungsstruk- 
turen zwischen Gewerkschaften und Staat zu sehen. Während in Westdeutschland 
der Rahmen von Tarifautonomie wesentlich staatlich gesetzt war, ergab sich der 
Rahmen des „free collective bargaining‘“ aus der Fortdauer von Verhandlungsstruk- 
turen zwischen Gewerkschaften, Unternehmern und Staat, die sich insbesondere in 
der „nationalen Kriegsallianz“ bis 1945 herausgebildet hatten. 


c) Die Konzipierung der „Formierten Gesellschaft‘ dürfte wesentlich auf diese 
Entwicklung zurückzuführen sein. Die Strategie der 50er Jahre reichte offensicht- 
lich nicht mehr aus, gewerkschaftliche Forderungen zurückzuweisen. Der ‚„CDU- 
Plan“, der keineswegs nur ein Partei-Produkt war, sondern im Kontext von Unter- 
nehmerstrategien entstand (vgl. Opitz 1965), setzte zu einem Angriff auf ‚‚die plura- 
listische Verbandsgesellschaft‘‘ an, die einzelnen Verbänden (sprich: den Gewerk- 
schaften) die Durchsetzung von „Gruppeninteressen‘‘ ermöglicht habe. Dagegen 
wurde die Konzeption einer Geselischatt formuliert, in der die Verbände als „ge- 
meinwohlorientierte ‚befestigte‘ Gruppen‘ einen „optimalen Status ihres Umfangs 
und ihrer Organisation sowie einen legalen Status erreicht haben, indem sie vom 
Staat anerkannt sind und ihre Rolle von der Gesellschaft akzeptiert ist“ (zitiert 
nach Opitz, a.a.O., S. 755). Erforderlich sei „die Begrenzung und Kontrolle dieser 
Macht, und zwar nach Möglichkeit auf Grund der eigenen Ansicht dieser Gruppen“ 
(ebda). Während das vorletzte Zitat sich wie eine Erläuterung der Schmitter‘schen 
Definition eines „staatlichen corporatism‘ liest, könnte das letzte auf Bestimmun- 
gen eines „‚gesellschaftlichen/liberalen corporatism‘‘ verweisen. Die „Formierte Ge- 
sellschaft‘‘ als eine Konzeption zur vorwiegend „weichen“ oder ‚ideologischen‘ 
Formierung aufzufassen, die ohne staatlichen Zwang auskommen wollte, wäre je- 
doch eine Fehleinschätzung. Bei der Lektüre zeigt sich, daß zwar wenig über den di- 
rekten Einfluß auf die „Verbände‘‘ gesagt wird, daß aber dafür umsomehr über die 
„Modernisierung“ der Demokratie, über eine Parteien- und Parlamentsreform etc. 
gesagt wird. Dies ist die eine Seite. Die andere zielt darauf, die Schlüsselrolle des Un- 
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ternehmers in dieser Gesellschaft zu wahren bzw. wiederherzustellen (vgl. a.a.0.,S. 
762). Das Konzept setzt also bei der Stärkung des Staates und des Kapitals an, um 
über diesen Weg die Gewerkschaften zurückzudrängen. In den Begriffen Colin 
Crouch’s: die „Formierte Gesellschaft“ war eine rigide Formulierung einer Strategie 
des „Neo-laissez-faire‘, verknüpft mit autoritär-corporatistischen Elementen. Sollte 
in den 50er Jahren der Handlungsrahmen der Gewerkschaften eingegrenzt werden, 
war jetzt die Neubestimmung dieses Rahmens durch eine umfassende Re-Strukturie- 
rung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse das Ziel. 


d) Wenn sozialdemokratische Politikkonzeptionen kurzerhand als ‚Varianten der 
korporativistischen ‚Formierten Gesellschaft‘ “ (vgl. Teil 2) bezeichnet werden, 
dann ist das nicht nur eine Fehlcharakterisierung und Fehleinschätzung des „CDU- 
Plans“, sondern zugleich (und vor allem) auch eine Verkennung der spezifischen 
Merkmale der SPD-Modelle von gesellschaftlicher Politikorganisation. Selbst wenn 
nachgewiesen werden kann, daß eine SPD-Politik die gesellschaftspolitische Position 
der Unternehmer akzeptiert oder sie in bestimmten Phasen gar stärkt, wird kaum da- 
von gesprochen werden können, daß sie auf eine Re-Strukturierung der gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnisse zu Lasten der Gewerkschaften abzielt. Mehr noch: die 
Strategie staatlicher Gewerkschaftspolitik bzw. der staatlichen Politik industrieller 
Beziehungen, die mit dem Eintritt der SPD in die „Große Koalition“ (1966) einge- 
leitet wurde, war insofern eine Alternative zum Programm der „Formierten Gesell- 
schaft“, als sie auf die Etablierung von Verhandlungsstrukturen zwischen Gewerk- 
schaften, Kapitalorganisationen und Staat orientiert war. Dies läßt sich durchaus als 
ein Wendepunkt im Verhältnis Gewerkschaften — Staat bezeichnen: erstmals in der 
Entwicklung der Bundesrepublik (und weiter gefaßt: seit der Weimarer Republik) 
fanden die Gewerkschaften ein Ausmaß staatlicher Kooperationsbereitschaft vor, 
wie es in anderen westeuropäischen Staaten Z. T. schon vor Jahrzehnten entstanden 
war. Die Einrichtung der „Konzertierten Aktion der Einkommenspolitik“ war nur 
dasspektakulärste Beispieleiner ganzen Reihe von im Kern tripartistischen Verhand- 
lungsstrukturen, die sich seit Mitte der 60er Jahre herausgebildet haben. Sie allein 
im Kontext einer keynesianisch orientierten „Neuen Wirtschaftspolitik“ und nur als 
‚Durchsetzungsformen‘ von staatlicher Politik zu sehen, wäre allerdings- verkürzt. 
Diese Kooperationsformen sind das Merkmal und ein Bestandteil einer staatlichen 
Politik, die die industriellen Beziehungen nicht nur durch Rahmensetzungen regulie- 
ren will (wie in den SOer Jahren), sondern sie permanent politisch beeinflussen und 
lenken will. Das Feld der industriellen Beziehungen ist zu einem besonderen Bereich 
staatlicher Politik geworden. Damit unterscheidet sich diese Politikform von einer 
„liberalen Grundrichtung‘‘, wie sie von Crouch bezeichnet worden ist. 

Läßt sich diese Politikform im Sinne eines „gesellschaftlichen‘“ bzw. „‚bargain- 
ed corporatism‘ interpretieren; läßt sich also für die Bundesrepublik ein ‚weitrei- 
chender systematischer Prozeß der Herausbildung korporativer Strukturen‘ beob- 
achten, wie ihn Panitch als Folge von Vollbeschäftigung, staatlicher Einkommens- 
politik und notwendiger gewerkschaftlicher Beteiligung daran annimmt (vgl. Teil 
3.4.)? Der Hinweis auf die Entstehung tripartistischer Kooperationsformen auf Lei- 
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tungsebene würde für die Bejahung dieser Frage nicht ausreichen, da er die „‚Mobili- 
sierung und soziale Kontrolle auf der Massenebene‘‘ (Panitch) als zweite ‚Kompo- 
nente‘ eines (gesellschaftlichen) Korporatismus noch nicht berücksichtigt. Für diese 
zweite ‚Komponente‘ gibt es in der Bundesrepublik allerdings genügend Evidenz. 
Als erstes ist daraufzu verweisen, daß der Unterschied etwa zu Großbritannien darin 
besteht, daß in Westdeutschland bereits vor der Herausbildung eines möglichen ‚‚ge- 
sellschaftlichen corporatism‘ ein breites Instrumentarium zur rechtlichen Regulie- 
rung industrieller Beziehungen entstanden war. Darauf können alle kooperativen 
Strategien des Staates im Bereich der industriellen Beziehungen „aufbauen“. Die 
Entwicklung in Westdeutschland seit 1966 hat jedoch gezeigt, daß die Elemente 
„rechtliche Regulierung‘ und „Kooperation auf Leitungsebene“ nicht ausreichen. 
Daher, d.h. aus den Erfahrungen mangelnder Durchsetzbarkeit tripartistisch auf 
Leitungsebene gefaßter Entscheidungen, lassen sich die gesellschaftlichen und poli- 
tischen Formierungsprozesse seit der Regierungsübernahme durch die SPD erklä- 
ren. Dabei kann jedoch nicht von einer Strategie gesprochen werden, die die ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse zu Gunsten des Kapitals verändern will; dahin- 
ter steckt eine sozialdemokratische Vorstellung einer staatlichen Moderation gesell- 
schaftlicher Entwicklung und Auseinandersetzung, die auf eine Unterordnung der 
gesellschaftlichen Gruppen unter staatlich formulierte Imperative der Gesellschafts- 
und Wirtschaftspolitik angewiesen ist. Diese Unterordnung wird zu einem staatli- 
chen Ziel des „bargaining“. „Bargained corporatism‘ kann also nicht nur als staatli- 
che Beteiligung am ‚‚Verteilungskonflikt“ gesehen werden (wie Lehmbruch meint, 
vgl. Teil 3.3.), er greift viel weiter. Für die Bundesrepublik wird das besonders deut- 
lich in der Konzeption einer „aktiven Strukturpolitik“ (Scharpf/Hauff), die von 
dem „Grundgedanken“ ausgeht, ‚daß bis in den letzten Winkel der Volkswirtschaft 
hinein Kapital und Arbeit unter einen staatlich durchgedrückten Modernisierungs- 
und Mobilitätszwang gesetzt werden sollen“ (Narr/Offe 1976, S. 19). 


e) Selbst wenn sich, wie z. Z. in der Bundesrepublik, Tendenzen zu einer autoritä- 
ren Absicherung eines solchen „bargained corporatism“ verstärken, ist diese Poli- 
tikform keineswegs stabil (und die autoritären Tendenzen können geradezu als 
Ausdruck von Instabilität aufgefaßt werden). Ein „bargained corporatism‘, auch 
wenn er noch so sehr ‚staatlich überhöht‘ wird, beinhaltet immer ein fragiles Ver- 
hältnis von Lohnarbeit und Kapital. Eine staatliche Politik industrieller Beziehun- 
gen bekommt die Widersprüche, die in ihnen liegen, nicht in den Griff; z. T. verla- 
gern sie sich in die staatliche Politik hinein. Für die Sozialdemokratie als Regierungs- 
partei äußert sich dies insbesondere in einem immer wieder durchbrechenden Span- 
nungsverhältnis zu den Gewerkschaften, auf das die Partei mit einer ganzen Reihe 
von organisatorischen und politischen Anstrengungen reagierte und reagiert (vgl. 
Hella Kastendiek 1978). Das mögliche Ausscheren der Gewerkschaften aus korpora- 
tiven Arrangements ist jedoch nur eine Seite der Instabilität korporativer Struktu- 
ren. Die andere ist die tendenzielle Rücknahme korporativer Strukturen durch den 
Staat bzw. ihre Aufkündigung durch das Kapital. Besonders deutlich wird dies z. Z. 
in Großbritannien, wo die konservative Thatcher-Regierung eine umfassende Wen- 
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dung zu einer rigiden Politik des ‚‚neo-laissez-faire“ Konzipiert und teilweise auch 
schon durchgesetzt hat, kombiniert mit neuen Versuchen einer anti-geweikschaftli- 
chen Gesetzgebung. Ob aus dieser Polarisierung ein neuer „social contract‘ zwi- 
schen den britischen Gewerkschaften und der Labour Party resultieren wird, bleibt 
abzuwarten. 

In der Bundesrepublik könnten die Initiativen der CDU und FDP zu einer 
„Verbände‘-Gesetzgebung, d. h. zu einer direkten Regulierung gewerkschaftlicher 
Organisation, wie sie selbst im Programm der „Formierten Gesellschaft‘ noch nicht 
ausformuliert war, die „Biedenkopf‘‘-Kampagne gegen die Gewerkschaften und die 
„Stoiber-Papiere‘‘ der CSU gerade zu einer erneuten Stabilisierung von Struktur&n 
eines „bargained corporatism“ führen, weil sie für die Gewerkschaften immer noch 
eine relativ bessere Konstellation bedeuten. 
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Michele Salvati und Giorgio Brosio* 
Politik und Markt in der Krise: Die industriellen Beziehungen 
im Europa der siebziger Jahre** 


1.  Politisierung der industriellen Beziehungen in der Krise? 


Zwei große Wellen der Instabilität haben die europäischen Volkswirtschaften im 
vergangenen Jahrzehnt erschüttert: eine Inflationswelle, die 1973 bzw. 1975 ihre 
höchsten Höhen erreichte, und eine lange Welle von Arbeitslosigkeit und wirtschaft- 
lichem Rückgang, wie sie nach der ‚Ölkrise‘ in allen westeuropäischen Ländern in 
signifikantem, bedrohlichem Umfang aufgetreten ist. Die Wirkungen beider Wellen 
sind heute noch zu spüren — und niemand kann sagen, ob ihnen nicht noch weitere 
folgen werden. 

Die Regierungen handeln fast alle angesichts einer solchen Situation mit 
äußerster Vorsicht: Einerseits vermeiden sie aus Angst vor Inflation und Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten eine wirtschaftspolitische Expansion, die eine solche Größen- 
ordnung erreichen würde, daß dadurch die Arbeitslosigkeit beseitigt werden Könnte; 
andererseits schrecken sie aber auch vor einer allzu weitgehenden Deflation zurück, 
wie sie von einigen Wirtschaftssachverständigen empfohlen wird, um Keine ‚über- 
mäßige‘ Arbeitslosigkeit — mit den entsprechenden politischen Folgen — auszulösen. 
Sie glauben, auf diese Weise noch am ehesten den ‚schmalen Pfad‘ finden zu können, 
auf dem die Industriegesellschaften schließlich doch noch einen Ausweg aus ihren 
gegenwärtigen Schwierigkeiten finden könnten (vgl. OECD 1977). In jedem Fall 
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wird ein solcher Ausweg — einmal vorausgesetzt, es gibt ihn — schmal und langwierig 
zu begehen sein; soweit wir es überhaupt absehen können, werden auch die Arbeits- 
losigkeit und die inflationären Tendenzen anhalten (1). 

Diese allgemeine Problemlage ist weder spezifisch europäisch, noch werden 
die darauf bezogenen wirtschaftspolitischen Strategien in ganz Westeuropa einheit- 
lich durchgeführt. Dennoch gibt es ein Element in dieser Entwicklung, das sowohl 
spezifisch als auch von allgemeiner Bedeutung für Europa ist: Das ist die Art und 
Weise, wie die drei hauptsächlichen Akteure des ‚Systems der industriellen Bezie- 
hungen‘, also Gewerkschaften, Unternehmerverbände und Regierungen, zunächst 
relativ erfolgreich einen Wirtschaftsprozeß unter der Voraussetzung der Vollbeschäf- 
tigung — neuerdings dann unter der Voraussetzung einer Beschäftigungslage unter- 
halb der Vollbeschäftigung — haben steuern können. 

Viele europäische Länder haben starke Gewerkschaften, die mit bestimmten, 
zumeist linken politischen Parteien in enger Verbindung stehen (2). Die hier vorlie- 
gende Verbindung von Gewerkschaft und Partei, die sich so sehr von den Verhält- 
nissen in den USA unterscheidet, wird immer noch in gehaltvoller Weise vom Be- 
griff der ‚Arbeiterbewegung‘ getroffen — wennsich auch inzwischen dessen ursprüng- 
liche Bedeutung zum großen Teil verflüchtigt hat (3). 

In den nächsten Jahren sind keine wesentlichen Lohnerhöhungen zu erwarten: 
Nachdem die Nettoreallöhne in vielen europäischen Ländern seit 1974/75 stagnie- 
ren, kann man keine nennenswerte Aufwärtsbewegung mehr erwarten, falls es 
nicht zu einem massiven Anstieg der Nationaleinkommen kommt. Zugleich hat die 
Arbeitslosigkeit ihren höchsten Stand seit dem Nachkriegsaufschwung erreicht. 
Auch wenn dadurch bis heute die Macht der Gewerkschaften noch nicht ernsthaft . 
bedroht worden ist — die ja aufgrund der benannten politischen Rahmenbedingun- 
gen besonderen Schutz genoß —, so ist doch die Vorstellung, die Arbeitslosigkeit 
könne längere Zeit auf ihrem gegenwärtigen Stand bleiben oder gar noch ansteigen, 
zu einer ernsten Sorge der Arbeiterbewegung geworden (4). 

Seit es klar wurde, daß bei Tarifverhandlungen nur mehr relativ geringe Lohn- 
steigerungen herausgeholt werden können, hat sich in letzter Zeit der Druck in 
Richtung auf eine Einbeziehung von über den Lohn hinausgehenden Forderungen 
verstärkt. Das gilt sowohl für Forderungen gegenüber Unternehmervertretern wie 
gegenüber staatlichen Instanzen. Aufgrund der Verlagerung des Schwerpunkts der 
gewerkschaftlichen Strategie von reinen Lohnsteigerungen auf die Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsgrades vollzieht sich sowieso schon eine zunehmende Einbe- 
ziehung der Gewerkschaften in allgemeine Probleme der Wirtschaftspolitik. Darüber- 
hinaus haben auch alle Versuche der Regierungen, die Gewerkschaften zum Beitritt 
zu offenen oder verdeckten Formen eines ‚Sozialvertrages‘ zu bewegen, dazu ge- 
führt, daß neuartige Forderungen auf die Tagesordnung gesetzt wurden. Die Lohn- 
kämpfe kannten bisher zwar durchaus Sieger und Besiegte, sie wurden aber nach 
im Grunde feststehenden, stabilen ‚Spielregeln‘ ausgefochten, die allenfalls langsam 
verändert werden konnten. Die Probleme der Wirtächaftsdemokratie, der Investi- 
tionskontrolle, der Arbeitszeitverkürzung und überhaupt der Einbeziehung der Ge- 
werkschaften in die Wirtschaftspolitik der Regierungen — um nur einige der neuen 
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Themen auf der Tagesordnung vieler Gewerkschaften, Parteien und Regierungen auf- 
zuzählen — werfen Fragen auf, die tiefgreifendere Veränderungen in den industriel- 
len Beziehungen nach sich ziehen, wie wir sie heute kennen. M. a. W. werden da- 
durch die grundlegenden ‚Spielregeln‘ selbst zur Diskussion gestellt. 

Die damit angesprochene Tendenz zu einer weitergehenden Politisierung der 
industriellen Beziehungen (5) hat innerhalb und außerhalb der Arbeiterbeweung 
viele Feinde: Innerhalb der Arbeiterbewegung besagt der dagegen vorgebrachte Ein- 
wand im Kern, durch diese Tendenz würden die Gewerkschaften ihre Verhandlungs- 
freiheit zugunsten von allenfalls langfristig wirksamen, jedenfalls aber zweifelhaften 
Vorteilen aufgeben. Sein Gewicht bezieht dieser Einwand sowohl daraus, daß er 
durchaus realistisch irt, als auch aus dem Umstand, daß sich die gewerkschaftliche 
Basis konkret hinter diesen Einwand stellen kann. Außerhalb der Arbeiterbewegung 
führen die Unternehmer ein spiegelbildlich entsprechendes Gegenargument ins Feld: 
Es werde nicht möglich sein, die Befolgung von Lohnstillhalteabkommen wirklich 
durchzusetzen, stattdessen würde es zu wesentlichen Eingriffen in die Marktmecha- 
nismen kommen, so daß deren Funktionieren beeinträchtigt würde (6). 

Aus politischen Überlegungen sieht sich der Staat gezwungen, etwas gegen Ar- 
beitslosigkeit und Inflation zu unternehmen; aber der Weg einer wirklich scharf 
antigewerkschaftlichen Politik, ‚die ein Exempel statuiert‘, ist ihm heute in den mei- 
sten westlichen Ländern versperrt. Darüberhinaus ist in denjenigen Ländern, in 
denen die Industrie nicht bloß unfähig ist, neue Arbeitsplätze zu schaffen, sondern 
überhaupt von Staatseingriffen abhängig ist, nicht einmal eine Strategie des laissez 
faire im Ernst glaubwürdig. 

Auf Grund dieser Lage kann man weitergehende Staatseingriffe voraussagen, 
falls der gegenwärtige depressive Zustand der Wirtschaft noch einige Zeit andauert. 
Solche Staatseingriffe würden auf die industriellen Beziehungen und die damit zu- 
sammenhängenden Bereiche zielen (Entscheidungen über Beschäftigung und Arbeits- 
markt) sowie auf die Unternehmensentscheidungen (Industriepolitik). Diese Ent- 
wicklung wird sich voraussichtlich in einigen Ländern recht schmerzvoll vollzie- 
hen (7). 


2. Die fünfziger Jahre: Zwischen Arbeitslosigkeit und Vollbeschäftigung 


Offene Arbeitslosigkeit bzw. ein reichliches Angebot an Arbeitskräften aufgrund 
wirtschaftlicher Umstrukturierungen oder aufgrund von Einwanderung bildeten in 
den fünfziger Jahren gemeinsame Grundzüge der Lage in den westeuropäischen Län- 
dern, die sich dann in einigen Ländern bis weit in die sechziger Jahre gehalten haben. 
Vollbeschäftigung und weitgehendes Fehlen einer Arbeitskräftereserve in der Land- 
wirtschaft waren nur für eine begrenzte Gruppe von industriell hochentwickelten 
Ländern bestimmend, wie Großbritannien, Belgien und Schweden. Allerdings soll- 
ten deren Probleme — ebenso wie die Antworten, die sie darauf fanden — in den fol- 
genden Jahrzehnten für die anderen europäischen Länder bedeutungsvoll werden. 
Unter den Bedingungen eines ‚günstigen Wirtschaftsklimas‘ (8), der Vorherr- 
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schaft einer Weltmacht, die sich auf die Liberalisierung des Welthandels festgelegt 
hatte, und einer Situation, in der erst noch ein beträchtlicher technologischer Rück- 
stand zu überwinden war, erwies sich ein reichliches Angebot an Arbeitskraft als 
eine wirkungsvolle Voraussetzung für ein schnelles Wachstum des Realeinkommens 
(vel. Kindleberger 1967). Auf der Grundlage eines ‚günstigen‘ politischen Klimas 
trug die relative Schwäche der Seite der Arbeit auf dem Arbeitsmarkt zu einer Mäßi- 
gung der Lohnsteigerungen sowie zur Stabilisierung der Preise bei. Ob demgegenüber 
die Gewerkschaften einen antikapitalistischen Standpunkt bezogen, wie in Italien 
oder in Frankreich, oder reformistische Positionen vertraten, lief ökonomisch jedes 
Mal auf dasselbe hinaus: Im ersten Fall, indem sie praktisch aus der Politik ausge- 
schlossen blieben, im zweiten Fall, weil ihre Beteiligung von einer Position der 
Schwäche aus erfolgte. Darüberhinaus verstärkte sich GeschwindigkeitdesWirtschafts- 
wachstums und gemäßigtes Tempo der Lohnsteigerungen in gewissem Sinne gegen- 
seitig: Aufgrund der Preisstabilität näherten sich die Nominallohnzuwächse den 
Reallohnzuwächsen sehr weitgehend an, während nur noch ein geringer Differenz- 
betrag aufgrund des strukturell bedingten Anwachsens der Konsumgüterpreise ver- 
lorenging. Damit führten nach heutigen Maßstäben bescheidene Steigerungen der 
Geldlöhne bereits zu relativ großen und kontinuierlichen Reallohnzuwächsen und 
damit auch — da sich der Zugriff der direkten Steuern auf die Löhne erst später 
entwickelte — zu einem eindrucksvollen Wachstum der verfügbaren Einkommen. 
Dieser Mechanismus trug wesentlich dazu bei, einen hohen Grad von Zustimmung 
zu einer Wirtschaftspolitik zu sichern, die derart wohltätige Wirkungen zeitigte. 
Andererseits ermöglichte ein ‚annehmbares‘ Wachstum der Geldlöhne in Verbindung 
mit der Preisstabilität auch eine ununterbrochene wirtschaftliche Expansion: Hohe 
Profite und große Investitionen schlugen sich ihrerseits wieder in einer erhöhten 
Produktivität nieder, in erhöhten Einkommen und in Zuwächsen der Reallöhne — 
wodurch dann dieser ‚wohltätige Kreislauf‘ wiederum in Gang gehalten wurde (9). 

Das gesellschaftliche Klima, das mit dieser Konstellation der politischen und 
wirtschaftlichen Kräfte einherging, hat Alessandro Pizzorno treffend als ein Klima 
der ‚individualistischen Mobilisierung‘ gekennzeichnet (Pizzorno 1974). Dabei hob 
er mit Recht den Zusammenhang hervor, der zwischen der Erfahrung von Krieg und 
Wiederaufbau und der sich anschließenden außerordentlichen Mobilisierung indivi- 
dueller (und auch individualistischer) Energien bestanden hat. Heute wäre es schwer, 
auch nur Beispiele zu finden, die die damals herrschende Atmosphäre wiedergeben 
würden. Nach den großen kollektiven Bewegungen Ende der siebziger Jahre scheint 
jetzt ein Klima ‚individualistischer Rigidität‘ zu herrschen, in dem sich alle Indivi- 
duen auf ihren hergebrachten Anteil an den gesellschaftlichen Ressourcen zurück- 
ziehen, ob er nun auf einen Arbeitsplatz oder auf einer staatlichen Leistungsver- 
pflichtung beruhte oder ob er bloß in einer Differenz hinsichtlich von Einkommen 
oder Ansehen bestand. 

Der flüchtige, skizzenhafte Ausflug in eine weit zurückliegende Vergangen- 
heit, den wir unternommen haben, diente allein dem Zweck, an eine Periode der 
europäischen Nachkriegsgeschichte zu erinnern, in der — wie heute auch — Arbeits- 
losigkeit ebenso weit verbreitet wie dauerhaft gewesen ist, und dabei zugleich die 
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Differenzen zur gegenwärtigen Situation herauszuarbeiten. Die gesellschaftlichen 
Kıräfteverhältnisse, die damals ein solch außergewöhnliches Wachstum der Produk- 
tion unter der Bedingung von Preisstabilität möglich gemacht haben, waren histo- 
risch einzigartig; in ihnen sind auf komplexe Weise individuelle Haltungen, gesell- 
schaftliche Mächte, politische Beziehungen und Marktlagen zusammengeflossen. 

Trotz aller Bezugnahme auf das ‚Recht‘ auf Beschäftigung oder auf den 
‚sozialen‘ Charakter der Marktwirtschaft in den neuen Verfassungen der Nach- 
Kriegszeit war bis in die sechziger Jahre hinein Beschäftigung ein knappes Gut, das 
nur durch ernsthafte Bemühungen errungen und nur unter großen Anstrengungen 
erhalten werden konnte (10). Diese Situation herrschte vor allem im Kerngebiet 
Kontinentaleuropas; an seiner Peripherie wurden andere Erfahrungen gemacht: 
Großbritannien und Schweden verzeichneten eine Periode der Vollbeschäftigung 
schon seit Kriegsbeginn oder sogar davor; hier wurde dann auch schon früher als im 
übrigen Europa Beschäftigung wirklich als ein individuelles Recht betrachtet (11). 

Wenn es uns in dieser Skizze gelungen ist, einen Eindruck von den sozialen 
und politischen Umständen zu vermitteln, wie sie in Europa um 1960 herum be- 
standen, dann liegt im Verständnis dieser Situation der Schlüssel zur Beantwor- 
tung einiger wichtiger Fragen: 

— Wie konnte es den politischen Akteuren gelingen, den ersten Schock, den die 
Vollbeschäftigung auslöste — in Gestalt einer Lohn-Preis-Inflation vom Nachfrage- 
Sog-Typus — überhaupt unter Kontrolle zu bringen? 

— Warum kam es erst ganz am Ende des Jahrzehnts — und fast gleichzeitig in den 
verschiedenen Ländern — zu einem größeren Ausbruch von Konflikten auf der Ebene 
der industriellen Beziehungen und zu einer Welle von Lohnforderungen? 

Die Antwort auf diese Fragen liegt u.E. darin begründet, daß erst in einem 
längeren Zeitraum die politischen und sozialen Konsequenzen einer so radikalen 
Veränderung der Lage heranreifen können, wie es der Übergang zu einer Situation 
von Vollbeschäftigung bei kontinuierlichem Wirtschaftswachstum gewesen ist — 
und das in einem Klima der politischen Demokratie, wie es in vielen Ländem Konti- 
nentaleuropas gehertscht hat. Die kollektive Erinnerung verliert sich nur langsam; 
manchmal ist schon ein Auftreten neuer Generationen erforderlich, um neue, aggres- 
sivere Formen des kollektiven Handelns auf dem Arbeitsmarkt durchzusetzen (vgl. 
Brown 1975). Auch verändert sich die Organisationsfähigkeit und Verhandlungs- 
macht der unterschiedlichen sozialen Gruppen nicht unmittelbar mit dem Auftreten 
eines neuen, für sie günstigeren gesellschaftlichen Klimas. Der Übergang von einem 
veränderten sozialen Kräfteverhältnis zu einem neuen Kräfteverhältnis auf politi- 
scher Ebene braucht einfach Zeit. 

Das gilt natürlich auch — und das ist für uns heute wichtiger — in umgekehrter 
Richtung: Wenn es erforderlich wird, bei wachsender Arbeitslosigkeit zugleich infla- 
tionäre Tendenzen zu bremsen und wenn sich die Kräfteverhältnisse zwischen den 
Interessengruppen ebenso wie im politischen Raum verschieben, so sorgt einfach 
schon die Trägheit der Organisationsstrukturen dafür, daß dieser Prozeß sich lang- 
sam vollzieht. Das große politische Gewicht des Arbeitsmarktes stellt darüberhinaus 
noch ein weiteres Hindernis für ein elastisches Reagieren der Löhne auf bloße Markt- 
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kräfte dar. Auch dies gilt in beiden Richtungen (12). 


3. Die Erneuerung der Klassenkämpfe in Europa (vgl. Crouch, Pizzorno 1978; 
Barkin 1978) 


Nach unserer Auffassung kann man für die europäischen Länder in den 60er Jahren 
vor allem festhalten, daß Vollbeschäftigung und kontinuierliches Wirtschaftswachs- 
tum zwar wichtige soziale und politische Auswirkungen gehabt haben, daß diese 
Bedingungen aber in einigen westeuropäischen Ländern Mitte der sechziger Jahre 
noch nicht ausgereift waren, so daß Raum bleibt für spezielle,Untersuchungen über 
den Zeitpunkt und die Intensität der gegen Ende des Jahrzehnts ausbrechenden 
Lohnexplosion sowie über die damit verbundene neue Militanz der Arbeiterklasse 
(13). 

Ein so niedriger Stand an Arbeitslosigkeit, wie er in den sechziger Jahren in 
Europa vorlag, ist nur unter der einen Voraussetzung mit kontinuierlichem Wirt- 
schaftswachstum und Preisstabilität vereinbar, daß die Marktmacht der Arbeit und 
ihrer Organisationen nicht voll ausgespielt wird. Sonst würde es gar nicht zu verhin- 
dern sein, daß eine Beschäftigungspolitik mit hochgestecktem Vollbeschäftigungs- 
ziel in einen unaufhörlichen Kreislauf konjunkturpolitischer Wechselbäder einmün- 
dete (‚stop-go policy‘). Aufgrund spezifischer historischer Traditionen sowie ent- 
sprechender institutioneller und politischer Konstellationen — allgemeiner gespro- 
chen aufgrund unterschiedlicher Grade von gesellschaftlichem Konsensus über Ein- 
kommensverteilung und Wirtschaftspolitik — kann es in geringerem oder in größerem. 
Umfang möglich sein, Vollbeschäftigung mit Preisstabilität erfolgreich zu verbinden. 
Das dabei zu lösende Problem ist jedenfalls — so unterschiedlich auch der Grad sein 
mag, in dem ein Erfolg erzielt werden kann — selbst in so verschiedenen Gesellschaf- 
ten wie der italienischen und der schweizerischen — oder gar der US-amerikanischen — 
ein und dasselbe. 

Allerdings besteht hier ein bedeutungsvoller Unterschied zwischen den mei- 
sten europäischen Ländern und einer in höherem Grad konkurrenzorientierten und 
pluralistischen Gesellschaft mit einem geringeren Grad an Vollbeschäftigung wie 
den USA. Die europäischen Länder besitzen stärkere und in höherem Grad zentrali- 
sierte Gewerkschaften sowie viel enger mit ihnen verbundene Parteien als dies in 
den USA, etwa zwischen den amerikanischen Gewerkschaften und der Demokrati- 
schen Partei, der Fall ist. Bezogen auf das Problem, das wir hier erörtern, kann aller- 
dings dieses Erbe der alten Arbeiterbewegung (14) durchaus unterschiedliche Aus- 
wirkungen haben: Zwar bildet es eine notwendige Voraussetzung dafür, einen mäßi- 
genden Einfluß auf die ‚reinen‘ Marktkräfte auszuüben, um so ein günstigeres Ver- 
hältnis von Arbeitslosigkeit und Inflation zu erreichen (15) — aber die Macht, die 
im Sinne einer solchen Mäßigung eingesetzt werden kann, kann ebenso im Sinne 
einer Destabilisierung eingesetzt werden (16). In den sechziger Jahren vollzog sich — 
mit der gewiß nicht zu vernachlässigenden Ausnahme Frankreichs — in vielen euro- 
päischen Ländern eine schrittweise Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse 
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zugunsten der Linken, zugunsten einer gemäßigten, reformistischen Linken (17). 
Allerdings war etwa die Große Koaliton (18) und die ihr folgende sozialliberale 
Koalition sehr verschieden etwa von der Mitte-Links-Regierung in Italien, die eine 
Perspektive der Beteiligung der KP an der Regierungsverantwortung eröffnet hat: In 
Italien, wo die KP die in der Arbeiterbewegung dominierende Partei war, Konnte 
sich eben diese Linksverschiebung nicht so leicht vollziehen, wie sich das in Deutsch- 
land als möglich erwies. Überall und immer wieder hat man in den sechziger Jahren 
versucht, die Entwicklung der Löhne und Preise unter Kontrolle zu bringen, durch 
Staatseingriffe oder auch durch Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und In- 
dustrieverbänden. Allerdings steht dabei die ruhige Zusammenarbeit und das lautlo- 
se Funktionieren derartiger Vereinbarungen im Korporatistischen Österreich (vgl. 
Lehmbruch 1977) in scharfem Kontrast zu den ebenso häufigen wie wirkungslosen 
Staatseingriffen in die industriellen Beziehungen, wie sie in Großbritannien erfolg- 
ten (vgl. Panitch 1979). In den ganz wenigen Ländern, in denen die erforderlichen 
Voraussetzungen dafür gegeben waren (das gilt für so verschiedene Fälle wie die der 
Schweiz, eines ausgesprochenen Einzelfalls, oder wie die Österreichs und der skan- 
dinavischen Länder, die eine interessantere Kategorie von exemplarischer Bedeutung 
bilden), hat ein hoher Stand der Wirtschaftstätigkeit weder relevante Auseinander- 
setzungen zwischen den Tarifparteien nach sich gezogen, noch auch zu einem un- 
kontrollierbaren inflationären Schub geführt. Besonders bemerkenswert ist der ‚Fall 
Österreich‘, in dem es einer weitgehend offenen Volkswirtschaft gelungen ist, den 
sich international entwickelnden Inflationsschub zu einem großen Teil zu neutra- 
lisieren. Die von der OECD über diese außergewöhnliche Leistung durchgeführte 
Untersuchung (OECD 1973) betont die Bedeutung von Lohnkontrollen auf der 
Grundlage langfristig etablierter Konsultations- und Aushandelungsverfahren zwi- 
schen den zentralen Interessenverbänden von Unternehmern und Arbeitern in der 
Gemeinsamen Preis- und Lohnkommission (19). 

In ganz Europa hat sich am Ende der sechziger Jahre die Kampfkraft der 
Arbeiter stark erhöht, ebenso Kam es zu einem Wachstum der Löhne. Nur in denje- 
nigen Ländern, in denen ein weitgehender gesellschaftlicher Grundkönsens bestand 
und in den industriellen Beziehungen ein sehr günstiges Klima herrschte — oder die 
nicht von der allgemeinen wirtschaftlichen Expansion ergriffen wurden —, Konnte 
es gelingen, solche Entwicklungen zu vermeiden. 

Die in den verschiedenen europäischen Ländern gemachten wirtschaftspoliti- 
schen Erfahrungen unterscheiden sich vor allem im Hinblick auf die Entwicklung 
der industriellen Beziehungen und der Wirtschaftspolitik nach der Explosion von 
1968-71, also in der Phase schnellen Wachstums und heftiger Inflation, die mit der 
Weltwirtschaftsrezession von 1975 ihr Ende fand. In keiner der europäischen Volks- 
wirtschaften ist es wirtschaftspolitisch gelungen, in den zentralen Jahren des Zyklus 
— 1973 und 1974 — einen starken Preisanstieg aufgrund des weltweit synchronisier- 
ten Booms und der Preisexplosion der Rohstoffe zu vermeiden. In einigen Ländern 
gelang es immerhin, in diese Situation mit unterdurchschnittlichen Inflationsraten 
einzutreten und auch während der Jahre, in denen der Boom seinen Höhepunkt er- 
reichte, bei einer unterdurchschnittlichen Wachstumsrate der Inflation zu bleiben 
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sowie die Inflation während der nachfolgenden Rezession sehr schnell wieder zu 
dämpfen. Dagegen ist die Preisentwicklung in anderen Ländern jeglicher Kontrolle 
entglitten, so daß sie sich gefährlich den in der Nächkriegszeit erreichten Rekord- 
höhen angenähert hat (20). 


4. Die ‚Verwaltung der Arbeitslosigkeit‘ in der Weltwirtschaftsrezession 


Wir werden im Weiteren die Rezession, die nach der ‚Ölkrise‘ die kapitalistische 
Welt betroffen hat, als unabhängige, unerklärte Variable im Rahmen der Zielsetzun- 
gen dieses Aufsatzes behandeln. Zuvor können wir hier nur noch in Erinnerung 
bringen, daß zwei Typen von Ursachen hinter den gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten stehen: 

Der erste Typ bezieht sich auf Fehlentwicklungen der internationalen politi- 
schen und wirtschaftlichen Verhältnisse: Mit einer bekannten marxistischen Formel 
könnten wir von wachsenden Widersprüchen zwischen den jetzt vollständig interna- 
tionalisierten Produktivkräften und den national bomierten Methoden ihrer Kon- 
trolle sprechen. In diesem Zusammenhang sind anzuführen: 

— der Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods (solange die USA die unbe- 
strittenen ökonomischen und politische Suprematie besaßen, hatte sie diesen Wider- 
spruch verborgen, indem sie eine effektive, wenn auch keineswegs ‚supranational‘ 
angelegte Form der Planung auf weltwirtschaftlicher Ebene durchsetzen Konnte); 

— die schnellen Veränderungen der terms of trade, durch die die einzelnen Länder 
vor die Notwendigkeit einer Anpassung der Handelsströme in unmöglich kurzen 
Zeiträumen gestellt wurden; 

— die wachsenden Spannungen im internationalen Geldverkehr; 

— die sehr geringe Leistungsfähigkeit regionaler Koordinationsverfahren (man den- 
ke etwa an die ‚egoistischen‘ Verhaltensweisen der EG-Länder). 

Der zweite Typ interessiert uns hier mehr, da er sich auf Probleme bezieht; 
die im Inneren der verschiedenen Länder aufgetreten sind (21). Zu den Schwierig- 
keiten von Rigidität und Inflationsdruck infolge der Vollbeschäftigung trat jetzt der 
Zwang, das Wachstum des Konsums im Inland einzuschränken, damit der Transfer 
von Ressourcen möglich’wurde, den die veränderten terms of trade erforderlich 
machten. Um beide Probleme lösen zu können, wählte man eine harte, kontinuier- 
lich verfolgte restriktive Wirtschaftspolitik; denn durch eine deflationäre Politik 
konnten offensichtlich die zur Überwindung der unmittelbaren Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten erforderlichen Ressourcen am schnellsten freigesetzt werden — selbst 
wenn in den meisten Ländern diese Ressourcen auch nicht durch eine Beschränkung 
des Konsums freigesetzt wurden, sondern durch ein Absinken der Investitionen — 
wodurch sich ja die Lage für die Zukunft verschlechterte. Ob allerdings diese Wirt- 
schaftspolitik zu einem tiefergehenden Abbau der inflationären Spannungen geführt 
hat, ist ziemlich zweifelhaft. Das Tempo der Preis- und der Lohnsteigerungen hat 
sich zwar in den letzten beiden Jahren (22) überall verlangsamt; in einigen Ländern 
sind sogar die Reallöhne, öfter noch die real verfügbaren Einkommen großer Grup- 
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Tabelle 1: Indikatoren der relativen wirtschaftlichen Leistung (prozentuale Veränderungen von 1973 bis 1977) 


Arbeitslosenquote (a) reale Inlands- Anstieg der Handelsbilanz- kumulative effektiver Wech- 

Niveau Veränderung nachfrage Verbraucher- veränderun- Zahlungs- selkurs (d) 

von 1977 1973 - 1977 preise gen (b) bilanz (c) 
Norwegen 0.9 0.1 26.8 45.6 —7.0 40.0 10.9 
Schweden 1.8 —0.7 1:5 49.1 —3.3 —10.5 —2.0 
Österreich 1.8 0.2 14.0 34.4 3.0 —12.0 17.0 
Frankreich 4.4* 2.5* 9.7 52.6 0.3 4.5 —10.2 
BRD 4.5 3.2 6.0 23.4 —0.4 4.2 18.0 
Niederlande 5.4* 2.5* 8.8 40.3 0.4 72 12.4 
Belgien 9,5% 3.1* 7.2 49.2 0.1 2.0 4.5 
Dänemark 7.7 5.3 2.2 32:2 1.6 —-13.0 2.4 
Großbritannien 5.8 3.J —3.3 92.8 3.5 6.7 27.4 
Italien 72 3.8 1.9 92.7 6.0 6.0 35.8 


a) Prozentsatz bezogen auf die abhängig Erwerbstätigen in Österreich, der Bundesrepublik Deutschland und in Norwegen. Die mit einem 
Stern versehenen Zahlenangaben (für Frankreich, die Niederlande und Belgien) beziehen sich auf 1976 bzw. auf die Differenz 1976-1973; 
außer in Holland, wo es zu einem leichten Rückgang kam, fand in diesen Ländern 1977 ein leichter weiterer Anstieg der Arbeitslosig- 
keit statt. 

b) Veränderung der Außenhandelsbilanz — in konstanten Preisen — als Prozentsatz des BSP von 1973 

c) Kumulative Zahlungsbilanz 1974 - 1977, als Prozentsatz des BSP von 1976 

d) OECD-Berechnung gewichteter Wechselkurse vom September 1977, bezogen auf den Durchschnitt von 1973 


Quelle: OECD 1977 b; OECD 1978 


pen von Arbeitnehmern gesunken. Zugleich besteht eine beispiellos hohe Arbeits- 
losigkeit und die Unzufriedenheit mit der ungleichen Verteilung der Lasten des 
wirtschaftlichen Anpassungsprozesses wächst. Damit sind die Aussichten hinsicht- 
lich einer weiteren Kontrolle der Inflation im Fall eines kräftigeren Wirtschaftsauf- 
schwunges alles andere als vielversprechend. 

Sicherlich hat dieser Rückgriff auf das Mittel der Deflation zur Bewältigung 
der internen Probleme ‚übertriebener‘ Ansprüche und Rigiditäten als Multiplikator 
des ‚Ölschocks‘ gewirkt: Die eingetretene Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 
ist inzwischen weit mehr als Folge dieser gemeinsamen Politik der Industriestaaten 
zu begreifen, denn als Auswirkung des anhaltenden deflationären ‚Lochs‘ im Welt- 
handel, das auf die unzureichende Absorptionsfähigkeit der ölexportierenden Län- 
der zurückgeht. Gewiß ist allerdings, daß es selbst in den wenigen europäischen Län- 
dern, die das Ziel der Vollbeschäftigung ernst genommen haben bzw. denen es ge- 
lungen ist, dieses Ziel auch zu erreichen, sehr schwierig sein wird, weiterhin die 
Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten. Die folgende Übersicht macht deutlich, um 
wie wenige Länder es sich dabei nur noch handelt und wie anfällig die Aufrechter- 
haltung der Vollbeschäftigung geworden ist. Wir haben die Länder einfach entspre- 
chend dem Wachstum der Arbeitslosigkeit angeordnet (vgl. Tabelle 1) (23). 

Aus diesen Zahlen geht deutlich hervor, was wir zeigen wollten: 

Nur Norwegen, Österreich und Schweden ist es gelungen, die Vollbeschäfti- 
gung aufrechtzuerhalten. Österreich hat außerdem noch eine der niedrigsten Infla- 
tionsraten in Europa erzielt (darin nur noch von Deutschland und der Schweiz un- 
terboten). Auch Norwegen und Schweden haben keineswegs für ihre Vollbeschäf- 
tigung mit einer Inflation in der Größenordnung Großbritanniens oder Italiens 
zahlen müssen; ihre Inflationsraten liegen in der Größenordnung des europäischen 
Durchschnitts. Die wirtschaftspolitischen Methoden, die Norwegen, Österreich und 
Schweden eingesetzt haben, um während einer Weltwirtschaftskrise ein solch be- 
merkenswert hohes Beschäftigungsniveau zu erreichen, sind nicht dieselben 'gewe- 
sen — auch wenn sie in allen Fällen zu demselben Resultat, nämlich einer größeren 
Expansion der Inlandsnachfrage, geführt haben, als dies unter dem Gesichtspunkt 
der Zahlungsbilanzentwicklung ‚zulässig‘ war. Die größte Expansion fand in Norwe- 
gen statt, das in der Lage war, seine zukünftigen Einkünfte aus dem Nordseeöl als 
‚Pfand‘ einzusetzen (vgl. Erichsen 1978). Österreich konnte sich auf eine größere 
Preisstabilität stützen und eine fluktuierende Reserve ausländischer Beschäftigter 
als Flexibilitätsreserve nutzen. Schweden benötigte ein umfangreiches Instrumen- 
tarium von Planungsmaßnahmen, um seine Industrie zu veranlassen, keine Arbeiter 
zu entlassen, entlassene Arbeiter wieder einzustellen sowie Neuzugänge auf dem 
Arbeitsmarkt einzugliedern. 

In allen diesen Ländern führte die Aufrechterhaltung eines hohen Niveaus von 
Beschäftigung und Wirtschaftstätigkeit in einer Welt der Wirtschaftsrezession zu ein 
und demselben Problem: zu einem gefährlichen Anwachsen des Defizits der Zah- 
lungsbilanz. Da es sich um kleine und offene Volkswirtschaften handelte und eine 
Politik der Importkontrolle sowohl von den Regierungen wie von den internatio- 
nal geltenden Spielregeln ausgeschlossen wurde, konnte dieses Problem unmöglich 
vermieden werden. 
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Die bedrohliche Verschlechterung der Zahlungsbilanz wird schwerwiegende 
Auswirkungen haben — jedenfalls wenn sie dazu führt, daß das Ziel der Vollbeschäf- 
tigung aufgegeben wird. Denn diese Länder haben einen weiteren Zug gemeinsam, 
der sie der Arbeitslosigkeit gegenüber besonders empfindlich macht: Schweden, 
Österreich und Norwegen sind die drei europäischen Länder, in denen der institutio- 
nalisierte Klassenkompromiß von Kapital und Arbeit am weitesten entwickelt ist, 
auf der Grundlage hochgradig zentralisierter Verfahren für Aushandelungs- und 
Planungsprozesse zwischen den Interessengruppen. Das in jüngster Zeit erneuerte In- 
teresse für den ‚Korporatismus‘ (24), dieses Mal in einer ‚demokratischen‘, ‚libera-, 
len‘ oder auch ‚ausgehandelten‘ Version (vgl. Panitch 1977, Schmitter 1977, Kasten- 
diek 1980 — A.d.Ü.), macht sich an diesen Ländern — und nur an wenigen darüber- 
hinaus — als Beispielen fest. 

Nun ist es nicht schwer zu erkennen, daß Vollbeschäftigung und Sicherung 
der Arbeitnehmereinkommen — als zentrale Ziele der Hauptakteure des Systems, 
also der Gewerkschaften und der Sozialdemokratischen Partei — in dem gesamten 
betrachteten Zeitraum die Hauptstützen der korporatistischen Strukturen gebildet 
haben. Wenn es zu einer wirklichen Arbeitslosigkeit käme, wäre ein Ausbrechen 
scharfer Verteilungskämpfe nur äußerst schwer zu verhindern, wo doch das ganze 
System auf der Möglichkeit beruht, solche Auseinandersetzungen zu vermeiden, zu 
dämpfen bzw. sie durch institutionalisierte Aushandelungsprozesse zu ersetzen. Die 
norwegischen, österreichischen und schwedischen Erfahrungen sind zwar politisch 
interessant, ihre Basis ist aber sehr schmal: Alle anderen europäischen Länder haben 
angesichts der ‚Sachzwänge‘ der Zahlungsbilanz, wie sie 1974 auftraten, das Ziel der 
Vollbeschäftigung aufgegeben (25). 

Der Kampf gegen die Inflation ist inzwischen — in Großbritannien und in Ita- 
lien ganz offen, aber auch weniger offen in anderen Ländern — in einen Kampf um 
Reallöhne und Beschäftigung übergegangen: die Entwicklung von Produktivität und 
Stückkosten hängt davon ab, wieweit die Unternehmen dazu in der Lage sind, ‚über- 
schüssige‘ Arbeitskräfte zu entlassen; andererseits findet sich nach dem Schwinden 
der Geldillusion das Wachstum der Geldlöhne engstens mit der Entwicklung der 
Konsumgüterpreise verkoppelt, so daß Preisindexklauseln jetzt zu einem zentralen 
Thema der Tarifauseinandersetzungen werden (26). Vor diesem Hintergrund ist es 
gut zu begreifen, warum sich in jüngster Zeit Preisindexierungsvereinbarungen aus- 
gebreitet haben, wenn es auch in dieser Beziehung — wahrscheinlich ja nach der 
Stärke der Arbeiterbewegung innerhalb des jeweiligen politischen Systems — sehr 
große Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern gibt. Nur in ganz wenigen Län- 
dern ist es den Gewerkschaften gelungen, einen wirklich umfassenden, automatisch 
einsetzenden Schutz vor Reallohnkürzungen durch Preissteigerungen durchzusetzen. 
In einigen dieser Länder (etwa in Italien oder in den Niederlanden) richten sich hef- 
tige Angriffe eben gegen diese Indexierung, indem man sie als Hauptursache der In- 
flation anprangert, so daß die Gewerkschaften mit aller Macht kämpfen müssen, um 
sie'zu halten (27). In den meisten Ländern sind die geltenden Regelungen ziemlich 
flexibel; sie beschränken sich teilweise auf die bloße Verteidigung einkommens- 
schwacher Schichten der Lohnabhängigen, zum Teil sind in ihnen auch nur Neuver- 
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handlungen für den Fall vorgesehen, daß es zu außergewöhnlichen Preissteigerungen 
kommt. In Großbritannien, neuerdings auch in Italien hat es in der Presse heftige 
Diskussionen über Versuche zur Steigerung der Produktivität durch Entlassungen 
gegeben, im Zusammenhang mit Widerstandsaktionen der betrieblichen Basis sowie 
mit dem Vorgehen der Gewerkschaften gegen Entlassungen ‚aus wirtschaftlichen 
Gründen‘. Allerdings fällt es gerade auf diesem Gebiet schwer, tragfähige internatio- 
nale Vergleiche anzustellen. 

Wenn es zutrifft, daß in den meisten europäischen Ländern auf den Griff zu 
dem hauptsächlichen Heilmittel gegen Arbeitslosigkeit in einer entwickelten Volks- 
wirtschaft verzichtet worden ist, also keine Ausweitung der effektiven Nachfrage 
erfolgt ist, so stehen wir vor der Frage, wie sonst die Regierungen auf das noch nie 
dagewesene Niveau der Arbeitslosigkeit reagiert haben, das seit 1974 besteht. All- 
gemein können wir dazu sagen, daß ihre Reaktionen im Wesentlichen ad hoc erfolgt 
sind: einerseits, um die Last für einige von Arbeitslosigkeit und Inflation besonders 
stark betroffene Kategorien zu lindern, andererseits, um die Zeit des „Warten(s) auf 
Godot“ zu verbringen — der hier als ein baldiger Aufschwung des Welthandels vorzu- 
stellen ist. Unterschiedliche administrative und institutionelle Traditionen haben in 
dieser Beziehung für große Unterschiede zwischen den betreffenden Ländern ge- 
sorgt; allein die Ähnlichkeit der grundlegenden wirtschaftlichen Situation und die 
allgemeine Neigung, lieber an den Symptomen zu kurieren als die Krankheit selbst 
zu heilen, haben gewisse Gleichförmigkeiten zur Folge gehabt. 


5. Krisenmanagement zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation 


In den westeuropäischen Ländern gibt es, insgesamt gesehen, eine gewisse Überein- 
stimmung unter den vorherrschenden ideologischen Tendenzen im Sinne eines Neo- 
Laissez-Faire. Allerdings stehen sie in vielen Ländern in eigentümlichem Gegensatz 
zu der sich tatsächlich vollziehenden Entwicklung einer Ausweitung der Staatsfunk- 
tionen. 

Derartige, gegen öffentliche Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß sowie gegen den 
Sozialstaat gerichtete Tendenzen, waren schon vor Beginn der Rezession dabei sich 
auszubreiten. Das Zusammentreffen von Inflation und Rezession hat dann, auf- 
grund der damit verbundenen Bedrohung des Wachstums der verfügbaren Einkom- 
men, eine Reaktion hervorgerufen, die den privaten Konsum verteidigen soll: Dem- 
entsprechend werden Ausgaben der öffentlichen Hand als ein Luxus betrachtet, 
werden Umverteilungsmaßnahmen und Transferzahlungen mißtrauischer als bisher 
durchleuchtet und als hoch empfundene Steuern an empfindlichen Stellen gekürzt. 
In demselben Moment, in dem dieser Trend einsetzt, wuchs aber auch das Erforder- 
nis, neue Ressourcen für den Staat zu erschließen; dem lag die politische Notwen- 
digkeit zugrunde, die politischen Folgen von Arbeitslosigkeit und Inflation bekämp- 
fen zu müssen. Dabei ist es nicht sonderlich überraschend, daß sich diese neuen Ver- 
teilungskämpfe teilweise der alten ideologischen Formen des Laissez-Faire und der 
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Staatsverdrossenheit bedient haben (29). Das tatsächliche Geschehen sieht aller- 
dings, wie schon gesagt, ganz anders aus: Alle Maßnahmen zur Abschwächung der 
Auswirkungen von Rezession und Inflation wirken im Sinne einer Ausweitung der 
Sphäre staatlicher Eingriffe in den ökonomischen und sozialen Lebensprozeß. 

Dementsprechend ist überall die Arbeitslosenunterstützung erhöht und so weit 
verlängert worden, daß sie jetzt meist für ein Jahr oder länger gewährt wird. Ihre 
Gewährung fungiert allerdings nur als äußerstes Mittel, während meist schon in vor- 
gelagerten Phasen des Freisetzungsprozesses Staatseingriffe erfolgen — etwa, indem 
versucht wird, das Auftreten von Arbeitslosigkeit durch eine finanzielle Unterstüt- 
zung schwacher Unternehmen zu vermeiden. Das vollzieht sich sowohl in Gestalt 
von Ad-hoc-Maßnahmen als auch im Zusammenhang mit Ansätzen globaler Planung, 
deren Weiterverfolgung faktisch, wenn auch nicht de jure, bis zur Verstaatlichung 
einer schwachen Firma oder sogar einer ganzen Branche führen kann. 

Der Bereich der /ndustriepolitik als Gegenstand immer umfassenderer staatli- 
cher Eingriffe wird damit zunehmend zu einer der kritischsten Zonen in den Bezie- 
hungen zwischen Staat, Kapital und Lohnarbeit, gewissermaßen als Schnittpunkt 
der unterschiedlichsten Interessenrichtungen. Für die Gewerkschaften geht es in der 
Industriepolitik um die Sicherung der Arbeitsplätze, also um einen neuralgischen 
Punkt in dem Vertrauensverhältnis zwischen Gewerkschaftsführung und Mitglieder- 
basis. Dementsprechend kann eine Teilnahme der Gewerkschaften an der Erarbei- 
tung von Entlassungs- und Wiederbeschäftigungskonzeptionen — und eben darum 
geht es doch letztlich, wenn man die Gewerkschaften zu dreiseitigen Konsultatio- 
nen über Fragen der Industriepolitik heranzieht — nur unter besonders günstigen 
Voraussetzungen erreicht werden: nur wenn es ein gefestigtes, wechselseitiges 
Vertrauensverhältnis gibt zwischen Gewerkschaften und Regierung — wenn nicht 
gar auch noch unter Einschluß der Unternehmerverbände — und wenn hinreichend 
wirksame Qualifizierungs- und Wiedereinstellungsregelungen existieren, damit keine 
ablehnenden Reaktionen seitens der Gewerkschaftsmitglieder provoziert werden. 
Für die Unternehmer liegt das Problem der Industriepolitik darin, für ihre privat ver- 
fügten Investitionsvorhaben staatliche Hilfen zu erhalten und sich die Unterstützung 
der Gewerkschaften zu sichern. Dem Staat schließlich geht es auf diesem Gebiet 
darum, die ‚Sozialpartner‘ im Sinne gesellschaftspolitisch vorrangiger Zielvorgaben 
zu steuern, die je nach Land unterschiedlich gelagert sein können: Es Kann sich um 
Ziele der Regional- und der Beschäftigungspolitik handeln oder auch um die Ziele 
der Durchsetzung hochentwickelter Technologie oder der Aufrechterhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Maßstab. 

DerGrad, in dem die europäischen Länder wirklich eine Industriepolitik besitzen, 
ist eben so unterschiedlich, wie die Ziele, die sie dabei wirklich verfolgen (30). In 
den stärkeren Volkswirtschaften erklärt man wie sonst auch den Prinzipien einer 
Laissez-faire-Politik seine Treue: Man könne den Umfang der Investitionen und der 
Beschäftigung nur erhöhen, indem man ein soziales Klima schaffe, das .die Profite 
begünstige. Der Staat könne dabei höchstens eingreifen, indem er Steuererleichte- 
rungen für Spartätigkeit und Investitionen gewährt. Eine solche Argumentation ent- 
spricht in der Bundesrepublik weitgehend der Wirklichkeit; man kann ja wohl durch- 
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aus mit Recht bestreiten, daß die Bundesrepublik überhaupt eine Industriepolitik 
besitzt. Demgegenüber ist etwa die jüngst erfolgte Bekehrung Frankreichs zu diesen 
Prinzipien, die unter Barre herbeigeführt wurde, angesichts der französischen Tradi- 
tion von Staatseingriffen zugunsten der Industrie noch mit etlichen Zweifeln zu be- 
trachten (31). In vielen anderen Ländern wird dagegen ganz offen eine Politik des 
Staatseingriffs auf diesem Feld verfolgt bzw. das Prinzip der dreiseitigen Konsulta- 
tion zwischen Staat, Unternehmerverbänden und Gewerkschaften angewandt. Die 
britische ‚Industriestrategie‘ (wie die Labour-Regierung ihre Politik der Staatsein- 
gniffe in die Industrieentwicklung genannt hat) ist wohl das beste Beispiel dafür. 
Aber auch in Belgien, in Holland und in Italien sehen die neuen Vorschriften für das 
Verfahren bei ‚industriellen Umstrukturierungen‘ eine Konsultation der Geweık- 
schaften im Zuge der sektoralen Planung vor. Die Schwierigkeit bei diesen Ansätzen 
liegt darin, die Tragweite solcher Staatseingriffe zu bestimmen und insbesondere da- 
rin, festzustellen, ob sie zu irgend etwas anderem führen können als zu einem ‚war- 
men Regen‘ von Subventionen besonders für die ‚traditionelleren‘ und schwächeren 
Branchen. Die Vorschriften etwa des italienischen ‚Plans für die Umstrukturierung 
der Industrie‘ von 1977 sind so weitmaschig gefaßt, daß sie ein derartiges, unter al- 
len anderen Gesichtspunkten wahrscheinliches Ergebnis nicht werden verhindern 
können. Das niederländische Gesetz sieht ausdrücklich vor, daß staatliche Subven- 
tionen an Unternehmen und an Lohnabhängige vergeben werden können, um die 
Auswirkungen des Verlustes traditioneller Industrien an weniger entwickelte Länder 
weniger schmerzlich spürbar zu machen. Darin liegt ein durchaus lobenswerter poli- 
tischer Ansatz, wenn auch in den ersten Fällen seine praktische Anwendung noch 
sehr zurückhaltend gehandhabt worden ist. 

Da sich aber hier mächtige Interessen bei ehrgeizigen Vorhaben entgegenstehen 
und da angesichts von Arbeitslosigkeit und Rezession insgesamt die Begeisterung für 
tiefgreifende Veränderungen im Schwinden begriffen ist, besteht eine durchaus rea- 
le Gefahr, daß aus der ‚Industriepolitik‘ schließlich nur eine neue Gestalt eines un- 
gezielten Protektionismus herauskommt — oder gar nur eine neue Bezeichnung da- 
für. 

Bis hierher haben wir die Problematik einer Industriepolitik — vielleicht etwas 
zu pessimistisch — unter dem Gesichtspunkt einer Verteidigung der bestehenden Ar- 
beitsplätze betrachtet. Nun gibt es allerdings gegenwärtig — aufgrund der Beschränkt- 
heit der Rezession und infolge staatlicher Eingriffe zur Milderung ihrer Auswirkun- 
gen — für die primären Arbeitskräfte, d.h. die männlichen Haushaltungsvorstände, 
die zu den mittleren Altersgruppen gehören und keine Ausländer sind, noch kein 
wirkliches Problem von Arbeitslosigkeit (32). Die Hauptlast der Arbeitslosigkeit la- 
stet heute noch auf den ausländischen Arbeitskräften sowie auf den Jugendlichen, 
die neu in den Arbeitsmarkt eintreten. Dabei wird gegenwärtig zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit eine ganze Reihe von Maßnahmen eingesetzt, die der Haupt- 
sache nach auf die staatliche Subventionierung einer zeitlich begrenzten Beschäfti- 
gung in privaten Unternehmen hinauslaufen, mit oder ohne ein flankierendes Pro- 
gramm berufsbildender Maßnahmen, sowie auf eine zeitlich begrenzte Beschäfti- 
gung im Öffentlichen Dienst. Ausländischen Arbeitskräften wird demgegenüber von 
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fast allen Einwanderungsländern die Rückkehr in ihr Ursprungsland nahegelegt. In 
einigen Ländern sind auch Maßnahmen ergriffen worden, um eine Frühverrentung 
zu fördern bzw. um den Eintritt neuer Generationen in den Arbeitsmarkt hinauszu- 
zögern. Im großen und ganzen liegt das Schwergewicht der Beschäftigungspolitik 
auf der Verringerung der Erwerbsquote, so daß man bei dem geraden Gegenteil der 
noch vor wenigen Jahren verfolgten Politik angekommen ist (32). 

Die meisten europäischen Gewerkschaften vertreten ziemlich weitgehende 
Programme der Arbeitszeitverkürzung und der Arbeitsstreckung. Dabei liegen die 
Schwierigkeiten nicht <o sehr auf technischer Ebene wie auf der der politischen Be- 
dingungen: Damit solche Vorhaben nicht zu Kostensteigerungen und Konkurrenz- 
nachteilen für die Industrie führen, muß es gelingen, zwischen den sich bietenden al- 
ternativen Möglichkeiten, nämlich einerseits, die Beschäftigung konstant zu halten 
und gegebenenfalls die Arbeitszeit zu verlängern, sowie andererseits, die Arbeitszeit 
konstant zu halten und gegebenenfalls die Beschäftigung auszuweiten, ein Gleichge- 
wicht aufrechtzuerhalten. Das geht aber nur, wenn sich die Arbeitskosten streng 
parallel zur Länge der Arbeitszeit verhalten und wenn die Beschäftigung eine &ben- 
so große Flexibilität hinsichtlich der Reaktion auf Veränderungen in den ökono- 
mischen Bedingungen besäße, wie das gegenwärtig bei der Arbeitszeit der Fall ist. 
Beide Bedingungen sind an sich schon schwer zu verwirklichen, in ihnen liegt auch 
eine Quelle beständiger Gegensätze zwischen Lohnarbeit und Kapital. So sehr sich 
auch die Gewerkschaften um die Schaffung neuer Arbeitsplätze kümmern, bleibt 
doch ihre grundlegende Verantwortung gegenüber ihren — bereits beschäftigten — 
Mitgliedern bestehen, für die ein Einkommensverzicht (oder ein Verzicht auf eine 
sonst mögliche Einkommenssteigerung) als Gegenleistung für eine Arbeitszeitverkür- 
zung unzumutbar sein kann. Andererseits verhalten sich die Unternehmer ablehnend 
gegenüber jeder Ausweitung der Beschäftigung, selbst wenn die stündliche Produkti- 
vität auch bei reduzierter Arbeitszeit konstant zu halten wäre. Gründe dafür liegen 
erstens darin, daß sich die Arbeitskosten keineswegs proportional zu den geleisteten 
Arbeitsstunden verhalten —z. T. hängen sie auch direkt von der Anzahl der Beschäf- 
tigten ab — ; zweitens — und das ist noch wichtiger — befürchten die ‚Arbeitgeber‘, 
eine Ausweitung der betrieblichen Beschäftigung werde verstärkte Inflexibilitäten 
im Falle von Marktschwankungen nach sich zienen. Deswegen ist man in den mei- 
sten europäischen Ländern noch weit davon entfernt, in dieser Frage eine Überein- 
stimmung zwischen den unterschiedlichen Interessen und Standpunkten zu errei- 
chen. 

Auch auf dem Gebietder Einkommenssicherung bzw. der Umverteilungspolitik 
hat sich in jüngster Zeit eine Ausweitung der Staatseingriffe vollzogen, aus durchaus 
verständlichen Gründen: Manche Transferzahlungen hängen unmittelbar mit der Ar- 
beitslosigkeit zusammen, so etwa die Arbeitslosenunterstützung; andere Staatsausga- 
ben stehen in Zusammenhang mit politischen Strategien, die die Regierungen gegen- 
über der Arbeitslosigkeit verfolgen. So steht z. B. die Zahlung finanzieller Anreize zur 
Verringerung der Erwerbsquote (etwa in Form günstigerer Bedingungen für eine 
Frühverrentung, Stipendien für längere Ausbildungszeiten usw.) in engem Zusam- 
menhang mit dem Problem der Arbeitslosigkeit. Ein solcher Zusammenhang stellt 
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sich aber auch noch auf einer allgemeineren Ebene her: Da der Familienhaushalt die 
Grundeinheit für Einkünfte und Ausgaben bildet, wirken alle Transferzahlungen, die 
— aus welchem Grund auch immer, ob es sich um Renten, Familienzuschläge oder 
Krankengelder handelt — an Familien geleistet werden im Sinne einer Erhöhung des 
Familieneinkommens in Zeiten, in denen die Beschäftigungsmöglichkeiten für die 
‚schwächeren‘ Familienmitglieder gering sind. Derartige Transferzahlungen sind in- 
zwischen zu der Kategorie von Staatsausgaben geworden , die am zweitschnellsten 
wächst — darin nur noch übertroffen von den Transferzahlungen an Unternehmen, 
die z. T. dieselbe Funktion einer Abschwächung der Arbeitslosigkeit erfüllen (34). 

Neben den Proodlemen von Arbeitslosigkeit und allgemeiner Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Bedingungen ist die Notwendigkeit, die unteren Einkommens- 
gruppen vor der Inflation zu schützen, ein weiterer wichtiger Faktor der Auswei- 
tung der Transferzahlungen an einzelne. Überall sind die Renten erhöht worden, 
woran sich oft noch die Einrichtung eines Mechanismus der automatischen Renten- 
anpassung angeschlossen hat — was dann wiederum, etwa in Italien, zu ernsthaften 
Haushaltsproblemen führte. In vielen Ländern hat man Mechanismen der Preiskon- 
trolle für einige Konsumgüter und einige elementare Dienstleistungen eingeführt; 
zugleich hat sich aufgrund der sich beschleunigenden Inflation die Tendenz zur Ein- 
führung zeitlich begrenzter allgemeiner Lohnstops sowie zur Schaffung selektiverer, 
längerfristig wirksamer Kontroll-und Subventionierungsmechanismen verstärkt (35). 

Die genannten Fragen von politischen Strategien zur Einkommenssicherung 
und Einkommensumverteilung einerseits sowie von politischen Maßnahmen zur 
Verteidigung der Arbeitnehmer mit niedrigen Löhnen (bzw. der Familien mit nie- 
drigem Einkommen) vor der Inflation andererseits bilden ein wichtiges Feld für Ver- 
handlungen und Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und Regierung. Fast 
überall haben die großen Gewerkschaften eine Ausweitung solcher politischen Stra- 
tegien und Maßnahmen unterstützt, die ihnen als Gegenleistung für Zurückhaltung 
bei den Lohnverhandlungen angeboten wurde. Gegenwärtig wird die Situation in 
dieser Beziehung aber zunehmend schwieriger: Die aufgelaufene Rechnung ist sehr 
hoch geworden und sie wird den Lohnabhängigen — in Gestalt von Erhöhungen der 
direkten Steuern aufgrund der Steuerprogression — jetzt unmittelbar präsentiert. So 
haben sich, um nicht nur von Großbritannien und den nordischen Ländern zu spre- 
chen, etwa inItalien die direkten Steuerabzüge von den Einkommen der ‚Handarbei- 
ter‘ inzwischen zu einem emsthaften Problem für die Gewerkschaften entwickelt. 
Dementsprechend halten sich die Gewerkschaften in ihrer Unterstützung für derarti- 
ge Transferzahlungen jetzt eher zurück — schließlich kommen sie nicht der unmit- 
telbaren Gewerkschaftsbasis zugute. 

Der Frage ‚Wer soll das bezahlen?‘ wird in dreiseitigen Verhandlungen sowie 
in Konsultationen zwischen Regierungen und Gewerkschaften immer mehr Gewicht 
eingeräumt; damit wird auch das Thema der direkten Steuern und des verfügbaren 
Einkommens in Tarifverhandlungen immer wichtiger. Recht häufig werden von Re- 
gierungen jetzt Steuerermäßigungen als Gegenleistung für Lohnzurückhaltung ange- 
boten. Das bedeutet allerdings wachsende Schwierigkeiten der Finanzierung der öf- 
fentlichen Ausgaben bzw. eine wachsende Inflexibilität auf der Einkommensseite 
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der Staatshaushalte und damit beständig zunehmende Schwierigkeiten für eine poli- 
tische Vermittlung von Verteilungskämpfen. 


6. Die Wirtschaftskrise und die Gewerkschaften 


Inflation und Rezession haben in jüngster Zeit tiefgehend auf die Entwicklung der 
industriellen Beziehungen eingewirkt; das gilt besonders für die Verhandlungen zwi- 
schen den Tarifparteien. Die bisher erörterten Maßnahmen sind zum größten Teil 
Gegenstand derartiger Verhandlungen gewesen, ob in Form eigentlicher Tarifver- 
handlungen oder ob im institutionellen Rahmen offizieller Zusammenkünfte zwi- 
schen Regierung und Gewerkschaften bzw. zwischen Unternehmerverbänden, Regie- 
rung und Gewerkschaften. Indexierungsmechanismen etwa sind des öfteren in nor- 
malen Tarifverhandlungen zwischen den größeren Gewerkschaften und den Unter- 
nehmerverbänden eingerichtet worden — falls sie nicht auf eine gesetzliche Erhö- 
hung des Mindestlohnes beschränkt oder aber durch gesetzliche Regelungen bzw. 
durch die Rechtsprechung verboten sind wie in Frankreich oder in Deutschland. 
Immer mehr werden auch Regierungspolitiken gegenüber der Arbeitslosigkeit — 
wie politische Strategien zur Einkommenssicherung durch Transferzahlungen so- 
wie durch Steuererleichterungen oder wie allgemeinere Fragen der Wirtschaftspoli- 
tik — zum Gegenstand von mehr als einem bloßen Informationsaustausch zwischen 
Regierung und Interessengruppen. 

Solche Regierungspolitiken werden inhaltlich in umfassenden ‚Paketabspra- 
chen‘ festgelegt, die als Gegenleistung dann unvermeidlich auch Lohnzurückhal- 
tung verlangen. Allein schon aus der Art von Instanzen, die an solchen Absprachen 
beteiligt sind, zuzüglich des besonderen Charakters des Staates als einer der Teil- 
nehmer, erklären sich denn auch die Zentralisierungstendenzen, die die Systeme der 
industriellen Beziehungen in vielen europäischen Ländern aufweisen. 

In einigen Ländern tritt aber auch eine gegenläufige Tendenz in Richtung auf 
eine relative Stärkung der unteren Ebene der Tarifverhandiungen hervor: zum er- 
sten spielen in einigen Ländern Verhandlungen zwischen Gewerkschaftsspitzen und 
Regierung bzw. Unternehmerverbänden keine wichtige Rolle; in ihnen sind vielmehr 
vor allem lokale Tarifverhandlungen und -kämpfe von entscheidender Bedeutung. 
Ein typisches Beispiel dafür stellt Frankreich dar, während Italien — zumindest bis 
1976 — gleichzeitig auf beiden Registern zu spielen scheint, in Gestalt vieler Kon- 
sultationen auf Regierungsebene bzw. bedeutender Vereinbarungen zwischen den 
Tarifparteien auf höchster Ebene, begleitet von vielerlei Tarifvereinbarungen auf 
Branchenebene oder im betrieblichen Bereich. So sehr es im übrigen zutrifft, daß in 
einer Situation des Wirtschaftsrückgangs Lohnerhöhungen schwieriger durchzuset- 
zen sind, gilt aber auch, daß die spezifischen, etwa lokalen Bedingungen sich sehr 
weitgehend unterscheiden — wodurch wiederum der Spielraum für Aushandelungs- 
prozesse an der Basis vergrößert wird. Das ergibt sich in besonderem Maße, wenn 
Vereinbarungen in nationalem Maßstab bzw. im Maßstab der betreffenden Branche 
eher bescheidene Ergebnisse erbracht haben. Darüberhinaus ist auch noch festzu- 
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stellen, daß es manchmal die Führungsspitzen von Unternehmerverbänden oder Ge- 
werkschaften selbst sind, die den Abschluß von Tarifvereinbarungen auf unteren 
Ebenen betreiben, etwa wenn auf nationaler Ebene keine Einigung erzielt werden 
konnte. In der Weise, wie in den Niederlanden die zentralen Verhandlungen über 
eine Indexierungsklausel gescheitert sind, trat das dann auch in Belgien ein, als 1975 
die Laufzeit der vorherigen Vereinbarung abgelaufen war. In beiden Fällen zog dies 
Kämpfe und Tarifvereinbarungen auf unterer Ebene nach sich. In viel selteneren 
Fällen erfolgt in einer solchen Lage ein Staatseingriff, wie etwa im Frühling 1977 in 
Dänemark, wo eine vom Unternehmerverband nicht übernommene Kompromißlö- 
sung dann per Gesetz in Kraft gesetzt wurde. 

Tarifverhandlungen bzw. vergleichbare Aushandelungsprozesse auf zentraler 
Ebene sind in jüngster Zeit in vielfältigen Gestalten geführt worden. Hier können 
wir uns nicht auf eine Analyse ihrer institionellen Feinheiten und spezifischen poli- 
tischen Hintergründe einlassen (36). In jedem Fall ist dabei — ganz gleich wie die in- 
stitutionellen Regelungen auch im einzelnen aussehen mögen — die Regierung mit 
im Spiel. Wo sie nicht offen als Mitspieler auftritt, nimmt sie hinter der Bühne am 
Spiel teil: Manchmal erscheint sie wie ein deus ex machina mit einer Steuersenkung, 
um einen heiklen Punkt in den Verhandlungen zwischen den Tarifparteien auszuräu- 
men, oder siemacht andere Zugeständnisse an die hauptsächlichen Verhandlungsteil- 
nehmer. Das ist aus ihrer Perspektive auch alles andere als abwegig — angesichts des 
gesellschaftlichen Gewichts der bei Verhandlungen auf höchster Ebene beteiligten 
Instanzen und angesichts ihrer konkreten Bedeutung für Wirtschaftspolitik und 
Konsensbeschaffung. 

Zwei weitere Züge der in jüngster Zeit erfolgten Ausweitung der Regierungsein- 
griffe in die Politik der Interessenverbände sind dagegen nicht vergleichbar nahelie- 
gend und verdienen daher eine gründlichere Analyse: 

Erstens ist es auffällig, daß es keine zwangsweise Regulierung von Löhnen und 
Einkommen gibt, während sich zugleich offensichtlich die Gegenstände von Ver- 
handlungen zwischen den Tarifparteien in Bereiche ausdehnen, die zum traditionel- 
len Zuständigkeitsbereich von Regierungen gehören. Im Gegensatz zu früher gibt es 
— gegenüber der gewachsenen politischen Bedeutung der Inflation — nur wenige 
Fälle einer gesetzlich verbindlich gemachten Einkommenspolitik oder überhaupt 
von ‚harten‘ Staatseingriffen auf dem Feld der Einkommenspolitik. Im Großen und 
Ganzen ist eine Politik der Lohnzurückhaltung Ergebnis einer freiwilligen Autori- 
tätsausübung seitens der Gewerkschaften, als Gegenleistung für Zugeständnisse von 
Seiten des Staates oder der Unternehmer. Eben aufgrund dieser Tatsache hat sich 
aber auch ausdrücklich die Reichweite ven Verhandlungen zwischen den Tarifpar- 
teien auf Inhalte ausgedehnt, die tief im klassischen Ermessensbereich der Regie- 
rungen liegen, etwa auf Fragen der Steuer- oder Sozialpolitik, der Beschäftigungs- 
oder Industriepolitik. Trotz der enormen Ausweitung der finanziellen Ressourcen, 
des Aktionsradius und der Regulierungsinstrumente, über die der Staat verfügen 
kann — und z. T. sogar eben wegen dieser Ausweitung — ist also der Staat zuneh- 
mend zum Schlachtfeld der Interessengruppen geworden. Daher ist er sehr oft ge- 
zwungen, selbst seine Handlungsfreiheit durch vorgelagerte Vereinbarungen mit 
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den wichtigsten privaten Vereinigungen einzuschränken. Damit scheint die ur- 
sprüngliche Legitimation der politischen Gewalt des Staates im unmittelbaren 
Rückgriff auf die Zustimmung der Staatsbürger in einigen Ländern bis auf ein Mi- 
nimum reduziert zu sein, worin allerdings noch beträchtliche Unterschiede zwi- 
schen den verschiedenen Ländern bestehen (37). 

Als zweiter Grundzug hat sich in den in verschiedenen Ländern in jüngster Zeit 
gemachten Erfahrungen der hier hervorzuhebende Umstand herausgeschält, daß 
normalerweise der staatliche Partner bei dreiseitigen Verhandlungen von einer so- 
zialdemokratischen Regierung gestellt wird bzw. einer Koalitionsregierung unter 
Beteiligung von Parteien, die eng mit den Gewerkschaften verbunden sind. Das ist 
zwar noch keine notwendige Bedingung für das Zustandekommen derartiger Verein- 
barungen, es hat aber sicherlich dazu beigetragen, daß Gewerkschaften überhaupt 
zur Teilnahme an solchen, quasi tarifvertraglichen Verhandlungen auf der Ebene 
der Verbandsspitzen zu bewegen, in denen von ihnen als ihr spezifischer Beitrag 
Lohnzurückhaltung erwartet wird. Gewerkschaften und ihnen verbundene Parteien, 
als Erben der alten Arbeiterbewegung, stehen damit heute an der vordersten Front 
eines kapitalistischen Krisenmanagements, das sich denselben Zwängen unterwerfen 
und das dieselben Stabilisierungsziele verfolgen muß, wie es unter einer konservati- 
ven Regierung geschähe. Gewiß ist so etwas nicht vollkommen neu; vom Ende des 
Ersten Weltkrieges bis heute ließen sich eine ganze Reihe von Beispielen für ähnliche 
Situationen finden. Die entscheidende Differenz aber liegt darin, daß eine solche Si- 
tuation noch niemals in einem vergleichbaren Maßstab und in so vielen Ländern 
gleichzeitig aufgetreten ist. 

Der Frage nachzugehen, was denn wohl die Führungsspitzen der Gewerkschaf- 
ten bzw. von sozialdemokratischen Parteien — oder auch Labour-Parteien oder kom- 
munistischen Parteien — dazu veranlaßt hat, sich überhaupt auf solch ein unpopuläres 
und riskantes Unterfangen einzulassen, würde uns zu Problemstellungen führen, die 
wir hier nicht nach allen Seiten verfolgen können. Wir müssen uns hier darauf be- 
schränken, wenigstens eine Seite dieses Problemkomplexes kurz zu erörtern: Stärke 
und Einfluß der Gewerkschaften-als Organisationen haben einen Punkt erreicht, an 
dem ihr ‚offizieller‘, formeller Status als private Vereinigungen, die als Vertretung 
der ökonomischen Interessen ihrer Mitglieder auf dem Markt fungieren, einfach 
nicht mehr der Rolle entspricht, die sie in Wirklichkeit spielen — besonders in einer 
Situation, in der Regierungen das Ziel der Vollbeschäftigung ernsthaft verfolgen. 
Zwar kann ohnehin nicht geleugnet werden, daß die meisten europäischen Gewerk- 
schaften noch nie so richtig diesem — ‚pluralistischen‘ — Modeil entsprochen haben. 
Jetzt haben sie aber dessen Grenzen vollständig gesprengt. Sie sind Organisationen 
von öffentlicher Bedeutung geworden, deren Handeln ausschlaggebendes Gewicht 
für den Gang der Wirtschaftspolitik zukommt. In den Ländern, in denen die erfor- 
derlichen günstigen Bedingungen dafür vorliegen, hat man diese Veränderung auch 
offiziell anerkannt. Als Ergebnis der damit gemachten Erfahrungen hat sich gezeigt, 
daß sich ganz offensichtlich verschiedene Formen eines ‚Aushandelungskorporativis- 
mus‘ gut zur Steuerung entwickelter kapitalistischer Wirtschaftssysteme eignen. Die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der letzten Jahre haben dann auch in Ländern, in 
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denen keine so günstigen Bedingungen vorlagen — etwa in Großbritannien oder in 
Italien — , einen entsprechenden Entwicklungsprozeß beschleunigt. 

Die unmittelbaren Ursachen einer solchen Umgestaltung liegen auf der Hand: 
Die Gewerkschaftsführungen — und mehr noch die Parteispitzen — haben einigen 
Grund zu der Befürchtung, durch ein hartes und kompromißloses Auftreten im Er- 
gebnis allein eine Beschleunigung der Inflation oder einen Anstieg der Arbeitslosig- 
keit erreichen zu können. Damit wäre dann ein Prozeß in Gang gesetzt, an dessen 
Ende in durchaus realistischer Weise ein Abbau der gegenwärtigen Machtpositionen 
der Gewerkschaften und der Arbeiterparteien drohen würde. Einige der ‚histori- 
schen Führer‘ der Arbeiterbewegung haben ja durchaus noch vor Augen, bis wohin 
eine wirkliche kapitalistische ‚Reinigungskrise‘ — wie die der zwanziger und dreißi- 
ger Jahre — uns führen könnte. 

Darüberhinaus hat eine Haltung seit dem Zweiten Weltkrieg in der europäi- 
schen Arbeiterbewegung eine breite Basis gefunden, die sich innerhalb des Hori- 
zonts des Kapitalistischen Systems einrichtet (39). Nachdem die Gewerkschaften 
sich also die ‚kapitalistischen Spielregeln‘ angeeignet haben, kann es, angesichts des 
Rückgangs der auf dem ‚ökonomischen Markt‘ erzielbaren Ergebnisse in Zeiten der 
Krise, nicht weiter verwundern, daß sie versuchen, jede Gelegenheit voll auszunut- 
zen, die sich ihnen auf dem ‚politischen Markt‘ (Pizzorno 1964) bietet, auf dem sie 
immer noch über ein ganz beträchtliches Gewicht verfügen. Denn wenn eine aus der 
Sicht der Gewerkschaften ‚befreundete‘ Regierung an der Macht ist, besteht zumin- 
dest eine Möglichkeit, daß nicht gezielt Maßnahmen ergriffen werden, um die Ge- 
werkschaften zu schwächen, und besteht die reelle Aussicht, Gegenleistungen für 
eine Dämpfung des Lohndrucks zu erhalten. Selbst in einer rezessiven Wirtschafts- 
lage gibt es ja noch gewisse Möglichkeiten für Umverteilungsmaßnahmen zugunsten 
der Arbeiterklasse, die — jedenfalls abstrakt gesehen — sowohl mit den grundlegen- 
den Prinzipien der kapitalistischen Ökonomie als auch mit der aktuell verringerten 
Menge von verfügbaren Ressourcen vereinbar wären. Darüberhinaus sind in einer sol- 
chen Situation auch noch Maßnahmen möglich, die nichts an wirtschaftlicherr Res- 
sourcen kosten und doch dazu beitragen, die Position der Gewerkschaftsführungen 
gegenüber den Unternehmern — oder auch gegenüber ihrer eigenen Basis — zu stär- 
ken (40). 

Es wird in Bezug auf die neuen Mitglieder des Kreises der Länder mit einer 
korporatistischen Politik, also in Bezug auf Großbritannien ebenso wie in Bezug auf 
Italien, das noch weitgehend außerhalb dieses Kreises steht, äußerst schwierig sein, 
eine Antwort auf die Frage zu finden, woher der Spielraum für mögliche Gegenlei- 
stungen genommen werden soll (41). In Italien jedenfalls hat die Kommunistische 
Partei alle Vorschläge in der Richtung von Importkontrollen als ‚Autarkievorstel- 
lungen‘ — und das heißt als faschistoid — angegriffen, und sie hat gegenüber einer 
weitergehenden Verstaatlichung der Industrie eine höchstens lauwarm befürworten- 
de Haltung eingenommen. In Großbritannien ebenso wie in Italien sind sich die 
maßgeblichen Kräfte der Linken — d.h. diejenigen, die ihrer an Politik auf Regie- 
rungs- und Parlamentsebene beteiligten Mehrheit angehören — in der Überzeugung 
einig, der einzig gangbare Weg aus der gegenwärtigen Rezession führe darüber, einen 
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Spielraum für Investitionen zu schaffen, ohne die Inflation zu verschärfen (also 
Lohnzurückhaltung und Einschränkung der Staatsausgaben) sowie ein für die ‚Pri- 
vatinitiative‘ günstigesKlima zu fördern (also Profitbegünstigung, steuerliche Erleich- 
terung für Investitionen sowie Gewährleistung eines politischen Klimas, das mögli- 
che Investoren nicht ‚abschreckt‘). Nun ist es aber leicht zu begreifen, daß unter 
derartigen Umständen den Gewerkschaften kaum noch substantielle Gegenleistun- 
gen für ihr Entgegenkommen geboten werden können. Und man muß noch hinzu- 
nehmen, daß in beiden Ländern die Situation der öffentlichen Haushalte ausgespro- 
chen angespannt ist; in Italien noch weit mehr als in Großbritannien. Daher sind 
weitergehende Umverteilungsmaßnahmen praktisch vollkommen ausgeschlossen; 
allein schon, daß es bisher zu keiner Senkung des Lohnniveaus gekommen ist, muß 
als bemerkenswerter Erfolg betrachtet werden. 

So sehr also auch derartige Maßnahmen bei abstrakter Betrachtung mit der 
Funktionsweise einer kapitalistischen Wirtschaft und eines demokratischen politi- 
schen Systems vereinbar sein mögen, so ist es praktisch alles andere als leicht, weiter- 
gehende Verbesserungen der Einkommensverteilung oder der politischen Machtver- 
hältnisse von einer solchen Bedeutung zu finden, daß sie von der aktiven Basis der 
Arbeiterbewegung als Gegenleistung für Lohnzurückhaltung akzeptiert werden könn- 
ten! 

In der Tat machen die jüngeren Entwicklungen innerhalb der Gewerkschaften, 
ob in Großbritannien oder in Italien, eins ganz deutlich: daß die Mitgliederbasis die 
sich aus der kooperativen Haltung der Gewerkschaften gegenüber den Regierungen 
ergebenden Gegenleistungen keineswegs als ‚proportional‘ zu der ihnen auferlegten 
Lohnzurückhaltung betrachtet. Eigentlich versagt die Vorstellung der ‚Proportiona- 
lität‘ einfach in einer derartigen Situation, wenn es darum geht, die Art von Gegen- 
leistung zu umschreiben, mit der zum ersten Mal eine noch nie zuvor erreichte 
Lohnzurückhaltung, die auch nicht durch tiefverwurzelte Verhaltensmuster erleich- 
tert wird, überhaupt durchzusetzen. Da geht es dann eben noch nicht darum, in 
utilitaristischer Manier Vorteile und Nachteile auszubalancieren — würden doch auf- 
grund streng utilitaristischer Kriterien selbst die aus tiefgreifenden politischen oder 
sozialen Reformen zu ziehenden Vorteile im Vergleich mit den Nachteilen eines 
Verhaltens der Lohnzurückhaltung schlecht abschneiden. Es geht in einer solchen 
Situation vielmehr darum, ein Klima der kollektiven Begeisterung zu erzeugen, in 
dem die Frage nach einem utilitaristischen Abwägen der Vor- und Nachteile gar 
nicht erst mehr gestellt wird; in solch einem Fall würde dann selbst ‚Blut, Schweiß 
und Tränen‘ der Vorzug vor beträchtlichen individuellen Vorteilen gegeben werden. 
So gesehen, besteht aber das Problem darin, daß sich ein wirtschaftspolitisches Sta- 
bilisierungsmanöver — dasja von der internationalen Finanzwelt unterstützt werden 
und im Inneren günstige ‚klimatische Bedingungen‘ für Profite und Investitionen 
schaffen müßte — wohl kaum als Gegenstand eignen dürfte, um eine derartige Stim- 
mung ‚spontaner Austerität‘ hervorzurufen, wie sie etwa während eines ‚tief empfun- 
denen Krieges‘ aufkommt. Und eben hierin liegt das zentrale Problem der korpora- 
tistischen Gestalt der industriellen Beziehungen (42). 

Die gegenwärtig unter den radikaleren europäischen Gewerkschaftern geführ- 
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te Diskussion über Wirtschaftsdemokratie (43) dreht sich hauptsächlich um die Pro- 
bleme des Informationszugangs und der Investitionskontrolle, die als Hebel zur 
Schaffung von mehr Arbeitsplätzen gesehen werden (44). Die meisten der in diese 
Richtung gehenden Politikkonzeptionen entspringen dabei nicht tradierten ideologi- 
schen Vorstellungen der Arbeiterbewegung, allenfalls sind solche Momente von 
ganz untergeordneter Bedeutung. Solche Konzeptionen leiten sich vielmehr aus der 
konkreten Enttäuschung her, die sich über die bisherigen Versuche breit macht, den 
Wirtschaftsprozeß mit Hilfe makroökonomischer Instrumente zu steuern — was sich 
immer deutlicher als unzureichend herausstellt, um die heute vorliegende Situation 
zu bewältigen. 


7.  Krisenüberwindung und Arbeiterbewegung 


In der Nachkriegszeit hat die kapitalistische Welt ihre nachhaltigste historische Ex- 
pansionsphase erlebt, nachdem zunächst Sorgen über die politischen Möglichkeiten 
eines ‚Vollbeschäftigungskapitalismus‘ (vgl. Kalecki 1943) (45) und Befürchtungen 
über eine Wirtschaftsrezession in den USA im Vordergrund gestanden hatten: Die 
USA wurden zum Demiurgen einer wirksamen Liberalisierung des Welthandels, und 
es verging eine lange Zeit, bevor die von Kalecki vorausgesagten politischen Konse- 
quenzen der Vollbeschäftigung überhaupt fühlbar wurden. Heute sind dagegen jene 
externen ebenso wie die internen Bedingungen der keynesianischen Politik von 
Grund auf erschüttert — und dieses keineswegs bloß zufällig erfolgte Zusammenttref- 
fen erweist sich als ausgesprochen gefährlich. 

Einige westeuropäische Länder waren schließlich bereits im Begriff zu lernen, 
wie sie mit der Vollbeschäftigung würden leben können. Zwar wissen wir nicht, ob 
man in der korporativistischen Wendung, die sie in ihrer politischen Entwicklung 
genommen haben, bereits die ‚grundlegende politische Reform‘ sehen kann, wie sie 
Kalecki vorschwebte; aber allein die Tatsache, daß sie dabei waren, es zu lernen, ist 
schon wichtig genug. In nächster Zeit könnte es allerdings für diese Länder schwieri- 
ger werden, mit einer großen importierten Arbeitslosigkeit, wie sie das Scheitern der 
externen Voraussetzungen Keynesianischer Politik mit sich bringt, klar zu kommen: 
Das Netz des korporatistischen Grundkonsenses, mit so viel Geduld es auch gewo- 
ben wurde, ist nicht besonders haltbar. Es Kann also dazu kommen, daß es reißt und 
daß Konflikte ausbrechen, wenn das Ziel der Vollbeschäftigung aufgegeben werden 
müßte. 

Die meisten anderen westeuropäischen Länder sind von ihren internen Bedin- 
gungen her so unterschiedlich, daß ihre Unfähigkeit, mit den Auswirkungen der 
Vollbeschäftigung politisch fertig zu werden, allenfalls als ein kleinster gemeinsamer 
Nenner gelten kann. Alle diese Länder befinden sich jetzt jedenfalls in einer Ab- 
schwungphase des industriellen Zyklus, in der aus externen Gründen um einiges 
mehr sich abspielt als in den ‚Bremsphasen‘ der abgemilderten Gestalt des industriel- 
len Zyklus, wie wir ihn aus der Nachkriegszeit kennen. Nirgends ist es allerdings bis- 
her zu einer ausgewachsenen kapitalistischen ‚Reinigungskrise‘ gekommen, wie sie in 
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der Zwischenkriegszeit eine vertraute Erscheinung war; nirgends hat sich dement- 
sprechend ein derartiger wirtschaftlicher und politischer Roll-Back der Arbeiterbe- 
wegung vollzogen, wie er in Großbritannien Mitte der zwanziger Jahre oder im 
Frankreich der Volksfrontregierung bewerkstelligt worden ist — um gar nicht erst 
auf diejenigen Länder zu sprechen zu kommen, in denen die demokratische Regie- 
rungsform gänzlich aufgehoben worden ist (vgl. C. S. Maier 1975 u. Fauvel-Rouif 
1966). Ganz im Gegenteil — in vielen europäischen Ländern liegt heute das kapita- 
listische Krisenmanagement in den Händen der Arbeiterbewegung, in Gestalt sozial- 
demokratischer Regierungen (oder entsprechender K.oalitionsregierungen), die eine 
testriktive Wirtschaftspolitik verfolgen, sowie von Gewerkschaftsführungen, die den 
Versuch machen, ihre Mitglieder zu deren Hinnahme zu veranlassen. 

Die Feindseligkeit, die in der Zwischenkriegszeit in der Unternehmerschaft 
gegenüber den Parteien der Arbeiterklasse geherrscht hat, hat sich bei deren gegen- 
wärtigen Erben fast überall erheblich abgeschwächt. Man kann wohl sagen, daß das 
aus gutem Gurnd geschehen ist: Die traditionelle Linksopposition, die für eine revo- 
lutionäre Expropriation der Produktionsmittel eintrat, existiert nurnoch als Haltung 
kleiner radikaler Gruppen und findet allenfalls noch ein schwaches Echo etwa in der 
Programmatik der KPF. Die meisten Arbeiterparteien stehen heute loyal auf dem 
Boden der etablierten Gesellschaftsordnung und beschränken sich darauf, Forderun- 
gen mit Bezug auf Einkommensumverteilung und Erweiterüng der gesellschaftlichen 
Kontrolle des Wirtschaftsprozesses zu erheben, die in dem dadurch gegebenen Rah- 
men verhandlungsfähig sind. 

Das stellt die sozialdemokratischen Parteien aber ebenso wie die Gewerkschafts- 
führungen vor eine schwierige Aufgabe: Einerseits müssen sie die wirtschaftliche 
Entwicklung so steuern, daß sie nicht in Gegensatz zu Unternehmerschaft (und zu 
einem wachsenden Anteil der Wählerschaft) geraten, für die konservative Wertvor- 
stellungen — Gesetz und Ordnung, Preisstabilität usf. — im Vordergrund stehen; an- 
dererseits sind sie in weit höherem Maß als andere politische Kräfte auf die Zielvor- 
stellung der Vollbeschäftigung und auf die Durchführungvon Umverteilungsmaßnah- 
men verpflichtet. Dabei müssen sie zugleich noch — während sie bereits mit dem ge- 
nannten Dilemma ringen — ihre Überlegenheit gegenüber den konservativen Partei- 
en unter Beweis stellen, indem sie für Lohnzurückhaltung sorgen. 

Falls die gegenwärtige Rezession anhalten — oder sich gar verschlimmern — 
sollte, könnte der Fall eintreten, daß es Sozialdemokratie und Gewerkschaften 
nicht mehr gelingt, alle diese sich untereinander widersprechenden Ziele im Gleich- 
gewicht zu halten. Unter diesen Umständen wird es dann wohl dazu kommen, daß 
sich die europäischen Nationen in ihrer politischen Entwicklung weiter voneinander 
entfernen, als das gegenwärtig der Fall ist: In einigen Ländern wird dann eine wirk- 
liche ‚Reinigungskrise‘ nicht mehr zu vermeiden sein; in anderen werden wir dagegen 
vielleicht eine einschneidendere Vergesellschaftung des Wirtschaftsprozesses erleben, 
unter einer sozialdemokratischen Regierung, die sich schließlich dazu gezwungen 
sieht, den Konflikt mit der Unternehmerschaft zu wagen — und die auch stark 
genug wäre, deren Reaktion zu widerstehen. 
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Die Arbeitslosenquoten der EG-Staaten insgesamt beschreiben seit 1950 eine durchaus 
beunruhigende Kurve: Von 4,5 % (1950) fällt die Arbeitslosenquote bis auf 1,5 % (1961), 
um dann bis 1966 (mit leichten Schwankungen) auf dieser Höhe zu bleiben. Nach 1966 
treten zunächst deutlichere Schwankungen auf, es wird ein aufsteigender Trend erkenn- 
bar, der die Arbeitslosenquote aufüber 2 % (1973) anwachsen läßt. In den folgenden vier 
Jahren schießt dann die Arbeitslosenquote bis zu fast 5 % hinauf - also bis auf einen hö- 
heren Stand als ein Vierteljahrhundert zuvor. Aufgrund des beträchtlichen Anwachsens 
des Arbeitsangebotes in den siebziger Jahren wäre — angesichts des gleichzeitigen Rück- 
gangs der Nachfrage nach Arbeit — die Schaffung einer riesigen Zahl von Arbeitsplätzen 
erforderlich, um die Arbeitslosenguote auch nur auf, sagen wir einmal, 3 % zu senken. 
Das wird nicht geschehen, falls die Regierungen sich an den ‚schmalenPfad‘ (zwischen Ar- 
beitslosigkeit und Inflation) halten, den ihnen die UNESCO-Experten empfohlen haben. 
Daher wird sich Europa wohl an Arbeitslosenquoten von 4 - 6 % zu gewöhnen haben. 

Die wichtigste Ausnahme stellen in diesem Punkt die katholischen Gewerkschaften dar, 
auch wenn sich in diesem Punkt inzwischen eine Aktionseinheit zwischen ihnen und den 
linken Gewerkschaften entwickelt hat — etwa in Frankreich oder in Italien — oder es so- 
gar zu einem vollständigen Zusammenschluß gekommen ist — wie in den Niederlanden 
1976. 

In einigen europäischen Ländern finden zwischen hochgradig zentralisierten Gewerk- 
schaften und der Regierung laufende Konsultationen statt; in den meisten sind (1977, 
A.d.Ü.) sozialdemokratische Regierungen mit gewerkschaftlicher Unterstützung an der 
Macht. Die Wurzeln dafür gehen historisch z.T. weit zurück; einige Züge dieser Situation 
haben sich aber auch erst in der Zeit seit dem II. Weltkrieg entwickelt, in der ein sehr 
niedriger Stand der Arbeitslosigkeit, verbunden mit beträchtlichen Reallohnsteigerungen, 
die Lage in den meisten Ländern seit den späten fünfziger Jahren bestimmte. In dieser 
Situation sahen sich die Gewerkschaften im Großen und Ganzen dazu in der Lage, ihren 
Mitgliedern individuelle Vorteile zu verschaffen, ohne deswegen von der Verfolgung über- 
geordneter Ziele abgehen zu müssen, so daß die Wirtschaftspolitik, die mit dieser günsti- 
gen Entwicklung Hand in Hand ging, von ihnen zumindest akzeptiert wurde, sofern sie 
sich nicht sogar aktiv an ihr beteiligten. 

Daß dies keine unbegründete Besorgnis ist, hat die gründliche Untersuchung von Bain, 
Elsheikh 1976 gezeigt: Sie kommt zu dem Ergebnis, daß Arbeitslosigkeit als ein wirkungs- 
voller Hebel gegen eine weitergehende gewerkschaftliche Organisierung funktioniert. 

Der Ausdruck ‚industrielle Beziehungen‘ beginnt sich auch in der deutschsprachigen Dis- 
kussion für die Gesamtheit der unmittelbaren Verhältnisse zwischen Lohnarbeit und Ka- 
pital als kollektiven Größen zu etablieren (A.d.Ü.). 

Derartige Diskussionen an sich stellen noch nichts Neues dar. Heute werden sie aber in 
einer Situation geführt, in der sich Beschäftigung und Wirtschaftstätigkeit auf dem Tief- 
stand befinden, während gleichzeitig die Preise mit ungewöhnlicher Geschwindigkeit stei- 
gen (1977, A.d.Ü.). 

Die unabhängige Variable, die unseren Schätzungen zugrundeliegt, nämlich Dauer und 
Schwere der gegenwärtigen Stagnation und Arbeitslosigkeit, ist selbst allerdings nicht ge- 
nau zu bestimmen. Für die Entwicklung der industriellen Beziehungen in Europa wird es 
in dieser Hinsicht nicht allein entscheidend sein, ob sich eher optimistische oder eher pes- 
simistische Voraussagen bewahrheiten werden; von wesentlicher Bedeutung wird es auch 
sein, ob die (bis 1968 sich in der Literatur auch widerspiegelnde) Konvergenz der Ent- 
wicklungen innerhalb der verschiedenen Länder anhält — oder ob es aufgrund unter- 
schiedlicher Reaktionen auf die auftretenden Schwierigkeiten zu divergierenden Entwick- 
lungen kommen wird. 

Was damit inhaltlich gemeint ist, wird etwa deutlich, wenn man sich vor Augen führt, 
was gemeint ist, wenn von dem ‚ungünstigen Klima‘ der Zeit nach dem 1. Weltkrieg ge- 
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sprochen wird. (Zu den Stabilisierungsproblemen dreier großer europäischer Länder in 
dieser Zeit vgl. C.S. Maier 1975) 

Dieses vereinfachte Modell beschreibt nicht die Entwicklung in ganz Europa. Am nächsten 
kommen ihm wohl die Bundesrepublik Deutschland und Italien — während Großbritan- 
nien am weitesten von ihm entfernt blieb. Dennoch erlaubt das Modell, eine breiter ange- 
jegte politische Perspektive aufzuzeigen. 

Nur die schwächsten unter den politischen Parteien und den sozialen Bewegungen haben 
in dieser Periode den Staat für die Erreichung der Voilbeschäftigung verantwortlich ge- 
macht. 

Nach der ersten, unbestreitbar erfolgreichen Phase der britischen, schwedischen oder 
auch holländischen Wiederaufbaupolitik der Nachkriegszeit war es dann vor allem Groß- 
britannien, dem es zufiel, exemplarisch vorzuführen, wohin die Vollbeschäftigung in Ver- 
bindung mit einer starken Arbeiterbewegung auch im übrigen Europa würde führen kön- 
nen (vgl. aber auch Panitch 1979 zu den Konsequenzen des ‚Vollbeschäftigungssiegs‘ in 
Großbritannien, A.d.Ü.) 

In Italien etwa wurde die erste eindeutige Welle von Lohnerhöhungen etwa durch das Zu- 
sammentreffen. einer außer Kontrolle geratenen Boomperiode mit einem deutlich über- 
schüssigen Angebot auf dem Geldmarkt und mit einem leergefegten Arbeitsmarkt ausge- 
löst. Darauf wurde mit einer sehr restriktiven Kreditpolitik reagiert, durch die dann der 
inflationäre Prozeß sehr schnell wieder unter Kontrolle kam. Ähnlich deutlich ist das Bei- 
spiel der Bundesrepublik in der Rezession 1966/67. Insgesamt gesehen erscheint dabei 
aus heutiger Sicht vor allem die Geschwindigkeit als überraschend, mit der in den sechzi- 
ger Jahren die ‚Märkte‘ auf harte restriktive Maßnahmen reagiert haben. 

Nur extrem monetaristische Interpretationen der Lohninflation der späten sechziger und 
der frühen siebziger Jahre würden wohl so weit gehen, diesen Sachverhalt zu leugnen. 
Sehr klar bringen demgegenüber die Untersuchungen von R. J. Gordon (zuletzt 1977) die 
Bedeutung politischer und sozialer Momente im inflationären Prozeß heraus. (Vgl. neuer- 
dings auch Hirsch, Goldthorpe 1978) 

Dt. im italienischen Text! (A.d.Ü.) 

Unsere These ist es, daß eine Unterausnutzung der Marktmacht der Arbeit durchaus statt- 
finden kann, sowie, daß sie ihrerseits auf durchaus stabilen politischen Konstellationen 
beruhen kann. Die Fälle Österreichs und Schwedens auf der einen, sowie Großbritannien 
und die Niederlande auf der anderen Seite machen das sehr deutlich. (Als Standard-Über- 
sicht über die westeuropäischen Einkommenspolitiken vgl. Ulman, Flanagan 1971 sowie 
A.R. Braun 1975, bis 1973.) r 

$0 haben in einigen Ländern die Forderungen der Gewerkschaften und das Verhalten der 
mit ihnen verbundenen Parteien zu höheren Löhnen in Verbindung mit entsprechenden 
Anpassungen des Geldwertes geführt, während sie unter anderen Umständen ein genau 
entgegengesetztes Verhalten gezeigt haben. 

Dadurch sind die durchaus unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der verschiedenen 
europäischen Länder — mit ihren mehr konfliktorischen oder mehr integrationistischen 
Traditionen — allerdings keineswegs aufgehoben worden. 

Dt. in beiden Originalen! (A.d.Ü.) 

Westdeutschland weist eine ganze Reihe von Übereinstimmungen mit Österreich auf; 
aber in der Bundesrepublik enwickelten sich trotz allem seit 1967 heftige soziale Span- 
nungen. Aufgrund der rasch einsetzenden Enttäuschung über die konzertierte Aktion 
und des anschließenden Ausbruchs der neuen Kampfbereitschaft der Arbeiter konnte 
sich dann die bereits auf den Weg gebrachte korporatistische Modifikation des Systems 
der industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik nicht durchsetzen. 

Nur durch eine Analyse, die zu klären erlaubt, welches unterschiedliche Gewicht den ver- 
schiedenen Interessengruppen und gesellschaftlichen Kräften in den verschiedenen Län- 
dern zukommt, sowie, welche spezifischen politischen Zwänge in den einzelnen Ländern 
bestehen, könnten diese unterschiedlichen Verlaufsmuster des Zyklus erklärt werden. 
Die Unterscheidung zwischen externen und internen Bedingungen wird hier lediglich im 
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Sinne einer ganz groben Taxonomie verwendet; in Wirklichkeit besteht zwischen beiden 
Arten von Bedingungen ein ganz enger Zusammenhang. 

d.h. 1976 und 1977 (A.d.Ü.) 

Arbeitslosenquoten sind national unterschiedlich definiert, so daß eine umfängliche Un- 
tersuchung erforderlich wäre, um international vergleichbare Zahlen zu erhalten (bis 
1975). Da wir hier aber nur grobe Größenordnungen benötigen, können wir uns mit den 
verfügbaren Daten begnügen: Insbesondere, wenn wir ergänzend die Differenzen zwischen 
den Arbeitslosenauoten von 1973 und 1977 heranziehen, können wir die von uns vorge- 
nommene Anordnung als im Großen und Ganzen zuverlässig betrachten. (Da die däni- 
schen Daten wohl etwas übertrieben sind, haben wir Dänemark den anderen kleineren 
Ländern Nordeuropas zugeordnet, anstatt es etwa mit Großbritannien und Italien zu 
klassifizieren.) 

Wir verstehen unter ‚Korporatismus‘ die Delegation eines breiten Spektrums wirtschafts- 
politischer Lenkungsaufgaben an eine Aushandelungsinstitution, die von den Spitzen der 
Interessenverbände gebildet wird. Eine derartige Verlagerung vollzieht sich, sobald die 
Interessengruppen die Zwänge einer entwickelten kapitalistischen Wirtschaft internali- 
siert haben — sofern beide Seiten auch gewillt und in der Lage sind, die Verhandlungser- 
gebnisse bei den von ihnen vertretenen Gruppen durchzusetzen. 

Nach unserem Verständnis ist also etwa Österreich eine korporatistische Gesellschaft, 
nicht aber das etatistische Frankreich. 

(Die meisten Autoren, die den Korporatismusbegriff verwenden, sind damit wegen dessen 
Unterton im Sinne autoritärer und undemokratischer Politikformen unzufrieden; Beifü- 
gungen wie ‚liberal‘ sollen diese Nebenbedeutung ausdrücklich ausschließen.) 

Das ist bei Ländern mit einer so starken Zahlungsbilanzposition wie der Bundesrepublik 
einigermaßen überraschend: Sie hätten durchaus eine etwas größere Inflation als Preis für 
höhere Produktion und eine bessere Beschäftigungslage in Kauf nehmen können. 

Viele europäische Länder haben schon vor der Inflationswelle der letzten Jahre unter- 
schiedliche Formen von Preisindexklauseln praktiziert (vgl. A. R. Braun 1976). 

An der Frage einer Preisindexklausel scheiterten z.B. Ende 1976 in den Niederlanden die 
zentralen Lohnverhandlungen. Die Weigerung der Unternehmerverbände, die bisherige 
Praxis automatischer Lohnerhöhungen als Ausgleich für Preissteigerungen fortzusetzen, 
provozierte eine der größten Streikwellen der letzten Jahre. Für 1977 mußte dasselbe In- 
dexierungssystem branchenweise neu verhandelt werden, 

Der britische ‚Sozialvertrag‘ wurde nicht zwischen den sich gegenüberstehenden Interes- 
sengruppen geschlossen, sondern zwischen den Gewerkschaften und der Labour-Regie- 
rung, die gewissermaßen als Makler und Sachwalter für die anderen betroffenen Interes- 
sen fungierte. 

Allerdings bleibt es verwunderlich, daß die Ideologien des Plan- und Wohlfahrtsstaates in 
vielen Ländern in einer Periode aufzublühen begannen, als der Markt noch die treibende 
Kraft eines Wirtschaftsaufschwunges von nie geahnter Größe war — während die alten li- 
beralen Vorstellungen gerade in dem Moment aus den hintersten Schubladenecken her- 
vorgestöbert und unter Verwendung von sehr viel Gehirnsehmalz neu aufpoliert werden, 
wo der Markt so denkbar schlecht funktioniert. 

Seit der Ölkrise wird von staatlicher Seite der Problematik einer Industriepolitik mehr 
Aufmerksamkeit gewidmet — dabei bilden dann der Aspekt der Beschäftigungspolitik 
und der der internationalen Wettbewerbsfähigkeit die Hauptgesichtspunkte — und es 
finden auch zunehmend dreiseitige Konsultationen über diese Thematik statt. (Vgl. die 
von der OECD erstellten Übersichten: OECD 1971, OECD 1975 und OECD 1976 a, so- 
wie die breiter angelegten Untersuchungen von Vernon 1974 und Hayward, Watson 1975.) 
Insbesondere ist das alte französische Prinzip des garder l’outil, demgemäßs im Interesse 
der nationalen Unabhängigkeit um jeden Preis die heimische Industrie in allen ihren Bran- 
chen zu schützen ist, noch nicht wirklich aufgegeben. 

Die wenigen Fälle, in denen eine Arbeitslosigkeit in großem Maßstab diese Kategorie be- 
trifft (meistens als Resultat größerer Unternehmenszusammenbrüche) werden in allen 
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Ländern als ad hoc zu behandelnde und zu lösende Problemfälle betrachtet. 

Alle diese Politiken haben Übergangscharakter und werden selektiv wirksam. Darüberhin- 
aus sind die ersten Ergebnisse ihrer Durchsetzung, wie sie uns inzwischen vorliegen — mit 
Ausnahme des ‚gelungenen‘ Nach-Hause-Schickens der Arbeitsimmigranten — ‚alles an- 
dere als ermutigend. 

Dabei muß man sich vor Augen halten, daß einem Anwachsen dieser Art von Staatsausga- 
ben zwei ganz unterschiedliche Entwicklungen zugrundeliegen können: eine Erhöhung 
der transferierten Einkommen oder ein Zuwachs in der Zahl der Zahlungsempfänger. Zu 
den in diesem Umstand verborgenen Problemen einer wirksamen Einkommenspolitik vgl. 
insb. OECD 1976 b. 

Wenn man dazu noch die Erhöhungen der gesetzlichen Mindestlöhne, die zunehmende 
Einführung von Soc..elbeträgen im Rahmen tariflicher Lohnerhöhungen und den Um- 
stand mit in Betracht zieht, daß die Lohngleitklauseln alle nicht proportional zur Lohn- 
höhe funktionieren, kann man verstehen, warum sich in vielen Ländern eine Verringerung 
der Einkommensunterschiede in den unteren Bereichen der Einkommenshierarchie durch- 
gesetzt hat. 

Die Konsultationen können sich auf die beiden Hauptträger der industriellen Beziehun- 
gen beschränken oder auch noch andere Interessengruppen mit einbeziehen (so etwa die 
Bauern in Österreich oder die Bauern und Fischer in Norwegen); der Staat kann formell 
an den Vereinbarungen beteiligt sein (wie in Norwegen, Irland, Finnland) oder aber for- 
mell unbeteiligt bleiben, wie in Österreich und Schweden. 

Frankreich stellt die wichtigste Ausnahme mit Bezug auf diesen Trend dar. Wesentlicher 
differenzierender Faktor für seine Auswirkungen dürfte wohl das Vorliegen oder Nicht- 
Vorliegen eines gesellschaftlichen Grundkonsenses sein — sowie die Fähigkeit der Ver- 
bandsspitzen, sich bei ihren Mitgliedern durchzusetzen. 

Das gilt seit dem Beitritt der PCI zur parlamentarischen Mehrheit des Kabinetts Andre- 
otti selbst für Italien. 

Selbst die italienischen Kommunisten haben sich anscheinend inzwischen die Hauptre- 
geln des kapitalistischen Spiels angeeignet. 

Als Beispiel für das Erstere kann man etwa das italienische ‚Statuto dei Lavoratori‘ (Fe- 
bruar 1970) nennen oder das norwegische Gesetz über die ‚Reorganisation des Arbeits- 
platzes‘ (Juli 1977, vgl. Gustavsen 1977). Beispiele für das Letztere gehen in Richtung 
von Praktiken des closed shop (vgl. Crouch 1977, S. 270 £.) 

In Großbritannien sind eben daran die Vorstellungen von Tony Benn als Industriemini- 
ster der Labour-Regierung gescheitert, die auf eine Ausweitung der Vergesellschaftung 
der Produktion durch Planung und öffentliche Investitionen zielten. 

Für die Konstanz, mit der Helmut Schmidt sich zumindest rhetorisch in dieser Kunst übt, 
vgl. schon die Analyse von Volmert 1979 (AdÜ). 

Vgl. Nielsen, Hansen, Windmüller 1979 (AdÜ). 

so etwa ausdrücklich im holländischen nationalen Dachverband der Gewerkschaften. 
Außer Kalecki haben damals auch andere die Unfähigkeit der westlichen Demokratie im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit in den dreißiger Jahren als Schwäche gegenüber dem 
aufsteigenden Faschismus gesehen (etwa Mandelbaum 1944). 
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Gerhard Armanski 
Soldatenphantasien* 


Das ohnmächtige Gedenken 


Pünktlich zum 40. Jahrestag des faschistischen Einfalls in Polen fanden in der BRD 
Antikriegsveranstaltungen statt. Sie gelobten, das Geschehene nie zu vergessen und 
seine Wiederkehr nicht zuzulassen. Das Gelöbnis fand ausschließlich im Kreise über- 
zeugter Antimilitaristen statt und drang kaum nach außen. In der Regel beschränkte 
es sich auf den beschwörenden allgemeinen Appell gegen Rüstung und Krieg. Eine 
Untersuchung der heute vorliegenden Militarisierung und Kriegsgefahren fand nicht 
statt. Wurden die ökonomischen und politischen Grundlagen des Mlitarismus wenig- 
. stens bisweilen allgemein erwähnt, so fiel ein Hinweis auf seine sozial-psychologi- 
schen Triebkräfte vollkommen aus — es sei denn, man nähme „Verhetzung‘“ als ei- 
nen solchen. Es war, als wollten sich die Antimilitaristen versichern, daß sie selbst 
gegen den Krieg sind und ansonsten von der Realität nicht allzuviel Kenntnis neh- 
men. Die Realität ist leider nicht die der von böswilligen Regierungen in den Rü- 
stungswahnsinn gehetzten friedliebenden Massen; sie ist auch nicht die eines inter- 
nationalen Zerstörungskartells der Supermächte. Die Realität ist gekennzeichnet 
von einer beständigen massenhaften Erzeugung von Kriegslust im normalen Fort- 
gang der bürgerlichen Gesellschaft, die weltweit als Bedrohung sozialer und nationa- 
ler Befreiung auftritt, den Klassenkonflikt nicht obsolet macht, sondern im Gegen- 
teil erst aufs ärgste zuspitzt. Einen Antimilitarismus, der dies nicht wahrnimmt, son- 
dern weiter bloß in seiner Welt der Appelle haust, bezeichne ich als ohnmächtig. 

Ich möchte daher einige Bemerkungen zur historischen Entwicklung und dem 
gegenwärtigen Stand des internationalen Militarismus machen, hieran Überlegungen 
zur Entstehung der Kriegslust im bürgerlichen Charakter schließen und aus beidem 
versuchen, Folgerungen für den antimilitaristischen Kampf zu ziehen. 


Kriegs und Wortspiele der Macht 


In den letzten Monaten ist die Rüstung wieder in die Köpfe der Zeitungen gerückt. 
Es hat sich in der realen Szene gar nichts Wesentliches verändert: die sowjetischen 


* Vortrag, gehalten auf dem Antikriegskongreß des SB, 28. 9. 1979 
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55 20 sind nur die modernisierte Nachfolgeversion schon seit langem im westlichen 
Teil der Sowjetunion stationierter Mittelstreckenraketen. Seit ihrer Entstehung hat 
die UdSSR niemals ein westliches Land angegriffen, ist hingegen ihrerseits mehrfach 
überfallen und tief verwundet worden. Ihre Abrüstungsinitiativen sind deutlich. 
Selbst wenn eine partielle quantitative Waffenüberlegenheit der sowjetischen Seite 
bestinde (woran selbst renommierte westliche Strategieinstitute zweifeln), ist sie 
doch nur historisch begründetes Schutzmittel und vermag die materiell-ökonomi- 
sche Überlegenheit des kapitalistischen Lagers kaum zu kompensieren. Dies alles hat 
eine einseitig interessierte bürgerliche Öffentlichkeit schon unter den Tisch fallen 
lassen. Sie ergötzt sich an vergleichenden Zahlenspielereien über Panzer, Raketen, 
Flugzeuge usw. Mag sein, daß den Deutschen das Bild der breit nach Osteuropa 
hineinflutenden sowjetischen Panzerarmeen von 1944/45 noch in den Knochen 
sitzt. Die Militärs selber verkünden derlei kaum, obwohl sie natürlich die Wirkung 
der Propaganda zu schätzen wissen. Ihnen und manchen anderen ist bekannt, daß 
die technische Qualität der Waffen und die entsprechende „Gesinnung“ und Aus- 
bildung weit entscheidender als die pure Zahl sind. Und hierin ist der Westen einem 
noch immer stark agrarischen Volk nach wie vor weit überlegen. Aber was verschlägt 
es, die Militärs gehen lieber auf sicher und übersicher. 

Aber sie sind nicht die Urheber der neuerlichen Rüstungshysterie. Die Ursache 
scheint mir darin zu liegen, daß sich der Imperialismus nach einigen Niederlagen in _ 
Asien, Lateinamerika und Afrika nunmehr anschickt, sein Terrain zu konsolidieren 
und dafür sowohl schärfere Töne anschlägt wie mächtig aufrüstet. Der herunterge- 
kommenen veröffentlichten Meinung in der BRD ist es vorbehalten geblieben, die- 
sen eindeutigen Sachverhalt mit „Nachrüstung“ zu bezeichnen und so ideologisch 
einzubürgern. In den USA ist man da durchaus selbstsicherer. Es ist allerdings weni- 
ger bewußte Nebelbildung, die hierzulande betrieben wird. Sondern es handelt sich 
um den publizistischen Ausdruck einer Folge deutscher Niederlagen in diesem Jahr- 
hundert und entsprechender Schwächeangst. Der neuwestdeutsche Imperialismus 
rasselt nicht mit dem Säbel, er tritt in biedermännischer und weltoffener Maske an, 
immer im Windschatten des mächtigen US-Bruders. Aber da, wo es gelegen kommt, 
zeigt sich schon die „Arroganz der Macht“, z. B. gegenüber den zaudernden und 
schwächlichen westeuropäischen Nachbarn. Auch ist keineswegs ausgemacht, daß 
die Maske nicht eines Tages abgeworfen wird und darunter die alte deutsch-imperia- 
listische Kriegsfratze erscheint. 


Militarismus heute 


Die allgemeine, insbesondere von Kommunisten und Sozialdemokraten vertretene 
Antikriegseinstellung nach dem Zweiten Weltkrieg hat es, wie wir wissen, nicht ver- 
mocht, die Wiederaufrüstung der westdeutschen bürgerlichen Republik unter dem 
Zeichen des Antikommunismus zu verhindern. Mittlerweile ist die Bundesrepublik 
zur zweitstärksten Militärmacht des Westens aufgerückt. Pläne, die NATO auf die 
südliche Erdhalbkugel auszudehnen, können die BRD veranlassen, auch außerhalb 
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ihres Territoriums militärisch Flagge zu zeigen. Unter dem Druck knapper Rohstof- 
fe und sich ausweitender antiimperialistischer Befreiungskämpfe in der Dritten Welt 
haben die USA eine Interventionstruppe aufgestellt. Seit 1945 haben sie 215mal 
mit militärischer Gewalt gedroht, davon 19 mal mit nuklearen Waffen. Seit dem 2. 
Weltkrieg sind mehr Menschen durch Krieg und Bürgerkrieg umgekommen als Sol- 
daten in drei Jahrhunderten bis 1939. Die Zahl der kriegerischen Konflikte ist ge- 
genüber dem ersten Nachkriegsjahrzehnt auf das Dreifache gestiegen. Die Weltrü- 
stungsausgaben waren 1978 mit rund 400 Mrd. Dollar drei bis viermal so'hoch wie 
die von 1939; ca. 60 Millionen Menschen sind weltweit direkt oder indirekt für die 
militärische Gewaltmaschine tätig. Abrüstung und dauerhafter Friede scheinen fer- 
ner denn je — und das Profit- und Gewaltsystem, das sie verhindert, im wesentlichen 
unerschüttert. 

Diese Entwicklung hat sich nicht ohne Widerstand vollzogen. Der Kampf ge- 
gen Aufrüstung und Krieg ging von der gewerkschaftlichen und politischen Arbeiter- 
bewegung in den 50er Jahren auf die Ostermarsch- und Jugendprotestbewegung in 
den 60er Jahren über und regt sich heute erneut. Zum ersten Mal seit Jahren führte 
der DGB in diesem Jahr antimilitaristische Kundgebungen durch, wenn auch zag- 
haft und widersprüchlich. Nach wie vor ist ein erheblicher Teil der Jugend antimili- 
taristisch eingestellt. Während Rüstungspotential und Kriegsgefahr wachsen, zeigen 
sich auch im Widerstand gegen sie neue Möglichkeiten. Weithin fehlen in ihm Klas- 
senbewußtheit und Zielklarheit, verursacht durch das geringe Interesse der Mehrheit 
der Bevölkerung, Widersprüche in den Reihen der Arbeiter selbst und den konflikt- 
verdeckenden und entpolitisierenden Antikommunismus. 

Die gesellschaftlichen Ursachen der Kriegsrüstung sind noch immer die gleichen. 
Das Militär als Waffe des Kapitals ist Produkt der Klassengesellschaft und zugleich 
eines ihrer Mittel, die Herrschaft der Ausbeuterklasse über die Produzenten des 
Reichtums zu sichern. Als bewaffnetes Gewaltmonopol der Bourgeoisie ist es Reser- 
ve für offene Klassenauseinandersetzungen im Innern, Speerspitze außenpolitischer 
Durchsetzung und Expansion gegenüber dem Sozialismus und Faustpfand im Geran- 
gel der nationalen Bourgeoisien. Sein Personal ist direkt dem besonderen staatlichen 
Gewaltverhältnis unterworfen und wird gegen die Interessen der zwangsweise Die- 
nenden zugerichtet. Seine Waffen dienen den Unternehmen als willkommenes Ab- 
satzfeld. 

Historisch tritt dieses grundlegende Verhältnis des bürgerlichen Militarismus 
in unterschiedlichen Formen auf. Insbesondere die deutsche Bourgeoisie hat sich 
aufgrund der Verspätetheit, mit der sie in den Kampf um die Aufteilung der Welt 
eintrat, als Kriegslüstern erwiesen. Im Zeitalter des Imperialismus sind die Kriege zu 
weltumspannenden und totalen geworden. Der innerbürgerliche Konflikt ist zugun- 
sten der gemeinsamen Frontstellung gegen den Sozialismus in den Hintergrund ge- 
treten. 

Während die Rüstungin den bürgerlichen Staaten offensiv und expansiv betrie- 
ben wird, stehen die Sowjetunion und die mit ihr verbündeten Staaten im Bemühen, 
damit Schritt zu halten. Im ersten Blick an der Oberfläche stellt sich das als „Aufrü- 
stungskarussell der Supermächte‘‘ dar und so erscheint es auch in den meisten ge- 
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genwärtigen Antikriegsverlautbarungen. Aber die ähnliche Erscheinung geht auf un- 
terschiedliche Ursachen zurück. Rüstung im Kapitalismus verdankt sich den Motiven 
der Kfassengewalt und des Profits. Sie war und ist expansiv. Seit der Entstehung der 
bürgerlichen Herrschaft haben ihre Armeen „primitive‘“ Gesellschaften und ihre 
Konkurrenten mit Krieg überzogen, von der Eroberung Afrikas und Asiens über die 
Weltkriege bis zum Vietnamkrieg. Seit der russischen Oktoberrevolution hat die 
Bourgeoisie alles daran gesetzt, den Sozialismus mit Waffengewalt zu zerschlagen, 
von der Intervention in den russischen Bürgerkrieg über den faschistischen Einfall in 
die Sowjetunion bis zur NATO und den „Stellvertreterkriegen‘ in der Dritten Welt. 
Von ihr aus gesehen ist das weder ökonomisch noch politisch Verschwendung, und 
vom einzelnen Rüstungsunternehmer aus schon gleich gar nicht. Kanonen sind ihm 
so gut wie Butter. Um den Preis des Untergangs mußten und müssen sich die soziali- 
stschen Länder dagegen zur Wehr setzen. 

Insofern hat die Rüstung im Sozialismus, so wie er historisch ins Leben trat 
und existiert, einen grundsätzlich anderen Charakter. Sie folgt dem begründeten 
Zwang, den Versuch einer neuen Gesellschaft zu sichern. Daß es militärisch gesehen 
hier nur um Verteidigung geht, ist jedem unvoreingenommenen Betrachter klar. Das 
folgt schon aus der mehr als vierfachen Überlegenheit der Wirtschaftskraft des We- 
stens gegenüber den RGW-Staaten. Die Rüstung im Sozialismus ist systemwidrig. Sie 
blockiert große Teile des gesellschaftlichen Reichtums relativ rückständiger Länder 
zuungunsten des industriellen Aufbaus und der Versorgung der Bevölkerung. Nicht 
umsonst geht in amerikanischen Kreisen die Version um, daß man eben notfalls die 
Sowjetunion „totrüsten‘‘ werde, sie jedenfalls am weiteren gesellschaftlichen Auf- 
bau hindere. Daß die gleiche Sowjetunion, die angeblich den Westen bedroht, von 
ihm Industrieausrüstungen, Kredite und Getreide bezieht, die für sie lebens- und 
entwicklungsnotwendig sind, spricht für sich. Die Legende von der sowjetischen Be- 
drohung ist ein durchsichtiges Spiel zur Rechtfertigung weiterer kapitalistischer Ag- 
gıessivität, selbst bürgerliche Politiker und Militärs wie Wehner und Bastian spre- 
chen das gelegentlich aus. Die historische Erstarrung der politischen Frontlinie zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus und die wirtschaftliche Unterlegenheit des 
letzteren ist der entscheidende Grund für die sowjetischen Rüstungsanstrengungen 
und nicht ein wie immer geartetes systemneutrales Droh- und Gewaltkarussell im 
Selbstlauf. Gerade jener Erstarrung und ihrer kräftezehrenden rüstungspolitischen 
Entsprechung ist es zuzuschreiben, daß die sozialistischen Länder so langsam voran- 
kommen und ihrerseits innergesellschaftliche (militär)bürokratische Machtkomplexe 
ausbilden, die die soziale und politische Entwicklung der Arbeiterklasse behindern. 
Erst wenn weitere Länder für den Sozialismus gewonnen werden, insbesondere die 
reichen des Westens, können auch dort die Dinge wieder in Bewegung kommen. 

Das internationale Wettrüsten, der Erscheinung nach ein apokalyptisches Selbst- 
mordvorhaben der Menschheit, macht keineswegs die Klassenfrage gegenstandslos, 
sondern stellt sie aufs zugespitzteste, nämlich die Existenz menschlichen Lebens 
überhaupt bedrohende. Dieser Zustand ist das Produkt des welthistorischen Ringens 
im Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus. Wir kennen hierzu Parallelen. So- 
wohl die spätantike wie die spätmittelalterliche herrschende Klasse militarisierte 
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sich im Kampf gegen die heraufkommenden neuen gesellschaftlichen Kräfte bis ins 
Groteske. Nur — heute bedroht die Groteske mehr als den Frieden. Gerade an der 
Schwelle heranreifender historischer Möglichkeiten des Sozialismus droht die Tra- 
gödie der Vernichtung des Planeten. Das Arsenal des Schreckens reicht zur Mehr- 
fachtötung der Menschheit aus. 9000 Atomsprengköpfe haben die USA, 4500 die 
Sowjetunion. Das entspricht 1 Mio. Hiroshima-Bomben oder 15 to TNT-Sprengkraft 
pro Bewohner der Erde. Die Waffensysteme werden kalkulierbarer, damit auch die 
Schadenseingrenzung möglich und die Einsatzschwelle niedriger. Neue Waffengene- 
rationen wie Cruise Missile, Neutronenbombe, Mehrfachsprengköpfe, Mittelstrecken- 
atomwaffen undneue Abwehrraketensysteme, die z. B. die Sicherheit der seegestütz- 
ten Abschreckung unterhöhlen, werden entwickelt. Immer mehr Länder sind real 
oder potentiell in der Lage, Atomwaffen zu bauen. Der Weltraum wird mit Beob- 
achtungs-, Killer- und Raketenstörsatelliten zunehmend militarisiert. Die Ächtung 
und Vernichtung chemischer, besonders grausamer und unterschiedslos wirkender 
Waffen hingegen macht nur schleppende Fortschritte. Die gepriesene Entspannungs- 
politik (SALT) bedeutet in Wahrheit eine kontrollierte Aufrüstung, besonders im 
Bereich der sogenannten „Grauzonenwaffen‘‘. Aus Wahrheit wird Lüge und aus Lüge 
Wahrheit. Die Rüstung, das genaue Gegenteil des Friedens, diene ihm in Wirklich- 
Keit, wird gesagt. Der amerikanische Senat bekundete seine Zustimmung zuSALTU 
erst, als eine jährliche Aufstockung des ohnehin schon rekordhohen Rüstungsetats 
(ein Viertel des Gesamthaushalts) zugesagt wurde. 

Der Militarismus ist der organisierte Unfriede in einer von Klassengegensätzen 
zerrissenen Welt. Er ist der Totengräber von Mensch und Natur. Die für ihn ausgege- 
benen ungeheuren Summen (allein in den letzten zehn Jahren orderte die Bundes- 
wehr Rüstungsprogramme in der Höhe von 62 Mrd. DM) fehlen dem individuellen 
und gesellschaftlichen Wohlergehen der Menschen. Riesige Landschaften in der BRD 
(ca. 423 000 ha, so groß wie das Saarland) sind durch das Militär der friedlichen 
Nutzung entzogen. Obwohl der gesellschaftliche Reichtum im Kapitalismus unge- 
ahnte Höhen erreicht hat und ein blühendes sozialistisches Leben ermöglichen wür- 
de, ist die Arbeitszeit noch immer nicht wesentlich kürzer als vor 50 Jahren, reichen 
die Löhne gerade zum Leben, hungern Millionen, fehlt es für die geistigen und sozia- 
len und gesundheitlichen Bedürfnisse der Menschen an allen Ecken und Enden. 
Vom Standpunkt der Arbeiterklasse und des gesellschaftlichen Fortschritts her ist 
die Rüstung eine gigantische Verschwendung, nicht aber, wie es im ötv-magazin vom 
Mai 1979 heißt, schon von der Warte bürgerlich-ökonomischen Denkens aus. 

Die BRD schickt sich an, einen besonderen Platz im internationalen System des 
bürgerlichen Militarismus einzunehmen. Sie verfügt über eine hochgerüstete, moder- 
ne Armee und ihr Gewicht im Rahmen der NATO steigt. Obwohl erst an siebter 
Stelle unter den internationalen Rüstungslieferanten, zieht sie rasch nach, insbeson- 
dere über Drittländer (z. B. Frankreich), mit besonderen Schwerpunkten des Ex- 
ports in reaktionär regierte Länder wie Argentinien und Südafrika und in der Mili- 
tär- und Polizeihilfe. Hier zeigt sie schon längst Flagge. Die Forderungen nach Locke- 
rung desKriegswaffenkontrollgesetzes, das die Lieferung von Waffen in „Spannungs- 
gebiete“ verbietet, wird immer wieder und dringlicher erhoben, auch von gewerk- 
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schaftlicher Seite. Wann der hoffnungsvolle Satz, „Die Bundesrepublik ist noch kei- 
ne Waffenschmiede“ (SZ 24. 2. 1979), nicht mehr stimmt, scheint nur noch eine 
Frage der Zeit — wenn er nicht bereits überholt ist. 

Zeigt sich so außenwirtschaftlich und -politisch die BRD in schlechter deutscher 
Tradition als Juniorpartner des internationalen bürgerlichen Militarisrnus, so hat sie 
es auch innergesellschaftlich nicht nur vermocht, die Streitkräfte zu „integrieren“, 
sondern sie auch in einer gezielten Aufgabenabstufung und -abstimmung mit der Po- 
lizei seit den Notstandsgesetzen im staatlichen Gewaltapparat für den inneren Ein- 
satz zu verankern. In Übungslagern werden streikende Arbeiter als Gegner ausgege- 
ben und bei der letzten Terroristenfahndung wurden Feldjäger eingesetzt. Anson- 
sten Eäßt sich die Bundeswehr keine Gelegenheit zur Werbung entgehen, angefangen 
vom Schneeeinsatz über das Aufspielen der Big Band bis zur „Betreuung“ von Bun- 
deswehrfanchibs. Die Medien der direkten und indirekten Rüstungspropaganda — 
Kriegsspielzeug, Landserhefte, Mode (Military Look), Kriegsfilme, Straßennamen, 
Kriegerdenkmäler usw. — bilden geradezu eine weit verbreitete „Rüstungskultur‘“. 
Der Reservistenverband führt jährlich 400 000 Personen in Militärübungen veıschie- 
dener Art. Selbst die Opfer des Krieges werden noch vom Militär vereinnahmt; der 
Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge etwa ist der bewaffneten Macht näher 
als der Friedensarbeit. Im Zeichen einer härter werdenden inneren und äußeren La- 
ge können auch die staatlichen Repräsentanten wieder die Restaurierung traditio- 
nellen militärischen (Un)Geistes betreiben. So schob z. B. Scheel Konflikte um die 
Bundeswehr der „mangelnden Erziehung zur Freiheit und einem in der Bevölkerung 
weit verbreiteten Unverständnis über den Sinn des Dienens‘‘ zu. Während Jugend- 
offiziere ungehindert in den Schulen werben, dürfen das Kriegsdienstverweigerer, 
die immerhin ein (noch) garantiertes Grundrecht repräsentieren, noch lange nicht. 
Während die Bundeswehr zu staatstragenden Feiern in Uniform aufkreuzt, wird die 
Teilnahme an Maidemonstrationen des DGB in Uniform verboten. 

Die Bundeswehr als Institution erzieht zur Unterordnung und zu einem spezifi- 
schen, frauenfeindlichen Männerbild. In diesem Sinne ist sie in der Tat die „Schule 
der Nation“. Die jungen Männer kommen meist tauglicher, d.h. systemkonformer, 
vom „Bund“. Das machen die vielfältigen Anpassungszwänge in der Truppe, die 
weitgehende Unterwerfung in den ersten Monaten, die Riten und Denkformen einer 
männerbündlerischen Organisation und schließlich 'die gezielte politische Sozialisa- 
tion durch die Bundeswehrführung. Das Baudissin‘sche Konzept der Inneren Füh- 
rung wiegt nicht mehr viel. Im Offizierskorps machen sich Rechtstendenzen breit. 

All das könnte nicht so ohne weiteres passieren, wenn es nicht einen günstigen 
Boden hätte. Die alltägliche gesellschaftliche Gewalt, vor allem in Produktion, Fa- 
milie und Schule bereitet ihn. Die Krise mit ihren sozialen Folgen für die Jugendli- 
chen wirkt zusätzlich. Der Alpdruck der blutigen Geschichte des deutschen Milita- 
rismus lastet auf den Gemütern der Lebenden. Die bürgerliche Gesellschaft, zumal 
gie deutsche, produziert einen Militarismus im Kopf, dem eine nur gering entwickel- 
te öffentliche Liberalität entgegensteht, von einer sozialemanzipativen und revolu- 
tionären Arbeiterbewegung ganz zu schweigen. 

Wohl bringt die Realität des Militärdienstes Stupidität, Enttäuschungen und 
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Leid mit sich. Mangels kollektiver politischer Auswege äußert sich.der Protest hierge- 
gen oft in Alkoholismus, Versumpfung oder gar Selbstmord. Oder er erstickt in An- 
passung und Zurichtung. Oder aber — und das interessiert uns hier besonders — der 
Protest findet gar nicht erst statt, weil eine andere Kraft stärker ist, nämlich die An- 
ziehung durch den Militarismus, die in den Bekundungen der Friedensfreunde nicht 
oder nur zaghaft auftaucht. Die vielfältigen Behinderungen persönlicher und gesell- 
schaftlicher Entwicklung können den unter diesen gesellschaftlichen Bedingungen 
lebenden Individuen Militärdienst und -schwärmerei als geradezu bejahens- und er- 
strebenswert erscheinen lassen, als sicheren Job obendrein. In der Identifizierung 
mit der bewaffneten Gewalt können die Unterdrückten ihre gesellschaftliche Ohn- 
macht auszugleichen trachten. Man denke an die Begeisterung beim Ausbruch des 
ersten Weltkrieges, an das Leuchten in den Soldatengesichtern beim Wegräumen des 
polnischen Schlagbaums 1939. Im Extremfall kann die Umwandlung von produkti- 
ver Lebenslust in Machtlust bis zur Todesbegeisterung führen — wie es die Kriegsfrei- 
willigenregimenter bei Ypern und Langemarck 1914 vorführten. 

Um das auch nur in Ansätzen näher erklären zu können, muß ich etwas weiter 
ausholen. 


Soldatenphantasien 


„Man muß viel mehr, unvergleichlich mehr und besser be- 
greifen, was im ideologischen Prozeß der Gesellschaft vor 
sich geht.“ Wilhelm Reich 
„Was man vernichten will, das muß man nicht nur kennen, 
man muß es, um ganze Arbeit zu leisten, gefühlt haben.‘“ 
Walter Benjamin 


Die politökonomischen Gesetze, nach denen die militärische Maschinerie arbeitet, 
können nur durch die Subjekte, die in ihr und für sie dienen, wirken. Deren Einfü- 
gung und Bereitwilligkeit bildet die psychisch-soziale Substanz, von der der Milita- 
rismus lebt. Sie können sich, wie wir wissen, bis zur Kriegsbegeisterung, Technik- 
phantasie und Abenteuerlust erstrecken. Dem Friedensfreund, der mit der freundli- 
chen Unterstellung arbeitet, alle Individuen wollten den Frieden und seien lediglich 
durch Zwang und Verführung daran gehindert, gerät sein Unterfangen angesichts sol- 
cher Phänomene, die imnıer aufs Neue produziert werden, zum Kampf gegen Wind- 
mühlenflügel. Hier steckt das Dilemma jeglicher Friedesnpädagogik, die sich mit den 
Stürmen herumschlägt, welche die Gewalt gesät hat. 

Das Modell der Manipulation können wir getrost vergessen. Die Gesellschaft 
richtet ihre Individuen nicht schlankweg bewußt auf den Krieg zu. Die Produktions- 
verhältnisse teilen sich Gehirn und Handeln wesentlich verschlungener als durch Poli- 
zei und Werbung mit. Es gilt genau zu klären, wie im Labyrinth der Strebungen zwi- 
schen Basis und Überbau eine psychische Disposition entsteht, die die Individuen 
gegen ihre eigenen objektiven Interessen zu handeln veranlaßt. „Die Fragestellung 
der marxistischen Massenpsychologie setzt gerade dort an, wo die unmittelbare so- 
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zial-ökonomische Erklärung versagt“ (Reich/1933/35). Gewiß bildet die Gesell- 
schaftsstruktur die Voraussetzung der Charakterstruktur. „Der Einzelne muß den 
Lebensmodus annehmen, der in einem, für eine bestimmte Gesellschaft gegebenen 
Produktions- und Verteilungssystem wurzelt‘‘ (Fromm/1966/29). Das gilt sowohl 
für die herrschende Struktur wie für deren Widersprüche. Aber wie geschieht das? 
Hier müssen wir uns mit der psychischen Apparatur des bürgerlichen Menschen 
(Mannes) beschäftigen, in der sich die für Militarismus und Krieg notwendige Trieb- 
energie auf einem bestimmten historisch-ökonomischen Boden bildet. 

Das dialektische Verhältnis zwischen Objektivität und Subjektivität ist offen- 
bar so verwickelt, daß es auch in den meisten Erklärungsansätzen zur Militär- und 
Kriegsbereitschaft auseinanderfällt. Biologisch-behavioristische Annahmen von einer 
dem Individuum eingewurzelten Aggression (z. B. Lorenz, Morris) bilden hierbei das 
eine Extrem, Beschreibungen der allgegenwärtigen Gewaltförmigkeit der bürgerli- 
chen Gesellschaft, die sich in den Individuen niederschlage, das andere. Worum es 
uns aber geht, wenn wir weder idealistischen Biologismus noch mechanistischen Ma- 
terialismus als Erklärungshilfe akzeptieren, ist die Vermittlung zwischen den mensch- 
lichen Handlungen und ihren gesellschaftlichen Voraussetzungen (und Resultaten 
zugleich), die sich in der bürgerlichen Person finden lassen müssen. 

In seiner Schrift „Massenpsychologie und Ich-Analyse‘“ äußerte Freud zum 
Militarismus: „Kirche und Heer sind künstliche Massen, das heißt, es wird ein gewis- 
ser äußerer Zwang aufgewendet, um sie vor der Auflösung zu bewahren und Verän- 
derungen in ihrer Struktur hintanzuhalten. Man wird in der Regel nicht befragt oder 
es wird einem nicht freigestellt, ob man in eine solche Masse eintreten will; der Ver- 
such des Austritts wird gewöhnlich verfolgt oder strenge bestraft oder ist an ganz 
bestimmte Bedingungen geknüpft. Warum diese Vergesellschaftungen so besonderer 
Sicherungen bedürfen, liegt unserem Interesse gegenwärtig ganz ferne (!). Uns zieht 
nur der eine Umstand an, daß man an diesen hochorganisierten, in solcher Weise vor 
dem Zerfall geschützten Massen mit großer Deutlichkeit gewisse Verhältnisse erkennt, 
die anderswo weit mehr verdeckt sind“ (S. 32). Es sei die Illusion der Liebe des 
Oberhaupts (bzw. einer Idee) für alle, welche die Geführten zusammenhalte. So sei- 
en denn auch die Kriegsneurosen im ersten Weltkrieg ‚‚großenteils als Protest des 
Einzelnen gegen die ihm in der Armee zugemutete Rolle erkannt worden ...‘“ und 
weiter, „daß die lieblose Behandlung des gemeinen Mannes durch seine Vorgesetz- 
ten obenan unter den Motiven der Erkrankung stand“ (S. 34). Die libidinöse Bin- 
dung des Einzelnen an den Führer und die Massenindividuen bildeten den psychi- 
schen Kitt der Armee. 

Inwieweit das heute, unter den Bedingungen des Rückgangs traditioneller 
patriarchalischer Autorität in den gesellschaftlichen Institutionen und des Vor- 
rückens anonym-technokratischer Autorität — das gilt auch für die Bundeswehr 
— noch richtig sein kann, untersuche ich zunächst nicht. Dem Interesse Freuds la- 
gen die Gründe der Zwangsveıgesellschaftung Armee ‚‚ganz ferne“. Auf seinem 
eigentlichen Arbeitsgebiet, der individuellen Psyche seines Zeitalters, hat er für 
unsere Fragestellung mit seiner Trieblehre und Theorie der patriarchalischen Ich- 
Bildung wichtige Beiträge zu verzeichnen. Freud vertritt den „Standpunkt, daß die 
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Aggressionsneigung eine ursprüngliche, selbständige Triebanlage des Menschen“ 
(Freud 1965, S. 109) sei, deren Gegenstück der Eros bilde. Bei einer auftretenden 
Triebentmischung erleben wir „im Sadismus und Masochismus die stark mit Erotik 
legierten Äußerungen des nach außen und nach innen gerichteten Destruktionstrie- 
bes“ und die „Ubiquität der nicht erotischen Aggression und Destruktion“ (S. 108). 
Die menschliche Kultur findet hierin ihr „stärkstes Hindernis‘ und hat daher Mittel 
entwickelt, die aggressive Triebneigung zu zügeln. Das geschieht durch die Übernah- 
me derselben nach innen, ins Über-Ich, das nun als „Gewissen“ und Wächter gegen 
das Ich sich wendet, aus dem Aggression kommt. „Die Kultur bewältigt also die ge- 
fährliche Aggressionslust des Individuums, indem sie es schwächt, entwaffnet und 
durch eine Instanz in seinem Inneren, wie durch eine Besatzung in der eroberten 
Stadt, überwachen läßt“ (S. 111). 

Das dergestalt zu bewachende, offenbar gefährliche Ich — dessen aggressive 
Züge der Bürger Freud durch die Kultur zu zähmen und gar nutzbar zu machen 
hoffte — ist ein männliches Ich, Produkt des Ödipuskomplexes, der Kastrationsdro- 
hung und der nachfolgenden männlichen Identifizierung. Es beruht auf der Feind- 
schaft des Männlichen und des Weiblichen gegeneinander. Das ursprünglich elterli- 
che Über-Ich tritt das Erbe des Ödipuskomplexes an und wird zum „Bestandteil der 
Innenwelt“ (Freud 1965, S. 60). Aber faktisch „setzt das Über-Ich fort, die Rolle 
einer Außenwelt für das Ich zu spielen, obwohl es ein Stück Innenwelt geworden ist. 
Es vertritt für alle späteren Lebenszeiten den Einfluß der Kinderzeit des Individuums, 
Kinderpflege, Erziehung und Abhängigkeit von den Eltern, der Kinderzeit, die beim 
Menschen durch das Zusammenleben in Familien so sehr verlängert worden ist. Und 
damit kommen nicht nur die persönlichen Eigenschaften dieser Eltern zur Geltung, 
sondern auch alles, was bestimmend auf sie selbst gewirkt hat, die Neigungen und 
Anforderungen des sozialen Zustands, in dem sie leben‘ (S. 60). Ursprünglich intra- 
psychisch geronnene Außenwelt, erzeugt das Über-Ich als Ichbestandteil eine be- 
stimmte Verhaltensdisposition des Individuums, die durch latente Schuldgefühle, 
Unterwerfungsbereitschaft und mühsam kontrollierte Aggression gekennzeichnet 
ist. In der Tat „stellt sich die bürgerliche Familie als erste und wesentlichste Repro- 
duktionsstätte des kapitalistischen bzw. privatwirtschaftlichen Systems, als seine 
Ideologie- und Strukturfabrik dar‘, folgert der Freudschüler Reich (1933/95) und 
dechiffriert damit einen Zusammenhang, der bei Freud selbst dunkel geblieben ist. 

Der Springpunkt ist für ihn die bürgerliche Sexualunterdrückung und Familie. 
„Die Sexualhemmung verändert den wirtschaftlich unterdrückten Menschen derart, 
daß er gegen sein materielles Interesse handelt, fühlt und denkt“ (S. 54). Die Fami- 
lie ist die Pflanzstätte der patriarchalischen Ideologie, die die nicht-herrscherliche, 
weibliche Sexualität verteufelt, das Ideal der Keuschheit entwickelt und damit tau- 
sendfach Schuldgefühle und Neurosen erzeugt. „Diese derart verzerrte, gestörte, 
brutalisierte und erniedrigte Sexualität stützt nun ihrerseits die gleiche Ideologie, 
der sie ihr Entstehen verdankt“ (S. 135). Das männlich-chauvinistische Gerede und 
Gehabe der Soldaten gegenüber den Frauen belegt das ebenso wie der Militarismus 
in der Umgangs-, vor allem auch der Sexualsprache. Ein anderer Ausfluß der Sexual- 
angst ist die erhöhte Bereitschaft, sich der politischen Reaktion zuzuwenden, was 
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sich besonders deutlich bei Frauen und Jugendlichen zeigt. „Derunpolitische Mensch 
ist der in Sexualkonflikten absorbierte Mensch‘ (S. 275). Aber der von Reich von 
der Sexualunterdrückung bis zur Bereitschaft zur faschistischen Gewalt geschlagene 
Bogen scheint mir zu sehr an die psychischen Begleiterscheinungen der Krise des 
traditionellen Kleinbürgertums gebunden zu sein. Weder Patriarchalismus noch Se- 
xualunterdrückung gelten heute noch in dieser Form. Auch ist es fraglich, ob. der 
physiologische Sexualitätsbegriff Reichs das differenzierte psycho-physische Gewe- 
be der Erotik hinlänglich erfaßt. Schließlich ist der Zusammenhang zwischen gesell- 
schaftlicher Gewalt un« individueller Disposition zu ihr über das Begriffspaar Fami- 
lie/Sexualität überhaupt nur erst grob erschlossen. 

Auf andere Weise rückt bei Theweleit der Körper ins Zentrum der Analyse des 
männlich-militaristischen Charakters. Bei ihm handelt es sich hiernach um einen 
„nicht zu Ende geborenen Menschen“, der sich aus der Muttersymbiose habe nicht 
lösen können und nur noch halluzinierend-explosiv den erfahrenen Mangel auszuglei- 
chen suche. In der vergeblichen Suche nach dem Mutterleib schlägt die eigene un- 
bewußte Wunschproduktion in haßerfüllte Mordproduktion um. Die Rache- und 
Angsteinstellung gegenüber der Mutter/Frau wird auf alles Fließende, Unkontrol- 
lierbare, Weiche übertragen (Revolution, Kommunismus, rote Krankenschwestern 
usw.) und mit einem idealisierten Bild der unberührbaren Schwester/Frau konterka- 
riert. Drang zur inneren und äußeren Entlebendigung, Verbot der Vermischung, des 
Fließens, des eigenen Unbewußten sind Momente dieses Prozesses. 

Historisch-sozial bildet sich das bürgerliche (männliche) Ich gegen die Frau 
heraus, ist gepanzerte Abwehr des Weiblichen, so wie z. B. die militärische Stramm- 
heit als Dauererektion; als Fels gegen den Sumpf dient. Der „Imperialismus im Inne- 
ren“ läßt anstelle ungebundener Lustströme nurmehr gelenkte Ströme zu: Schweiß, 
Geld, Blut, Rituale, Formationen. Das Eingeengte staut sich und schafft sich auf le- 
bensbedrohende Weise Bahn. Die unterentwickelte Erkenntnis der eigenen Lustquel- 
len, der Mangel im Überfluß schafft die „Lustverfolgungsmaschine soldatischer 
Mann“. In militärischen Zwangssituationen wird diesem soldatischen Mann ein Pan- 
zer-Ich eingebleut. Das abgesperrte Innere kann sich nur noch in Explosion und 
Vernichtung eine Scheinbefriedigung verschaffen. 

Ohne sich wie Theweleit auf die terroristische wilhelminische „Trockenle- 
gungsmühle‘“ und im einzelnen recht fragwürdige psychologische Konstrukte zu be- 
ziehen, gelangen andere Autoren wie Birgit Volmerg und Alexander Mitscherlich 
zur Erkenntnis des Zusammenhangs von Ich-Schwäche und aufgedrückte gesell- 
schaftliche Über-Ich. Der Widerspruch von individueller Icherhaltung und gesell- 
schaftlicher Ichzerstörung, der sich auch in der Familie ausdrückt, führt zu einer 
Rückbildung des Ich, dem Hervortreten einer diffusen narzißtischen Wut, zur Kon- 
taktunfähigkeit, Angstabwehr im perfektionistischen Zwangsritual, zu ungezügelten 
Angstausbrüchen und Vergeltungsphantasien. „Primärprozeßhafte Triebrepräsen- 
tanzen bleiben in der Phantasie überstark mit beiden Triebkomponenten, der libidi- 
nösen und der aggressiven, besetzt. Massenhaft bahnen sich frustrierte Wünsche in 
realitätsverleugnender, soziale Kontakte zerstörender Weise den Weg‘ (Mitscherlich/ 
1969/87). Die fundamentale Hemmung des Neugierverhaltens in Familie und Gesell- 
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schaft bildet den entscheidenden Grund hierfür. Anders als das traditionelle, in ödi- 
palen Selbstbehauptungskämpfen großgewordene Ich neigt das geschwächte narziß- 
tische Selbst zur unmittelbaren Triebbefriedigung um den Preis seiner Unterord- 
nung unter hierarchische Institutionen. Daraus resultiert ein Amalgam von „unpla- 
stischem ziellosem Verhalten‘ (Mitscherlich/97), struktureller Feindseligkeit, star- 
ker Zwanghaftigkeit und totaler Destruktivität. Die Enteignung des Menschen von 
seiner eigenen seelischen Substanz, die Versagung seiner Autonomie und Verwirkli- 
chung nähren ein Milieu der Unterwerfung und des Hasses, in dem auch die militari- 
stische ‚Pornografie des Todes‘ (Brückner) gedeihen kann. Aggression, so nehmen 
u.a. Arno Plack, Ute Volmerg an, entsteht aus der Versagung einer Befriedigung und 
ist als eine Art pervertierter Sinnlichkeit zu verstehen. Sie ist der Ersatz für deren 
verhinderte Entfaltung in einer repressiven Gesellschaft. 

Hier wäre nun die „Analyse des Gewaltzusammenhangs zwischen Sozialstruk- 
tur und Subjekten“ (Klaus Horn/1975/315) differenziert zu leisten. Nach Brückner 
enthält der historische Materialismus eine ‚„Anweisung‘‘ auf eine „‚wissenschaftliche 
Psychologie‘‘. In den Pariser Manuskripten erkennt Marx, „wie die Geschichte der 
Industrie und das gewordene gegenständliche Dasein der Industrie das aufgeschlage- 
ne Buch der menschlichen Wesenskräfte, die sinnlich vorliegende menschliche Psy- 
chologie ist, die bisher nicht in ihrem Zusammenhang mit dem Wesen des Menschen, 
sondern immer nur in einer äußeren Nützlichkeitsbeziehung gefaßt wurde“. Die um- 
fassende materialistische Analyse gesellschaftlicher Aggressionsbedingungen steht je- 
doch noch aus und kann auch hier weder nachgeholt noch übersprungen werden. 

Wir können jedoch mit Marcuse konstatieren, daß die historisch einzigartigen 
Möglichkeiten einer humanen Gesellschaft sich in der Umklammerung ebenso einzig- 
artiger gigantischer Repressions- und Destruktionskräfte befinden. Die allgegenwär- 
tige, besonders militärische Aggression ist das Produkt der immer irrationaler wer- 
denden zwanghaften bürgerlichen Vergesellschaftung und Glücksverweigerung. Mit 
der Aggression nimmt auch die Fügsamkeit zu. Das Vordringen entpersönlichter 
Gewaltformen, die Delegation der Gewalt an die sozialen Apparate läßt die Aggres- 
sion umschlagen in unmittelbar gesellschaftlich organisierte Destruktivität, die aber 
eben auch — z. B. im Konsum- oder Waffenrausch — tiefe menschliche Triebansprü- 
che versorgt. Die Aggression hat aufgehört, historisch fortschrittlich zu sein. Aber 

n Stelle der wegfallenden alten Kulturschranke ist kein neuer sinnstiftender gesell- 
schaftlicher Zusammenhang getreten, der Gewalt entbehrlich machen würde. „Wenn 
Freuds Theorie stimmt, daß die destruktiven Triebe danach drängen, das eigene Le- 
ben des Individuums zu vernichten, ohne den ‚Umweg‘ über andere Leben und Ziele 
zu scheuen, dann können wir in der Tat von einer selbstmörderischen Tendenz die- 
ser Gesellschaft sprechen, und das weltweite Spiel mit der totalen Zerstörung mag 
dann in der Triebstruktur der Individuen eine feste Basis gefunden haben“ (Marcuse/ 
1969/29). 

Die historische Dialektik der menschlichen Individuation produziert unter ge- 
sellschaftlichen Bedingungen, die die Erhaltung und Erweiterung des menschlichen 
Selbst beeinträchtigen, Ohnmacht, Flucht und Unterwerfung statt produktiv-solida- 
rischer Tätigkeit. Sado-Masochismus und Narzißmus sind der seelische Ausdruck der 
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individuell und gesellschaftlich ausgesperrten Selbstkräfte. Die Umfunktionierung 
des Ich zum Instrument übermächtiger Außenkräfte und seine Selbstaufgabe in der 
perversen Symbiose des Konsums und der Gewalt verbreitet „schweigende Glück- 
losigkeit‘ (Fromm). 

In diesem Sinne ist der Militarismus die auf die Spitze getriebene Inhumanität 
der (spät)bürgerlichen Gesellschaft. 


Antimilitarismus 


Man erkennt hier schon, daß die in der bürgerlichen Militarismusforschung und auch 
im bürgerlichen Pazifismus betriebene Unterscheidung von Militär und ziviler Ge- 
sellschaft im besten Falle ahnungslos, im schlechtesten Falle Augenwischerei ist. 
„Ihr Krieg‘, sagt Brecht, „kommt aus ihrem Leben hervor wie der Sohn aus der 
Mutter“. In dieser Gesellschaft herrscht Krieg, beständig und in allen Formen, sei es 
der soziale Krieg der Klassen in Fabrik, Büro und Staat, sei es der Krieg gegen die 
Kinder, gegen die Frauen, sei es der private Beziehungskrieg. Diese alltägliche und 
vielgestaltige Gewalt ist der psychische Lebenssaft des Militarismus. Natürlich stellt 
er ihre offen zerstörerische Form dar; sich ihm zu entziehen und ‚‚zivil“ zu bleiben, 
heißt aber mitnichten, dem Frieden zu dienen, sondern lediglich auf andere Weise 
Glied der Gewaltgesellschaft zu sein. Hier liegt ein Irrtum der Kriegsdienstverweige- 
rung. Der Kampf gegen den Krieg ist in der Armee genauso nötig und möglich wie 
in der zivilen Gesellschaft, die die Kriegstriebe produziert. 

Die Vorstellung, der Militarismus sei eine bösartige Überwucherung eines an- 
sonsten weitgehend friedfertigen zivilen Gesellschaftskörpers, hat ihren materiell- 
historischen Grund’ in der deutschen Geschichte und Gesellschaft. Die besondere 
Aggressivität einer zu spät gekommenen imperialistischen Macht, der von langer 
dumpfer Kleinstaaterei ererbte Bürokratismus und Ordnungssinn, die hierzulande 
besonders schroffe Reglementierung der Lust und Disziplinierung zur Arbeit und 
Leistung und die schwach ausgebildete bürgerliche Liberalität mögen als Hinweise 
auf die herausragende Explosivität des deutschenMilitarismus dienen. Nicht umsonst 
hatte die wilhelminische Gesellschaft sich den (Reserve)Offizier zu ihrem Leitbild 
erkoren, enthielt der Nationalsozialismus viele Momente soldatischer Ideologie und 
treiben auch heute wieder Militaria ihre schillernden Sumpfblüten. Der besondere 
Verweis auf die Notwendigkeit zivil-demokratischer Strukturen mag sich so recht- 
fertigen — und er ist gewiß ein notwendiger Bestandteil des antimilitaristischen 
Kampfes. Aber er darf nicht den Blick dafür verstellen, daß die bürgerliche Zivilisa- 
tion moralisch-historisch längst schon ihren Zenith überschritten hat und keine fort- 
schrittliche Frontlinie mehr bildet und daß ihre eigene innere Existenzlogik die der 
Gewalt ist. 

Was bedeuten nun die vorgetragenen Überlegungen für die Bedingungen und 
Möglichkeiten des antimilitaristischen Kampfes heute? 

Zunächst, hoffe ich, geht aus ihnen eine gewisse Akzentverschiebung von den 
vorwiegend appellativ-moralischen. Antikriegskundgebungen, deren Ohnmacht au- 
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genfällig ist, auf den Kampf gegen den zivilen Boden des Militarismus und dessen 
psychische und soziale Innenausstattung hervor. Der Antimilitarismus muß im 
Grunde eine Kampfbewegung gegen alle Formen der Produktion und Ausübung 
von offener Gewalt im Kapitalismus sein, bzw. da das nicht angeht, mindestens in 
ein enges Verhältnis zu ihnen treten. Gerade dann erhält der Kampf gegen den in- 
stitutionellen militaristischen Kern seine Breite und Schärfe. Hier bietet sich ein 
ganz neues Feld produktiver politischer Phantasie, von der Demontierung und Er- 
setzung militaristischer Straßenschilder über eine ‚alternative‘ Kranzniederlegung 
an Gefallenendenkmälern (warum sollen wir den Tod von Millionen den reaktionä- 
ren Kräften überlassen, die ihn verschuldet haben?), Erfahrungsaufarbeitung mit 
K.riegsteilnehmern ‚draußen‘ und hier, Organisation antimilitaristischer Literatur- 
und Fotowettbewerbe, Kriegsspielzeugaktionen bis hin zu Festen und gemeinsamen 
Veranstaltungen von Gewerkschaftern, kritischen Soldatengruppen und Kriegsdienst- 
verweigerern. Hier besteht noch eine Menge Berührungsangst, wie denn Krieg und 
Militarismus überhaupt aus dem Bewußtsein der Linken weitgehend verdrängt sind. 

In ähnliche Richtung gehen ja die Gedanken und praktischen Ansätze der 
Friedenspädagogik. Sie will eine positive Identifikation mit dem Frieden gerade 
auch im Alltag. Zu Recht vertritt sie, daß eine antimilitaristische politische Makro- 
sicht ohne die betroffenen Subjekte abzugleiten droht. Sie ist in ihrer Arbeit aber 
auch auf die Grenze am anderen Rand gestoßen, das häufige Abprallen nämlich von 
Aktionen, die aufs Gemüt und gesellschaftliche Oberflächenphänomene (wie z.B. 
Kriegsspielzeug) zielen, von der tief verankerten Gewaltstruktur, in der wir leben. 
So wichtig die Abrüstung im Kinderzimmer ist, gegen die traumatischen Gewalter- 
fahrungen, denen die Kleinkinder oft schon bei der Geburt und später bei mannig- 
fachen Mißhandlungen ausgesetzt sind, gegen den allherrschenden gnadenlosen 
Überlebenskampf und schließlich die drohende bzw. praktizierte militaristische Ge- 
walt, erscheint sie als Laubsägearbeit an einer groben Bohle. Gleichwohl ist sie not- 
wendig wie viele ähnliche Teilschritte. Nicht in der Hoffnung, so allmählich die be- 
stehende Gesellschaft zu einer friedfertigen zu machen; aber in der begründbaren 
Aussicht, darüber den Fuß in die Tür zu setzen, hinter welcher der militaristische 
Charakter, unbehelligt von politischen Deklamationen, sich heranbildet. Von hier 
aus kann und muß es dann weitergehen zur gemeinsamen politischen Arbeit gegen 
Militär, Rüstung und Krieg, durch welche allein der bürgerliche Militarismus im ge- 
samtgesellschaftlichen Maßstab überwunden werden kann. 

In der gegenwärtigen antimilitaristischen Bewegung in der Bundesrepublik 
dominiert aufgrund des noch immer herrschenden relativen Klassenfriedens und der 
Schwäche der demokratischen und sozialistischen Kräfte der Pazifismus in seinen 
verschiedenen Spielarten. Er versteht sich meist gewaltlos und klassenneutral, will 
allseitige Abrüstung durch Appell ans Weltgewissen oder die bürgerliche Vernunft 
erreichen. Seine neuartige Erscheinungsform ist die massenhafte, aber individua- 
listische Kriegsdienstverweigerung, die nach der Kassierung des liberalen „Postkar- 
tenverfahrens‘‘ durch das Bundesverfassungsgericht sich wieder auf 30 bis 40.000 
Anträge pro Jahr einzupendeln scheint. Die Hälfte Kommt von Abiturienten. Kriegs- 
dienstverweigerer sehen ihren Einsatz als persönlichen Beitrag zum Frieden, insbe- 
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sondere im zivielen Ersatzdienst, der mittlerweile in seinem Arbeitsethos, seiner Bil- 
ligkeit und seiner Eignung als zivile Armee neben der militärischen allgemeine Wert- 
schätzung findet. Der Ersatzdienst ist nicht nur negativ von der Wehrpflicht her 
definiert, er ist auch Teil der umfassenden Arbeitszwangsverpflichtung nach Art. 
12a des Grundgesetzes. Ein staatlicher „Friedensdienst‘‘, von einem friedlosen Staat 
durchgeführt, ist ein Widerspruch in sich. Und die Militärs ihrerseits sind froh, daß 
die größten Unruhestifter draußen bleiben; der Trend zur Spezialisierung und Prof- 
fessionalisierung in den modernen Streitkräften macht sie auch zahlenmäßig ent- 
behrlich. Von ihrem politischen Effekt her, nicht von der Motivation der Antrag- 
steller, ist daher Kriegsdienstverweigerung durchaus systemkonform. Aber sie ist 
zugleich ein unübersehbares Signal und Symptom antimilitaristischer Gesinnung der 
Jugend - ein ziemliches Novum in der deutschen Geschichte undeine große Chance. 

Mit ihren politischen Zusammenhängen und Möglichkeiten der Weiterent- 
wicklung sieht es allerdings schlecht aus. Der traditionelle proletarisch-revolutionäre 
Antimilitarismus der deutschen Arbeiterbewegung ist fast erloschen. Die deutsche 
Sozialdemokratie war schon lange vor dem ersten Weltkrieg auf die Linie bürgerlich- 
demokratischer Armeereform eingeschwenkt. Selbst die vertritt sie heute nicht ein- 
mal mehr. Die revolutionäre Militärpolitik der SPD-Linken, der Spartakisten und 
der KPD in der Weimarer Republik hat nie eine große Bedeutung erlangt. Die heuti- 
ge DKP vertritt die von der SPD verlassene Abrüstungslinie, vor allem im Rahmen 
der DFG-Vk und im Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit. Und die 
Gewerkschaften lassen zwar keine Gelegenheit vorbeigehen, ohne ihre Gegnerschaft 
zu Krieg und Militarismus allgemein zu bekunden. Das meiste davon aber ist rheto- 
rischer Schaum. In der Praxis bremst die unumwundene Anerkennung der Bundes- 
wehr als staatstragende Institution. An gewerkschaftlichen Handlungen, um die 
wehrdienstleistenden Kollegen im Rahmen der verbandlichen Arbeit zu halten, fin- 
det so gut wie nichts statt. Während die DGB-Spitze die neueste gewerkschaftliche 
Antikriegsbroschüre wegen ihres zu deutlichen Klassenstandpunkts in der Geschichts- 
aufarbeitung verboten hat, herrschen in den allgemeinen DGB-Verlautbarungen all- 
gemeine Abrüstungs- und Friedensfloskeln vor. 

Von einer organisierten antimilitaristischen Arbeit größeren Ausmaßes kann 
gegenwärtig also leider keine Rede sein. Und wenn wir realistisch sind, werden wir 
sagen müssen, daß sich dies auch in nächster Zukunft nicht ändern wird. Aber wir 
können mithelfen, den Boden für einen Umschwung zu bereiten. Die massenhafte 
Kriegsdienstverweigerung ist ein Zeichen. Die wiederauflebende antimilitaristische 
Agitation in der Armee selbst ein anderes. Auch in der Frauenfrage wird die Militär- 
frage debattiert. Bezugnehmend auf Pläne, auch Frauen zur Bundeswehr heranzu- 
ziehen und entgegen etwa den Äußerungen Alice Schwarzers beschloß der neuliche 
Frauenkongreß gegen Atom und Militär in Köln eine Resolution gegen ‚jegliche mi- 
litärische oder militärdienliche Dienste‘ von Frauen. Auch die Abrüstungsbewegung 
ist weiter aktiv. Es gibt also durchaus hoffnungsvolle Ansätze, auch in der relativen 
Unentwickeltheit und Isolation, in die sich antimilitaristische Arbeit heute gestellt 
sieht. Auf mannigfache Weise können und müssen wir heute unsere Liebe zum Le- 
ben und unsere Feindschaft zum Krieg erklären und durchsetzen. 
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In Prokla Nr. 36 veröffentlichten wir eine Stellungnahme zur Auseinandersetzung zwischen Pe- 
ter von Oertzen und Wolfgang Abendroth anläßlich der Bahro-Solidaritäts-Resolutionen in der 
westdeutschen Linken. Inzwischen erreichte uns eine Replik von Peter v. Oertzen, die wir im 
folgenden mitsamt der Antwort der Redaktion dokumentieren. (Red.) 


Peter v. Oertzen 


Werte Genossen, 

Ihr habt in einer gemeinsamen Erklärung zu meiner Kritik an Wolfgang Abenroths Dissidenten- 
artikel im „Argument‘ Nr. 111 und zu der daraufhin entstandenen Diskussion Stellung genom- 
men. Ich teile Eure grundsätzliche Haltung in allen wesentlichen Punkten; aber die praktisch- 
politischen Konsequenzen, die Ihr zieht, scheinen mir merkwürdig widersprüchlich zu sein. 

Ihr fordert zurecht die Auflösung jener selbstgeschaffener Blockierung der Linken: 
„Nämlich entweder in solidarischer Kritik mit den sozialistischen Ländern zu verharren und un- 
fähig zu sein zur Solidarität mit den dort Verfolgten oder gar zu einer stur antikommunistischen 
Abgrenzung herunterzukommen und folglich unfähig zu sein, sozialistische Strategien im We- 
sten zu entwickeln.“ 

Im Gegensatz zu manchen Verteidigern Abendroths, die das, was er in dem fraglichen Ar- 
tikel geschrieben hat, einfach nicht wahrhaben wollen, bestätigt Ihr meine Interpretation: „‚Die 
Solidarität mit Bahro ist für uns keine Frage der taktischen Opportunität — wie für Abendroth —, 
und in der Kritik an diesem Argument in Abendroths Position hat von Oertzen recht. Die in- 
haftierung Bahros ist nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Opportunität in bezug auf die 
wohlverstandenen Interessen der DDR zu kritisieren, sondern prinzipiell ein Unrecht.“ 

Ihr weist mit guten Gründen darauf hin, „daß es sich die Linke (...) nicht leisten kann, 
unter dem Primat der Solidarität notwendige Diskussionen ( ... ) zu unterdrücken.‘ Und in Ab- 
wehr einer weitverbreiteten Haltung sagt Ihr: ‚Aus Angst vor dem Beifall von der falschen Seite 
in der Kritik zurückhaltend zu sein, würde die marxistische Linke in der Bundesrepublik ihrer 
Grundlage im offenen Prozeß von Kritik und Selbstkritik berauben.“ 

Alle diese Aussagen decken sich mit meinen eigenen Auffassungen; und Ihr bestätigt 
Eurerseits — unausdrücklich oder sogar ausdrücklich — den inhaltlichen Standpunkt meiner 
Abendroth-Kritik. Schwerwiegende Meinungsverschiedenheiten zwischen uns liegen jedoch auf 
dem Gebiet der politischen Praxis und Taktik. 

Ihr formuliert Eure politische Haltung mit erfreulicher Klarheit: Auch wenn Ihr in der 
Bahro-Frage Abendroth inhaltlich kritisiert, auch wenn es zwischen Euch und der „sozialdemo- 
kratischen Sozialismus-Kritik Berührungspunkte gibt‘, gehört Eure politische Solidarität als 
Sozialisten Wolfgang Abendroth (und nicht — das sagt Ihr zwar nicht ausdrücklich, aber Ihr 
meint es — dem linken Sozialdemokraten Peter von Oertzen). Für die „marxistische Linke‘ (ob 
es eine nicht-marxistische, aber dennoch sozialistische Linke gibt, prüft Ihr leider nicht) heißt 
demgemäß Eure taktische Marschroute: „sich ( .... ) wegen inhaltlicher Differenzen von sozial- 
‚demokratischen Politikern auseinanderdividieren zu lassen, würde den notwendigen Prozeß der 
Vereinheitlichung der sozialistischen Linken in der Bundesrepubfik Deutschland zurückwerfen.“ 

Zum besseren Verständnis unserer Differenzen will ich versuchen, Eure Position in ihren 
einzelnen Bestandteilen zu formulieren und sie dann kritisch zu Kommentieren. 

1. Ihr geht davon aus, daß es in der Bundesrepublik Deutschland — zumindest potentiell — eine 
sozialistische Linke gäbe und daß eine „Vereinheitlichung‘“ dieser Linken möglich und nötig sei. 
2. Zu dieser Linken gehört Eurer Meinung nach auch die politische Tendenz von Wolfgang 
Abendroth, obwohl er in der zentral wichtigen Frage der sozialistischen Demokratie einen Eurer 
Auffassung nach prinzipiellen falschen Standpunkt vertritt. Ihr sagt zwar nicht ganz klar, ob 
Ihr auch die DKP und ihr politisches Umfeld zu dieser Limken rechnet, aber aus dem Zusammen- 
hang Eurer Ausführungen geht eindeutig hervor, daß Ihr es tut. 

3. Hingegen zählt Ihr linkssozialdemokratische Positionen wie die meinen offenbar nicht zur 
sozialistischen Linken in der Bundesrepublik. 
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4. Demgemäß hat auch Wolfgang Abendroth (und wohl auch die DKP) Anspruch auf Eure po- 
litische Solidarität, ein Knker Sozialdemokrat jedoch nicht. Ich rede hier bewußt von der politi- 
schen Solidarität; auf die Solidarität als Mensch und Bürger hat jeder Anspruch, der verfolgt 
oder sonst in seinen Menschen- und Bürgerrechten gekränkt wird, ganz gleich, welche politische 
Auffassung er vertritt.) 
5. In der Konsequenz Eurer Haltung weist Ihr meine Kritik an Abendroth — trotz weitgehender 
inhaltlicher Übereinstimmung — prinzipiell zurück, weil ich meinen Eurer Auffassung nach an 
sich sachlich zutreffenden Standpunkt im Interesse der SPD ‚„instrumentalisiert‘‘, d.h. „fraktio- 
nell und politisch gegen einen Teil der Linken gewendet‘ hätte. 
6. Darüberhinaus unterstellt Ihr mir bei meiner Kritik „politischen Opportunismus“, d.h. Ihr 
bezweifelt, daß diese Kritik Ausdruck einer in sich stimmigen linken politischen Position ist. 
Obwohl Ihr Euch nicht klar ausdrückt, deutet Ihr doch an, daß ich meine Kritik nicht oder 
nicht in dieser Form geübt haben würde, wenn ich damit nicht taktische Ziele in der SPD und für 
die SPD verfolgt hätte. 
Hierzu einige kritische Anmerkungen: 

Zu 1. Was meint Ihr mit ‚Vereinheitlichung der sozialistischen Linken‘? Offenbar nicht bloß 

eine politisch-taktische Zusammenarbeit linker Organisationen und Strömungen bei Fortbe- 
stehen grundsätzlicher politischer Differenzen, sondern eine politisch-ideelle Vereinheitlichung, 
wenn schon nicht in einer einzigen Partei, so doch in einem festen Bündnis auf der Grundlage 
prinzipieller programmatischer Übereinstimmungen. Was gehört aber Eurer Meinung nach zu 
diesen gemeinsamen programmatischen Auffassungen? Haltet Ihr zum Beispiel das prinzipielle 
Bestehen auf uneingeschränkter Freiheit der Wissenschaft, der Meinung, der politischen und der 
gewerkschaftlichen Betätigung für einen wesensnotwendigen Bestandteil einer sozialistischen 
Gesellschaft und einer sozialistischen Politik? Wenn Ihr diese Frage bejaht, wie ich eigentlich an- 
nehme, haltet Ihr ein mehr als bloß taktisches Bündnis mit solchen „sozialistischen“ Tendenzen 
für theoretisch denkbar und praktisch erfolgversprechend, die jene Freiheiten für grundsätzlich 
zweitrangig halten (wie alle regierenden kommunistischen Parteien, wie aber auch die DKP) 
oder sie nach Opportunitätsgesichtspunkten relativieren (wie Abendroth und seine engeren 
Freunde). Wie stelit Ihr Euch zum Beispiel an in einer konkreten Konfliktsituation (etwa ähn- 
lich dem Überfall auf die CSSR im August 1968) das politische Verhalten einer „vereinigten“ 
Linken vor, in der Abendroth und DKP vertreten sind? (Mit ihren gegenwärtigen Haltungen in 
diesen Fragen; sollten sie sie ändern, wäre das Problem gelöst.) 
Zu 2. Oder mal ganz’scharf zugespitzt: Sind Eurer Meinung nach solche Gruppen „Linke“, die 

ihre politischen Gegner einlochen (wie die SED) oder die diese Repressionen rechtfertigen (wie 
die DKP) oder diese Streitfragen verschleiern oder relativieren, um ihre Bündnisstrategie nicht 
zu gefährden (wie Abendroth)? Nach welchen Maßstäben zählt Ihr überhaupt bestimmte Ten- 
denzen zur „sozialistischen Linken‘ in der Bundesrepublik Deutschland? Ist Euer Hauptkrite- 
rium zum Beispiel eine klare kämpferische antikapitalistische und antiimperialistische Haltung? 
Danach müßtet Ihr bestimmte revolutionäre nationalistische Gruppen (,‚Linksfaschisten‘‘, „Na- 
tionalbolschewisten‘‘) auch zur „Linken“ rechnen! Tui ihr das? Oder legt Ihr das Bekenntnis 
zum Marxismus und zu bestimmten sozialistischen Traditionen oder Symbolen (,,Rote Fahne“) 
zugrunde? Danach fielen dann Anarchisten und Anarchosyndikalisten (von etlichen dezidiert 
antimarxistischen Spontis ganz zu schweigen) heraus, die den Marxismus als Verrat am libertä- 
ren Sozialismus bekämpfen und deren Traditionsfarbe schwarz und nicht rot ist. Hingegen wür- 
den bestimmte Teile der SPD-Linken dazu zählen? Wer also ist Eurer Meinung nach „links“ und 
aus welchen Gründen? 
Zu 3. Leugnet Ihr, daß es in der SPD eine sozialistische Linke gibt (wie schwach sie auch immer 

sein möge und wie sehr durch die Parteidisziplin in ihrer Aktionsfreiheit beschränkt)? Und 
wenn nicht: Glaubt Ihr, eine „sozialistische Linke“ in der Bundesrepublik ohne die sozialdemo- 
kratische Linke (die es nicht nur in der Partei, sondern auch und nicht zuletzt in Gewerkschaf- 
ten gibt) schaffen zu können? Meint Ihr, daß diese Kräfte unter veränderten parteipolitischen 
Bedingungen ihre kompromißlosen antistalinistischen Positionen aufgeben würden? Glaubt Ihr 
zum Beispiel wirklich, ich hätte eine einzige Zeile meiner Abendroth-Kritik anders geschrieben, 
wenn ich nicht Mitglied der SPD wäre? 
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Zu 4. Ihr habt Euch aktiv an der Solidaritätsbewegung für Bahro beteiligt. Ich habe mich eben- 
falls beteiligt; Abendroth hingegen hat die Beteiligung daran abgelehnt; (wir wissen warum: um 
seine Bündnisfähigkeit bei der DKP/SED nicht zu gefährden). Trotzdem seid Ihr „als Sozialisten‘ 
mit Abendroth sofidarisch. Nicht jedoch mit mir. Was heißt für Euch politische Solidarität? Wo- 
rin liegt sie begründet, wenn nicht in der programmatisch begründeten praktischen Übereinstim- 
mung bei politisch zentralen Fragen? Oder ist die Bahro-Frage, die Frage des Stalinismus, nicht 
zentral? 
Zu 5. Ihr sagt, ich hätte meine Kritik an Abendroth „fraktionell und politisch‘ „‚instrumentali- 
siert‘. Worin liegt der Vorwurf dieser Feststellung begründet? Ist Eurer Meinung nach ‚„‚fraktio- 
nelles‘‘ Handeln an sich verwerflich? Und zurück zu unserer konkreten Streitfrage: Ist der Stand- 
punkt Abendroths in Übereinstimmung mit demokratischen und sozialistischen Prinzipien? Und 
wenn er das nicht ist, wie ich meine, aus welchen Gründen darf ich ihn dann nicht als das cha-. 
rakterisieren, was er meiner Meinung nach objektiv ist: als undemokratisch und damit als unso- 
zialistisch? Soll ich mich aus Motiven „linker Solidarität‘‘ zurückhalten? Aber welche Solidarität 
schulde ich einer politischen Tendenz, die, falls ich selbst in der Lage Bahros gewesen wäre und 
im Knast gesessen hätte, nicht bereit gewesen wäre, kompromißlos meine Freilassung zu fordern 
(oder die gar, wie die DKP, mit inniger Freude begrüßt hätte, daß wieder mal ein „Konterrevo- 
lutionär‘ ‚unschädlich‘ gemacht worden ist). 
Zu 6. Die bisher genannten Argumente Eurer Kritik an meinem Verhalten sind diskutierbar und 
— wie ich meine — widerlegbar. Der Vorwurf des Opportunismus ist es nicht. Man kann nicht 
öffentlich seine eigene politische Integrität beteuern, ohne sich lächerlich zu machen. Ich be- 
schränke meine Kritik an Euch in dieser Sache auf einige Einzelpunkte. 
— Ich sitze als Sozialdemokrat im „Glashaus“. Gewiß! Ich kann und will mich der Mitverant- 
wortung für die Unterlassungen, Fehler und Sünden der SPD nicht entziehen (und auch ' 
nicht versuchen, ihre Leistungen und die Sünden anderer dagegen aufzurechnen). Aber Ihr soll- 
tet mir doch sagen, wann und wo ich jemals die Unterdrückung der Freiheit prinzipiell gerecht- 
fertigt oder auch nur (wie Abendroth) opportunistisch relativiert hätte. Eines muß ich mir sa- 
gen lassen: daß ich die Praxis der ‚„‚Berufsverbote‘“ nicht früh, nicht entschlossen, nicht konse- 
quent genug bekämpft habe. Diesen Irrtum habe ich erkannt, und ich ziehe daraus die prakti- 
schen Konsequenzen. Euer hämischer Hinweis, daß ja auch Bahro in der Bundesrepublik 
Deutschland vom Berufsverbot bedroht sei, wird damit hinfällig, was mein Verhalten anbetrifft. 
— Euer Vergleich der — opportunistischen — programmatischen Aussagen Abendroths mit der 
— opportunistischen — Praxis sozialdemokratischer Regierungsvertreter geht an der Sache 
vorbei. Hier werden Äpfel und Birnen zusammengezählt. Unzweifelhaft arbeitet die Bundesre- 
publik zum Teil sehr eng mit Diktatoren zusammen; aber dies tut — leider — jeder Staat auf die- 
sem Erdball (auch Kuba, auch die UdSSR, von der exzessiv reaktionären Bündnispolitik Chinas 
ganz zu schweigen). Aber ich wüßte keinen führenden Sozialdemokraten, der die Unterdrückung 
der Freiheit, der Wissenschaft, der Meinung, der politischen und gewerkschaftlichen Betätigung 
in Wort oder Schrift prinzipiell gutgeheißen oder opportunistisch gerechtfertigt hätte. 
— Es bleibt als letztes Eure Unterstellung, daß ich es ganz allgemein „für politisch opportun‘“ 
gehalten hätte, meine Kritik an Abendroth in dieser Form zu äußern. Hier schimmern bei 
Euch Elemente alter „linker“ Verschwörungstheorien durch. So, als ob ich im Interesse der SPD 
— und am Ende gar in Absprache mit Schmidt, Brandt und Bahr — meine Polemik geführt hätte 
mit dem Ziel, ‚die‘ Linke „auseinanderzudividieren‘. Dem ist aber nicht so. Natürlich werde 
ich bei meiner offensiven Auseinandersetzung mit dem Stalinismus nicht behindert; aber viele 
führende SPD-Leute empfinden meine Aktivitäten doch eher als lästig und als schädlich für die 
„Entspannungspolitik‘“. 

Aber die Realitäten des inneren Zustandes der SPD in aller ihrer Widersprüchlichkeit las- 
sen sich wohl von Euren etwas abgehobenen theoretisch-politischen Standort aus nicht so genau 
erkennen. 

Ich habe mir Mühe gegeben, Eure Argumente ernsthaft und sorgfältig (und ohne überflüs- 
sige Polemik) zu diskutieren. Vielleicht würdigt Ihr meine Argumente einer ähnlichen Behand- 
lung. 

Mit sozialistischem Gruß Peter von Oertzen 
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Stellungnahme der Redaktion zur Antwort von Peter von Oertzen 


Selten genug finden Diskussionen innerhalb der Linken in der Bundesrepublik so statt, daß auf 
inhaltliche Kontroversen eingegangen wird und nicht nur vorgefaßte „Standpunkte‘‘ aufeinan- 
derprallen. Wir freuen uns deshalb über die Replik von Peter von Oertzen auf unseren Beitrag 
zur Solidarität mit Rudolf Bahro. Durch dessen Freilassung und sein politisches Wirken in der 
Bundesrepublik ist eine neue Situation gegeben, da nunmehr die Möglichkeit für alle Beteiligten 
besteht, ganz „‚nichtopportunistisch‘‘ über seinen „Fall‘‘ und vor allem über seine Thesen zu.dis- 
kutieren. Wir gehen hier kurz auf die Replik ein, weil sie grundsätzliche Fragen aufwirft. 

Für die „unabhängige Linke‘ (wir übernehmen hier einmal die Bezeichnung, die Oertzen 
zuletzt gewählt hat, vgl. „links‘‘, Nr. 118, Januar 1980) ist die Einschätzung der „Linken in der 
SPD“ eine ebenso wichtige Frage wie die Einschätzung der Strömungen und Organisationen, die 
Oertzen als ‚„‚Alt- und Neustalinismus‘‘ charakterisiert. In diesem Kontext ist auch unsere Stel- 
lungnahme in Prokla 36 angesiedelt, die sich zudem auf unsere langjährige Kritik theoretischer 
und politischer Positionen dieser Strömungen stützt. Viele der Fragen, die Oertzen uns stellt, er- 
weisen sich vor diesem Hintergrund als rhetorische. Natürlich, um ein Beispiel herauszunehmen, 
„leugnen“ wir nicht, daß es eine „sozialistische Linke‘‘ in der SPD gibt, auch nicht, daß noch 
weiter gesehen eine „‚sozialdemokratische Linke‘‘ in Partei und Gewerkschaften existiert. Hier 
geht es nicht um die einfache Reahtät vorhandener verschiedenartiger Strömungen innerhalb 
der „gesamten Linken“ und um Definitionsprobleme darüber, wer denn heute alles zur „Linken‘“ 
zu zählen sei. Auch nicht um die Frage wechselseitiger Anerkennung als „links“. Da es unter 
den politischen Konstellationen in der Bundesrepublik heute kaum mehr als opportun gilt, 
„links“ zu sein, können wir wohl davon ausgehen, daß der Selbsteinschätzung als Linkem ein 
gehöriges Maß an Engagement, Mut und Wahrheitswille zugrundeliegt, womit die eigentlichen 
Probleme jenseits von Vorabdefinitionen liegen. 

Mit rein programmatischen Vorabdefinitionen würde man es sich auch allzu leicht ma- 
chen. Das Problem in der Auseinandersetzung mit den „Alt- und Neustalinisten‘‘ ist etwa, daß 
sie zur Linken gehören — und nicht nur in der Selbsteinschätzung, sondern auch nach Geschich- 
te und Tradition und auch in der Fremdeinschätzung seitens der Rechten sowie jener Sozialde- 
mokraten, die v. Oertzen nicht zur .‚Linken‘ zählen würde. Ähnliches gilt für die sozialdemo- 
Kratische Linke, Vor einer intensiven Auseinandersetzung also schon entscheiden zu wollen, 
was ein linker „ideeller und politischer Minimalkonsens‘ (vgl. „links‘‘ Nr. 118) beinhalten könn- 
te, erinnert uns fatal an die Parole aller Dogmatiker, von der katholischen Kirche bis zur ML-Be- 
wegung, die da lautet „Erst Klarheit, dann Einheit“. 

Obwohl wir beispielsweise prinzipiell auf der uneingeschränkten Freiheit der Wissen- 
schaft, der Meinung, der poftischen und gewerkschafthichen Betätigung und anderen Menschen- 
und Bürgerrechten bestehen, müssen wir zunächst als Realität hinnehmen, daß andere „Linke“ 
zu diesen Fragen eine andere Position haben, die ja nicht „prinzipiell“ anders ist. Abendroth 
oder der DKP generell zu unterstellen, für sie seien jene Freiheiten „grundsätzlich zweitrangig‘“ 
oder nach „Opportunitätsgesichtspunkten‘“ relativierbar, ist sachlich nicht gerechtfertigt. Man 
muß zur Kenntnis nehmen, daß diese Strömungen der Linken auch prinzipiell jene Freiheiten 
für notwendig halten, allerdings je nach gesellschaftlicher und historischer Situation sich ge- 
zwungen sehen zu unterscheiden, inwieweit das Prinzip durchführbar ist. Dahinter steckt eine 
allzu lange Tradition fragwürdiger Theorie und Praxis in bezug auf die Zweck-Mittel-Relation 
politischen Handelns, als daß man von diesen Linken ein schlichtes „Abschwören‘‘ erwarten 
könnte. Umgekehrt sind die „sozialdemokratischen Linken“ nicht schon deshalb „prinzipiell‘* 
innerhalb der gesamten Linken bündnisfähig, weil sie prinzipiell für jene Freiheiten eintreten. 
Auch hier ist zu fragen, wie es mit der Zweck-Mittel-Relation aussieht. Gibt es nicht eine eben- 
so fatale „reformistische‘“‘ Tradition politischen Handelns, die trotz Bekenntnisses zu jenen gro- 
Ben Prinzipien fallweise realen gesellschaftlichen und historischen Konstellationen nachgibt, in- 
nerhalb derer solche Prinzipien nicht mehr oder noch nicht in Reinheit durchführbar waren 
und sind? Wir denken an die Tolerierungspolitik der Sozialdemokraten nach 1930, an die Hal- 
tung gegenüber Diktaturen — wie zuletzt Brasilien, schließlich an die Berufsverbots- und Anti- 
terrorgesetze-Praxis, wo ja auch die Sozialdemokratie (und mit Zähneknirschen ein Großteil 
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ihrer Linken) bis an die „Grenze des Rechtsstaates‘“ gegangen ist, tatsächlich diese Grenze 
kräftig mit verschoben hat. Auch das ist nicht nur „Opportunismus“. \ 

Nun wollen wir uns nicht als die wahren Sozialisten „in der Mitten‘ darstellen. Vielmehr 
sehen wir die Unabhängigkeit der „unabhängigen Linken“‘ gerade darin, nicht solchen parteipo- 
litischen Traditionen und Bindungen verpflichtet zu sein und damit an dogmatisierten „Prinzi- 
pen“ festkleben zu müssen. Wir wollen durch einen intensiven Prozeß der Kritik und Selbstkii- 
tik dazu beitragen, daß die notwendigen Kontroversen innerhalb der „Linken“ historisch und 
politisch geführt werden, um diese Dogmatisirungen überhaupt erst einmal aufzubtrechen. 

So steckte in der Debatte um die Bahro-Solidarität zwischen Abendroth u.a. und Oert- 
zen u.a. eben mehr als Oertzen in seiner Replik wahrgenommen hat. Hätten wir mit dem Vor- 
wurf des „Opportunismus‘“ seine persönliche politische Integrität angegriffen, dann hätte er in 
weiten Teilen seiner Replik recht. Sicher hat er die Kritik an Abendroth und seine Solidarität 
mit Bahro nicht formuliert, um der Sozialdemokratie im Kampf gegen die „Alt- und Neustalin- 
isten“ einen Dienst zu erweisen, noch um direkt die Diskriminierung politisch Andersdenkender 
in der Bundesrepublik und damit die Unterdrückung der Freiheit „prinzipiell‘‘ zu rechtfertigen 
oder zu relativieren. Wir haben ja auch nicht behauptet, er hätte es „allgemein“ für politisch 
opportun gehalten, auf Abendroth einzudreschen. Wir zitieren dagegen aus Prokla 36: Oertzen 
„treibt die Polemik gegen Abendroth auf eine Ebene der Auseinandersetzung, auf der die Kritik 
zum taktisch-opportunen organisationspolitischen Knüppel verkehrt wird, indem dessen Auffas- 
sungen flugs für unvereinbar mit den Grundsätzen der Demokratie und der freien Gewerkschaf- 
ten erklärt werden ... (er) hälteseben für politisch opportun, die Bahro-Solidarität im Zusammen- 
hang mit der derzeit in den Gewerkschaften geführten Kampagne gegen DKP-Mitglieder (und DKP- 
nahe Positionen) zu instrumentalisieren — Bahro-Solidarität wird auf diese Weise (!) fraktionell 
und politisch gegen einen Teil der Linken gewendet‘. Der Zusammenhang ist klar. Niemand be- 
streitet Oertzens integre sozialistische Motivation, wobei hier ein Wort zur Selbstkritik nötig ist: 
die Formulierung ‚die sich moralisch entrüstet gebende Kritik‘ als Bezeichnung für Oertzens per- 
sönlichen Vorstoß ist unrichtig. Sie bleibt allerdings richtig für die politische Kampagne, die dar- 
an angeknüpft hat. 

Wir verweisen jedoch darauf, daß ein Teil der sozialdemokratischen Linken die Auseinan- 
dersetzung um Bahro sehr wohl dazu benutzt hat, um innergewerkschaftliche und teilweise inner- 
parteiliche Konflikte mit dem großen Knüppel der Menschenrechte zu entscheiden. Es ist doch 
zu fragen, ob Oertzen seine verschiedenen „Rollen“, in denen er auftritt, nicht einfach verdrängt. 
Kann er denn darüber hinweggehen, daß seine Stimme als Mitglied des Parteivorstandes und pro- 
minenter sozialdemokratischer Linker eben nicht nur als die seiner Person wahrgenommen wird, 
sondern sehr wohlals Richtungsangabe für eine ganze Strömung? Und daß innerhalb dieser Strö- 
mung auch die Tendenz existiert, sich durch Abgrenzungen gegen „Marxisten‘ und ‚„Kommuni- 
sten‘“ als integre und deshalb integrierbare demokratische Linke darzustellen? Diese unsere Ver- 
mutung hat mit „Verschwörungstheorie“ nichts zu tun. Nehmen wir als Beispiel die Entwicklung 
in Sachen Berufsverbot. Die halbherzige „Liberalisierung“ durch die Koalition hat dazu geführt, 
daß alle „Kommunistischen“ Gruppen beyond the line sind, und zwar deutlicher und unumstrit- 
tener denn je, während die „unabhängige‘‘ und sozialdemokratische Linke mehr oder weniger 
ihre Köpfe rettenkann. Dies ändert an dem grundsätzlich rechtsstaatswidrigen Verfahren nichts, 
hat aber sowohl zu einer Beruhigung der nichtkommunistischen Linken als auch zur Verstärkung 
von abstraktem Abgrenzungsdenken geführt. In diese Kerbe haut Oertzen u. E. nun auch wieder 
in seiner Replik. 

Demgegenüber sind wir politisch mit dem Sozialisten Abendroth und seiner Richtung so- 
lidarisch, eben weil gegenwärtig in der Bundesrepublik vielen Linken, deren Ansichten wir nicht 
teilen, Bürgerrechte beschnitten werden. (Warum Oertzen meint, wir seien mit ihm als linkem 
Sozialdemokraten nicht politisch solidarisch, ergibt sich aus der Verwechslung seiner persönli- 
chen Meinung mit seiner Rolle als prominenter Sozialdemokrat). Würden den Kommunisten in 
unserem Lande die vollen Bürgerrechte gewährt, wozu auch der undiskriminierte Zugang zum 
öffentlichen Dienst, u.a. an die Universitäten und in die Schulen, gehört, müßten wir unsere be- 
sondere Solidarität mit Abendroth und seiner Richtung nicht betonen. Aber das übersieht Oert- 
zen generell: daß durch die Beteiligung der Sozialdemokratie an der offiziellen, durch die staat- 
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